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S. 99���� (Beginn um 9 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich eröffne die 8. Sitzung des Wiener Gemeinderats.

Entschuldigt ist für heute Herr GR Walter Strobl. Ich nehme an, die Influenza hat ihn dahingerafft, und wir wünschen ihm alles Gute.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0015/GM/01-KGR) wurde von Frau GRin Waltraud Cecile Cordon an den Herrn Bürgermeister gestellt: Im Rahmen des Restitutionsberichts werden Tausende Kunst- und Kulturobjekte aufgezählt, welche bislang als Kriegsverluste geführt waren. Wie konnte es bei fachgerechter Leitung des Historischen Museums passieren, dass gleich "Tausende Kunst- und Kulturobjekte" nicht auffindbar waren oder nicht in den Inventarlisten geführt wurden, noch dazu wo es sich um arisierte Kunstgegenstände handelt und um wie viele Objekte handelt es sich genau?

Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Sie behaupten in Ihrer Anfrage, dass im Bericht des amtsführenden Stadtrats für Kultur und Wissenschaft über die gemäß dem Gemeinderatsbeschluss vom 29. April 1999 erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek, im so genannten Restitutionsbericht, Tausende Kunst- und Kulturobjekte, welche bislang als Kriegsverluste geführt waren, aufgezählt werden.

In der Tat steht im Restitutionsbericht Folgendes drinnen: "Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Historischen Museums haben Tausende Kunst- und Kulturgegenstände überprüft und dabei auch Objekte gefunden, die seit einem halben Jahrhundert als Kriegsverluste geführt und bei früheren Restitutionen übersehen worden waren, jetzt aber den ehemaligen Besitzern beziehungsweise deren Erben überantwortet wurden und werden."

Ich gehe davon aus, dass Sie den Unterschied in diesen beiden Formulierungen auch erkennen. 

Ich stelle daher fest, dass die Behauptung, die Sie in Ihrer Frage aufstellen, unkorrekt und unwahr ist.

Bei den Tausenden Kunst- und Kulturgegenständen handelt es sich um jene mehr als 18 000 Erwerbungen des Historischen Museums der Stadt Wien, die während der Zeit des Nationalsozialismus von 1938 bis 1945 erfolgt sind und im Sinne des Gemeinderatsbeschlusses vom April 1999 überprüft wurden. Parallel zu dieser Überprüfung findet auch eine Überprüfung aller Restitutionsvorgänge, die auf Grund der Rückstellungsgesetze Ende der Vierziger- und Anfang der Fünfzigerjahre erfolgten, auf Vollständigkeit und Rechtmäßigkeit statt. Wenn es nun im Bericht heißt, dass auch Objekte gefunden wurden, die seit einem halben Jahrhundert als Kriegsverluste geführt, nun aber restituiert wurden, so bezieht sich dies auf folgende, nunmehr nachgeholte Restitutionen:

Erstens. Aus der ehemaligen Sammlung von Ferdinand Bloch-Bauer wurde mit Beschluss der Wiener Rückstellungskommission vom 19. Oktober 1999 am 11. Jänner 2000 vom Historischen Museum der Stadt Wien eine Porzellanschale mit Untertasse übergeben, nachdem diese anlässlich der Restitutionen vom 28.2.1949 und vom 22.6.1954 nicht ausgefolgt worden war, da man sie als Kriegsverlust führte. Diese Restitution erfolgte eben als Ergebnis auch der Überprüfung aller in den späten Vierziger- und frühen Fünfzigerjahren des 20. Jahrhunderts durchgeführten Restitutionen auf Rechtmäßigkeit und Vollständigkeit durch das Historische Museum der Stadt Wien.

Zweitens. Die Rückgabe von Teilen der zwei großen Strauß-Sammlungen im Jahre 1952, nämlich der Sammlung Strauß-Meyßner und der Sammlung Strauß-Simon, erfolgte auf Grund einer umfangreichen Inventarliste, die keine Trennung und Zuordnung der einzelnen Inventarobjekte zu Sammlungen aufweist. Ein Teil dieser Sammlungen kam aus der Rückgabe durch eine Schenkung wieder an die Stadt Wien, ein Teil wurde von der Stadt Wien rückgekauft. Beides geschah unter dem Druck der damaligen Verhältnisse. Zudem unterblieb bei Objekten, die man damals als wenig bedeutsam einstufte, weil es sich um vielfach vorhandene Druckgrafiken und Fotos handelt, eine genaue Zuordnung der Sammlungsstücke zu den einzelnen Sammlungen. Daher wurden Objekte, die in der sehr umfangreichen Inventarliste zwar vorhanden waren, aber nicht identifiziert wurden, als Kriegsverluste vermutet und nicht zurückgestellt.

Im Zuge der gegenwärtig erfolgten Restitution an die Erben von Strauß-Meyßner wurden nun jene Objekte in diesem seinerzeit als wenig bedeutsam eingestuften Bestand identifiziert, die aus der Sammlung Strauß-Simon stammten und daher zu restituieren waren.

Mit Beschluss der Wiener Rückstellungskommission vom 1. Februar 2001 wurden nun diese Kunst- und Kulturgegenstände vom Historischen Museum der Stadt Wien am 10. April 2001 restituiert. Die Liste dieser Gegenstände findet sich im vom Herrn amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft vorgelegten Restitutionsbericht und ist selbstverständlich auch beim Direktor der Museen der Stadt Wien einzusehen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Erste Zusatzfrage: Frau GRin Cordon.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Meine Zusatzfrage wäre: Wurden auch die Gegenstände aus dem Jüdischen Museum und dem Uhrenmuseum neu aufgelistet, in Richtung 1938, 1945, Fünfzigerjahre und beginnende Sechzigerjahre auf Erwerbungen, also auf Erwerbung in dieser Zeit?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! 

Wenn ich von den Museen der Stadt Wien gesprochen habe, dann habe ich natürlich von allen Museen der Stadt Wien gesprochen und nicht nur von einem, vom Historischen Museum. Was auch in engem Zusammenhang damit steht, dass wir unseren absoluten Willen erklärt haben, dies zu tun.

Aber ich hätte mich gefreut - ich verhehle das nicht -, wenn Sie wenigstens mit einem Wort auch hier erwähnt hätten, dass Sie aus diesem Bericht falsch zitiert haben und dass Ihnen das bei diesem sensiblen Thema auch Leid tut. (Beifall bei der SPÖ und bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

In der Kultur gibt es ja Themenbereiche, wo man Auseinandersetzungen und auch öffentliche Auseinandersetzungen führt, und das werden wir heute bei einem anderen Themenbereich tun. Die Restitution ist unserer Meinung nach nicht dazu geeignet. Ich glaube, egal, ob man in der Opposition oder in der Regierung ist, sollte man stolz darauf sein, dass die letzte Regierung den Gemeinderatsbeschluss zur Restitution geschafft hat, stolz auch auf diese Stadt, stolz auf Österreich, und auch international gesehen glaube ich, dass uns hier ein großer Wurf gelungen ist.

Uns als Wiener Volkspartei geht es daher nicht darum, diesen Beschluss oder die Vorgangsweise auch nur irgendwie in Frage zu stellen, sondern uns ist es ein Anliegen, dafür zu sorgen, dass dieser Beschluss möglichst schnell umgesetzt wird, weil wir ja wissen, dass bei diesem Thema Zeit eine wichtige Rolle spielt.

Ich möchte Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister, daher fragen, wie der Zeithorizont für die konkrete Umsetzung dieses Beschlusses geplant ist und was Sie bereit sind, persönlich dafür zu tun?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Wir stimmen in ganz hohem Ausmaß überein, dass die Umsetzung des Beschlusses von 1999 so rasch wie möglich zu erfolgen hat. Denn wie bei vielen anderen Themen, wie beispielsweise auch bei der Umsetzung - ich sage es jetzt verkürzt - des so genannten Eisenstadt-Abkommens, hängt natürlich von der Zeit sehr, sehr viel ab. 

Natürlich können wir hier nur im Einklang mit den Historikern handeln, sowohl der Historikerkommission als auch der Historiker, die hier bei uns und für uns arbeiten, und nicht zuletzt auch mit der eingesetzten Restitutionskommission, die ja die entsprechenden Beschlüsse zu fassen hat. 

Aber ich sage Ihnen von Herzen gern zu, dass ich mich auch persönlich darum kümmern werde, dass dies so rasch und so vollständig wie möglich, unter Berücksichtigung natürlich auch der Forschungen, durchgeführt wird.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Mag Unterreiner.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Sie haben den früheren Stadtschulratspräsidenten Dr Kurt Scholz zum Restitutionsbeauftragten der Stadt Wien gemacht. Ich nehme an Ihre Zusammenarbeit ist sehr gut. Gibt es bereits einen ersten Zwischenbericht?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: In der Tat schätzen Sie das richtig ein: Die Zusammenarbeit ist ausgezeichnet zwischen Herrn OSR Dr Scholz und mir, nicht zuletzt vor dem Hintergrund seiner hervorragenden sachlichen Arbeit und auch unserer langjährigen Bekanntschaft und Freundschaft, sodass auch hier gar keine Probleme zu erwarten gewesen sind. Ein Bericht ist, glaube ich, heute auf der Tagesordnung und kann hier entsprechend eingesehen werden, denn seine Mitarbeit bei der Erstellung dieses Berichts war natürlich auch eine wesentliche. 

Aber er hat darüber hinaus - das gibt mir Gelegenheit, auch darauf hinzuweisen - nicht "nur" - "nur" unter Anführungszeichen - im Hinblick auf die Restitution von Kunstgegenständen seine Tätigkeit wahrzunehmen, sondern ebenso in allen anderen Bereichen, seien sie Bestandteil des Eisenstadt-Abkommens, seien sie aber darüber hinausgehende Aktivitäten, die wir setzen. So ist er beispielsweise zurzeit beschäftigt, eine Fläche zu finden, damit wir das Problem Hakoah - um es auch hier wieder in Kürzeln zu sagen - endlich lösen können. Wie Sie ja selbst wissen, ist das, was die Platzfindung betrifft, nicht ganz so einfach, weil einem auch eine ganze Menge Prügel vor die Beine geworfen werden. Aber sei denn, wie es sei, wir werden auch hier einen Platz finden. 

Er hat sich auch darum zu kümmern, dass all jene Zusagen, die im Eisenstadt-Abkommen getroffen wurden, im Hinblick auf die Sanierung der Friedhöfe, entsprechend durchgeführt werden.

Zum Dritten ist er natürlich enorm tätig, auch international tätig, um jene Voraussetzungen der Rechtssicherheit zu schaffen, die es ermöglichen, den österreichischen Wiedergutmachungsfonds, um das einmal so zu sagen, entsprechend wirksam werden zu lassen. Denn wie Sie auch wissen, waren ja wir als Wiener die Einzigen von allen Bundesländern, die überhaupt in diesen Fonds eingezahlt haben, 35 Millionen Dollar, und so mit Sicherheit auch den substanziellsten Beitrag, neben den Sachleistungen der Kunstrestitution, der Hakoah und der Friedhöfe, geleistet haben. Kein anderes Bundesland hat sich hier bisher auch nur um irgendetwas gekümmert. Ich halte das nur der Vollständigkeit halber fest. Damit ist auch klar, welche Aufgabe der Restitutionsbeauftragte hat und er erfüllt sie hervorragend. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage: Frau GRin Cordon. 

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es tut mir Leid, dass ich vorhin nicht auf meine Fehler eingegangen bin. Ich wollte meine Zusatzfrage so schnell wie möglich anbringen. Es tut mir Leid, aber es ist ein Anliegen von mir, dass in dieser Sache natürlich so viel wie möglich erreicht wird. 

Als zweite Zusatzfrage habe ich noch eine spezielle Frage an Sie. Werden Sie sich nach der Ausgliederung der Museen weiterhin dieser Angelegenheit annehmen und an die Museen Ihre Intentionen weitergeben, damit diese Restitution auch dann noch vorangetrieben wird?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin, ich nehme Ihre Erklärung zur Kenntnis. Ich habe niemals Ihren guten Willen und Ihre gute Absicht in dieser Causa in Frage und in Zweifel gestellt, aber ich bitte Sie auch, mir den guten Willen und die gute Absicht zuzubilligen, denn vieles von dem, was in den letzten eineinhalb Jahren passiert ist, hätte eigentlich in den Jahren 1945 und folgende passieren sollen. Ich habe es wiederholt als eine Schande bezeichnet, dass es mehr als 50 Jahre dauert tatsächlich zu diesen Restitutionen zu kommen. Aber es ist nun mal die jetzige politisch handelnde Generation, die dieses Problem tatsächlich erst angeht und löst und ich bin zutiefst der Überzeugung, dass Wien hier eine enorme Vorreiterrolle vor allen anderen Bundesländern dabei spielt. Ich habe wiederholt nicht nur in Worten, sondern in vielen, vielen Taten dokumentiert, wie sehr es auch mir ein Anliegen ist, dass diese Restitution eine Sache ist, die nunmehr nachgeholt wird, eine alte Schuld, die beglichen werden muss dabei.

Ich darf Ihnen daher, wiederholend eigentlich, auch versichern, dass die Organisationsformen der Museen der Stadt Wien mit den Fragen der Restitution, unserem Wollen, unserem Bemühen und auch unserem flotten Umsetzen, in keiner Weise in einem Zusammenhang stehen, und selbstverständlich werden wir das auch in Zukunft tun. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die 2. Anfrage (PrZ 0016/GM/01-KVP) wurde von Herrn GR Georg Fuchs gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Welche Maßnahmen zur Minderung der Winterarbeitslosigkeit in der Baubranche wird die Stadt Wien setzen?

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Die Stadt Wien setzt der aktuellen schwachen Konjunkturlage ein wirkungsvolles Investitions-programm insgesamt entgegen, denn gerade in Zeiten einer schwierigen Situation der Wirtschaft müssen mit Investitionsmaßnahmen der öffentlichen Hand stärkende Impulse für die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt gesetzt werden. 

Von dieser schwachen Konjunkturlage ist die Baubranche besonders betroffen. Umso erfreulicher ist die Tatsache, dass die Wohnhaussanierung derzeit auf Rekordniveau liegt. Am Stichtag 15. Oktober 2001 befinden sich 386 Projekte mit Gesamtsanierungskosten von mehr als 7,5 Milliarden S in Bau. Das bedeutet die Sanierung von Wohnhäusern mit fast 26 000 Wohnungen. 10 000 Menschen werden durch dieses Auftragsvolumen beschäftigt. Die Stadt fördert diese Sanierung mit insgesamt 4,1 Milliarden S. Ein beträchtlicher Teil dieser Sanierungsprojekte sind Bauvorhaben, wo Maßnahmen im witterungs-geschützten Bereich stattfinden und daher im Winter nicht unterbrochen werden müssen. 

Dazu kommen noch die heurigen Hochbau-investitionen der Stadt in Schulgebäuden, Amtshäusern, Bädern und so weiter in der Höhe von mehr als 3 Milliarden S. Hier liegt der Beschäftigungseffekt bei etwa 4 400 Arbeitsplätzen. 

Gleichzeitig bleibt der geförderte Neubau auf hohem Niveau aufrecht. Heuer und auch im kommenden Jahr werden Neubauten mit etwa 5 000 Wohnungen gefördert. Die Gesamtbaukosten liegen jeweils bei 7,5 Milliarden S, das bedeutet einen beschäftigungspolitischen Effekt von etwa 7 500 Arbeitsplätzen. Bei einer durchschnittlichen Bauzeit von zweieinhalb Jahren können so mittelfristig etwa 22 500 Arbeitsplätze gesichert werden. 

Weiters werden von Wiener Wohnen, der Hausverwaltung der 220 000 Wiener Gemeindewohnungen, für Instandhaltungs- und Verbesserungsarbeiten der Hausanlagen jährlich rund 5,6 Milliarden S aufgewendet. Diese Aufträge kommen vor allem kleineren und mittleren Gewerbebetrieben zugute. Der beschäftigungspolitische Effekt liegt bei etwa 7 500 Arbeitsplätzen, die dadurch gesichert werden. 

Im gesamten Bereich des Hochbaus sichert die Stadt durch ihre Investitionen in der Höhe von 17,8 Milliarden S im heurigen Jahr die Beschäftigung von etwa 40 000 Arbeitnehmern im Bau- und Baunebengewerbe. Im kommenden Jahr steigern sich diese Investitionen auf 18,4 Milliarden S.

Naturgemäß können nicht alle Baumaßnahmen gleichartig im Winter, etwa bei Schnee und frostigen Temperaturen, durchgeführt werden wie bei milden Temperaturen. Dies gilt für bestimmte Rohbaumaßnahmen im Neubau ebenso wie etwa für den Tausch von Fenstern und Fassadenarbeiten bei der Wohnhaussanierung. Viele Hochbauarbeiten können aber im Winter genauso durchgeführt werden wie zu anderen Jahreszeiten. 

Zusätzlich wurden im Bereich des städtischen Hochbaus zur Verbesserung der Beschäftigungssituation am Bau während der Wintermonate in den letzten Jahren mit Erfolg folgende Maßnahmen gesetzt, die Sie sicher auch kennen: 

Die Koordination der Bautermine unter dem Gesichtspunkt "Arbeiten während des Winters" durch Winterbaukoordinatoren in den Hochbauabteilungen der Stadt Wien. Aufgabe der Winterbaukoordinatoren ist es, den Einsatz der Bauarbeiten unter Bedachtnahme auf eine weitgehend gleichmäßige Auslastung über das ganze Jahr zu gestalten. 

Das Vorziehen von baueinleitenden Maßnahmen in den Spätherbst: Ausschreibungen für im Winter problemlos durchführbare Innenarbeiten werden bereits im November und Dezember vorbereitet, sodass nach Genehmigung des Budgets unmittelbar mit den Bauarbeiten noch in den Wintermonaten begonnen werden kann. 

Weiters Versetzen von begleitenden Maßnahmen zum Schutz vor Kälte, zum Beispiel Fensterverschalungen, Bauheizungen, Vorwärmen von Beton und Ähnliches. In den Ausschreibungen werden Positionen für begleitende Winterbaumaßnahmen angeführt. Die Mehrkosten aus diesen besonderen Maßnahmen betragen rund 0,5 bis 2 Prozent der Baukosten. 

Aktuell werden 320 Bauvorhaben im Bereich der Hochbaudienststellen, einschließlich Stadt Wien - Wiener Wohnen, mit einem Investitionsvolumen von 7,2 Milliarden S über den Winter geführt. 

Dazu kommen noch die durch die Förderung des Wohnungsneubaus und der Wohnhaussanierung ausgelösten Bauinvestitionen von gemeinnützigen und gewerblichen Bauträgern und von privaten Hauseigentümern, die zu einem großen Teil ebenfalls über den Winter geführt werden. 

Im Bereich Tiefbau, dem eigentlichen Sorgenkind der Bauwirtschaft, nicht nur der Wiener Bauwirtschaft, wird das Bauprogramm der Magistratsabteilungen 29, 30, 31 und 33 kontinuierlich über das Jahr durchgezogen, ohne Unterbrechung in den Wintermonaten, ausgenommen natürlich bei besonderen Witterungssituationen. 

Auch von der MA 46 werden, ausgenommen die Bodenmarkierungen, die nur bei Temperaturen über 0 Grad Celsius aufgebracht werden können, die Baumaßnahmen über das ganze Jahr verteilt durchgeführt. 

Allein im Bereich der Magistratsabteilungen 30, 31 und 33 betragen im Jahr 2001 die Aufwendungen für die Bauleistungen ausschließlich aus Magistratsmitteln mehr als 1 Milliarde S. 

Im Bereich der MA 30 werden von den derzeit 29 in Bau befindlichen Investitionsprojekten 16 Projekte über den Winter fortgeführt und weitere 15 Projekte in den Wintermonaten noch zusätzlich begonnen. 

Durch die Weiterführung der Bauleistungen im Bereich der Wasserwerke in den Wintermonaten Dezember 2001 bis Februar 2002 werden 156 Arbeitsplätze mit einem Auftragsvolumen in der Höhe von rund 60 Millionen S gesichert. 

Die Wiener Stadtwerke versuchen ebenfalls der aktuellen schwachen Konjunkturlage entgegenzuwirken, die sich vor allem in der Baubranche, ich wiederhole: im Tiefbaubereich, widerspiegelt. Infolge der kalten Jahreszeit sind naturgemäß Arbeiten im Tiefbau auch nur sehr schwer möglich. 

WIENSTROM investiert in Maßnahmen zur Minderung der Winterarbeitslosigkeit in der Höhe von etwa 25 Millionen S. 

WIENGAS investiert in etwa 10 bis 15 Millionen S für den Umbau und die Revitalisierung der Verwaltungsgebäude der Dienststelle Simmering und tätigt Investitionen im Werte von etwa 10 Millionen S für den Neubau eines Betriebs- und Bürogebäudes in der Dienststelle Simmering. Es ist zudem geplant, die Sportanlage, die in der Nähe der Gasometer errichtet wird, um die Summe von 15 Millionen S vorzuziehen und noch in diesem Winter zu bauen. 

Bei den WIENER LINIEN wird im Rahmen des Wiener U�Bahn-Baus in den Monaten November 2001 bis Februar 2002 rund 1 Milliarde S in diverse Bauarbeiten investiert. Hauptsächlich werden diese Arbeiten im Bereich der U 1, Verlängerung nach Leopoldau, Arbeiten an der U 2-Stammstrecke, diverse Restarbeiten an der U 3-Verlängerung nach Simmering und andere Projekte wie Aufzugseinbauten erbracht. 

Bei der Fernwärme Wien sind etwa 36 Bauvorhaben in Arbeit, welche im Winter 2001 beziehungsweise erst darüber hinaus fertig gestellt werden. Die Gesamtkosten dieser Bauvorhaben belaufen sich auf etwa 600 Millionen S. Weitere 6 Bauvorhaben sind in diesem Bereich in Vorbereitung, deren Baubeginn noch im Winter 2001 erfolgen soll. Die Gesamtkosten dieser Bauvorhaben betragen rund 7 Millionen S.

Darüber hinaus, sehr geehrter Herr Gemeinderat, möchte ich Sie auch noch darauf hinweisen, dass es für die Arbeitgeber entsprechend den bereits geltenden Bestimmungen des Kollektivvertrags für die Bauindustrie und das Baugewerbe sowie des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes heute schon möglich ist, über Zeitausgleich und Feiertagseinarbeitung sowie eine verpflichtende Konsumation von Erholungsurlaub insgesamt einen Zeitraum von bis zu sechs Wochen zu überbrücken und damit Kündigungen in den Phasen besonders strenger Kälte zu vermeiden, eine Situation, die - und das muss auch gesagt werden - wahrlich nicht zuletzt auf die Bemühungen der Bau- und Holzarbeitergewerkschaft zurückzuführen ist. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Erste Zusatzfrage: Herr GR Fuchs. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Mir ist klar, dass Sie Ihre soziale Verantwortung gerne wahrnehmen, aber ich muss schon darauf hinweisen, dass bereits im August dieses Jahres zu erkennen war, dass sich eine auf uns zukommende drohende Winterarbeitslosigkeit, verstärkte Winterarbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr anbahnt. 

Sie haben in einer Pressekonferenz vor ungefähr einer Woche oder vor einigen Tagen erst mit neuen Investitionen reagiert. Ich meine aber, dass sehr wohl eine Bekämpfung der Winterarbeit erfordert, dass man frühzeitig plant. Ich sehe Ihre Pressekonferenz als Reaktion darauf an, dass von Seiten der Wirtschaftskammer eben drohend noch einmal darauf hingewiesen worden ist: Bitte, tut doch etwas.

In anderen Bundesländern geschieht das. Zum Beispiel in der Steiermark geht man her und macht eine Winterbauförderaktion, eine spezielle, wo also nicht nur öffentliche Bauten gefördert werden, wie Sie sie jetzt in Vielzahl genannt haben, die sollen sogar komplett ausgeschlossen werden, sondern in der Steiermark werden gewerbliche und touristische Bauten besonders gefördert mit einem Direktzuschuss von 15 Prozent in der Zeit zwischen Oktober und Mai. 

Glauben Sie nicht, dass das auch etwas für Wien wäre? - Ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, der Bauwirtschaft und dem Baunebengewerbe für solche Bauten in den Wintermonaten auch einen Direktzuschuss zu geben?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Um überhaupt nicht herumzureden, sehr geehrter Herr Gemeinderat, eine klare Antwort: Nein. Denn ich kenne dieses Modell in der Steiermark. Dieses Modell in der Steiermark hat zwei wesentliche Zielsetzungen. Das eine ist, den Tourismus anzukurbeln. Das ist legitim für die Steiermark, das würde ich anstelle der Steiermark auch tun. Ich weiß nicht, ob dieser Zuschuss, dieser 15�prozentige Zuschuss für die Errichtung von touristischen Einrichtungen tatsächlich dort das Gelbe vom Ei ist, aber da will ich mich nicht einmischen, das müssen die Verantwortlichen in der Steiermark selbst wissen. Aber wir alle wissen auch, wie sich der Tourismus in Österreich entwickelt, und wir alle wissen, dass gerade der Städtetourismus zurzeit eigentlich das Zugpferd des Tourismus ist.

Und wenn Sie die Kritik anbringen, dass Sie sagen, man hätte das früher machen sollen, dann würde das gerade für die Steiermark auch im besonderen Ausmaß gelten, denn jetzt, am Beginn der Wintersaison, habe ich von keinem einzigen real umgesetzten Projekt in der Steiermark gehört, sondern lediglich die Ankündigung dessen, die Einreichungen dessen, die Abwicklungen dessen, aber kein einziges umgesetztes Projekt, das nach diesen Förderungen tatsächlich auch gemacht wurde. 

Und der zweite Bereich ist auch ein sehr einfacher und klarer: Da geht es ums Häuslbauen. Hier geht es um eine Förderung für die Häuslbauer. Auch das halte ich für legitim in der Steiermark. Dass wir in einer Millionenstadt wie Wien eine andere Vorgangsweise im Hinblick auf den Wohnbau haben, das liegt ja wohl auf der Hand. 

Ich würde mir persönlich wünschen, dass die Steiermark, aber auch alle anderen Bundesländer die Wohnbauförderungsmittel, die ihnen zur Verfügung gestellt werden, so wie Wien, tatsächlich ausschließlich der Wohnbauförderung zur Verfügung stellen und nicht andere Dinge - ich sage es jetzt einmal allgemein - damit machen, nicht zuletzt auch ihren Beitrag zur Erfüllung des Stabilitätspakts damit entsprechend finanzieren.

Wir sind das einzige Bundesland, das die Mittel der Wohnbauförderung tatsächlich für den Wohnbau und für die Wohnungserneuerungen verwendet. Das würde ich mir wünschen. 

Und deswegen denke ich, dass unser Programm, das wir hier anbieten, tatsächlich ein sehr gutes ist, das real auch umgesetzt wird, das tatsächlich in dieser Stadt auch stattfindet. 

Natürlich werden wir die Probleme der Winterarbeitslosigkeit am Bau, die heuer besondere Probleme sind, nicht alle lösen können. Aber da muss ich schon auch mit Verlaub darauf hinweisen, ohne dass ich jetzt Sie verantwortlich mache dafür, dass im Bereich des Tiefbaus in allererster Linie öffentliche Mittel zum Einsatz kommen müssen. Denn es baut nun einmal von einer Eisenbahn, über Straßen bis zu Kanälen und Wasserleitungen und anderen Infrastruktureinrichtungen niemand anderer als die öffentliche Hand. 

Nachdem wir hier erkennen können, dass sich bei den Großbaustellen, nämlich in der Frage von Straßenbau und Eisenbahnbau, heute außer dem durch das Gerichtsurteil auf Grund der Schlampereien im Wirtschaftsministerium eingestellten Tunnelbau in Lainz und der B 301 kein wesentliches aktuelles Projekt in Umsetzung befindet, sohin die Bundesinvestitionen im Tiefbaubereich de facto zum Erliegen gekommen sind, muss auch darauf - ich sage es noch einmal, ohne Sie dafür verantwortlich zu machen - hingewiesen werden, und wir werden das ebenfalls nicht in vollem Umfang substituieren können. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Ing Wolfram. - Bitte. 

GR Ing Gunther WOLFRAM (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Wir wissen, die Bauindustrie ist gerüstet. Wintermaßnahmen werden allgemein ausgenützt. Nur, was helfen die besten Wintermaßnahmen, wie zum Beispiel Einhausungen, Abdichtungen et cetera, wenn nicht rechtzeitig die Aufträge hereinkommen.

Und darum die Zusatzfrage an Sie, Herr Bürgermeister: Wie stehen Sie dazu, und werden Sie veranlassen, dass Bauaufträge bereits vermehrt im Herbst zur Vergabe kommen und nicht wie bis dato im Frühling, April und Mai, damit die Bauindustrie ihre Arbeitsvorbereitungen, Baustellenkoordinierungen und Baustelleneinrichtungen in die Wintermonaten verlegen kann und die Beschäftigung am Bau weitestgehend auch über die kalte Jahreszeit ausgedehnt werden kann?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, der Hintergrund Ihrer Frage hat schon etwas Ernstes, denn hier gerät die Realität der Ökonomie in Widerspruch zur Kameralistik. Ich will jetzt ausklammern das Themenfeld, dass man generell Geld zur Verfügung stellt, dass generell öffentliches Geld für derartige Investitionen, vor allem auch im Tiefbaubereich, vorhanden ist. 

Aber es ist natürlich schon richtig, dass, wenn wir, so wie vorgestern und gestern, im November das Budget beschließen, dann eben naturgemäß die Abwicklungen zur Umsetzung der einzelnen Projekte, der Vorbereitung der einzelnen Projekte immer im Winter erfolgt und die Auftragsvergabe dann mit Beginn der halbwegs erträglichen Jahreszeit - ich meine jetzt für den Baubereich erträglichen Jahreszeit - im Frühjahr tatsächlich erfolgt, sodass zweifelsfrei vor diesem Hintergrund auch zu sehen ist, dass ein Aspekt dabei ist, der die Winterarbeitslosigkeit jedenfalls noch zusätzlich fördert. 

Aber ich bin da wirklich gerne bereit, dieses objektive Fachproblem aufzuarbeiten und zu versuchen, entweder durch längerfristige Planungen oder radikaler, wenn man so will, auch durch ein Infragestellen von Kameralistik zu diskutieren. Also wenn das zusätzlich etwas hilft, dann sollte man durchaus auch darüber reden. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Dr Vana. - Bitte.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Frau StRin Brauner hat uns gestern erklärt im Rahmen der Budgetdebatte, dass Gender Mainstreaming und Frauenförderung selbstverständlich Bestandteil sozialdemokratischer Politik ist und in allen Ressorts verankert ist. 

Sie haben jetzt angekündigt, durch Bauinvestitionen 45 000 Arbeitsplätze sichern zu wollen. 

Ich frage Sie jetzt, Herr Bürgermeister, inwiefern diese Maßnahmen speziell Frauen zugute kommen beziehungsweise welche Maßnahmen Sie geplant haben, um die Chancengleichheit speziell in der Baubranche zu erhöhen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Um es ganz offen zu sagen: Ich bin sehr froh, wenn wir im Baubereich überhaupt Arbeitsplätze haben. Und ich denke, dass dies nicht "nur" dem Bauarbeiter - "nur" unter Anführungszeichen - selbst zugute kommt, sondern natürlich auch dem gesamten Angestelltenbereich, der im Baunebengewerbe, aber auch im Baubereich entsprechend tätig ist. Und so gesehen denke ich, dass ein Vermehren von Arbeitsplätzen generell, ein Vermehren von Arbeitsplätzen im Angestelltenbereich, im Arbeiterbereich, natürlich auch Frauen zugute kommt. 

Aber ich bin gerne bereit, mit der Frau Stadträtin besonders gerne, aber natürlich auch mit Ihnen, über die Frage von Gender Mainstreaming im Baubereich zu diskutieren. Es wird sicherlich eine interessante Diskussion. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Fuchs. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Sie haben vorhin gesprochen bei meiner Frage von einer Förderung des Häuslbaus. Davon war überhaupt keine Rede. Es geht nicht um die Wohnbauförderung, die kontinuierlich eingesetzt werden soll; das ist überhaupt keine Frage, dass das geschehen soll. Das geschieht in vielen Bereichen natürlich, aber es geht um zusätzliche Maßnahmen. Und ich habe ganz klar und deutlich gesagt, dass es hier nicht touristische, sondern gewerbliche Maßnahmen sind, die eben in der Steiermark getroffen werden.

Aber meine zweite Zusatzfrage geht dahin, dass mit Wohnbauförderungsmitteln, weil Sie die eben angesprochen haben, Projekte finanziert werden, wie zum Beispiel hier zu lesen ist - ich habe das gestern in die Hand bekommen - vom Gasometer, dem Wiener Turmbau zu Babel, wo mit Wohnbauförderungsmitteln eben solche gigantischen Bauten finanziert werden, aber die Schwarzarbeit dort blüht, nichts dagegen unternommen wird und keine Steuermitteln hereinkommen. Dass heißt also, mit Wohnbauförderungsmitteln begünstigen Sie eigentlich hier auch die Schwarzarbeit. Ich meine, wenn Sie das Projekt unterstützen, dann sollte man hier auch rigoros etwas in diesem Bereich tun. 

Welche Maßnahmen werden Sie zur Sicherung der Arbeitsplätze, der Leute, der Betriebe, die ihre Angestellten und Arbeiter ordentlich anmelden, treffen, für welchen gedeihlichen Schutz werden Sie sorgen, um vor allem die Schwarzarbeit zu verhindern?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich weiß schon, wovon ich geredet habe, auch im Zusammenhang mit der Steiermark, weil mir diese Fragen des Arbeitsmarkts und dieser Detailbereich des Arbeitsmarkts natürlich auch besonders am Herzen liegen. Und ich will Sie jetzt gar nicht fragen, woher Ihrer Meinung nach die Mittel kommen, die zur Finanzierung touristischer Einrichtungen in der Steiermark tatsächlich herangezogen werden. Ja, selbstverständlich sind dies Wohnbauförderungsmittel, die zur Finanzierung verwendet werden. Und es ist auch gar nichts Illegales, denn auf unser aller Wunsch hin, auch auf unseren Wunsch hin, hat man die Zweckbindungen der Wohnbauförderungsmittel aufgehoben, nicht zuletzt aus dem Grund, weil halt die anderen Bundesländer das in einem hohen Ausmaß für andere Zwecke auch brauchen. Und daher habe ich natürlich nicht über irgendetwas anderes geredet, sondern selbstverständlich habe ich darüber geredet, dass Häuslbauer und dass touristische Einrichtungen finanziert werden aus Wohnbauförderungsmitteln und das gar keine zusätzlichen Maßnahmen sind, sondern lediglich das doppelte Verkaufen vom Gleichen, das man da auch darstellt. Das spielt mir auch keine Rolle. 

Herr Gemeinderat! Was mich schon mehr schmerzt, ist, dass Sie jetzt offensichtlich auch in den Chor jener einstimmen, die, wann immer in dieser Stadt etwas Gutes passiert, etwas Tolles passiert, etwas passiert, wo aus der ganzen Welt Leute herkommen, um sich das anzuschauen, ja das auch zu bewundern, ich sage das auch so, wie das etwa die Gasometer sind, flugs aus Österreich in einer mir überhaupt nicht nachvollziehbaren Selbstbeschädigungssucht hergehen und sagen, das ist eine völlig katastrophale Geschichte, und dann auch die Behauptung aufstellen, ich fördere mit öffentlichen Geldern die Schwarzarbeit am Bau.

Herr Gemeinderat! Wenn Ihnen die Schwarzarbeit so ein Anliegen ist, wie auch uns allen, dann bitte ich Sie, sich dort hinzuwenden, wo erstens das Problem gelöst werden kann, nämlich auf der Bundesebene, von dieser Regierung - wenn es schon frühere Regierungen nicht zusammengebracht haben (GR Georg Fuchs: Eben!), dass sie es löst. Das hilft mir jetzt nichts, wenn man immer zurückschaut und sagt: Die waren nichts und die waren nichts. Das hilft uns nichts. Jetzt leben wir, in der Jetztzeit leben wir. Das sagen Sie mir umgekehrt auch immer, nicht zu Unrecht natürlich. Ich kann auch nicht leben von der früheren Stadtregierung, sondern wir leben in der Jetztzeit. Also soll die jetzige Regierung tatsächlich dieses Problem auch lösen. Sagen Sie es ihr. Ich bin herzlich gerne dabei, denn ich weiß, dass Schwarzarbeiter ja nicht nur Steuern hinterziehen oder Steuermittelfluss verhindern, sondern selbstverständlich auch als Lohndrücker verwendet werden und die ordentlich und brav arbeitenden Bauarbeiter dabei entsprechend diskreditieren. 

Also da gebe ich Ihnen die Frage zurück: Wenn Ihnen Schwarzarbeit am Herzen liegt, dann machen Sie etwas dagegen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister, ich danke sehr für die Beantwortung der Fragen.

Wir kommen zur 3. Anfrage (PrZ 0040/GM/01-KFP). Sie wurde von Herrn GR Ing Herbert RUDOLPH gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Welche Zivilschutzübungen werden in diesem Schuljahr gemeinsam mit dem Wiener Stadtschulrat vorbereitet und durchgeführt?

Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Sie fragen mich, welche Zivilschutzübungen in diesem Schuljahr gemeinsam mit dem Wiener Stadtschulrat vorbereitet und durchgeführt werden.

Ich gehe davon aus, dass Sie mit Ihrer Fragestellung erreichen wollten, dass alle Mitglieder dieses Hauses darüber informiert werden, welche Maßnahmen seit vielen, vielen Jahren im Stadtschulrat mittels Erlässen festgesetzt sind. Denn dass Sie das wissen, setze ich voraus, auf Grund Ihrer vorherigen Funktion. Aber ich sage es Ihnen gerne noch einmal.

Es gibt eigene Erlässe für die Schulen, die präventive Maßnahmen für Katastrophenfälle festlegen. Dazu gehören jährlich Zivilschutzproben und jährlich werden auch die Einsatzpläne der Schulen adaptiert und der Schulbehörde gemeldet. Darüber hinaus werden weitere Maßnahmen laufend umgesetzt. Einerseits ist das die Sommerakademie Sicherheitspädagogik in Zusammenarbeit mit den Helfern Wiens, die Ihnen auch nicht unbekannt sein werden, und der Pädagogischen Akademie des Bundes in Wien.

Es gibt einen klaren Auftrag, im Rahmen von Elternabenden, pädagogischen Konferenzen und Schülerprojekten, zum Thema Katastrophenschutz zu Hause und in der Schule zu informieren. 

Es gibt die präventive Sicherheitspädagogik im Zentrum für Sicherheitspädagogik, das sich zusammensetzt aus der Gemeinde Wien, dem Stadtschulrat und den Helfern Wiens, die hier eigene Programme entwickeln, erarbeiten und auch umsetzen. 

Und es gibt die regionalen und überregionalen Sicherheitstage, gemeinsam mit den Hilfs- und Rettungsorganisationen dieser Stadt, die, wie ich schon gesagt habe, als die Helfer Wiens allen Interessierten ja bestens bekannt sind.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Ing RUDOLPH. - Bitte.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! 

Sie haben mir meine Sorgen nicht ganz genommen, muss ich gestehen, Sorgen, die auch auf Grund eines Artikels, den ich heute in einer Tageszeitung gelesen habe, die Ihnen politisch durchaus nicht so fern steht, nicht weniger geworden sind, sondern eher mehr. Der "Standard" schreibt: "Bei seinem Gastauftritt auf dem SPD-Parteitag in Nürnberg fordert SPÖ-Chef Alfred Gusenbauer Hilfe der deutschen Genossen an. Er sagt, bezugnehmend auf Temelin, nichts vom Ausstieg aus der Kernkraft grundsätzlich, sondern er sagt, wir wollen die höchstmöglichen Sicherheitsstandards auch bei neuen Kernkraftwerken." 

Das erfüllt mich mit Sorge, weil das deutlich weggeht von dem, was ich bisher angenommen habe, nämlich, dass auch die SPÖ sich für den Ausstieg aus der Kernkraft stark macht. Hier geht es also offensichtlich nur um Sicherheitsstandards, wie das Ihr Parteivorsitzender hier formuliert. 

Und von Erlässen allein wird die Sicherheit auch nicht besser werden, sondern, auch bezugnehmend ganz konkret auf Ihr Motto, das Sie hier immer wieder vortragen, des Übens und Wiederholens, meine ich, dass auch der Zivilschutz eine Angelegenheit ist, die praktisch geübt werden muss. Wenn ich verweise auf die Umsetzung des Kaliumjoditerlasses oder die wirkliche Anwendung einmal der Vorschriften der Abdichtung von Fenstern und Türen mit Klebebändern, dann ist mir das zu wenig, wenn das nur irgendwo steht, sondern ich meine, das gehört auch geübt.

Daher meine Frage an Sie, Frau Vizebürgermeisterin: Welche konkreten Projekte wird es im kommenden oder in diesem Schuljahr in Wiener Schulen geben, um aus den theoretischen Vorschriften des Zivilschutzes auch praktisch anwendbare Umsetzungen zu machen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Es gibt Situationen, da hilft selbst der pädagogische Grundsatz des ständigen Wiederholens, das den Unterrichtsertrag sichert, nichts. Erlässe des Wiener Stadtschulrats sind nicht dazu da, um Ordner zu füllen, sondern sie sind ganz konkrete Anweisungen für Schulen. Und die Schulen richten sich danach und führen das durch. Das heißt, das, was ich Ihnen vorher gesagt habe, und ich werde es nicht wiederholen, auch im Hinblick auf die Möglichkeit, noch weitere Fragen zu beantworten, wird natürlich auch konkret durchgeführt. Das sollten Sie wissen, weil Sie eigentlich, worauf ich schon darauf hingewiesen habe, in Ihrer vorigen Funktion ja auch teilnehmen konnten an diesen Aktionen, an den Sicherheitstagen, an Elternabenden und an sonstigen Aktivitäten der Wiener Schulen, gemeinsam mit den anderen Organisationen, die sich in hervorragender Art und Weise um Zivilschutz in Wien bemühen, um Prophylaxe, um Information und letztendlich dann auch um die Möglichkeit für die Wienerinnen und Wiener, hier entsprechend vorbereitet zu sein. 

Ich halte es für gut, wenn Sie sich mit den Aussagen des Dr Gusenbauer auseinander setzen, denn da kann man was lernen. Ich halte es für schlecht, wenn Ihre Politik eine Politik von Vetos ist, denn damit verunsichern Sie Menschen. Ich würde es meinen, dass Sie jedenfalls vor Schulen Halt machen sollte. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zweite Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem. - Bitte schön.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ein kurzes Wort zu dem, was auch mein Vorredner gesagt hat. Er hat ja gefragt, wie es ausschaut mit dem, was praktisch anwendbar ist. Also wenn tatsächlich ein Super-GAU passiert in einem der umliegenden Atomkraftwerke, und es sind sehr viele da rund um Österreich, dann ist praktisch nichts mehr anwendbar. Weil es ist ja wohl nicht vorstellbar, dass wir dann über die Runden kommen damit, dass wir Fenster abdichten, und in jeder Schule gibt es irgendwelche Keller, wo sich die Kinder verbarrikadieren und drinnen bleiben über Wochen und Monate. Da ist praktisch nichts mehr anwendbar. Damit ist die Sache wahrscheinlich eindeutig klargestellt. 

Was meine Frage an Sie ist, weil es mich jetzt interessiert auf Grund der Aussage von Herrn Gusenbauer: Steht die SPÖ nach wie vor auf dem Standpunkt, dass man aus der Atomkraft aussteigen soll? Schluss mit den Atomkraftwerken! Ist das Ihre Meinung? (Bgm Dr Michael Häupl: Selbstverständlich! Schauen Sie sich den Antrag im Nationalrat an! Aber das ist keine Verwaltungstätigkeit der Stadt! Sie kennen doch die Geschäftsordnung!)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin. 

VBgmin Grete Laska: Trotzdem kein Problem, Ihnen meine Meinung zu sagen. Natürlich befinde ich mich auf derselben Linie, wie alle anderen SPÖ-Funktionäre, Spitzenfunktionäre und auch alle anderen, die unserer Gesinnungsgemeinschaft angehören. 

Nur einen Satz zu Ihrer einleitenden Bemerkung. (Zwischenrufe bei der FPÖ. - Bgm Dr Michael Häupl, zur FPÖ gewendet: Sie haben noch für Zwentendorf votiert! Was ist denn? - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ. - Bgm Dr Michael Häupl, weiter zur FPÖ gewendet: Da sitzen die ganzen Atomlobbyisten! Das ist ja lächerlich!) Nur einen Satz zu Ihrer ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Die Frau Stadträtin hat das Wort! (Anhaltende Zwischenrufe bei der FPÖ.) Meine Damen und Herren! Trotz aller Aufregung wie in einer Schulklasse hat die Frau Stadträtin das Wort! 

VBgmin Grete Laska (fortsetzend): Ich war nie eine autoritäre Lehrerin und mit schwierigen Schülern habe ich mich besonders gerne beschäftigt. Ich komme auf Sie zurück. 

Aber einen Satz noch zu Ihnen, Frau Kollegin Jerusalem. Ich bin der Meinung, dass genau die Maßnahmen, die auch in den Erlässen festgelegt sind, die sich vor allem auch mit Information und Prävention beschäftigen, für die Bewusstseinsbildung unendlich wichtig sind. Gerade das, worauf Sie hingewiesen haben, ist nämlich Grundlage auch von Information, damit man weiß, wie hat man tatsächlich mit solchen Gefahren umzugehen, was kann man machen, was kann man nicht machen und wie muss man sich grundsätzlich verhalten, um insgesamt eine Politik auch verändern und mitbestimmen zu können, damit sie verändert wird. Das sozusagen steckt hinter all diesen Maßnahmen und ist daher unendlich wichtig. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Klucsarits. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! 

Atomkraft bewegt uns alle. Man sieht es. Wir alle haben Angst vor den Gefahren. Und Sie haben ja die Helfer Wiens bereits erwähnt, die eine ganz wunderbare Zivilschutzeinrichtung hier in unserer Stadt sind. Umso trauriger stimmt es mich, dass gestern dieser Antrag nicht durchgegangen ist, wegen der Dotierung der Helfer Wiens.

Aber zu meiner Frage. Die Helfer Wiens haben eine Schutzfunktion gezeigt, wie man bei einem Atomunfall relativ einfach mit Klebebändern überleben kann. Auch der von mir sehr geschätzte BDior Dr Perner hat das praktisch vorgeführt. 

Ich könnte mir vorstellen, dass man diese Vorführungen in den Schulen macht, damit auch unsere Schüler sehen: Man kann drei, vier, fünf Tage überleben, wenn man richtig funktioniert, wenn man richtig arbeitet und wenn man sich einen gewissen Vorrat anlegt. Können Sie sich das vorstellen, dass das in den Schulen gemacht wird?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Also gerade der Zusammenschluss der drei Partner, nämlich Gemeinde Wien, Stadtschulrat und die Helfer Wiens in dieses Zentrum für Sicherheitspädagogik, sorgt nicht nur dafür, dass die hervorragenden Informationsmaterialen, die es gibt, dahin gehend überprüft werden, ob sie auch kindgerecht sind, sondern bietet gleichzeitig Schulungen an, sowohl für Kinder, die sehr aufnahmefähig und sehr aufnahmebereit sind, als auch, und das halte ich für unendlich wichtig, in Form von Elternabenden, denn die Erwachsenen sind es ja oft, die sich hier nicht genügend informieren. Das halte ich im Sinne einer möglichen, sinnvollen Prävention, aber vor allem auch - was ich zuerst gesagt habe - im Hinblick auf eine Bewusstseinsbildung für unendlich nötig.

Denn eines, und da hat Frau GRin Jerusalem vollkommen Recht: Sollte es tatsächlich zu einem solchen katastrophalen Unfall kommen, so ist es genauso schlimm, ob jetzt Österreich, die Tschechei oder ein anderes Land und die dort lebenden Menschen betroffen sind. Im Grunde genommen ist es bei einer wirklichen Katastrophe wahrscheinlich unerheblich, ob man noch vier oder fünf Tage überleben kann, wenn es dann nachher sozusagen unter Umständen nicht wirklich möglich ist, weiterzuleben. 

Aber ich gebe Ihnen vollkommen Recht: Man muss vorbereitet, informiert und auf die Möglichkeiten hingewiesen werden.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Ing Rudolph.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich danke für die Klarstellung, dass die SPÖ, dass die Sozialdemokratie quasi mit heutigem Tag aus der Politik des Ausstiegs aus der Atomkraft ausgestiegen ist. (Bgm Dr Michael Häupl: Purer Schwachsinn! Hört doch auf! Da sitzen die Atomlobbyisten herum, und Sie reden so!) Ich glaube, dass das auch in Zukunft auf die Diskussion in den nächsten Wochen, in den nächsten Tagen und Wochen durchaus interessant ist und meinungsbildend sein wird, auch in der Öffentlichkeit meinungsbildend sein wird. 

Aber das, was mich von Ihnen interessieren würde, Frau Vizebürgermeisterin: In Teilbereichen der Analyse hinsichtlich dessen, was man machen soll, was man machen muss, da finde ich mich ja durchaus mit Ihnen. Da gibt es ja vieles, was man machen muss. Das Entscheidende für mich ist, dass Sie eben hier amtsführende Stadträtin sind und daher natürlich auch Empfängerin der Botschaft dessen sind, was man machen muss. 

Daher meine Frage an Sie: Wollen Sie beispielsweise Mittel des durchaus üppig dotierten Presse- und Informationsdienstes dafür verwenden, um eine zeitgemäße aktuelle Informationskampagne hinsichtlich der Gefahren der Atomkraft und wie man sich davor praktikabel schützen kann zu veranlassen? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Ich starte einen letzten Versuch. Ich werde Ihnen das Paket zusenden, das es gibt an Informationsmaterialien sowohl für die Bevölkerung als auch speziell für die Schulen, und ich empfehle Ihnen: Lesen Sie es. Das ist natürlich auch mit Geldern der Öffentlichkeitsarbeit unterstützt worden. Das ist sinnvoll aufbereitet und wird jedenfalls dafür sorgen, dass die Menschen auch unterscheiden lernen können, zwischen dem und einer billigen Ausnützung eines Themas, wo Menschen begründet Unsicherheiten und vielleicht auch Angst haben, wo Sie versuchen, mit Ihrer Politik, die wir seit Jahren und Jahrzehnten jetzt kennen, diese Angst zu schüren. Nicht zu informieren, sondern Angst zu schüren, um daraus politisch billiges Kleingeld zu schlagen, um vielleicht doch ein Erfolgerl zu haben, wenn sich die Menschen an Ihrem Volksbegehren beteiligen. Das ist eine Politik, die ich zutiefst ablehne, noch dazu, wenn sie im Zusammenhang mit Schule gemacht wird.

Und ein Letztes, Herr GR Rudolph, weil ich diese Art ablehne und weil auch davon dieses Haus informiert werden soll. Wenn Sie in Ihrer Verantwortung diesem Haus gegenüber, wenn Sie als Gemeinderat dieses Hauses und als ehemaliger Vizepräsident des Stadtschulrats, sage ich noch dazu, Schulen besuchen, Eröffnungsfeierlichkeiten besuchen, dann finde ich das gut. Wenn Sie sich dort, in Unkenntnis offensichtlich auch der pädagogischen Materialien, die in Schulen verwendet werden, erstens darüber mokieren, dass Sie nicht persönlich begrüßt werden - aber das ist ein anderes Kapitel -, und zweitens einer Direktorin vorwerfen, dass sie inhaltlich in der Schule etwas macht, wo Sie sich beleidigt fühlen - warum, weiß ich nicht -, oder wo Sie finden, das ist die falsche Pädagogik, und wenn Sie hier Drohungen aussprechen, sodass die Direktorin sich wirklich unwohl fühlt nach einer Feierlichkeit, die hervorragend ist, dann finde ich es wirklich höchst an der Zeit, dass Sie sich entschuldigen, nicht hier, nicht in diesem Haus, aber bei der Frau Direktorin entschuldigen. 

Und ich sage Ihnen auch gern, worum es gegangen ist. Das muss man sich nämlich vorstellen. Es war die Eröffnung einer Schule im 22. Bezirk, eine neue Schule, eine Schule mit all den pädagogischen Schwerpunktsetzungen, die wir uns wünschen, eine multilinguale Schule, eine Schule, die viele Nationen unter einem Dach mit sehr guten Lehrern betreut. Und diese Kinder, Volksschulkinder, die Winzlinge, bereiten sich vor für dieses Fest und singen ein Lied. Sie spielen es auch. Und dieses Lied steht in einem Liederbuch, das approbiert ist, seit Jahren gesungen wird, und der Text handelt "vom Anderssein". Das ist schon einmal grundsätzlich sozusagen in manchen Ohren bedenklich. In dem Lied heißt es dann: "Im Land der Blaukarierten sind alle blaukariert. Doch wenn ein rot Gefleckter sich manchmal dorthin verirrt, dann rufen Blaukarierte, der passt zu uns doch nicht. Der soll hier verschwinden der rot gefleckte Wicht." Bei der zweiten Strophe, wenn man auf die auch noch aufpasst, kommt man drauf, dasselbe passiert auch den rot Gefleckten. "Im Land der rot Gefleckten nämlich sind alle rot gefleckt, und wenn dort ein grün Gestreifter hinkommt, dann sagt man: Was macht der grün Gestreifte hier? Der soll verschwinden, der grün gestreifte Wicht." (GR Heinz Christian Strache: Das ist nicht die Frage!) Das ist eine wichtige Information. 

Das sollten die Menschen wissen. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Das sollten die Menschen wissen, dass ein Gemeinderat dieses Hauses eine Direktorin verdächtigt, beleidigt und bedroht, weil die Kinder ein Lied aus einem approbierten Liederbuch singen. Und dieser Gemeinderat stellt hier Anfragen zum Thema Schule, zum Thema Zivilschutz, zum Thema Schutz von Kindern! (GR Heinz Christian Strache: Das ist schon besser!) Er macht eine Politik, die ausgrenzt, die Angst macht und die politisch versucht, mit Menschen zu spielen. Das lehne ich ab. Und daher fordere ich Sie auf, sich zu entschuldigen! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke der Frau Vizebürgermeisterin für die Beantwortung. 

Ich glaube, dass diese Beantwortung gezeigt hat, wie wichtig es ist, dass man auch in der Sprache aufpasst. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Und, Herr GR Rudolph, bisher war es üblich: Wenn eine Frage beantwortet wurde, ist der Fragesteller stehen geblieben und hat sich nicht niedergesetzt. (Anhaltende Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich habe klar und deutlich gesagt: Bisher war es üblich, dass der Fragesteller stehen geblieben ist. (GR Johann Römer: Die Frau Vizebürgermeisterin hat die Geschäftsordnung missbraucht! Das ist doch unverzeihlich! - StRin Karin Landauer: Die Beantwortung hat überhaupt nichts mit der Frage zu tun!)

Herr Kollege Serles hat sich zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf festhalten, dass die Frau Vizebürgermeisterin die Geschäftsordnung in einer ganz eklatanten Art und Weise gebeugt hat. Die Fragestunde ist dazu da, die berechtigten Fragen der Opposition zu beantworten. Aber die Fragestunde, Frau Vizebürgermeisterin, ist nicht dazu da, vom Rednerpult der Stadträtin aus hier billige Polemik zu betreiben! (Beifall bei der FPÖ.) Noch dazu gegen einen Fragesteller, der keine Chance hat, diese Unterstellungen in diesem Moment zu entgegnen. (Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Frau Vorsitzende! Der Grund meiner Wortmeldung ist aber ein völlig anderer. Sie haben zu Recht hier eingemahnt, dass sich die Mitglieder dieses Hauses in ihrer Sprache mäßigen sollen. Ich bitte Sie daher, das Protokoll zu studieren und Folgendes nachzulesen. Der Herr Bürgermeister hat als Zwischenrufer - das ist interessant, dass ein Bürgermeister als Zwischenrufer fungiert - bei der Zusatzfrage des Herrn GR RUDOLPH festgestellt, seine Ausführungen seien "purer Schwachsinn". (Bgm Dr Michael Häupl: Jawohl!) Herr Bürgermeister, das ist eine Qualifikation, die der Würde dieses Hauses völlig abträglich ist und die Ihnen als Bürgermeister überhaupt nicht zusteht. (Beifall bei der FPÖ. - Bgm Dr Michael Häupl: Sie werden mich belehren über die Würde des Hauses! Das ist doch lächerlich!)

Ich würde daher Sie, Frau Vorsitzende, ersuchen, das Protokoll aufmerksam zu studieren und dem Herrn Bürgermeister für diese Qualifikation einen Ordnungsruf zu erteilen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! Ich werde das Protokoll studieren. Ich sehe "Schwachsinn" nicht als Schimpfwort an (Entrüstung bei der FPÖ.), würde ich jetzt meinen. Und eine Beugung der Geschäftsordnung ist meiner Meinung nach nicht der Fall gewesen. (Anhaltende lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Als Nächster hat sich Herr GR Oxonitsch zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Drei Dinge sind einmal festzuhalten:

Erstens. Es war bisher tatsächlich üblich, dass der Fragesteller auch die entsprechende Antwort abwartet. 

Zweitens. Es ist sicherlich nicht üblich, dass man sich die Antworten aussuchen kann auf die Fragen, die man gestellt hat. Und Sie müssen halt die unangenehmen Antworten auch ertragen, sehr geehrter Herr GR RUDOLPH! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und drittens ist festzuhalten: Wenn wir hier beginnen, tatsächlich auch die Zwischenrufe zu werten, und da finden sich wahrscheinlich jetzt sehr viele hier in dem Protokoll, dann muss man einfach nur festhalten: Wenn hier den Sozialdemokraten - also jenen, die das Atomsperrgesetz beschlossen haben - vorgeworfen wird, sie sind die Atomlobby, dann ist das extrem unrichtig. Das Gegenteil ist der Fall. Schauen Sie sich an, wie Ihr Parteivorsitzender im Parlament gestimmt hat, wie es um die Fragen der Atomkraft ging. Jetzt ist er der Alt-Parteivorsitzende und distanziert sich davon! 

Er war derjenige, der dafür immer wieder massiv gekämpft hat, genau auf Seiten der Atomlobby. Nehmen Sie unangenehme Tatsachen auch zur Kenntnis! Das wird Ihnen in diesem Hause hier nicht erspart bleiben, auch wenn Sie sich bemühen, andere hier unter Druck zu setzen. In diesem Haus wird Ihnen das nicht gelingen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen zur 4. Anfrage (PrZ 0013/GM/01-KSP), gestellt von Frau GRin Ursula Lettner an den amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr: Werden seitens der Stadt Wien alle notwendigen Maßnahmen zur Realisierung des Projekts "Messe Wien neu" zeitgerecht getroffen, um eine zügige Umsetzung dieses Projekts zu ermöglichen?

Bitte, Frau Gemeinderätin.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Für das Projekt der Neustrukturierung der Wiener Messe wurde auf Basis der umfangreichen städtebaulichen, verkehrlichen und architektonischen Konzeptionen unter Einbindung der Ziviltechniker Rossinak & Partner sowie der Architekten Peichl & Partner unter der Plan Nr 7475 der Entwurf zur Neufestsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans für diesen Bereich bereits erstellt und das Widmungsverfahren eingeleitet. Eine Behandlung des Widmungsentwurfs fand in der Sitzung des Fachbeirats für Stadtplanung und Stadtgestaltung am 15. November 2001 statt und hat dessen Zustimmung erhalten. 

Damit erscheint unter Berücksichtigung des weiteren Verfahrensablaufs mit der öffentlichen Auflage sowie Stellungnahme der Bezirksvertretung ein Beschluss des Plandokuments durch die zuständigen Körperschaften im Frühjahr 2002 erreichbar, womit uns sodann die planungsrechtlichen Grundlagen zur Umsetzung des Messeprojekts vorliegen werden.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Gemeinderätin, die erste Zusatzfrage.

GRin Ursula Lettner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Werter Herr Stadtrat! 

Die Messe Wien ist zweifellos gerade für die Wirtschaft von sehr wichtiger Bedeutung und ich bin überzeugt, dass nach der EU-Osterweiterung die Wiener Messe noch an Bedeutung gewinnen wird. Sie haben diesen Fachbeirat schon angesprochen und ich möchte Sie noch einmal fragen: Wie beurteilt dieser Fachbeirat der Stadtplanung dieses Projekt?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Aufgabe des Fachbeirats ist es, die Flächenwidmungsplanung und die Architektur dieses Projekts zu beurteilen. Beides ist erfolgt und beides ist positiv erfolgt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Was die Bewohnerinnen und Bewohner in diesem Bereich besonders betrifft und ihnen Sorgen macht, ist natürlich die Verkehrsentwicklung, die unvermeidlich damit verbunden ist. Meine Frage ist durchaus jetzt auch dahin motiviert, dass wir damals, trotz vieler Bedenken, was die verkehrliche Entwicklung in dem Bereich betrifft, dem Vertrag hier im Gemeinderat zugestimmt haben. 

Umso mehr stellt sich jetzt folgende Frage, weil sich Relevantes geändert hat, was die Parkplätze betrifft: Ursprünglich war genau auf dem von Ihnen skizzierten Entwurf von Rossinak & Partner vorgesehen, dass es um 4 600 Parkplätze in dem Areal gibt, da waren aber 1 000 Parkplätze beim Stadion und 500 Stellplätze bei der Südportalstraße eingerechnet. Wir haben uns jetzt über die Entwicklungen schlau gemacht und auf einmal gelten diese Parkplätze nicht mehr, sondern es sind zusätzlich 1 400 Stellplätze rund um die Messe dazugekommen, was etwas völlig anderes ist und die Verkehrsbelastung drastisch erhöhen würde. 

Was sagen Sie jetzt, was ist der wirkliche Stand? Gilt das, was im Ausschuss referiert wurde, was damals Grundlage war und was in einer gewissen Weise auch eine Akzeptanz der Bevölkerung bekommt oder sind jetzt auf einmal rund um die Messe 1 400 Stellplätze dazugekommen, was die Verkehrsentwicklung drastisch verschlechtern würde?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also ich kann nicht beurteilen, was im Ausschuss damals diskutiert wurde. Ich war bei diesem Ausschuss nicht dabei. Ich kann Ihnen nur sagen, was derzeit der Planungsstand ist und was in die Flächenwidmung hineingenommen wurde.

Der derzeitige Planungsstand ist, dass auf dem Areal des Messegebiets der überwiegende Teil der Stellplätze untergebracht wird, dass von diesen Stellplätzen auf der Südportalstraße nichts untergebracht wird, also der grüne Prater davon unbeeinflusst bleibt, und dass im Bereich zwischen Wurstelprater und Messe ein Parkhaus errichtet werden soll. In diesem Parkhaus wird für beide Einrichtungen, nämlich für den Wurstelprater und für die Messe, eine Nutzung der Parkmöglichkeiten bestehen .

Die Verkehrserschließung wird schwierig genug sein, während der Zeiten des U�Bahn-Baus, aber danach wird sie überwiegend und nahezu ausschließlich über die Anbindung an den Handelskai erfolgen und nicht über die Ausstellungsstraße und Praterstern.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Wir freuen uns natürlich auch, wenn im Bereich der Wiener Messe die Planungen und die Umsetzungen zur Neugestaltung zügig vorangehen und Frau Kollegin Lettner hat schon von der Wichtigkeit der Messe für den Wirtschaftsstandort Wien gesprochen. Aber ebenso wichtig ist in diesem Bereich für den Tourismusstandort Wien die Weiterentwicklung des Entertainment-Bereichs. 

Der Prater ist ja heute schon die Nummer 4 der Tourismus-Besuchsdestination in Wien. Und nachdem ich in einer schriftlichen Anfrage unlängst mit einer Auskunft bezüglich der Weitergestaltung des Entertainments, also des Unterhaltungsbereichs, ja ich möchte einmal sagen, gescheitert bin, darf ich heute die Frage mündlich an Sie richten: Wie wird die Praterneugestaltung in diesem Bereich weitergehen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Hinsichtlich der Gestaltung des Wurstelpraters wissen Sie, dass die Stadt Wien in der Neugestaltung und in der Ausgestaltung des Straßenbereichs im Wurstelprater wesentliche Vorleistungen erbracht hat. Das ist der Bereich, der in meine Kompetenz fällt. Sie wissen auch, welche Veränderungen sich rund um die Zuständigkeiten für den Wurstelprater und die Verwaltung des Wurstelpraters ergeben haben. Hier sind neue Regelungen eingeführt worden. Nichtsdestotrotz trifft das noch immer nicht meinen Geschäftsbereich.

Ich kann Ihnen aber versichern, dass dort, wo meine Geschäftsgruppe betroffen ist, nämlich in der Planung des Übergangs zwischen Praterstern, den künftigen U�Bahn-Knoten und der Neugestaltung des Bahnhofs der Bundesbahnen - wo im Übrigen die Stadt Wien die Grundlagen geliefert hat und alles, was in dem gestern von Ihnen zitierten "Standard"-Artikel gestanden ist, ja nicht stimmt, denn die Grundlagen hat die Bundesbahn von der Stadt Wien bekommen und auch benutzt und Herr Steiner, der dafür zuständig ist, könnte das bestätigen, auch wenn er im Artikel anderes verlauten ließ - und in weiterer Fortsetzung dann der Zone zwischen Praterstern bis zum Messeareal und die Fortsetzung dann in Richtung Stadion, das Gegenstand weiterer Überlegungen ist. 

Und ich bin überzeugt davon, dass wir Schritt für Schritt bis zur Fertigstellung der U�Bahn den gesamten Prater- und Wurstelpraterbereich in einer Form neu organisiert haben, dass es weiterhin der vierte und vielleicht dann ein noch höherer Attraktionspunkt innerhalb der Stadt für den Tourismus, aber auch für die Freizeitnutzung der Wiener sein wird.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Josef Wagner. Ich erteile sie ihm.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Ihre Antworten auf die von Ihrer Fraktion vorbestellte Frage befriedigen mich nicht ganz. Wir werden hoffentlich am Freitag anlässlich Ihrer Pressekonferenz dann mehr über dieses Projekt erfahren. Neu bei der "Messe neu" ist offensichtlich nur, dass die Personen gewechselt haben. Ich kann mich an die vielen sich wiederholenden Pressekonferenzen mit StR Görg, Finanzstadträtin Ederer und den Berater Kammerpräsident Nettig, Berater des Herrn Bürgermeisters, erinnern. Neu sind die Personen: Sie, Finanzstadtrat Sepp Rieder, Nettig ist wieder vorhanden, neu kommt der Herr Bürgermeister zum Pressegespräch dazu.

Sie haben in "Wien aktuell", Nummer 5, davon geschrieben, dass beim Messegelände 4 500 neue Parkplätze geschaffen werden. Auf meine Anfrage sagen Sie jetzt nämlich, dass zusätzliche neue Parkplätze geschaffen werden. Sie sagen, es sind insgesamt nur 4 500 Parkplätze erforderlich. Also haben Sie offensichtlich damals im Mai noch nicht gewusst, wie viele Parkplätze Sie schaffen werden. 

Sie wissen, dass frühestens 2007 die U�Bahn-Anbindung vorhanden sein wird. Sie wissen, dass aber bereits 2004 ein großer Kongress tagen wird.

Ich frage Sie: Welche Maßnahmen wurden getroffen und werden Sie noch treffen, um die Verkehrsproblematik im Zusammenhang mit Messe und Prater endlich in eine bessere Situation zu bringen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Es ist immer ein Problem, wenn man aus einem Pressebericht zitiert und dann selber falsche Zahlen verwendet.

Stellen wir einmal die Zahlen richtig. Es geht darum, dass für eine neue Messe im Bereich der Messe 4 500 Stellplätze zur Verfügung stehen müssen. Und wenn es darum geht, 4 500 Stellplätze zur Verfügung zu haben, dann zählen dort natürlich die vorhandenen Stellplätze mit und die werden auch auf dem Messeareal, auf den bestehenden Hallen miteinbezogen, wo wir bereits in der Tiefgarage Stellplätze zur Verfügung haben. Also insofern glaube ich, sollten wir nicht beginnen, mit neuen Zahlen, die Sie in Diskussion bringen, mit Hinweisen auf Artikeln, die Sie irgendwo gefunden haben, wieder Neues in die Welt zu setzen.

Was auch nicht sinnvoll ist, ist, die Zahlen zu verwechseln, wenn es darum geht, wann dort der erste Kongress stattfinden soll. Da waren Sie leider um ein Jahr zu spät. Wir haben viel mehr Termindruck und deswegen beeilen wir uns auch so. Und deswegen bin ich sehr froh, dass auch der Bürgermeister dieser Stadt bei der Pressekonferenz dabei sein wird, genauso wie Sepp Rieder, Vizebürgermeister, genauso wie Präsident Nettig, und dass alle gemeinsam dieses Projekt vorantreiben und versuchen für Wien, für den Wirtschaftsstandort, für den Tourismus dieser Stadt, was Gescheites zusammenzubringen und in der Verkehrsorganisation in diesem Gebiet etwas zu schaffen, wo die Menschen, die dort leben, auch wirklich weiterhin schön im Grünen, in der Nähe des grünen Praters leben können, ohne dass sie von den Verkehrsaktivitäten allzu sehr belastet werden. 

Denn ich bin überzeugt davon, dass wir mit Beginn, mit Inbetriebnahme der U�Bahn in diesem Abschnitt, auch die Verlagerung der Gäste von der Straße auf die Schiene bewerkstelligen können und damit überhaupt eine große Entlastung in diesem Bereich entstehen kann. 

Nur, sollen wir deswegen mit der Realisierung der Messe so lange warten? Soll deswegen die G'stätten dort bleiben? - Also, das wollen Sie auch nicht, wie ich Ihrem Zwischenruf entnehme. Daher müssen wir das schrittweise durchführen. Daher brauchen wir am Beginn noch relativ viele Stellplätze und werden die Zufahrt über den Handelskai dafür organisieren.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke dem Herrn Stadtrat. - Die Fragestunde ist somit beendet. Wir kommen nur zur Aktuellen Stunde. (GR Johann Hatzl: Nein! 5. Frage! Geschäftsordnung! - GR Christian Oxonitsch: Geschäftsordnung! 5. Frage! - GR Kurth-Bodo Blind: Geschäftsordnung! So ein schwachsinniger Vorsitz! - GR Mag Christoph Chorherr: Geschäftsordnung! 5. Frage! - GR Günter Kenesei: Geschäftsordnung! Geschäftsordnung! - Allgemeine Aufregung.) 

Ich danke vielmals. Nachdem man mir eine schwachsinnige Führung vorgeworfen hat, die 5. Anfrage. Aber ich entschuldige das, den Zwischenruf von der freiheitlichen Partei. 

Entschuldigen Sie, Herr Bürgermeister. 

Frau GRin Marie Ringler hat die 5. Anfrage (PrZ 0016/GM/01-KGR) an den Herrn Bürgermeister gestellt: Herr Bürgermeister, Sie haben im Sommer angekündigt, dass die Stadt Wien den Nachlass von Johann Strauß einerseits an die Erben zurückgeben wird und andererseits als einen Beitrag zur Aufarbeitung und Wiedergutmachung österreichischer NS�Geschichte diesen zurückkaufen wird. Derzeit herrscht jedoch Unklarheit über die konkreten Bedingungen des Rückkaufs. Wie hoch ist die Rückkaufsumme, aus welchem Budgetansatz und bis wann wird diese aufgebracht?

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Stadt Wien hat die Sammlung Strauß-Meyßner, das ist jener Teil des Nachlasses von Johann Strauß, für den die Wiener Rückstellungskommission die Restitution empfohlen hat, bereits im Mai 2001 an die Erben nach Adele Crespo de la Serna zurückgestellt. Eine Ankündigung der Rückstellung im Sommer 2001 fand daher von mir nicht statt. Sie wäre auch sinnlos gewesen, weil die Rückstellung zu diesem Zeitpunkt bereits vollzogen war. Wohl aber besteht die prinzipielle Absicht der Stadt Wien, diese einmalige und für die Kulturgeschichte der Stadt so bedeutsame Sammlung wieder zu erwerben. 

Die Sammlung verblieb nach der Prüfung des Bestands durch einen von den Erben beauftragten Rechtsanwalt, die im Juni 2001 abgeschlossen wurde, weiterhin in der Wiener Stadt- und Landesbibliothek beziehungsweise im Historischen Museum der Stadt Wien und wurde auf Kosten der Stadt Wien versichert. Unmittelbar nachdem die Erben ihre Absicht geäußert hatten, die Sammlung in Wien zu belassen und das Londoner Auktionshaus Sotheby als Beauftragte für die Verhandlungen nominierten, begannen Anfang September 2001 intensive Verhandlungen für den Rückkauf der Sammlung Strauß-Meyßner. Diese Verhandlungen sowie die damit verbundenen rechtlichen und steuerlichen Abklärungen sind noch nicht zur Gänze abgeschlossen, sodass die genaue Summe, die für den Rückkauf erforderlich sein wird, noch nicht bekannt ist. Abgesehen davon, dass, auch wenn ich sie kennen würde, vor Abschluss des Kaufvertrags ich sie hier öffentlich nicht nennen würde, weil wir dann gleich am nächsten Tag wieder weiterverhandeln könnten. 

Der Kaufpreis wird voraussichtlich in den Jahren 2002/2003 aufgebracht werden müssen. Für das Jahr 2002 ist im Entwurf des Kulturbudgets dafür ein Betrag von 54 Millionen S beziehungsweise rund 3,9 Millionen EUR vorgesehen, der auf dem Budgetansatz der Wiener Stadt- und Landesbibliothek bereitgestellt wird. 

Grundsätzlich halte ich es für wichtig, einen wichtigen und bedeutenden Teil des kulturellen Erbes im Besitz der Stadt Wien zu erhalten. Es ist auch ein moralisches Gebot, dass nach Möglichkeit jene Teile des kulturellen Erbes, auf die wir so stolz sind und von denen wir realisieren müssen, dass sie zu Unrecht in unserem Besitz sind, nicht nur an die rechtmäßigen Erben zurückzugeben, sondern nach Möglichkeit auch wieder zu erwerben sind. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Ich nehme Ihre Ausführungen mit großer Freude an. Es freut mich zu hören, dass Sie sich in dieser wichtigen Sache so engagieren. 

Was mich noch interessieren würde, ist, wer von Seiten der Stadt Wien hier verhandelt und auch welche Rolle der Restitutionsbeauftragte Kurt Scholz hat?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Selbstverständlich ist dafür der Kulturstadtrat politisch federführend, in dessen Ressort das auch fällt. Die Verhandlungen selbst werden auf Anwaltsebene beziehungsweise auf Beamtenebene geführt. Der Restitutionsbeauftragte ist, wie bei allen Angelegenheiten der Restitution, selbstverständlich dabei. Es ist dies für ihn angenehmer Weise sein geringstes Sorgenkind.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Es gibt Informationen darüber, dass diese budgetierten 54 Millionen S nicht ausreichen könnten. 

Meine Frage ist daher: Sollte der Betrag mehr ausmachen, weil es ja wirklich um ein sehr wertvolles Gut geht, sind Sie persönlich dann bereit, im Rahmen Ihrer Möglichkeiten sich dafür einzusetzen, dass wir das natürlich trotzdem zurückholen, und zweitens sollten wir als Stadt nicht überhaupt darüber nachdenken, einen Fonds oder etwas zu schaffen, damit für derartige Fälle - und das wird ja nicht der Einzige bleiben - in Zukunft Sorge getragen wird?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich bitte von Fondsideen in einem solchen Zusammenhang Abstand zu nehmen. Wir haben in der Vergangenheit bewiesen, dass wir in der Lage sind, innerhalb von ganz, ganz kurzer Zeit - Stichwort Schönberg - Entscheidungen zu treffen und das Geld auch aufzustellen. Ich verstehe schon, dass auch für diesen Strauß-Nachlass auf einem Budgetansatz Vorsorge getroffen wurde, aber selbst wenn dafür kein Budgetansatz vorhanden gewesen wäre oder sich dieser Budgetansatz als unrealistisch herausstellen sollte, dann haben wir immer noch Mittel und Wege gefunden, um dies auch entsprechend umsetzen zu können, was wir wollen. Wir wollen, dass dieser Strauß-Nachlass-Rückkauf tatsächlich auch getätigt wird. 

Alles Übrige, insbesondere den Kaufpreis, soll man aus meiner Sicht den Verhandlern überlassen. Wenn am Ende des Tages ein akkordierter Kaufpreis herauskommt, dann werden wir von der politischen Ebene das auch akzeptieren und diesen Kauf auch tätigen. Telefonanrufe bei mir reichen ja bekanntlich dafür, dass es dann auch erledigt ist.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Herr GR Mag STEFAN, die dritte Zusatzfrage.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Meine Frage geht in eine ganz ähnliche Richtung. Ich frage, ob es die Möglichkeit gibt, eine Sicherstellung für die Zukunft zu geben, dass Ankäufe auch wirklich finanziert werden können. Denn es hat sich auch bereits in der Vergangenheit gezeigt, dass zum Beispiel bei der Albertina Ankäufe nicht möglich waren, weil das Budget nicht vorhanden war. Gibt es eine Sicherstellung in irgendeiner Form, die für die Zukunft getroffen werden kann, über das, was Sie jetzt gerade gesagt haben, über ein allgemeines Wollen hinaus? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Der Unterschied zwischen dem Bundesbudget und einem Gemeindebudget, wie es das Budget der Stadt Wien ist, ist neben vielen Details auch sehr einfach zu beschreiben. Dadurch, dass das Wiener Budget kein Gesetz ist, sondern ein Beschluss des Gemeinderats, ist auch die Disponibilität in diesem Budget eine wesentlich größere und eine wesentlich höhere, und natürlich ist vor allem auch die Disponibilität für den Wiener Gemeinderat eine sehr viel höhere. 

Und ich wiederhole mich daher: Ich halte von Fondslösungen, Fixbindungen und ähnlichem nicht sehr viel, weil es Flexibilität einschränkt und nicht Flexibilität erhöht. Wir haben in der Vergangenheit bewiesen - und Schönberg war ja nur ein Stichwort, es ließen sich ja andere Stichworte auch noch finden -, dass, wenn für uns die Möglichkeit besteht, einen derartigen Rückkauf innerhalb der Restitutionsbereiche, aber natürlich auch außerhalb der Restitutionsbereiche zu tätigen, wir das noch allemal auch geschafft und auch mit der nötigen finanziellen Flexibilität geschafft haben. Also ich persönlich bevorzuge diese Flexibilität auch in den Entscheidungsmöglichkeiten außerordentlich gegenüber Fixbindungen. Die Zukunft, die Vorsorgesicherung für die Zukunft ist bei uns durch das Budget an sich gegeben. Denn selbst wenn es keinen Budgetansatz dafür gäbe, lässt sich das Geld aufstellen. Für Schönberg hat es auch keinen Budgetansatz gegeben. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GRin Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich freue mich sehr zu hören, dass Sie offensichtlich wirklich gewillt sind, hier die notwendigen Entschädigungen auch zu leisten. Ich glaube, dass nicht betont werden muss, dass es auch uns sehr, sehr wichtig ist zu sagen, dass Restitution und Entschädigung niemals ein Tauschgeschäft sein können und daher begrüße ich es auch, dass Sie jetzt hier den exakten Kaufpreis aus Gründen der sinnvollen Abwicklung nicht nennen.

Meine Frage ist, inwieweit die Sammlung, die eine sehr bedeutende Sammlung ist, wieder nach dem Rückkauf der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden wird und ob es daran Interesse gibt, diese auch einer konkreten wissenschaftlichen Aufarbeitung zuzuführen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Beides erachte ich als selbstverständlich, denn die Möglichkeit der wissenschaftlichen Aufarbeitung ist ja auch in der Vergangenheit vor dem Hintergrund dessen, dass wir im guten Glauben dies als unser Eigentum wähnten und daher natürlich auch der wissenschaftlichen Aufarbeitung zugänglich gemacht haben, gegeben gewesen. Die öffentliche Darstellung dessen ist für mich ebenso selbstverständlich, denn ich denke, dass, wenn wir einen hohen zweistelligen Millionenbetrag für ein derartiges Kulturerbe ausgeben, wir das dann nicht im Geheimen tun werden. So viel Öffentlichkeitsarbeitsbegabung habe ich durchaus und kann ich durchaus auch aufbringen, dass wir das tun werden.

Ich bitte Sie nur, bei der Diktion, bei Kaufpreis, zu bleiben, denn selbstverständlich ist das, was wir dafür bezahlen, keine Entschädigung, denn wir geben einfach zurück, haben einfach zurückgegeben, was uns nicht gehört hat. Das ist diese einfache Grundwahrheit, die bei all diesen Überlegungen bei mir dahinter steht. Was einem nicht gehört, was einem anderen gestohlen wurde und aus welchen Gründen immer nicht in mein Eigentum, aber in meinen Besitz gelangt ist, habe ich einfach zurückzugeben. Das ist die schlichte Wahrheit. Das haben wir auch hier getan. 

Aber aus Stadtinteressen, historischen Stadtinteressen, wollen wir das nunmehr zurückkaufen. Kaufpreis ist daher da die richtige Diktion und um den wird verhandelt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke für die Beantwortung. - Jetzt ist die Fragestunde beendet. Ich danke dem Hohen Gemeinderat, dass er darauf geachtet hat, dass ich nicht die Geschäftsordnung beuge. Herzlichen Dank! 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (PrZ 6/AG/01). 

Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Über 32 000 Jugendliche in Österreich joblos - Bundesregierung gefährdet Zukunftschancen einer Generation" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Scheed, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten beschränkt ist. - Bitte, Herr GR Scheed.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte Sie ersuchen, sich so ein bisschen von der Dynamik der vorangegangenen Fragestunde zu befreien und sich einen Augenblick sehr bewusst auf das Thema dieser Aktuellen Stunde einzulassen. 

Wir haben zwei Tage Budgetdebatte hinter uns und naturgemäß gibt es in so einer Debatte eine Vielzahl an Zahlen, auch den einen oder anderen Anlass, sich auf Ebene parteipolitischer Auseinandersetzungen Wortgefechte zu liefern. 

Meine Damen und Herren, hier bei diesem Thema ist das nicht angebracht. Es handelt sich um eine Zahl, deren Bedeutung gar nicht überschätzt werden kann. Es handelt sich um über 32 000 junge Menschen, 32 000�mal ein Leben mit Chancen, Hoffnungen, Erwartungen, 32 000�mal ein Leben, wo jemand die Erfahrung macht, dass er sich nach seiner schulischen Ausbildung die Frage stellen muss, ob er als Mensch in dieser Gesellschaft von dieser Gesellschaft Chancen bekommt, gebraucht wird, eingebunden wird in ein sinnerfülltes Leben. Es geht bei diesem Thema um Einzelschicksale und daher, glaube ich, ist es sehr wichtig, sich sehr sorgsam mit dieser Frage zu beschäftigen. 

Ich habe das in der Vorbereitung auf diesen Redebeitrag auch versucht zu tun und habe mir sehr genau angesehen, unter welchen Bedingungen es zu dieser Situation gekommen ist, kommen konnte, und wie auch von verantwortlicher Seite auf diese Situation reagiert wird. Diese über 32 000 jungen Arbeitslosen sind nicht plötzlich entstanden, die sind keine Überraschung, sondern sie sind - und ich habe mir dazu von der Synthesis Forschungsgesellschaft die aktuelle Untersuchung über die Ursachen dieser Jugendarbeitslosigkeit beschafft - erste sichtbare Auswirkungen einer an neuen Prämissen ausgerichteten Wirtschaftspolitik einer Bundesregierung, der es offensichtlich um andere Primärziele geht, als um die Sicherung der Vollbeschäftigung und die Interessen der jungen Menschen in diesem Land.

Seit Mai ist ein dramatisches Ansteigen der Arbeitslosigkeit in diesem Bereich festzustellen. Seit Mai wurde seitens des zuständigen Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft nicht reagiert und seit diese Aktuelle Stunde bekannt ist, überschlagen sich die Ereignisse und es wirft ein bezeichnendes Licht auf den Zugang der Verantwortungsträger zu dieser Thematik. 

Ich habe hier an dieser Stelle schon einmal auf die Milliarden Abschöpfungen der Bundesregierung aus dem Arbeitslosenversicherungsbudget hingewiesen zu Zwecken der Budgetkonsolidierung und der Erreichung des ideologisch formulierten Nulldefizits. In der Tat ist es so, dass im nächsten Jahr dem Arbeitsmarktservice im operativen Bereich 641 Millionen weniger zur Verfügung gestanden wären, also gerade zu einer Zeit, wo es darum geht, aktive Arbeitsmarktpolitik einzusetzen, Offensivstrategien zu fahren - ich rede jetzt noch gar nicht von der wirtschaftspolitischen Seite, wo es darum ginge, gerade jetzt Infrastrukturinvestitionen mit hohen Beschäftigungseffekten zu setzen -, und gerade in diesem Augenblick kommt plötzlich der zuständige Minister zur Erkenntnis, dass er hier ein Thema präsentiert bekommt, mit dem er politisch nicht gewinnen kann. Plötzlich überschlagen sich im Halbstundentakt die Neuigkeiten aus dem Ressort. Plötzlich gibt es eine Zusage, 650 Millionen zusätzlich, es wird abgedeckt. Der Bund nimmt seine Ausfallhaftung für das AMS-Budget wahr. Vorgestern hat es noch geheißen und konnte man davon ausgehen, dass das AMS Wien konkret mit 100 Millionen im Minus betroffen sein wird. Gestern Nachmittag kommt die Nachricht: Nein, nein, es werden sogar 100 Millionen mehr sein! 

Erfolgreich so eine Aktuelle Stunde, wenn man sie zum richtigen Thema ansetzt. Abgeschlossen wurde ein Jugendausbildungssicherungsgesetz und plötzlich kommt da noch so als Draufgabe dazu, na zusätzlich zu all dem kommen noch 500 Millionen, und dann ist man bass erstaunt und sagt, jetzt Moment einmal, da kann doch was nicht stimmen. Na, dann schaut man nach und entdeckt dann, dass von 500 Millionen die Rede ist, die aus ESF-Mitteln, also aus dem Europäischen Sozialfonds kommen sollen. Da ist es natürlich so, dass jeder, der sich mit Arbeitsmarktpolitik auch nur ein bisschen beschäftigt, weiß, dass man in fünf Wochen keine 500 Millionen über ESF-Projekte aufstellen kann. Das heißt, festzustellen ist, dass es in der Regierungspolitik jetzt eine Mischung aus Schadensminimierung auf der einen Seite und politischer Placebos auf der anderen Seite gibt, die in die Welt gesetzt werden, um zu versuchen, der Dramatik dieser Situation und dieses Themas den Wind aus den Segeln zu nehmen.

Zu welchen Schlüssen kommt Synthesis in der Untersuchung nach den Ursachen der Jugendarbeitslosigkeit? - Es ist genau jener Prozess, der immer und immer wieder schon in die Diskussion eingebracht worden ist, dass es der falsche Weg ist zu glauben, dass man unter einem falsch verstandenen Spargedanken, wo man die Investitionen zurücknimmt, damit in Wirklichkeit zwingend Arbeitslosigkeit produziert, unter dem Strich bessere Resultate volkswirtschaftlich im Gesamtsinn erzielen kann, als wenn man dieser Entwicklung ganz bewusst und offensiv entgegentritt und beschäftigungsschaffende Maßnahmen setzt, so wie das in Wien zum Beispiel der Fall ist.

Und so nebenbei möchte ich nur sagen: Ich habe mir das auch angeschaut, wie die Jugendarbeitslosigkeit im Bundesländervergleich aussieht. Hier ist Wien mit 11,4 Prozent einsamer Spitzenreiter!

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie darüber informieren, dass alle anderen Bundesländer sich beim Anteil der Jugendarbeitslosigkeit in den Größenordnungen zwischen 16,4 und 22,1 Prozent bewegen, also dramatisch höher. Das Kärntner Modell, so nebenbei, liegt da bei 19,4 Prozent, ist also auch kein berauschend beeindruckendes Vorbild von erfolgreicher Arbeitsmarktpolitik im Jugendbereich.

So schön das ist, dass auf unsere Initiative, dieses Thema aufzugreifen, reagiert worden ist, so traurig ist es doch auch, feststellen zu müssen, dass die Maßnahmen im Jugendausbildungssicherungsgesetz sehr halbherzig angegangen worden sind. 

Jetzt abgesehen davon, dass die Maßnahmen eindeutig zu spät kommen, haben wir in Wien ja bereits 1999 sehr eindrucksvoll gezeigt, dass man auch mit außerbetrieblichen Bildungsmaßnahmen, nämlich mit den so genannten Lehrlingsstiftungen, jungen Menschen eine Ausbildung geben kann, die eine hervorragende Voraussetzung dafür bieten, nach erfolgter Ausbildung = Lehrabschlussprüfung, eine anerkannte Ausbildung, dann auf Arbeitsplatzsuche zu gehen und auch einen Arbeitsplatz zu finden. Genau diese Lehrlingsstiftungen werden aber im Jugendausbildungssicherungsgesetz definitiv nicht ermöglicht. 

Was ermöglicht wird, sind Ausbildungslehrgänge, also Überbrückungslehrgänge, die zwar den Vorteil haben, dass sie die Jugendlichen im Augenblick nicht sich selbst überlassen, aber den Nachteil haben, dass sie ihnen keine formal abgeschlossene Berufsausbildung vermitteln, was bedeutet, dass am Ende dieser Überbrückungsmaßnahme der Jugendliche gleich unqualifiziert wie vorher auf den Arbeitsmarkt strömt und die entsprechenden Schwierigkeiten bei der Arbeitsplatzsuche zu erwarten hat.

Da denkt man sich: Wenn jetzt Mittel eingesetzt werden, warum dann so halbherzig? - Ich habe mich an eine Ausgabe der ÖVP-Monatsblätter erinnert, nicht allzu lange zurück. Das ist eine monatlich erscheinende, glaube ich, Postille, wo jene, die sich im ÖVP-Bereich als Vordenker oder Intellektuelle wähnen, theoretische Beiträge über politische Visionen abliefern. Da fand ich in diesen ÖVP-Monatsblättern in einem Artikel unter der Überschrift "Sozialpartnerschaft ade" so einen euphorischen Kommentar, der sagt: Wunderbar, das Ziel Sozialpartnerschaft ist ein historisch antiquiertes Ziel. Wir müssen eine Sockelarbeitslosigkeit aufbauen, weil das einen disziplinierenden Effekt für die Beschäftigten hat, lohndrückende Wirkung hat und die Wirtschaft wunderbar flexibilisieren wird, weil die Menschen dann gezwungen sein werden, so wie in anderen Ländern bereits, drei Jobs gleichzeitig anzunehmen, um ihren Unterhalt zu sichern.

Mein Damen und Herren! Wenn das wirklich das Ziel ist, dann sage ich, das ist keine verantwortungsvolle ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Norbert, bitte das Finale.

GR Norbert Scheed (fortsetzend): Letzter Satz?

... dann ist das keine verantwortungsvolle Politik, sondern das ist eine Politik, die der Herrschaft der Gier folgt! Das ist eine Politik, die zutiefst abzulehnen ist! 

Wien hat durch den vom Bürgermeister eingerichteten Wiener Arbeitnehmer-Förderungsfonds bewiesen, das richtige Instrument zur richtigen Zeit eingesetzt zu haben. Die objektiven Zahlen geben uns Recht.

Wien steht nicht für eine Politik des wirtschaftspolitischen und sozialpolitischen Zynismus, sondern Wien steht für eine Politik, wo es um den Wert des Menschen geht und nicht um seine Verwertbarkeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Dr Vana zum Wort gemeldet. Ich darf darauf hinweisen: 5 Minuten. (GRin Dr Monika Vana hat Probleme mit dem Rednerpult.) Das hängt wieder. - Frau Dr Vana, lassen Sie sich bitte vom Rotlicht nicht irritieren.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Wann krieg' ich denn grünes Licht? - Das würde mir besser gefallen.

Ich gebe meinem Vorredner Kollegen Scheed Recht. Die Arbeitsmarktdaten vom Oktober sind erschütternd. Wir haben einen dramatischen Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit. Allein im letzten Monat ist die Zahl der Lehrstellensuchenden über 5 000 Personen, über 20 Prozent gestiegen. Wien ist von dem Lehrstellenmangel besonders akut betroffen. Wir haben die Höchstzahl aller Lehrstellensuchenden in ganz Österreich. Im August und September waren wir absoluter Spitzenreiter. Jetzt sind wir zumindest auf dem 3. Platz hinter Niederösterreich und Steiermark.

Das mangelnde Lehrstellenangebot führt unter anderem dazu, dass Jugendliche keine ausreichenden Ausbildungsmöglichkeiten mehr haben, in eine Warteschleife geraten und im besten Fall in Maßnahmen zwischengeparkt werden, so lange es sie noch gibt, meine Damen und Herren von den Regierungsfraktionen! Denn was tun Sie gegen diesen dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit und gegen den Lehrstellenmangel? - Statt aktive Arbeitsmarktpolitik zu betreiben und gegenzusteuern und auch die strukturellen Defizite des Arbeitsmarkts anzugehen, streichen Sie wertvolle arbeitsmarkt- und bildungspolitische Maßnahmen, wie zum Beispiel das Auffangnetz für Jugendliche, wie wir wissen, das eine große Lücke auf dem Arbeitsmarkt hinterlässt. Sie streichen das Weiterbildungsangebot nach der Karenz und ziehen sich aus der Arbeitsmarktpolitik völlig zurück, beziehungsweise, wie ich jetzt gerade vom Kollegen Scheed gehört habe, erzeugen ein Chaos in der Arbeitsmarktpolitik. Denn ich freue mich zwar jetzt über die Ausfallshaftung für das AMS, aber angekündigt war etwas anderes, was zu einer großen Verunsicherung aller Betroffenen geführt hat. 

Sie haben angekündigt und dafür auch schon Maßnahmen gesetzt, die Arbeitslosenversicherung quasi zum Stopfen von Budgetlöchern zu verwenden, das AMS auszuhungern und so en passant als flankierende Maßnahme, damit die soziale Treffsicherheit auch wirklich wirkt, verschärfen Sie am laufenden Band die Bestimmungen für arbeitslose Menschen und betreiben einen beispielslosen Kahlschlag in der Bildungspolitik! Das ist eine Bankrotterklärung der Arbeitsmarktpolitik und der Bildungspolitik der Bundesregierung! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Sie bekämpfen nicht die Arbeitslosigkeit, Sie bekämpfen die Arbeitslosen! Sie sind nicht nur taten- und ideenlos, Sie sind auch ohne jeglichen politischen Gestaltungswillen.

Ich frage Sie jetzt, ich frage die Kanzlerpartei ÖVP, die sich immer als Wirtschaftspartei gerne - ich möchte sagen - aufspielt und das Wort Qualifikation und Wirtschaftsstandortsicherung ja gerne im Mund führt: Wo ist denn Ihre Qualifikationsoffensive für jene Jugendlichen, die am meisten betroffen sind? Zum Beispiel für niedrig qualifizierte Jugendliche und zum Beispiel für Frauen, wo wir eine dramatische Verschärfung der Situation vergegenwärtigen müssen?

Sie wissen, dass die Bildung, die Ausbildung und die Qualifikation ein Schlüsselfaktor für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sind. 44 Prozent aller Langzeitarbeitslosen in diesem Land haben nur einen Pflichtschulabschluss, weitere 35 Prozent nur einen Lehrabschluss. Wo bleibt Ihre arbeitsmarktpolitische Offensive gerade für diese Personengruppe? - Aber das wollen Sie ja gar nicht. Sie wollen Eliten fördern. Sie fördern mit Ihrer Bildungspolitik sozial Bessergestellte. Sie haben für sozial Schwache nichts, aber auch gar nichts übrig!

Wo bleibt denn Ihre Qualifikationsoffensive für Frauen, für jugendliche Frauen am Arbeitsmarkt? - Auch hier gibt es wirklich dramatische Verschlechterungen. Die geschlechtsspezifische Segregation des Arbeitsmarkts zeigt sich schon bei jungen Frauen. Zum Beispiel die Einkommensunterschiede, die schon bei den 15- bis 24�Jährigen über 20 Prozent betragen. 

Zum Beispiel die Tatsache, dass Frauen, weibliche Lehrlinge, zu zwei Drittel nach wie vor nur traditionelle Berufe annehmen wie Verkäuferin, Sekretärin. Und dass wir bereits über 33 000 junge Frauen haben, die nur mehr teilzeitbeschäftigt sind, und zwar unfreiwillig, wenn ich das dem Kollegen Pfeiffer noch ausrichten darf. Zu 60 Prozent unfreiwillig, hat eine neue Umfrage ergeben!

Wenn es Ihnen wirklich auch nur annähernd um die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit geht, meine Damen und Herren von den Regierungsfraktionen, dann hören Sie auf mit Ihrer desaströsen Nulldefizit-Politik und investieren Sie in die Zukunftschancen der Menschen in diesem Land! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte einen letzten Satz

GRin Dr Monika Vana (fortsetzend): Und machen Sie auch eine offensive Lohnpolitik, damit sich die Menschen in diesem Land, insbesondere die Jugendlichen, das Leben wieder leisten können! 

Nur einen kurzen Satz noch zu den Kollegen der Sozialdemokratie: Sie sollten bei der Lehrlingspolitik nicht ganz den Mund so voll nehmen. Ich erinnere nur an die Causa Euro-Team und an die Lehrlingsoffensive und was damit passiert ist, die Gegenstand von Untersuchungsausschüssen in Österreich und auch in Europa war. Also da bitte ich schon, ein bisschen Demut vor den Betroffenen zu zeigen, auch (GR Franz Ekkamp: Was war das Ergebnis? Was war denn das Ergebnis? - GRin Inge Zankl: Was war das Ergebnis? - Aufregung bei der SPÖ.) in Ihrer eigenen Politik! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Fuchs zum Wort gemeldet.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Vorweg einmal zwei Dinge. Wirtschaftsminister Bartenstein wird also gegenüber dem Vorjahresbudget sehr wohl die fehlenden Mittel von 650 Millionen S einsetzen und auch aufbringen. 

Und nun zu den Lehrlingsstiftungen. Lehrlingsstiftungen werden deswegen nicht verlängert, weil Lehrgänge eben effizienter sind. Und die ÖVP, das möchte ich auch sagen, legt ganz großen Wert auf eine funktionierende Partnerschaft. Da ist ein Beispiel der Kollege Neugebauer. Sie wissen, wie das dort gut funktioniert, sehr gut funktioniert. Aber was wir brauchen, das ist überparteilicher ÖGB, nicht so, wie er jetzt agiert. 

Für die ÖVP gibt es kaum (GR Kurt Wagner: Gibt es keinen Vizepräsidenten?) ein wichtigeres Thema als die soziale Verantwortung, die der Bund wahrnimmt, für die Vollbeschäftigung oder für die Erhaltung der Vollbeschäftigung der Jugendlichen. Und das sollten Sie eigentlich schon zur Kenntnis nehmen. 

Nun, wir haben sicherlich eine Steigerung der 15- bis 18�Jährigen, zum Beispiel im Oktober eine Zunahme von 524 Arbeitslosen bundespolitisch, laut neuester Statistik. Das, was aber hier die SPÖ betreibt, das ist arbeitsmarktpolitische Angstmacherei! Wenn wir hier heute in diesem Haus Vorschläge machen und gemacht haben, so wie es bei der Fragestunde zum Beispiel gewesen ist, wo wir auf Schwarzarbeit zum Beispiel hingewiesen haben, wo auch Jugendarbeitslosigkeit damit zusammenhängt, dann sagt der Herr Bürgermeister "Na, das interessiert uns nicht", macht nichts, schiebt das auf den Bund, und Maßnahmen, die wir vorschlagen, will er hier überhaupt nicht gehört haben. (GR Harry Kopietz: Das hat ja bisher die ÖVP verhindert!) 

Die SPÖ, ich sage es noch einmal, betreibt arbeitsmarktpolitische Angstmacherei! Seit dem Antritt der neuen Bundesregierung hat die SPÖ nichts unversucht gelassen, Maßnahmen der Bundesregierung ununterbrochen zu verunglimpfen, statt selbst aktiv zu werden. (GR Franz Ekkamp: Wo ist das Programm der Bundesregierung? - Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

Ich sage Ihnen nur ein Beispiel. Hat zwar nicht direkt mit der Jugendarbeitslosigkeit zu tun. Ein Beispiel: Die Horrorprognosen der Kollegin Bures von der SPÖ von 40 000 arbeitslosen Hausbesorgern, weil das neue Hausbesorgergesetz da ist, ging voll ins Leere, hat sich als falsch erwiesen. Und genauso agieren Sie jetzt in diesem Bereich auch! (GR Christian Oxonitsch: Studiengebühren sind die einzigen Maßnahmen! - GR Jürgen Wutzlhofer: Welche Maßnahmen machen Sie gegen die Jugendarbeitslosigkeit?) Sie werden das schon noch hören. 

Diese arbeitsmarktpolitischen ... (GR Jürgen Wutzlhofer: Sagen Sie mir, welche Maßnahmen machen Sie gegen die Jugendarbeitslosigkeit?) Darf ich es Ihnen gleich sagen. Ich werde es Ihnen sehr wohl sagen. (GR Jürgen Wutzlhofer: Welche Maßnahmen machen Sie gegen die Jugendarbeitslosigkeit? Sagen Sie mir das!) Darf ich Ihnen sagen, was an Maßnahmen da sind? - Ich werde es Ihnen sagen, was Wien machen muss: Die Funktionierung der modernen Betriebe zur Verhinderung der Jugendarbeitslosigkeit (Aufregung bei der SPÖ.), Investitionen im Umweltschutz, dort werden Betriebe geschaffen, denn nur gesunde Betriebe schaffen Jugendarbeitsplätze, meine Damen und Herren! (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Auch die Ursache der Wettbewerbssituation, dass Wiener Betriebe benachteiligt sind, hat auch eine Ursache damit. (GR Jürgen Wutzlhofer: Welche Maßnahmen? Welche Maßnahmen?) Mehr Geld in die Forschung und Technologie, Herr Kollege, da stimmen Sie doch zu? - Jawohl, und das wird auch gemacht. Schaffung ... (GR Christian Oxonitsch: Ja, Studiengebühren, das sind Ihre Maßnahmen!) Jawohl, auch das ist sehr wohl wichtig, auch das. (Große Aufregung bei der SPÖ.) 

Arbeitsplätze durch Schulden, Arbeitsplätze, Jugendarbeitsplätze durch Schulden, das haben wir schon gehabt. Dieser SPÖ-Weg ist gescheitert. Während die ÖVP - und das sage ich Ihnen schon - auf Erfolgskurs ist, wollen Sie hier alles negativ machen. Dass das ein Erfolgskurs ist, werde ich Ihnen sehr wohl beweisen. Das hat Präsident Fischer erst kürzlich mitgeteilt und ich darf Ihnen dazu sagen, ich habe Ihnen noch einmal gesagt, ich verniedliche nicht. (GR Godwin Schuster: Sie ignorieren nur! Sie ignorieren nur!)

Bei den 15- bis 18�jährigen Jugendlichen ergibt sich im Oktober eine Zunahme der Arbeitslosigkeit von 524. Natürlich ist das bitte für uns tragisch. Für die ÖVP gibt es nichts Ärgeres als jugendliche Arbeitslose. Aber hier werden Maßnahmen von der Bundesregierung gemacht und ... (GR Kurt Wagner: Welche? - GRin Inge Zankl: Welche bitte? - GRin Martina Malyar: Welche? - GR Godwin Schuster: Ja, bitte welche denn?) Welche? Ich habe Sie gehört. Hätten Sie zugehört, dann hätten Sie diese Maßnahmen schon gesehen. (Große Aufregung bei der SPÖ.) Hier, ich habe Ihnen gesagt, wie viel Geld noch zusätzlich zur Verfügung gestellt wird. Sie wollen es nicht hören. Das ist Ihr System. Sie wollen es einfach nicht hören! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Fuchs, bitte den letzten Satz.

GR Georg Fuchs (fortsetzend): Bewahren Sie, meine Damen und Herren, einen kühlen Kopf. Reden Sie nicht immer die Arbeitslosigkeit her. Machen Sie etwas! Ich glaube ... (GR Johann Hatzl: Ich freue mich schon auf die Rede nächstes Jahr, wenn wir 1 000 mehr haben! - Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Darf ich Ihnen sagen? (GR Harry Kopietz: Sind Sie der Jugendsprecher?) Das, was Sie machen, dass Sie schlecht reden, das haben Sie schon auch einmal gemacht. Das haben Sie schon auch einmal gemacht, aber das hat nichts genützt. Das haben Sie auch bei anderen Dingen gemacht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Fuchs, bitte den Schlusssatz.

GR Georg Fuchs (fortsetzend): Bei der Kollegin Bures. Mein Kollege wird Ihnen dann sehr wohl noch weitere Dinge sagen. Aber das ist nicht Methode. Das ist nicht gut, was Sie tun, zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Das ist pure Polemik, die Sie hier in diesem Haus betreiben (GR Harry Kopietz: Ist der Kollege Fuchs der Jugendsprecher? - Große Aufregung bei der SPÖ.) zum Nachteil der Jugendlichen! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr StR DDr Schock zum Wort gemeldet. 

Nur damit es kein Missverständnis gibt: Die Toleranzzeit von 40, 50 Sekunden hat jeder Redner. (GR Mag Christoph Chorherr: Immer?) Immer, bei der Aktuellen Stunde. (GR Harry Kopietz: Der Kollege Fuchs hatte 120 Sekunden!) Er war auf 100. - Bitte.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es wird in dieser heutigen Debatte die Bundesregierung für die steigende Arbeitslosigkeit verantwortlich gemacht. Es ist natürlich das Recht einer Opposition, die Regierung dafür verantwortlich zu machen, dass im Wirtschaftsabschwung jetzt selbstverständlich natürlich auch die Arbeitslosenzahlen steigen. Und es gehört zum Handwerkszeug, zum selbstverständlichen Handwerkszeug jeder Opposition in der ganzen Welt, die im Wirtschaftsabschwung steigenden Arbeitslosenzahlen der Regierung anzulasten. (GR Harry Kopietz: Und dem entgegensteuern! Und was tun Sie?) Aber es ist halt das Dilemma dieser Mehrheitsfraktion, die sich hier schon mit den ersten Zwischenrufen zum Wort meldet. Es ist das Dilemma, dass sie im Bund zwar die Opposition ist, aber in dieser Stadt, in der Bundeshauptstadt ja doch die alleinige Regierungsverantwortung trägt. Und es ist das Dilemma, dass uns diese Fraktion daher auch nicht erklären kann, warum in Wien seit 1994 20 000 Arbeitsplätze verloren worden sind, während in den anderen Bundesländern in diesem Zeitraum neue Arbeitsplätze geschaffen werden konnten. Und es ist auch das Dilemma dieser Fraktion, dass sie uns heute nicht erklärt, warum sie mit ihrer Mehrheit in diesem Haus die Innovationsförderung der Stadt schon per Ende September eingestellt hat, wo doch gerade in innovativen Betrieben neue und sichere Arbeitsplätze geschaffen werden. Und es ist das Dilemma, dass sie uns in dieser Aktuellen Stunde auch nicht erklärt, warum sie wieder mit ihrer absoluten Mehrheit mit 1. Jänner die Wiener Unternehmensgründungsaktion abschaffen will. Jene Aktion, die neue Unternehmen fördert und wo wir ja wissen, dass in neuen Unternehmen eben auch neue Arbeitsplätze und vor allem auch neue Lehrstellen geschaffen werden. Und es ist auch das Dilemma, dass sie uns nicht erklären kann, warum sie wieder mit ihrer Mehrheit im Wiener Arbeitnehmer-Förderungsfonds ausgerechnet jetzt ganz wichtige Programme für die Arbeitslosen einstellt. 

Und ich würde Herrn GR Scheed, der ja die Begründung vorgenommen hat, um eine Erklärung ersuchen, warum er gerade die Frauenaktionen jetzt einstellt (GR Godwin Schuster: Sie müssen das vollständig sagen!), denn Herr GR Scheed ist ja zugleich Vizepräsident im WAFF. Und Herr Scheed kommt hier als Gemeinderat heraus und beklagt, dass die Bundesregierung eine ganze Generation gefährdet. Der gleiche Herr Scheed beschließt dann als Vizepräsident im WAFF die Einstellung von Aktionen genau für diese Arbeitslosen! (GR Godwin Schuster: Das stimmt doch überhaupt nicht! - Aufregung bei der SPÖ.) 

Ich würde den Herrn Gemeinderat und Vizepräsidenten daher um eine Erklärung ersuchen, warum er trotz einer freien Rücklage von 80 Millionen im WAFF diese Kürzung durchführt. Ich würde Herrn Scheed wirklich um eine Erklärung ersuchen, warum er als Vizepräsident des WAFF beantragt hat - und das ist ja auch beschlossen worden in der letzten Sitzung -, dass die Frauenarbeitsstiftung und das Wiedereinsteigerinnenprogramm, also gerade Aktionen für arbeitslose Frauen, mit Jahresende auslaufen werden. (Aufregung bei der ÖVP.)

Es ist natürlich auch das Recht jeder Opposition hier zu behaupten, dass die Regierung zu wenig für die Arbeitsmarktpolitik in Wien tut. Aber ich möchte auch dem die Fakten gegenüberstellen: 

Seit dem Amtsantritt der Regierung ist das Budget des Wiener AMS, und das ist ja bereits diskutiert worden, um 300 Millionen S aufgestockt worden. Im Jahr 1999, wie es zum letzten Mal einen sozialistischen Finanzminister gegeben hat, waren 1,8 Milliarden S für das Wiener AMS budgetiert und im nächsten Jahr, im Jahr 2002, wird ein freiheitlicher Finanzminister immerhin schon 2,1 Milliarden für die Arbeitsmarktpolitik in Wien zur Verfügung stellen. (Aufregung bei der SPÖ.) Das sind die Aufstockungen, von denen Herr Scheed in seiner Begründung auch berichtet hat. Da sind diese aktuellen Aufstockungen noch gar nicht berücksichtigt. Also, schon vor diesen aktuellen Aufstockungen, die seit gestern diskutiert werden, gab es um 300 Millionen S mehr als noch im Jahr 1999. 

Es ist dieser Tage ja auch ein Initiativantrag der Koalition im Parlament beschlossen worden. Es werden durch diese Novelle zum Jugendausbildungssicherungsgesetz ebenfalls 100 Millionen S zusätzlich für Maßnahmen zur Verfügung gestellt. Der Herr Finanzstadtrat hat ja auch in der Budgetdebatte bereits berichtet, dass Gott sei Dank von diesen 100 Millionen S bundesweit 50 Millionen ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum letzten Satz.

StR DDr Eduard Schock (fortsetzend): ... das ist immerhin die Hälfte, direkt nach Wien fließen. Es ist daher mit diesem Volumen die Finanzierung der Maßnahmen gesichert. Am nächsten Montag können diese Maßnahmen beginnen und ich bin zuversichtlich, dass wir damit auch in Wien die Ausbildung und die Jobchancen der Jugend wesentlich verbessern können! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Jerusalem, bitte. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Herr Dr Schock, als Frauenförderpartei werden Sie nicht in die Geschichte eingehen! Da können Sie hier reden, was immer Sie wollen! 

Ich bin ja dafür bekannt, dass ich nicht davor zurückschrecke, die SPÖ auch heftig zu kritisieren, aber ich kann Ihnen etwas sagen: Was Herr GR Scheed heute gesagt hat, das kann ich Wort für Wort unterschreiben! Ich hätte ihm noch gerne zwei Minuten gegeben, damit er seine Ausführungen hätte zu Ende führen können. 

Das, was Sie tun, ist eine absolut verantwortungslose Politik gegenüber den jungen Menschen in diesem Land! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)  

Trotz Vorsitzwechsels möchte ich jetzt sagen, dass ich persönlich diese Politik - und das sage ich jetzt mit dem Herrn Bürgermeister gemeinsam - für Schwachsinn halte. Ich denke, Sie sollten sich etwas dazu überlegen. Wenn nämlich heute die ÖVP sich da herstellt und sagt, sie sind gegen Lehrlingsstiftungen, weil die weniger effizient sind als die Lehrgänge - Herr GR Fuchs, die Stiftungen führen zu einem anerkannten Abschluss, die Lehrgänge nicht! Das ist der Unterschied! Und deswegen sind die Stiftungen gut und die Lehrgänge schlecht! (Beifall bei den GRÜNEN.) Gut? (GR Georg Fuchs nickt.) Gut. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Ja, jetzt hat der Herr Gemeinderat genickt. Das heißt, das hat er jetzt verstanden. (GR Harry Kopietz: Nein, das glaube ich nicht! Nein, nein!)  

Ich möchte gerne ein paar Zahlen, die noch nicht gekommen sind, da jetzt auch vorsetzen. Es gibt nämlich auch das, was Lügen mit Statistik heißt. Und das wird ja mit großer Freude in diesem Land betrieben. 

Unter den Lehrstellensuchenden werden derzeit 398 Menschen in Wien auf 134 offene Stellen ausgewiesen. Ja, aber 1 000 Jugendliche sind in diesen Lehrgängen geparkt. Die sind ja trotzdem Suchende. Nur kommen sie in der Statistik nicht vor. 150 sind aus den Auffangnetzen der Vorjahre übrig geblieben und 300 sind mittlerweile überhaupt arbeitslos gemeldet. Das heißt, im Grunde genommen sind in Wien 2 000 Jugendliche auf der Suche nach Lehrstellen und diesen 2 000 stehen 134 offene Stellen gegenüber. So groß ist nämlich die Katastrophe. Und da sind noch gar nicht die dabei, die überhaupt nicht auf der Suche sind, sondern einfach auf der Straße stehen. 

Jetzt gebe ich aber der Regierung diesbezüglich auf: Ich erwarte mir von Ihnen Null und trotzdem müssen wir etwas tun. Und deswegen schlage ich vor, dass es kommunale Maßnahmen gibt, die wir auch sofort setzen können:

Erstens. Maßnahme, die notwendig ist: Alle Jugendlichen, die die Schule verlassen und sich auf Lehrstellensuche begeben, müssen in einer Kartei erfasst sein, damit man alle auch nach einem halben Jahr anschreiben kann und fragen kann: Seid ihr auf der Suche, habt ihr was gefunden, sucht ihr gar nicht? - Eine derartige Statistik und eine derartige Kartei gibt es überhaupt nicht. Das heißt, wir können sie nicht erreichen. Wir können nicht mehr mit ihnen in Kontakt treten. Diese Kontaktaufnahme muss gesichert werden. 

Zweiter Punkt. Ich bin der Meinung, wir brauchen nicht nur den WAFF, der sicher eine brauchbare Einrichtung ist, sondern wir brauchen neben dem WAFF ganz, ganz dringend ein ArbeitnehmerInnen-Förderungsgesetz für Wien, ein Landesgesetz, in dem die Rechte von Menschen, die arbeitslos sind oder auf Lehrstellensuche sich befinden, festgeschrieben werden. In diesem Gesetz muss eine Garantie drinnen sein, die diese Stadt für lehrstellensuchende junge Menschen übernimmt. Wir müssen sie ausbilden und wir müssen sagen, dazu sind wir bereit, Wurscht was der Bund gerade tut oder nicht tut. Jeder Jugendliche hat ein Recht auf Ausbildung. Und wenn das (Beifall bei den GRÜNEN.) im dualen System nicht mehr funktioniert, weil es zu wenig Angebot gibt, dann müssen wir sagen, Kombination aus Werkstätten und Schule und die Ausbildung gibt es jedenfalls. Und darum bitte ich die SPÖ in Wien. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und als Nächster ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger zum Wort gemeldet. 

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass Arbeitslosigkeit zu den negativsten Erscheinungen in unserer Gesellschaft gehört und sicherlich auch Jugendarbeitslosigkeit dazugehört, weil es gerade der Jugend den Beginn des Berufslebens nicht immer positiv darstellt. Aber wir sollten dieses Thema natürlich sachlich und auch zielorientiert diskutieren und was wir dagegen gemeinsam und alle gemeinsam tun können, weil gerade das Krankreden jener Punkt ist, der uns nicht gelingen sollte. Prof Kramer hat erst gestern gesagt, dass der Konsum - und der wird sehr dadurch beeinflusst, dass man Stimmung machen kann - die letzte Stütze der Konjunktur ist beziehungsweise die letzte Stütze ist, dass wir nicht noch in einen größeren Abschwung kommen, weil sich die Wirtschaftsforscher derzeit ja gar nicht einig sind, ob wir in einem Abschwung, in einem Nullwachstum oder gar in einer so genannten technischen Rezession sind, wie es Herr Prof Kramer meint. Ich glaube, es müssen daher alle Gruppen in diesem Lande an diesem Problem arbeiten. Ich möchte mich daher zurückbesinnen zur Aktuellen Stunde, meine Damen und Herren, weil es keinen Sinn hat, immer den Schwarzen Peter wegzuschieben und der Bundesregierung hier ganz einfach den Schwarzen Peter zuzuschieben.

In der Geschäftsordnung, meine Damen und Herren, steht bei "Aktuelle Stunde", und ich darf zitieren: "Dient der Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse aus dem Bereich der Gemeindeverwaltung." 

Ich darf daher zwei Punkte anführen, wo eben die Gemeindeverwaltung, die Stadtregierung und in dem Fall auch natürlich die Mehrheitsfraktion tätig werden könnten und sollten, um diesem Problem ganz einfach ebenfalls entgegenzuwirken, weil wir ja wissen, dass gerade in Wien der Anteil noch höher ist als in den Bundesländern. 

Warum ist das so, meine Damen und Herren? - Wir sollten einmal anfangen, mehr Wirtschaft in die Schulen zu bringen. Wie schaut denn das in den Schulen bei uns aus? Wird die Jugend in den Volks- und Hauptschulen auf diese Problematik vorbereitet? Warum sind diese Hauptschulen in den Bundesländern besser? - Da könnten die Stadtregierung und die Schulverwaltung mehr tun, um ganz einfach hier die Jugend reichlich vorzubereiten, weil wir auch in Wien mehr Lehrbetriebe und offene Lehrstellen haben und sie sind nicht besetzt. Ich weiß, wovon ich spreche, meine Damen und Herren. Ich bilde selbst ... (GR Johann Hatzl: Was sagt da die Wirtschaftskammer? Was sagt da die Wirtschaftskammer?) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich bilde seit 30 Jahren Lehrlinge aus und ich weiß (GR Johann Hatzl: Was haben Sie getan dafür?), wie schwierig es ist, auch qualifizierte Lehrlinge zu bekommen. Wir müssen früher beginnen. Sie haben selbst gesagt, bitte (GR Johann Hatzl: Was haben Sie getan dafür? Überhaupt nichts!), Herr GR Scheed hat selbst gesagt, dass es ja kein Problem von heute auf morgen ist. Es ist ein langfristiges Problem, das wir längerfristig erkennen und wir sollten daher auch die Maßnahmen längerfristig setzen. Ich glaube, wir müssen ganz einfach dort beginnen, wo es in den Schulen beginnt, um die Jugend richtig vorzubereiten. Das zeigt eben, dass es in den anderen Bundesländer besser funktioniert. Neben jenen ... (GR Johann Hatzl: Sie haben überhaupt nichts dafür getan!) Es ist nicht wegzudiskutieren, Herr Klubobmann, nein, das ist nicht wegzudiskutieren. Wir müssen ... (GR Johann Hatzl: Das ist ein Problem der Wirtschaftskammer!) Die Kammer, die Sozialpartnerschaft funktioniert, Herr Präsident (Aufregung bei der ÖVP.), die Kammer macht es. Wir machen regelmäßig etwas im WIFI. Wir haben die Berufsinformationswochen, wir versuchen ... (GR Johann Hatzl: Sie sind der Vertreiber von Lehrstellen! Überhaupt keine Initiative gibt es!) Das stimmt nicht, Herr Präsident, das ist nicht wahr. Die Kammer ... (GR Johann Hatzl: Schauen Sie einmal, dass die Kammer etwas tut! Es gibt überhaupt keine Initiative von der Wirtschaftskammer!) Das ist ganz einfach nicht wahr. 

Es wird nicht besser, wenn wir es ganz einfach immer ... (GR Johann Hatzl: Die Kammer soll endlich einmal etwas tun!) Es wird nicht besser, wenn wir ganz einfach immer den Schwarzen Peter einem anderen zuschieben. Und ich glaube, es geht ganz einfach darum, dass ... (GR Johann Hatzl: Da geht es nicht um den Schwarzen Peter!) Nein, es ist auch bitte ... (GR Johann Hatzl: Es geht da nicht um den Schwarzen Peter!) Es ist auch hier von der Schulverwaltung etwas zu tun. (GR Johann Hatzl: Überhaupt nicht! Sicher nicht!) Nein, das ist nicht wahr, ganz einfach. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir müssen es gemeinsam machen (Beifall bei der ÖVP.), und das kann nur so zum Ziel führen, dass wir rechtzeitig, ohne Angst machen (GR Johann Hatzl: Weil Sie nichts zur Verfügung stellen!), gemeinsam ganz einfach in einer funktionierenden Sozialpartnerschaft (GR Johann Hatzl: Sie stellen ja nichts zur Verfügung!) hier dieses Thema angehen, um auch die Jugend neben anderen Dingen besser vorzubereiten. 

Ich komme noch ganz kurz zu einem Beispiel, das wir gestern erleben durften. Die Opposition war es und wir waren es, die Österreichische Volkspartei, die gestern ganz einfach einen Antrag durchgebracht haben - und Sie haben Gott sei Dank zugestimmt -, zum zusätzlichen Bau für Geschäftsstraßen, weil es im Budget nicht vorgesehen war. Das wären auch Maßnahmen, wo Klein- und Mittelbetriebe hier auf kleinen Baustellen etwas bewirken können und die Arbeitslosigkeit vermindert werden kann. Aber das ist ein wirtschaftliches Problem. 

Ich bin eher bei der Ausbildung und da sollten wir gemeinsam etwas unternehmen und nicht ganz einfach der Jugend Angst machen, sondern wirklich gemeinsam die Jugend vorbereiten, wie das Berufsleben sein soll. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Römer. 

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Diese Aktuelle Stunde ist ja nicht das erste Mal. Das ist ein Thema, das uns seit zehn Jahren begleitet. Aber es ist überraschend, dass der Begründer der SPÖ das Ganze wieder so darzustellen versucht hat, als wäre das ein Problem des Jahres 2001, obwohl wir in Wirklichkeit wissen, dass wir seit Anfang der Neunzigerjahre mit dem gleichen Problem befasst sind. (GR Godwin Schuster: Ja! Ja! - GR Christian Oxonitsch: Steigt die Arbeitslosigkeit jetzt oder steigt sie nicht?) Interessanterweise, muss ich sagen, konnten Sie aber nicht hergehen und jetzt aufzählen, welche Erfolge Sie seit Anfang der Neunzigerjahre gehabt haben, nämlich in Wirklichkeit keine!

Es ist ein Problem, das uns allen bewusst ist (GR Christian Oxonitsch: Steigt die Arbeitslosigkeit jetzt oder steigt sie jetzt nicht?), über das überall diskutiert worden ist. Es sind immer nur die Auswirkungen gesehen worden und niemand ist hergegangen und hat in Wirklichkeit ernsthaft auch versucht, die Wurzel dieses Problems anzugreifen, obwohl es immer wieder in verschiedenen Gremien dargelegt wurde. (GR Kurt Wagner: Bis 1999 720 000 neue Arbeitsplätze!) Und ich glaube, das ist eine gewisse (GR Christian Oxonitsch: Also steigt die Arbeitslosigkeit jetzt oder steigt sie jetzt nicht?) Scheinheiligkeit, wenn ich jetzt so tue, als wäre das ein Problem des Jahres 2001. In Wirklichkeit hat man die letzten Jahre nichts anderes gemacht, als das Problem vor sich hergeschoben.

Und wir wissen alle miteinander, dass es besonders fürchterlich ist, wenn junge Menschen schon beim Eintritt ins Leben von Arbeitslosigkeit betroffen sind, wenn ihnen die Ausbildung fehlt. Der Herr Vizebürgermeister hat ja seine Budgetrede auch nicht umsonst mit der Feststellung begonnen, dass von Arbeitslosigkeit besonders jene betroffen sind, die schlechter qualifiziert sind. Das ist ja allgemein bekannt und daher ist das auch ein besonders wichtiges Thema. (GR Kurt Wagner: Die Inflationsrate war 1999 0,6 Prozent und heute?)

Aber Kollege Wagner, fragen Sie den Kollegen Scheed, der kennt sich viel besser aus als Sie, der kann Ihnen die wahren G'schichteln erklären, aber lassen Sie mich ruhig weiterreden. (GR Kurt Wagner: Ich kann Ihnen noch mehr bringen, wenn Sie wollen!)

Ich glaube, es ist wichtig, dass dargestellt wird - und das haben ja die Vorredner gemacht -, dass natürlich die Regierung auch heuer wieder Hunderte Millionen von Schillingen in dieses Problem gesteckt hat. (GRin Martina Malyar: Wo? Wo? - GRin Mag Sonja Wehsely: Ja, bitte, wo denn? Wo?) Bitte denken wir nur zurück, das war jedes Jahr dasselbe Problem. Im Sommer hat man immer gesagt, wie fürchterlich alles ist. Auch unter der SPÖ-Regierung war es das gleiche Problem. Natürlich wartet man ab und sagt, okay, jetzt schauen wir, wie viele Lehrlingsplätze gibt es wirklich, wie viele können wir unterbringen. Wir wissen ja, dass das Lehrstellenangebot sogar zugenommen hat und wir sind froh darüber.

Der eine Lösungsansatz auf Dauer, dass ich sage, ein jeder, der arbeitslos ist, wird vom Staat mehr oder weniger angestellt, den halte ich nicht für zielführend. Wie gesagt, wir haben die ganzen Jahre hindurch diese Auffangnetze unterstützt, weil wir es für notwendig erachtet haben, aber wir müssen uns endlich einmal überlegen, wie kann es weitergehen, weil mit lauter Staatsposten, das hat man beim Ostblock gesehen, geht es auch nicht.

Ich glaube, auch ein Zweites soll man nicht immer so (Aufregung bei der SPÖ.) unter den Teppich kehren, dass man sagt, die Lehrgänge sind schlecht. Ich glaube, im Gegenteil. Der Vorredner hat es ja angesprochen. Wir leiden zum Teil auch darunter, dass die jungen Leute, die jetzt eine Lehrstelle suchen, sagen wir halt, eine mangelnde Ausbildung aufweisen. Sie haben Mangelerscheinungen. (GR Johann Hatzl: Das heißt, die Lehrlinge sind schuld, dass sie keinen Arbeitsplatz finden!) Daher ist es ganz, ganz gut, dass hier auch nachjustiert wird. Umsonst haben wir ja in den vergangenen Jahren nicht Hauptschulabschlusskurse gehabt. (GR Johann Hatzl: Also die Lehrlinge sind selbst schuld, dass sie keinen Arbeitsplatz finden!) Also lauter Dinge, die notwendig sind. Und bitte tun wir nicht so, als ob das jetzt irgendein österreichisches Problem wäre. Wir können darauf verweisen, dass Österreich immerhin in der EU die zweitbesten Werte hat (GR Kurt Wagner: Was haben wir? Momentan sind wir das Schlusslicht in der Europäischen Union! - GR Godwin Schuster: Ja, Ja!), wobei wir aber nicht aufhören dürfen, bei diesem Thema weiter zu kämpfen. (GR Kurt Wagner: Was haben wir?) Aber so schlecht ist es nicht. Aber was ist schlecht? Wieso hat Wien so schlechte Werte? (GR Kurt Wagner: Was haben wir?) 

Und da habe ich jetzt wieder etwas gefunden, was so schön ist und da frage ich mich: Was macht Wien zu diesem Thema? - Da verspricht der Herr Bürgermeister, der damals auch schon Bürgermeister war: Wir lieben Wien, wir lieben Häupl, nehmen Sie mich beim Wort, mit der Wiener Bildungsmilliarde unseren Kindern Zukunft geben. Im Budget haben wir davon nichts gefunden. (Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Also, für die Bildung ist mehr als 1 Milliarde!) Qualifikation und Weiterbildung noch stärker fördern. Wie wir wissen, werden beim WAFF sogar Kurse gestrichen! 

Und 20 000 weitere hoch qualifizierte Jobs in Wien schaffen ... (Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Im Budget sind mehr als 1 Milliarde!) Na auf das wart' ich auch, weil da könnte man endlich einmal die 20 000 Jobs aufholen, die seit dem Amtsantritt des Herrn Bgm Häupl verloren gegangen sind. (Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: 15 000 Beamte weniger!)

Also ich glaube, gehen wir in den eigenen Bereich und schauen wir und sind wir uns bewusst, dass dieses Thema auf Dauer nicht nur mit Auffangnetzen gelöst werden kann, sondern dass es in Wirklichkeit nur gelöst werden kann, wenn eine Wirtschaft da ist, die auch bereit ist, junge Leute zu qualifizieren, jungen Leuten Ausbildung anzubieten. Nehmen wir das zur Kenntnis, dass das die Hauptmaßnahme ist. Unser aller Ansinnen muss sein, hier mitzuwirken, dass das auch dementsprechend angeboten wird. (Aufregung bei der SPÖ.) 

Es waren viele Initiativen in der letzten Zeit. Das kann man gar nicht abstreiten, aber sie sind noch nicht alle durchgedrungen. Daher kann der Appell ja nicht sein: Ich verlang', ich verlang'.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Letzter Satz, bitte.

GR Johann Römer (fortsetzend): Die Regierung hat Hunderte Millionen S zur Verfügung gestellt, genauso wie die vorigen Regierungen. (GR Kurt Wagner: Was hat die Regierung?) Hoffen wir und arbeiten wir gemeinsam, dass dieses Problem besser als bis jetzt gelöst wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Novak-Schild, bitte.

GRin Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

"32 000 Jugendliche in Österreich joblos - Bundesregierung gefährdet Zukunftschancen einer Generation." Das ist der Titel der heutigen Aktuellen Stunde. Und 32 000, das ist eine Zahl, die haben wir uns nicht ausgedacht, die ist nicht erfunden, die ist Tatsache. In diesem Fall hat der Schuldige auch Name und Adresse. In diesem Fall ist es Bundesregierung - Ballhausplatz 1. (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der ÖVP.) 

Dieses Thema (GR Johannes Prochaska: Löblstraße! Löblstraße!) ist ein sehr ernstes und sollte sehr wichtig genommen werden und auch mit der Wahrheit diskutiert werden. (GR Johannes Prochaska: Löblstraße!) Wenn hier gesagt worden ist, es gibt zum Beispiel im WAFF keine mädchen- und frauenfördernde Maßnahmen mehr in der Arbeitsmarktpolitik, dann weiß ich nicht, Herr Dr Schock, ich glaube, Sie sitzen im Kuratorium und ich habe hier sieben Broschüren von Maßnahmen (Die Rednerin zeigt einige Broschüren.), frauen- und mädchenfördernde Maßnahmen im Arbeitsmarkt. Aber vielleicht irritiert Sie das Rot der Broschüren und Sie haben sie nicht gelesen. Wir setzen Maßnahmen, und der WAFF nimmt die Verantwortung auch wahr und die Stadt Wien nimmt die Verantwortung auch wahr! (Beifall bei der SPÖ.)

In einem Punkt muss ich der Opposition zustimmen, dieses Problem ist nicht erst gestern entstanden. Nein, schon im Frühjahr hat man sehen können, was die Zahlen sprechen und in welche Richtung sie gehen. Schon im Frühjahr hat man gewusst, dass das Jugendausbildungssicherungsgesetz auslaufen wird und schon im Frühjahr hat man gewusst, dass man Maßnahmen setzen wird müssen und Gelder einsetzen wird müssen - und nichts ist passiert, nichts. Den ganzen Sommer über ist nichts passiert. Das Einzige, was funktioniert hat - und ich hoffe, die Frau Vizebürgermeisterin wird mir entschuldigen, wenn ich Sie jetzt so bezeichne -, das Frühwarnsystem hat eingesetzt und war rechtzeitig eingesetzt. Frau VBgm Laska hat Briefe an den Bundesminister geschrieben, permanent und immer und es kam keine Reaktion. Eins hat funktioniert: Die Stadt Wien hat darauf aufmerksam gemacht. Aber das war auch das Einzige, was im Sommer passiert ist, und von der Bundesregierung kam nichts. (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Und was haben Sie getan? Was haben Sie getan?) Was passiert jetzt? (GR Johannes Prochaska: Was haben Sie sonst getan, außer einen Brief zu schreiben?) Ich werde es Ihnen gleich beantworten. 

Was passiert jetzt? (GR Johannes Prochaska: Hätten Sie an die Löblstraße geschrieben! Dort sitzen sie ja!) Jetzt gibt es einen Initiativantrag der Bundesregierung zur Verlängerung des Jugendausbildungssicherungsgesetzes. In diesem Initiativantrag sollen auch Mitteln bereitgestellt werden und wir haben heute schon gehört: Die Bundesregierung macht jetzt was, 100 Millionen S, und wir sollen doch als Stadt Wien stolz sein und froh sein, dass wir davon ungefähr die Hälfte bekommen. Entschuldigung bitte, das sind unsere 100 Millionen S, die haben wir in den letzten Jahren eingespart und nicht einmal die Hälfte davon kriegen wir zurück und müssen noch mit anderen Bundesländern teilen! So schaut's aus und das ist die Wahrheit! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber ich finde mich inzwischen schon damit ab, dass ich merke, dass diese Bundesregierung in Wahrheit kein Interesse daran hat, etwas gegen Jugendarbeitslosigkeit zu tun, kein Interesse daran hat, an einer guten flächendeckenden Ausbildung, denn die Widersprüchlichkeit der Maßnahmen in den letzten Jahren ist eine ganz große. 

Erstens. Es werden Studiengebühren eingeführt und damit drängen nach der Matura mehr in den Arbeitsmarkt. Die Zahl der BerufseinsteigerInnen wird dadurch immer größer, aber es werden keine Maßnahmen dazu gesetzt, diesen BerufseinsteigerInnen zu helfen. 

Zweitens. Der Zugang zu höheren Schulen wird immer schwieriger und Barrieren werden geschaffen, aber auf der anderen Seite gibt es auch keine Maßnahmen, damit es mehr Lehrplätze gibt. Also, gibt es eigentlich keine Option und deshalb auch gefährdet diese Regierung die Zukunftschancen unserer Jugend! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wien setzt Mittel ein, Wien nimmt jetzt - und das ist die Beantwortung -, viele Millionen in die Hand, und über den WAFF werden wir Maßnahmen setzen und das in kürzester Zeit, wo wir 15- bis 19�Jährigen helfen werden (GR Johannes Prochaska: Warum haben Sie es eingeschränkt getan? Warum haben Sie es eingeschränkt getan? - GR Dr Matthias Tschirf: Warum eingeschränkt?), einen Arbeitsplatz zu bekommen,

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz kommen.

GRin Barbara Novak-Schild (fortsetzend): Und wir helfen auch den 19- bis 25�Jährigen.

Und der letzte Satz - und das kann ich Ihnen versprechen und das kann ich der Wiener Jugend versprechen -: Diese Wiener sozialdemokratische Stadtregierung wird wie eine Löwin, die ihr Kind beschützt, dafür kämpfen, dass jeder Jugendliche in dieser Stadt eine Chance und eine Zukunft hat! Und das ist ein Versprechen! (GR Johannes Prochaska: Ja ja! - Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 4 vom Grünen Klub im Rathaus, 11 vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien und 6 vom Klub der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind. 

Von den GRe Dr Tschirf und Dr Salcher wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, betreffend Ausschreibungen der Theaterleiterposten des Theaters in der Josefstadt und des Rabenhoftheaters, gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung wurde von der notwendigen Anzahl unterzeichnet und gemäß § 36 Abs. 5 wird die Beantwortung der Dringlichen vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16.00 Uhr noch nicht beendet, wird die Sitzung zu diesem Zeitpunkt unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 4, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 schriftliche Anträge eingelangt. Sie wurden den Fraktionen bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Tagesordnung werden die Poststücke Nummer 50 (PrZ 106/01-GFW) und 51 (PrZ 107/01-GFW) abgesetzt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 und 3, 6 und 7, 9, 12, 15, 17 bis 20, 22 und 23, 27 bis 30, 32, 36, 37, 40, 42, 43 und 45 bis 49 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats die Verhandlung verlangt. Ich erkläre sie somit gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Hauses gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 52 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 52, 10, 11, 13, 8, 14, 16, 21, 24, 25, 26, 44, 4, 5, 41, 31, 34, 35, 38, 39 und 33. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 1 (PrZ 712/01-MDBLTG). Sie betrifft eine Ergänzungswahl in die gemeinderätliche Personalkommission. 

Bevor wir diese behandeln, müssen wir über die Art der Abstimmung entscheiden. Gemäß § 27 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter der Postnummer 1 vorgeschlagene Wahl, durch Erheben der Hand vorzunehmen. - Wer damit einverstanden ist, den ersuche ich, ein Zeichen mit der Hand zu geben. - Ich danke schön, und darf nun zur eigentlichen Postnummer 1 kommen. 

Herr Leopold Wunsch ist als Dienstnehmervertreter aus der gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat Herrn Ing Christian Meidlinger vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig zur Kenntnis genommen worden. Ich danke recht herzlich.

Wir gelangen nun zur Postnummer 52 (PrZ 221/01-GJS), das Schwerpunktthema des heutigen Tages. Sie betrifft eine Subvention an den Verein w@lz. Wiener Lernzentrum.

Herr GR Wutzlhofer, ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Es geht im vorliegenden Akt um eine Subvention in der Höhe von 600 000 S. 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Jerusalem, ich darf bitten, die Debatte zu beginnen. 40 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ganz so lange wird es nicht dauern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Sie kennen ja alle das vorliegende Geschäftsstück, der w@lz. Ich möchte dennoch ein paar Worte dazu sagen und gleich einleitend hinzufügen: Fast tut es mir ja Leid, dass das einer der Ideenträger dieser Schule jetzt nicht selber macht, nämlich der Christoph Chorherr, der ja voll Leidenschaft hinter dieser Schule steht, der dort keinerlei Funktion einnimmt und auch nicht mitstimmen wird, aber natürlich der Fachmann par excellence wäre. 

Ich möchte zunächst einmal sagen, was für mich das Allerschönste an dieser Schule ist, nämlich, dass es keine Schule im herkömmlichen Sinn ist. Damit ist im Grunde genommen auch schon alles gesagt. Es ist einfach ein Ort, an dem man lernt, ein Ort, an dem man das Lernen lernt, ein Ort, an dem man sich wohl fühlt, aber trotzdem ein Ort, den man auch häufig verlässt, um draußen zu lernen und wo man viele Menschen einlädt, die hereinkommen und mit denen man lernt. 

Es ist dieser Schule gelungen, obwohl es ein Oberstufenmodell ist, wo es ja sehr viel schwerer ist, das starre System zu verlassen, ist es dieser Schule dennoch gelungen, den starren, fixierten Lehrplan zu verlassen. Die Schulglocke diktiert dort nicht das Geschehen. Die Fächer dirigieren nicht das Lernen und das starre Korsett existiert einfach nicht. Es ist dieser Schule gelungen, was man nur jeder Oberstufe wünschen kann, nämlich, es werden die Bedürfnisse und die Interessen der Schüler und Schülerinnen hereingeholt.

Jeder von uns weiß aus eigenem Erleben oder auch weil er selbst Kinder hat, dass das alles nur gelingt, wenn man sich von den Fächern befreit. Kein Mensch denkt und lernt in Fächern. Das Denken und Lernen spielt sich immer in Themenbereichen ab und deswegen ist eines der klassischen und wichtigsten Momente dieser Schule, dass die Neugier eine große Rolle spielt, dass das Fragenstellen eine Rolle spielt und dass das Infragestellen eine große Rolle spielt.

Jetzt komme ich zu einem Punkt, den ich auch immer diskutiere, wenn ich an Schulen eingeladen bin. Wenn man später hinaus geht und sich irgendwo bewirbt und wirklich im Leben steht, prüft kein Mensch Daten und Fakten ab. Das interessiert dort überhaupt niemanden. Das, was in der Wirtschaft, aber auch sonst überall im Leben dann das Wesentliche ist, ist: Hat jemand Schlüsselqualifikationen erworben? Ist jemand teamfähig geworden? Kann er kommunizieren, kann er kooperieren, kann er sich selbst Wissen erwerben? Wie schaut es aus mit seiner Konfliktfähigkeit, und so weiter und so fort? - Alle diese Dinge, die so eine wesentliche Rolle spielen, dann, wenn man ins Leben hinaus geht. 

Es ist die w@lz. eine sehr flexible, innovative Schule, wo SchülerInnen tatsächlich etwas zu sagen haben und tatsächlich auch etwas lernen. Was mir so wahnsinnig Leid tut, ist, dass diese Schulen und ähnliche, davon gibt's noch andere, so beschränkt werden auf kleine Experimente. Das hat natürlich mit der Finanzierung dieser Schulen zu tun. Also auch dazu möchte ich etwas sagen und das hat jetzt noch gar nichts mit der w@lz. zu tun, sondern mit allen derartigen Schulen. Wäre es nicht eine absolut innovative Schulpolitik auch zu sagen: Wenn ein Modell einmal seine Qualität nachgewiesen hat, wenn ein Schulmodell gezeigt hat, dass es die UN-Konvention über die Rechte des Kindes einhaltet, wenn ein Modell seine Qualität bewiesen hat, dann finanziere ich es einfach. Dann finanziere ich einfach die Lehrer, dann finanziere ich diese Schule und erreiche ich etwas, was den GRÜNEN so wahnsinnig wichtig wird, nämlich die Schule ist dann wieder öffentlich, braucht kein Schuldgeld zu verlangen und existiert einfach dann wieder für alle Schülerinnen und Schüler als Angebot. Das wäre etwas, was ich mir von einer innovativen Schulpolitik erwarten würde. 

Vielleicht noch ein paar Worte zur w@lz. Es ist Ihnen sicher nicht verborgen geblieben, dass das @ da als feiner Klammeraffe abgezeichnet ist, das weist auf etwas Weiteres hin. Es weist nämlich darauf hin, dass hier Schulprojektbetreiber begriffen haben, dass es auch darum geht, die Informationsflut in den Griff zu bekommen und sich der Instrumente zu bedienen, die das möglich machen. Daher dieser kleine Klammeraffe, der da in der Mitte sitzt. Dort wird wirklich viel mit dem Computer gearbeitet, selbständig gearbeitet und es wird versucht, das in das Bewältigen der Informationsflut einzubauen, daraus tatsächlich vernetztes Denken zu machen und EDV als eine ganze normale Kulturtechnik zu begreifen, wie das Lesen, Schreiben und Rechnen auch. 

Das, wofür wir heute Geld beschließen sollen, das sind die im Ansuchen aufgeführten Projekte. Das ist das, was ich damit gemeint habe, dass man die Fächer hinter sich gelassen hat und in Form von Projekten arbeitet. Sie haben es alle gelesen, Internet Workshop, Forstprojekt, Fremdsprachenprojekt, Gilgamesch-Projekt, Theater Workshop, Radiojournalismus und so weiter und so fort. 

Beantragt hat die Schule 728 000 S. Mein Wunsch wäre es gewesen, dass sie dieses Geld auch bekommt. 600 000 S wurden leider nur bewilligt. Ja, gut, wir werden auch dieses Geld natürlich positiv abstimmen. 

Ein Wort vielleicht noch zur ÖVP, die im Ausschuss gemeint hat, sie stehen dem eigentlich durchaus positiv gegenüber, werden aber nicht zustimmen, weil eine Evaluation nicht vorgesehen ist. Meine Meinung dazu ist, ich wünsche mir auch eine Evaluation. Das heißt, ich hätte schon gerne die 728 000 beantragten S plus 500 000 S für eine gute Evaluation, denn mit einer guten Evaluation könnte man die Ideen, die da drinnen verarbeitet sind, ja auch wieder hineintragen in das Regelschulsystem und zeigen: Das ist ein Erfolg, so kann man es auch machen. Man kann trotz Auflösung der Fächer, trotz Projektunterricht immer noch nebenbei so viel für die Kurse pauken, dass die Schülerinnen und Schüler, die ja da eine Oberstufe zu bewältigen haben, auch bei den Prüfungen durchkommen und ganz normal zur Matura gehen werden.

Das heißt, ich möchte an dieser Stelle die ÖVP doch noch bitten, vielleicht können Sie noch ein bissel in sich gehen und diesem Projekt doch noch Ihre Zustimmung geben. So viel zur w@lz. 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte jetzt an sich und ganz allgemein zur Bildungspolitik sagen und vor allem jetzt einmal auch zu diesem leider vorhandenen Sparprogramm. 

Erstens. Oberstufenreform. Ich habe schon gesagt, bei der Oberstufenreform ging es massiv darum, sich einmal mit den Schülerinnen und Schülern zusammenzusetzen und zu schauen, wo sind denn eigentlich ihre Vorschläge, ihre Hauptkritikpunkte und was wünschen sich die von uns. Das ist nicht so naiv, wie es jetzt einmal klingt. Wir führen ja viele Diskussionen in den Schulen und da kommen sehr gute Vorschläge und sehr gute Überlegungen. Auch dort wird immer wieder eingefordert, dass dieser starre Fächerkanon überwunden werden muss, dass dieses - haben Sie in letzter Zeit einmal ein Schulbuch angeschaut? Ich weiß nicht, man kommt nicht oft in die Situation, dass man in diese Schulbücher hineinschaut, wenn man keine Kinder hat. Also ich habe unlängst in ein Geografie- und in ein Geschichtsbuch hineingeschaut. Da steht überraschender Weise genau das drinnen, was ich auch gelernt habe. Da muss irgendwo und -wann die Zeit stehen geblieben sein, weil das, was ich in den Fünfziger- und Sechzigerjahren gelernt habe, steht nach wie vor in diesen Schulbüchern drinnen, und zwar in einer Aneinanderreihung von Fakten und Zahlen und Daten, wie kein Mensch sie verdauen kann.

Aber das wird sozusagen abgepackt und vorgefertigt in die Kinder hineingestopft, und dann, an einem bestimmten Tag, sollen sie es auf Knopfdruck wieder ausspucken, dafür kriegt man eine gute Note und dafür wird man belohnt. Das ist aber absolut kontraproduktiv für das Lernen, denn so lernt man ganz gewiss das Lernen nicht. Abgesehen davon, dass jedes System, das an den Bedürfnissen und Interessen der Schülerinnen und Schüler in dieser Form vorbeigeht, jedenfalls zum Scheitern verurteilt ist. Das heißt, im Grund genommen wird derzeit nichts anderes gemacht, als Berechtigungen vergeben. Deswegen sitzen die dort und deswegen lernen die dort auf diese üble Art und Weise, weil sie wissen, sie brauchen die Zeugnisse, um dann weiter Schulen und Universität besuchen zu können. Für Österreich ist das sicher der vollkommen falsche Weg.

Ein zweiter vollkommen falscher Weg, der auch vielfach mit den Schülerinnen und Schülern diskutiert wird: Man müsste doch sagen: Dort, wo jemand besonders schwach ist und sich schwer tut, kann ich doch reduzieren. Da kann ich doch einen Mindeststandard festsetzen und sagen, der soll erreicht werden, aber da brauche ich doch nicht Schülerinnen und Schüler endlos quälen, bis die ganze Familie an jedem Nachmittag und an jedem Wochenende nichts anderes mehr tut, als dieses Defizit zu beheben. Wer dauernd damit befasst ist, Defizite zu beheben, vergisst komplett darauf, dass es Stärken gibt, die zu stärken sind. Da, wo jemand gut ist, da, wo jemand seine Begabung hat, da, wo jemand seine Fähigkeiten hat, da, gehört er gefördert und unterstützt. Auf diese Art und Weise könnte auch eines erreicht werden, nämlich das Selbstwertgefühl der Jugendlichen könnte gestärkt werden. Die Menschen könnten sich dann definieren über ihre Stärken, über ihre Begabungen und über ihre Fähigkeiten und nicht pausenlos über das, was sie alles nicht können, wo sie schlechte Noten haben, wo sie Nachhilfe brauchen und wo sie einfach blöd sind. Das wäre mein Wunsch.

Ein Nächstes, wo ich auch glaube, dass das eine unselige Allianz ist, wenn ausgerechnet ÖVP und FPÖ gemeinsam Schulpolitik machen. Weil da wird schon sehr gesetzt auf Auslese, dass nur wenige diese Laufbahn hinaufgehen dürfen und da wird auf eines total vergessen, nämlich dass es ganz sicher nicht nur um das kognitive Lernen geht, sondern dass das soziale Lernen mindestens genauso wichtig ist, dass das emotionale Lernen ganz genauso wichtig ist und dass der Moment, dass man Spaß und Freude hat, das Lernen fördert, während die Angst das Lernen hemmt. Das sind ganz wichtige elementare Dinge.

Ich möchte noch auf ein Zweites hinweisen, wo ich glaube, dass demnächst Entscheidungen anstehen, wo auch die Wiener Parteien etwas beitragen müssen. Einige Schulversuche laufen aus, zum Beispiel der Schulversuch "Mittelschule". Wir haben uns auf ein gemeinsames Modell einer kooperativen Mittelschule geeignet, alle Parteien dieses Hauses. Und nun geht es darum ... Sie waren dabei, Herr RUDOLPH? (GR Ing Herbert RUDOLPH nickt.) Wir haben da eine gemeinsame Pressekonferenz gemacht. Nun ging's darum, das auch tatsächlich zu verwirklichen, damit nicht ein Nachteil für die Schülerinnen und Schüler in Wien entsteht. Das heißt, da muss etwas getan werden, da muss etwas vorangetrieben werden und da sind diese beiden Parteien gefragt zu handeln und zwar rasch.

Ein paar wenige Worte noch zum Sparprogramm der Regierung, das jetzt auch die Pflichtschulen voll trifft. Ich habe es gestern oder vorgestern in einer Rede schon erwähnt. Es fehlen immerhin 450 Dienstposten. In Wien hat sich das auf zweierlei Art und Weise äußerst negativ ausgewirkt: 

Erstens. Weil die unverbindlichen Übungen sehr, sehr stark gekürzt wurden. Unverbindliche Übung heißt: Es wurde das weggekürzt, was den Schülerinnen und Schülern Spaß macht, egal, ob das eine Theaterwerkstatt ist, ob das Musik ist, ob das ein Fremdsprachenangebot ist, ob das ein Sportangebot ist. Das sind Dinge, die Spaß machen, wo man nicht kürzen darf, weil was Spaß macht, ist lernfördernd. Ich kann es nicht oft genug wiederholen.

Im Zusammenhang damit - und dazu werde ich mich noch oft äußern -, ist eines passiert, nämlich, es gibt jetzt die Schulen, deren Elternvereine dazu in der Lage sind, selbst zu finanzieren und auf private Finanzierungen zurückzugreifen. Da wird es diese Angebote auch in Zukunft geben. Es gibt andere Schulen, die sich in Regionen befinden, wo die Eltern das Geld dazu nicht haben. Die können nicht privat finanzieren und werden nicht privat finanzieren. Das heißt, das Pflichtschulwesen geht in Wien komplett auseinander. Es gibt die armen Schulen und es gibt die reichen Schulen.

Jetzt eines in Richtung FPÖ. Wenn Sie sich - Herr Römer, Sie hören mir zu? (GR Johann Römer: Ja!), das freut mich! - Schulen anschauen, an denen besonders viele Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache sind, die mussten dieses gesamte Restkontingent, das noch da ist, das Stundenkontingent, dort investieren, damit diese ganzen Förder- und Begleitmaßnahmen erhalten bleiben können. Gerade an diesen Schulen wurde besonders viel von den Zusatzangeboten weggekürzt, die Spaß machen. Das ist auch eine ganz schlechte Entwicklung, denn was wir alle nicht wollen - und da war sich dieser Gemeinderat irgendwann einmal einig in diesem Punkt -, ist, dass es Gettoschulen gibt, arme Gettoschulen, wo alle Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache zusammengefasst werden. Das wollten wir nicht. Aber diese Entwicklung sehe ich kommen, wenn die österreichischen Eltern feststellen, dass das genau die Schulen sind, wo die Zusatzangebote fehlen und ihre Kinder dort nicht mehr hingeben werden. Auch damit muss sich dieser Gemeinderat eindeutig befassen. Sie nicken, Herr Römer? (GR Johann Römer: Nein, nicht zu Ihnen!) Aha.

Ich denke, wir müssen uns auch mit den Auswirkungen in Bezug auf die Integration der behinderten Kinder befassen. Wir müssen uns auch damit befassen, dass die Integration insgesamt nunmehr in Frage gestellt ist. Wir können das für Wien mit Sicherheit nicht zulassen.

Wir werden im kommenden Frühjahr die Ergebnisse einer Untersuchung des Stadtschulrats bekommen und vorliegen haben. Es denke, es macht Sinn, wenn sich dann dieser Gemeinderat noch einmal darauf verständigt, diese Ergebnisse zu überprüfen und seine Schlüsse daraus zu ziehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der SPÖ! Meine gesamte Kritik richtet sich in Richtung Bundesregierung, die diese Schulpolitik zu verantworten hat. Dort wurde ja gekürzt. Also meine gesamte Kritik richtet sich dort hin. Aber - und das muss ich schon hinzufügen - meiner Meinung nach können die Sozialdemokraten in Wien diese Kürzungen, diese ruinösen Kürzungen, wo tatsächlich auch die Innovation weggekürzt wird, nicht zulassen. Ich fordere Sie auf, in dieses Wiener Schulsystem zu investieren. 

Wenn dann eine neue Regierung kommt, an der die SPÖ auch wieder beteiligt ist, dann kann man das auch wieder gutmachen. Aber wir müssen jetzt sofort investieren, und zwar nicht 100 Millionen S irgendwo und sonst wie, sondern wir müssen in das Wiener Pflichtschulsystem investieren. Und da wird es mit den 100 Planstellen nicht getan sein, die Wien zur Verfügung gestellt hat, sondern da braucht es schon mehr, damit Innovation und Entwicklung dieses Wiener Schulsystem nicht in Frage gestellt werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Ulm zum Wort gemeldet.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn die ÖVP ihre grundsätzliche Sympathie im Ausschuss durchaus bekundet hat und ich auch gar nicht verhehle, dass es eine solche gibt, und auch wenn meine Vorrednerin dieses Projekt als besonders untypisch und als besonders außergewöhnlich bezeichnet hat, so muss ich dennoch feststellen, dass es sich bei diesem Akt um einen ganz typischen Subventionsakt der Gemeinde Wien handelt, und zwar aus drei Gründen.

Erstens. Es handelt sich um ein rot-grünes Projekt.

Zweitens. Der Akt kommt verspätet.

Drittens. Der Akt ist außergewöhnlich dünn. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt habe ich im Prinzip überhaupt nichts dagegen, dass auch ein rot-grünes Projekt gefördert wird. Ich frage nur Sie, Herr Klubobmann Chorherr, da Sie ja zumindest einer der Väter sind und auch, wie ich höre, stolz auf diese Vaterschaft sind. Ich würde nur gerne haben, dass dann mit gleichem Maß gemessen wird, wenn auch von einer anderen Partei, beispielsweise der ÖVP, ein Projekt für die Popper-Schule initiiert wird und es dort um einen ähnlichen Ansatz geht, nämlich so wie es auch in diesem Akt drinnen steht - individuelle Begabungen, Potenziale und Fähigkeiten junger Menschen zur Entfaltung zu bringen -, dass man da dann auch mit dem gleichen Maß misst und nicht deshalb dagegen ist, weil es von einer anderen Partei kommt und das sofort in Zusammenhang mit Parteienfinanzierung und anderen schlechten Dingen stellt. 

Und das Zweite, was mich daran stört und da spreche ich wiederum Sie konkret an, Herr Klubobmann, das ist, dass Sie noch vor gar nicht allzu langer Zeit Stein und Bein geschworen haben, dass dieses Projekt ohne öffentlichen Mittel auskommen wird. Dass das so ein hervorragendes Projekt sein wird, dass man mit privatem Sponsoring alles schaffen wird. Da müssen wir heute feststellen, dass heute genau das Gegenteil erfolgen wird, nämlich mit öffentlichen Mitteln, dieses Ihr Projekt unterstützt werden soll. 

Es ist ein Projekt, das eine gewisse Vorlaufzeit hat und daher frage ich mich, warum der Antrag auf Unterstützung so spät erfolgt. Der Antrag ist erst im Oktober dieses Jahres eingegangen, vor knapp zwei Monaten, und die Projekte, fast alle acht, laufen bereits seit Anfang September. Wir haben daher wiederum den an sich unerquicklichen Fall, dass hier im Nachhinein eine Genehmigung für bereits ausgegebenes Geld erfolgt. 

Und auch wenn Projekte inhaltlich noch so interessant sind und ich habe dafür durchaus Sympathien und es ist sogar bei mir selbst Interesse entstanden, wie ich die inhaltliche Beschreibung dieser Projekte gelesen habe, aber ganz ohne jeder mathematischen Kalkulation kann man halt so eine Subvention auch nicht beantragen. Und es ist durch nichts nachvollziehbar, wieso das Forstprojekt - nicht uninteressant, dass Jugendliche erfahren, wie Wälder einzuteilen sind - gerade 300 000 S kosten soll und warum beim Gilgamesch-Projekt - das Gilgamesch-Epos ist sicher für einige Spezialisten auch eine ganz interessante Sache -, warum in dem Zusammenhang die Entzifferung der Keilschrift gerade 80 000 S beträgt. Ich würde mir daher wünschen, dass man zumindest ein minimales Rechenwerk beilegt, um auch anderen Fraktionen die Gelegenheit zu geben, bei Beträgen, die doch nicht ganz unwesentlich sind, hier doch letztendlich dann eine Zustimmung geben zu können. 

Das einzige Rechenwerk, dieses Projekt Wald, das dieses Wiener Lernzentrum betrifft, ist eine einzige dürre Seite. Ein Blatt, aus dem sich Ausgaben in der Größenordnung von 6 Millionen S und Einnahmen in der Größenordnung von ungefähr 5 Millionen S ergeben sollen. Dazu kommt, und da können jetzt die GRÜNEN weniger dafür, dass natürlich von Seiten der Gemeinde Wien jedes Gesamtkonzept fehlt, Förderrichtlinien fehlen, anhand derer man solche Projekte oder ähnliche Projekte an einem einheitlichen Maßstab beurteilen kann.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn Sie uns in der Zukunft die Chance geben, ein Projekt auf Grund einer nachvollziehbaren Kalkulation und mit Evaluationsauftrag überprüfen zu können, so besteht die realistische Chance, dass wir in Zukunft zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur auf meinen Vorredner kurz einzugehen: Ich glaube, es ist ein bisschen riskant, hier etwas zu kritisieren, was man selber auch praktiziert, nämlich zuerst einmal eine Leistung anzubieten, Zusage für Subvention zu bekommen und es nachher abzurechnen. Im Zusammenhang mit dem Stadtfest soll das ja auch schon vorgekommen sein. Nur dazu. Punkt 1.

Punkt 2. Zur Frau Kollegin Jerusalem. Selbstverständlich, jeder Kramer lobt seine Ware. Das ist in Ordnung so. Das gehört sich so. Daher verstehe ich es auch, dass Sie sich herstellen und die Vorzüge dieses Projekts hier präsentieren. Es ist ja nicht uninteressant. Es gibt das eine oder andere darin, das inhaltlich durchaus interessant ist, wo man sagen kann, ja, sich näher mit dem zu beschäftigen, ist alleine schon aus allgemeinbildnerischer Sicht interessant, das zu wissen. 

Das, was mich ein bisschen irritiert hat, war, dass der Akt, der doch eher dünn war, mein Vorredner hat das auch richtig analysiert, eher weniger hergibt, aber trotzdem hat er was. Der Akt hat was. Er ist wirklich politisch interessant. Ich würde sogar sagen, es ist fast ein Akt von politischem Pharisäertum, den wir hier erleben können. Denn wenn wir zu den Zahlen kommen - und über die Zahlen gibt dieser Akt ja noch Auskunft -, dann ist schon eines hoch interessant, nämlich die Kalkulation, die hinten auf der Einnahmenseite aufgemacht wird. Auf der Einnahmenseite wird fix Schulgeld verbucht. Schulgeld in der Größenordnung von - wenn man es auf die Schulmonate, also auf zehn Monate umrechnet - knapp 5 000 S. Um den genauen Betrag zu nennen: 4 920 S pro Monat, nicht pro Jahr, auch nicht pro Semester, sondern pro Monat. Dann würde ich einmal meinen, ist eine große Zahl von Schülerinnen und Schülern, die sich möglicherweise dafür interessieren, oder Eltern, die sich dafür interessieren, von dem automatisch einmal ausgeschlossen. 5 000 S Schulgeld pro Monat, das muss man sich erst leisten können. Im Englischen würde man sagen, das ist die higher-upper-class, die hier bedient wird, die hier ein sehr exklusives, ein sehr luxuriöses Projekt angeboten bekommt. Und dieses sehr luxuriöse Projekt wird dann auch noch von der SPÖ subventioniert. Mit Geldern der Wiener Steuerzahlern wird das also noch subventioniert. 

Das ist für mich schon bemerkenswert, wenn ich daran erinnere, dass wir, ich glaube, das ist irgendwo in der Debatte von Rot-Grün völlig untergegangen, ein Bildungsvolksbegehren hatten. Ein Bildungsvolksbegehren, das von den Rednern von Rot und Grün hier während dieser Debatte mit keinem einzigen Wort erwähnt wurde. Das ist an sich schade, weil man durchaus auch denjenigen, die dieses Volksbegehren unterschrieben haben, auch politisch die Referenz erweisen soll. Man muss ja nicht ihrer Meinung sein, aber man soll das zumindest anerkennen, dass es hier dann doch Leute gegeben hat, die diesem von SPÖ und GRÜNEN massiv unterstützten Volksbegehren auch ihre Zustimmung gegeben haben. Es war allerdings ein bisschen eine schwache Zustimmung. Es war nicht so, dass jetzt dann die Zeitungen in weiterer Folge großartig darüber berichtet hätten. 

Ich glaube auch, dass dieses Volksbegehren in Summe der Bildungspolitik nicht wirklich genützt hat. Aber im Kern hat sich dieses Bildungsvolksbegehren ja mit der Thematik der 5 000 S-Semester-Studiengebühren beschäftigt. Also weg mit diesen 5 000 S pro Semester. Der Herr Bürgermeister hat sich ja auch sehr stark dafür eingesetzt. Weg mit diesen 5 000 S pro Semester. Das würde sein Erstes sein, was er macht, wenn er die Regierungsmöglichkeit hätte: Weg mit diesen 5 000 S pro Semester. Aber hier wird ein Projekt subventioniert, wo an die 5 000 S pro Monat finanziert werden! Also es scheint ja durchaus politisch Ihre Zustimmung zu finden, dass es hier ein Schulprojekt gibt, Herr Klubobmann, das 5 000 S (GR Christian Oxonitsch: Interessant ist, was der Schluss ist!) pro Monat von den Eltern abfordert. Das finden Sie subventionswürdig! Das ist zumindest interessant und man soll das auch wissen, dass Sie hier Schulprojekte für die oberen Zehntausend subventionieren. Okay. (GR Christian Oxonitsch: Interessant ist, was der Schluss ist!) Das soll man sagen. Aber dann soll man auch gleichzeitig darauf verzichten, auf Bundesebene die Behauptung aufzustellen, die von einer Ihrer Zentralsekretärinnen so gerne aufgestellt wird, dass man auf Bundesebene an die Einführung von Schulgeld denkt. Also, möglicherweise ist bei der Vorbereitung dieses Akts und bei der fraktionsinternen Diskussion dieses Akts diese Schuldgeldidee geboren worden. Aber ich sage, machen Sie bitte Schluss mit der Schuldgeldlüge der SPÖ auf Bundesebene! 

Zu dem Bildungsvolksbegehren und zu den Kosten, weil das Herr Finanzstadtrat Rieder auch gesagt hat und es soll auch nicht untergehen. Er hat kritisiert, mein Gott na, das Volksbegehrenveto gegen Temelin, das kostet die Wienerinnen und Wiener 20 bis 30 Millionen S. Na ja, das Bildungsvolksbegehren hat das natürlich auch gekostet. Ich könnte mich nicht daran erinnern, dass Sie das irgendwo und irgendwann auch nur irgendwie hier in einem Ansatz gestört hätte und Sie gesagt hätten: Na ja, diese 30 Millionen verwenden wir beispielsweise für die Bildung und nicht für das Volksbegehren. Sie hätten ja auch gar keine anderen Möglichkeiten gehabt. 

Aber ich mache Ihnen den Vorschlag zur Güte, weil ich meine, diese jährlichen Subventionsdiskussionen, egal ob das jetzt die Popperschule mit der Million ist, die jährlich bezahlt wird, oder ob das jetzt hier die w@lz. mit 600 000 S pro Monat, pro Jahr Subvention ist - pro Monat sind ja nur die relativ hohen Schulgelder -, ich würde folgenden Vorschlag machen: Richten wir einen Fonds zur Dotierung von Bildungsträgern für den primären und sekundären Bereich ein und schaffen wir hier Transparenz, sodass es bekannte Zugangskriterien gibt. Die Kollegin Jerusalem hat einen Vorschlag mit den Kinderrechten gemacht. Das wäre zum Bespiel so ein Kriterium. Man muss sich dann anschauen, ob das dann ein taugliches Kriterium wäre, aber wo es nach Kriterien geht, wo Private, die sich dafür interessieren, derartige Bildungseinrichtungen zu schaffen, die Möglichkeit haben, gleichberechtigt Zugang zu finden. Da könnte dann zum Beispiel auch die Evaluierung eine Bedingung sein. Das kann ich mir sehr gut vorstellen. 

Wenn ich Fonds sage, dann denke ich natürlich jetzt nicht primär an eine Konstruktion mit ich weiß nicht einem Aufsichtsrat von Zwölf und einem Fondspräsidenten und all diesen Dingen mehr, nein, das soll es absolut nicht sein, sondern es soll etwas sein, wo man sagt, gut wir nehmen Herrn VBgm Rieder beim Wort - Vorrang für Bildung und Ausbildung - und schaffen hier ein derartiges Gremium. Dann hören wir mit diesen Unterstellungen auf, die ich natürlich auch immer wieder von der Popper Schule höre oder in Richtung der Popper Schule immer wieder höre, wo man aber auch natürlich bei dem Schulprojekt das eine oder andere ideologisch unterstellen kann. Auf die Inhalte können wir dann vielleicht später noch zu sprechen kommen. 

Also ich nehme Herrn VBgm Rieder ernst, wenn er sagt, Vorrang für Bildung und Ausbildung, allein ich fordere die Taten ein. Das wird ja interessant sein, weil ich habe ja - heute sind es übrigens genau zwei Monate her - eine ganze Anfragenserie an Frau StRin Laska gerichtet. Darunter finden sich auch Anfragen, die Aussagen aus dem Regierungsübereinkommen 1996 zitieren. Und es ist ganz interessant, man hat fast ein Déjà-vu-Erlebnis: In diesem Regierungsübereinkommen, Arbeitsübereinkommen SPÖ/ÖVP Seite 46 Absatz 4 und Seite 47 Absätze 3, 7, 8 und 9 - damit Sie es genau nachlesen können, unlängst hatte man ja da ein bisschen Schwierigkeiten - wurde Förderung des Zugangs zu Bildung und Ausbildung angekündigt und dann hat man hineingeschrieben, trotz des Sparpakets - gemeint war 96 das Sparpaket SPÖ/ÖVP - werde Wien die Investition in die Begabungen der Menschen fördern und Wien wird im Zusammenhang mit wissenschaftlichen Einrichtungen zur Begabungsförderung im Schulbereich unterstützend und fördernd auftreten. 

Diese Anfragen und viele, viele andere Anfragen tragen den Eingangsstempel 21. September. Gemäß der Wiener Stadtverfassung müsste ich heute viel Post von der Frau Stadträtin bekommen. Ich nehme ja nicht an, dass sie die Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung ignorieren und die Anfragefrist nicht einhalten wird wollen. Aber ich habe schon Verständnis dafür, dass sie heute ein bisschen im Stress ist. 

So weit zum Akt, der den finanziellen Bereich beleuchtet. Ganz interessant und vielleicht auch informativ ist die Homepage des Herrn Klubobmann Chorherr über dieses Projekt w@lz. wer wir sind: Pädagogische Leiterin und Mentorin des ersten Jahrgangs ist eine Frau Renate Chorherr, die hier federführend wirken wird. Ich glaube, das kann man durchaus dazusagen, weil es ja keine Schande ist, den Namen Chorherr zu tragen, nur es ist schon ein bissel eigenartig, im Akt steht es nicht drinnen und dann muss man weiterrecherchieren, bis man dann darauf stößt. Und es gibt auch eine ganze Reihe prominenter Leute, die dieses Projekt unterstützen, also zum Beispiel Günter Kerbler, Unternehmer, der in einem Naheverhältnis - kann man einmal so sagen - zur Firma Conwert Immobilien steht. Und diese Firma Conwert Immobilien, zumindest nach gestrigem Stand, ist wiederum an der Chorherr & Reiter Bauprojekte GesmbH beteiligt, beide beheimatet Siebensterngasse 31. Wer ist noch da mit dabei? Wer unterstützt noch die w@lz? - Marie Ringler, Public Netbase und Konrad Becker, Public Netbase. 

Ich bin gespannt, ob Frau Kollegin Ringler heute hier, da sie meines Erachtens in diese Angelegenheit, in diesen Akt auch persönlich involviert ist, mitstimmen wird. Wir haben das schon einmal erlebt oder nicht? - Und zum Schluss ist auch Armin Thurnher, Chefredakteur des "Falter", in dieses Projekt involviert. Er ist zumindest als solcher ausgewiesen. (Der Redner zeigt eine Seite der Zeitschrift "Falter".) Auf dieser Seite des "Falter" kann man das nicht lesen. Man soll das nur wissen, wenn man dann die eine oder andere objektive überparteiliche Berichterstattung liest, welche Verflechtungen es hier gibt. 

Meine Damen und Herren! So wie dieses Projekt aufbereitet ist und so wie ich hier auf der einen Seite politische Kritik höre, und zwar eine politische Kritik, die eine notwendige Aufgabe der Opposition ist, eine absolut notwendige Aufgabe der Opposition ist, genauso, glaube ich, muss man das auch hier kritisieren, wenn zu Lasten der Wiener Steuerzahler Projekte finanziert werden, die im krassen Gegensatz zu dem stehen, was hier von Rot und Grün postuliert wird. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Vettermann am Wort. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Einige Bemerkungen zu meinem Vorredner. Ich meine, beginnen möchte ich mit dem Stichwort "Pharisäer", nämlich das Schulgeld betreffend. Da sage ich, das Misstrauen auf den Bund ist aus meiner Sicht natürlich durchaus gerechtfertigt, denn einerseits dementiert die Frau Minister ähnlich vehement wie vor der Uni-Gebühr. Also eigentlich ist das ein Alarmzeichen. Das Zweite ist, dass es da durchaus Diskussionen gibt. Ich sage nur Stichwort "Bildungsscheck FPÖ, Schweitzer", der sich ja genau bis zum Ende der Pflichtschule ausgegangen wäre, wenn man sich den Scheck anschaut, also die ersten acht Jahre wären damit abgedeckt gewesen, die Oberstufe aber zum Beispiel nicht. Das hätte man schon wieder privat bezahlen müssen. Das heißt, dass es hier Ideen und Vorbereitungen im politischen Raum, aber auch im Ministerium selbst gibt, ist ja unbestritten. Und dass wir rechtzeitig davor warnen und uns da politisch quer legen, ist, glaube ich, durchaus nicht nur unser Recht, sondern sogar unsere Pflicht! 

Sonst bin ich natürlich ein Freund von Transparenz und auch von Evaluierung. Alle diese Projekte werden ja in dem Sinn auch evaluiert, dass, wenn wir das Geld einmal im Jahr geben, das nächste Jahr wieder geben und uns immer anschauen: Was ist mit dem Geld während des Jahres passiert? Sind die Dinge, die auch angegeben wurden, wirklich umgesetzt worden? - In dem Sinn gibt es eine klare Evaluierung. 

Es ist natürlich auch bei jedem Akt klar und eindeutig beschrieben, was wir fördern. Wir fördern natürlich nicht die Idee des Schulgelds, sondern wir fördern Inhalte und konkrete Maßnahmen, und die kann man aus dem Akt auch rauslesen und die sind pädagogisch wertvoll und werden von uns aus dem Grund gefördert. Wer hier beim Projekt mitmacht, wird natürlich nicht verschwiegen, aber es kommt auch deshalb nicht in den Akt rein, weil es für die Inhalte eigentlich irrelevant ist, ob da eine Frau Chorherr dort steht oder wer das sonst noch unterstützt, sondern wir schauen uns das eben an, ob es den Kindern nützt oder nicht, und danach entscheiden wir. 

Es wäre ungewöhnlich, wenn man das deshalb extra in den Akt hineinschriebe. Das darf sich weder positiv noch negativ zu Buche schlagen. Daher ist es natürlich vollkommen in Ordnung, wenn man sich auch informiert und auf die Homepage geht. Dafür ist sie ja da. Ich nehme an, gerade das "w@lz", das ja EDV-mäßig sehr verflochten ist, freut sich über jeden Zugriff und über jede Information, und das soll ja auch so sein.

Aber wenn man jetzt, von dem Akt ein bisschen weggehend, die Diskussion der Schule anschaut, muss man sagen, es geht darum, den Kampf um die ausreichenden Ressourcen zu führen. Bei Volksschule und Hauptschule haben wir, was Wien betrifft, mit unserer Bildungsmilliarde ja gerade viele der Dinge, die hier auch angesprochen sind - Stichwort EDV-Ausstattung in den Volksschulen, in den Hauptschulen - geschafft und umgesetzt. In diesem Sinn machen wir es in den Schulen und wir lernen auch durchaus und bringen in das öffentliche Schulwesen zum Beispiel Montessori-Klassen hinein. Auch das gibt es in den öffentlichen Schulen, in vielen Volksschulen, dass wir sozusagen aus Alternativschulen etwas in das öffentliche Schulwesen mit übernommen haben. Das ist, glaube ich, auch der richtige Weg, um pädagogisch richtige Angebote für alle entsprechend zur Verfügung zu stellen.

Von den Alternativschulen lernen, ist ja auch, was das "w@lz" und die Oberstufenreform betrifft, eine richtige Vorgangsweise. Ich werde dann später noch einmal kurz darauf zurückkommen.

Wir haben also mit unserer Bildungsmilliarde, was die Landesschulen betrifft, die Ausstattung entsprechend geschafft, aber bei den Bundesschulen ist das schon eher ein Jammer. Da fällst du in ein EDV-mäßiges Loch, wenn du in die AHS-Unterstufe weitergehen willst. Wie es überhaupt eben die Schwierigkeit ist, dass man das Übertrittsverhalten nicht entsprechend voraussagen kann. Aber ein Trend ist ganz klar: dass die AHS-Unterstufe zu einer unfreiwilligen Gesamtschule wird. 

Wir in Wien haben mit der kooperativen Mittelschule an sich einen All-Parteien-Konsens gefunden. Es muss uns aber gelingen, das auch im Bund entsprechend durchzusetzen, denn der Schulversuch läuft ab. Es ist jetzt wirklich an der Zeit, das einmal ins Regelschulwesen zu übernehmen, denn in allen Ballungszentren ist das ein entsprechendes Problem. 

Ich sage daher: Der Schulversuch muss auslaufen, wird jetzt auch auslaufen. Das gehört ins Regelschulwesen oder es gehört verländert, sodass wir in Wien unsere Probleme, entsprechend gesetzlich gedeckt, selbst regeln können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Oberstufenreform. Da gibt es ja durchaus auch Ideen, die beim heutigen Akt vorkommen, die man sozusagen für das gesamte öffentliche Schulwesen nutzen kann, nämlich die Idee des Modulsystems. Das wird ja gerade jetzt diskutiert und es hat natürlich Vorteile, daher unterstützen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten das auch. Ein Modulsystem hat den Vorteil, dass man bei den Begabungen und Interessen der Schülerinnen und Schüler ansetzen kann, dass - und auch das fordern wir ja - durchaus auch eine Möglichkeit bestünde, von der HTL, von der HAK auch berufliche Module hereinzuholen, Fachwissen aufzunehmen und nicht rein eine AHS, eine allgemein bildende Ausbildung zu machen, denn bei den Maturanten, die sonst nichts dazugelernt haben, steigt die Arbeitslosigkeit. Es wäre also gescheit und richtig, könnten sie, ihren Interessen folgend, durchaus berufliche Module dazunehmen.

Die Uni-Nähe würde ebenfalls für so ein Modulsystem sprechen, denn viele verlieren das erste Jahr nicht deshalb, weil sie so wenig studieren, sondern einfach deshalb, weil ein gänzlicher Systembruch erfolgt. In der Schule bekommen die Schüler alles vorgekaut und dann kommen sie an die Uni und müssen alles selbst zusammenstellen. Sie brauchen dann eben ein Jahr, bis alle Möglichkeiten und wie das genau abläuft, für sie erfahrbar ist. Also hier einen Schritt in Richtung Uni-Nähe in die Schulen zu verlagern, wäre ein weiterer Vorteil. 

Natürlich werden dadurch auch Schwächen kompensiert. Denn es gibt ja bei vielen Schülern ein Fach, wo sie hängen, wo sie nicht so gut sind. Und da ein Minimum zu erbringen, aber seine eigenen Stärken und Interessen entsprechend ausspielen zu können, das wäre, glaube ich, das Richtige. Es muss uns daher gelingen, auch im Regelschulwesen der AHS eine entsprechende Oberstufenreform voranzutreiben.

Weil das Bildungsvolksbegehren angesprochen wurde, möchte ich Folgendes dazu sagen: Da es de facto eigentlich gleich viele Unterschriften hatte wie das Familienvolksbegehren, bin ich durchaus optimistisch, dass es nicht nur eine Diskussion geben wird, sondern dass nach einem Regierungswechsel das auch entsprechend umgesetzt werden wird und die Uni-Gebühren zurückgenommen werden. Und in diesem Sinn sehe ich dieser Diskussion mit Optimismus entgegen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch dazu - das muss man dazusagen - werden von der jetzigen Uni-Gebühr nur 800 Millionen tatsächlich für die Studenten ausgegeben, aber 1,8 Milliarden wurden von den Studenten genommen. Es ist also nicht einmal Geld, das sozusagen den Studentinnen und Studenten zugute kommt, sondern eine reine Abcash-Aktion, die dem allgemeinen Nulldefizit-Wahn anheim fällt und den allgemeinen Finanzmitteln zugeführt wurde, was in besonderer Weise deshalb verwunderlich ist, weil man die Zustände an der Uni kennt. 

Ein Beispiel noch, wie man bundesweit vorgeht, nämlich auch was die Erwachsenenbildung - ein selbst ernannter Schwerpunkt der Bundesregierung - betrifft. Da muss man sagen, was zum Beispiel Wien dafür ausgibt. Der Anteil der Erwachsenenbildung steigt, das ist klar, und zwar nicht nur, aber auch und vor allem im beruflichen Kontext. Gerade was EDV-Schwerpunkte betrifft, gerade was Mehrsprachigkeit betrifft, ist lebensbegleitendes - denn "lebenslang" klingt vielleicht ein bisschen unsympathisch - Lernen notwendig. Was macht die Bundesregierung? - Sie sagt, das ist uns ein wirklich wichtiger Schwerpunkt und hat damit inhaltlich ganz Recht, sie gibt aber statt 130 Millionen nur 111 Millionen aus, also das Budget sinkt. Wieder gibt Wien im Gesamten für die Erwachsenenbildung - nur als Vergleich - 250 Millionen S aus, also mehr als doppelt so viel wie der Bund. Und auch hier muss man sagen, das ist eigentlich ein Armutszeugnis, wie der Bund hier vorgeht.

Überhaupt muss man, glaube ich, wenn man über Bildung spricht - um da jetzt auch zum Schluss zu kommen -, eine Sache doch klar ansprechen, nämlich dass es viele Unterschiede zwischen konservativen Regierungen und sozialdemokratischen Regierungen gibt, aber eine einzige Ausnahme gibt es, nämlich etwas, wo es sozusagen volkswirtschaftlich gesehen eine Notwendigkeit ist, dass der Staat das übernimmt, und das sind Infrastrukturmaßnahmen - darauf will ich jetzt nicht eingehen, das ist gestern schon diskutiert worden, dass da vom Bund auch zu wenig geschieht - und Bildung. 

Denn selbst die Regierung Kohl und alle anderen konservativen Regierungen haben hier investiert. Es gibt ein einziges Beispiel, und zwar die Regierung Thatcher, die alles kaputtgespart hat, die nicht nur die Bahn ruiniert hat, sondern auch die englischen Schulen, das englische Schulwesen. Dort gibt es jetzt teilweise schon eine Vier-Tage-Woche, weil sich keine Lehrer finden, die unter diesen ruinösen Bedingungen noch arbeiten wollen. Und auf dieses eine schlechte Beispiel setzt sich die österreichische Bundesregierung drauf und spart eigentlich sozusagen als zweite innereuropäische Regierung auch im Bildungswesen ein.

Deshalb nehme ich den jetzigen Akt zum Anlass, nicht nur zuzustimmen, sondern wirklich alle im Haus befindlichen politischen Kräfte aufzurufen, gemeinsam mit den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten für eine Rücknahme dieses bildungspolitischen Kahlschlags zu kämpfen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ und der GRin Susanne Jerusalem.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. (Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich verzichte!) - Der Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen. (Widerspruch.) - Ohne die Stimmen der ÖVP. (GR Harry Kopietz: Ohne die Stimmen der wenigen ÖVPler!) Entschuldigung, ich habe mich versprochen. Verzeihen Sie! Angenommen. (Weitere Zwischenrufe.) Es ist der Herr Klubobmann anwesend, somit gilt das.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 10 (PrZ 196/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Erhöhung des Sachkredits für das städtische Laaerbergbad im 10. Bezirk, Ludwig-von-Höhnel-Gasse 2.

Wir kommen sofort zur Abstimmung, denn es hat sich niemand zum Wort gemeldet.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist, ohne die Stimmen der ÖVP, mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 (PrZ 199/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Umsetzung von jugendorientierten Projekten. 

Auch hiezu hat sich niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen Antrag unterstützen wollen, die Hand zu heben. - Die ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen geschehen und damit mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 (PrZ 207/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur finanziellen Unterstützung verschiedener Jugendgruppen, �vereine und �initiativen für Lokaladaptierungen und Innenausstattungen. 

Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich komme daher sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte auch hier die Damen und Herren um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle eine mehrheitliche Befürwortung, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, fest. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt, und zwar zur Postnummer 8 (PrZ 222/01-GJS). Sie betrifft die Entgeltbeträge für die Beförderung von behinderten Menschen im Rahmen des Regelfahrtendienstes. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Stubenvoll, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Erika Stubenvoll: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es geht um eine Tariferhöhung für die Fahrtendienstfirma Kreutzer. Der Mehrbedarf beträgt 805 000 S. 

Ich ersuche um Genehmigung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich bitte Frau GRin Korosec, das Wort zu ergreifen.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorweg einmal: Wir werden diesem Geschäftsstück unsere Zustimmung geben. Erlauben Sie mir aber einige Bemerkungen zum Regelfahrtendienst der Gemeinde Wien. 

Es ist ja allgemein bekannt, die Probleme gibt es nicht erst seit heute, sondern schon seit langem. Ich erinnere nur an den Konkurs der Firma Haas im Jahr 1999, immerhin eine Firma, die 37 Millionen S Jahresumsatz mit der Gemeinde Wien getätigt hat. Von heute auf morgen sind Behinderte und Hunderte Schulkinder im wahrsten Sinn des Wortes auf der Straße gestanden. Damals hat es eine Firma gegeben, und zwar die Firma Mertz, die sich nicht zuerst einen lukrativen Vertrag ausgehandelt hat, sondern die, weil sie gewusst hat, dass es notwendig ist, ohne Wenn und Aber sofort eingestiegen ist und mitgeholfen hat. Die anderen Firmen haben ein bisschen länger gewartet, haben verhandelt und haben sich auch günstigere Bedingungen ausgehandelt. 

Tatsache ist, es hat dann eine Reihe von Nachzahlungen gegeben, weil die Verträge ja auch heute noch sehr, sehr unklar sind, die Firma Mertz jedoch hat von November 1999 bis Ende 2000 keine Nachzahlung erhalten. Also hier ist einerseits die gleiche Leistung, aber eine ungleiche Bezahlung erfolgt. Die Firma Mertz ist in finanzielle Schwierigkeiten geraten. (GR Kurt Wagner: Aber die Antwort bezüglich der Firma Mertz haben Sie schon gehört!) Nein, Sie haben nicht alles gehört, warten Sie ab, warten Sie ein bisschen ab! (GR Kurt Wagner: Die Antwort haben Sie schon zweimal gehört!) Die Firma Mertz ist in finanzielle Schwierigkeiten gekommen, und seit Mai - seit Mai, bitte - sind unzählige Schreiben an den Herrn Bürgermeister, an die Frau Vizebürgermeisterin gegangen, ein Hilferuf dieser Firma, bei der 80 Mitarbeiter beschäftigt sind.

Wenn wir heute gehört haben, dass die SPÖ wie eine Löwin um jeden Arbeitsplatz kämpfen wird - heute ist es zwar um Jugendarbeitsplätze gegangen, aber ich nehme an, das gilt genauso für jeden Arbeitsplatz -, dann, muss ich sagen, habe ich das bei dieser Angelegenheit nicht bemerkt, denn diese Briefe sind nämlich nicht einmal beantwortet worden. (VBgmin Grete Laska: Es wäre gescheiter gewesen, Sie hätten sich genauer informiert!) Ist das die Bürgernähe, Frau Vizebürgermeisterin, ist das die Bürgernähe? Kein persönliches Gespräch mit einem Bürger, der Hilferufe, und zwar nicht einen, sondern dementsprechend viele an Sie schickt. (Neuerlicher Zwischenruf von VBgmin Grete Laska.) 

Frau StRin Vassilakou und ich sind auch informiert worden. (GR Kurt Wagner: Lassen Sie abhören bei der Frau Vizebürgermeister, weil Sie so genau wissen, dass nicht telefoniert worden ist?) Was heißt, telefoniert? Das ist so symptomatisch für Sie. (GR Kurt Wagner: Woher wissen Sie es dann?) Ich habe gesagt, ein persönliches Gespräch. Wenn einem jemand in so einer Situation, wo es um 80 Arbeitnehmer geht - noch dazu bei einer ungleichen Behandlung, wo man ja sowieso ein schlechtes Gewissen haben müsste -, nicht einmal wert ist, dass man ein persönliches Gespräch mit ihm führt, finde ich das eigentlich unglaublich. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Die Bilanz müssen Sie lesen!) Regen Sie sich nicht so auf! (VBgmin Grete Laska: Das heißt, Sie sprechen dem ungeprüften Geldausgeben das Wort!) 

Aber es geht ja noch weiter. Wir haben das gehört, und wir haben gesagt, das darf doch nicht wahr sein. Wir haben gesagt, wir werden einen Brief an die Frau Vizebürgermeisterin schreiben, werden auch um einen Termin ansuchen. Mandatare werden wohl doch empfangen werden. Nachdem wir natürlich auch noch auf die Zeitökonomie der Frau Vizebürgermeister achten, haben wir einen Termin gewählt, wo Gemeinderat ist, weil wir uns gesagt haben, da ist die Frau Vizebürgermeister sowieso im Haus. Und was passiert? - Wir bekommen ein lapidares Schreiben von der Frau Vizebürgermeister, in dem uns der Name eines Mitarbeiters genannt wird, mit dem wir uns, wenn wir Fragen haben, auseinander setzen könnten. (VBgmin Grete Laska: Der weiß Bescheid!)

Also ich muss sagen, Frau Vizebürgermeister, wenn das der Stil in diesem Haus ist, wie man mit Bürgern umgeht, wie man mit Mandataren umgeht, dann finde ich das mehr als ... (GR Harry Kopietz: Sind Beamte unter Ihrer Würde?) Also bitte schön, wenn wir jetzt darüber diskutieren, dass es, wenn ein Mandatar bei der Frau Vizebürgermeisterin um einen Gesprächstermin ansucht, dann zu keinem Termin kommt, dann, muss ich sagen, sind Sie jetzt mehr als polemisch, wenn Sie sagen, ein Beamter ist nicht würdig. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Offensichtlich! Offensichtlich ist es so!) 

Meine Damen und Herren! Ich will jetzt gar nicht auf die wirtschaftliche Situation eingehen. Das will ich gar nicht. Was ich hier aufzeigen wollte, ist die Stilfrage. Wir haben in den letzten Tagen einige Male über Stilfragen gesprochen. (GR Kurt Wagner: Das können Sie gar nicht kritisieren!) Ein Unternehmen steht der Gemeinde Wien in einer sehr, sehr schwierigen Situation - das war damals bei der Gemeinde Wien so - sofort und ohne lange nachzufragen zur Verfügung. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt überhaupt nicht! Das war gar nicht so! Das haben wir in einigen Sitzungen besprochen!) Das hätten Sie alles aufklären können in einem persönlichen Gespräch, Frau Vizebürgermeisterin. (VBgmin Grete Laska: Das glaube ich gar nicht!) 

Trotz Hilferuf wurde keine Hilfestellung gegeben. Mandatare bekommen keine Termine. Ich frage mich schon, ob das die Demut ist, die Herr Bgm Häupl im Frühjahr angekündigt hat, und ich würde sagen, Sie alle können sich ja jetzt ein Bild davon machen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Vassilakou gemeldet. (Ruf: Stadträtin!) Ich muss mich entschuldigen. Selbstverständlich ist Frau StRin Vassilakou gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Auch Gemeinderätin wäre nicht unter meiner Würde. (GR Harry Kopietz: Gott sei Dank!) Verehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau GRin Korosec hat ja bereits einiges ausgeführt - das brauche ich hier nicht zu wiederholen -, ich möchte mich daher sehr kurz halten und das Wesentliche aus meiner Sicht schildern. 

Ich habe - ich glaube, das war vor ungefähr einem Monat - auch an dieser Stelle die Angelegenheit der Fahrtendienste angesprochen, und ich denke schon, dass die Stadt Wien zeigen sollte, dass sie aus der Haas-Krise, die sich vor mehreren Jahre ereignet hat, doch die Lehren gezogen hat und dass sie künftig vorhat, einerseits das, was in den letzten Jahren nun einmal falsch gemacht worden ist, zu korrigieren und andererseits natürlich auch dafür Sorge zu tragen, dass das ab demnächst, wo ja die Fahrtendienste neu ausgeschrieben werden, nicht mehr passiert. 

Nun kurz zu dem, was offensichtlich falsch gemacht worden ist in den vergangenen Jahren. Es ist doch ein Faktum, dass die Stadt Wien sich bei den Fahrtendiensten zwei Sorten, zwei Kategorien von Verträgen geleistet hat. Die größeren Firmen haben bekanntlich die besseren Verträge mit einem besseren Tarif bekommen, über den wir die Auskunft erhalten haben, dass der sogar überhöht sein soll, und sie hatten sogar Rückverrechnungsmöglichkeiten. Die kleineren Firmen haben die schlechteren Verträge bekommen mit einem Tarif, der nicht kostendeckend ist, und bitte ohne Rückverrechnungsmöglichkeit. Das allerdings, um exakt dieselbe Leistung zu erbringen. 

Nun, dass das weder gerecht ist, noch irgendetwas mit den Prinzipien dieses Hauses zu tun hat, geschweige denn mit den Prinzipien, die angeblich die SPÖ vertritt, das liegt, denke ich, auf der Hand. 

Durch diese Schlechterbehandlung der kleineren Firmen sind nun einige von ihnen in Schwierigkeiten geraten. Manche von ihnen haben gröbere Schwierigkeiten, manche von ihnen haben weniger grobe Schwierigkeiten, manchen kann man vielleicht vorwerfen, dass sie fahrlässig gehandelt haben, anderen wiederum nicht. Wir wissen auch, dass die Überprüfung der Bilanzen noch nicht abgeschlossen ist, und somit kann man jetzt noch nicht detailliert Auskunft geben, was davon mit - sagen wir - auch nur einem geringsten Anteil von Selbstverschulden zu tun hat und was davon aber sehr wohl letztlich auf den schlechten Tarif, der von der Stadt Wien für diese Leistung gegeben worden ist, zurückzuführen ist. 

Ich denke, was man jetzt, da man ja schon zugegeben hat, dass der Tarif eigentlich jahrelang schlecht und nicht kostendeckend war, tun muss, ist, dass man zumindest einmal schaut, dass man die Ungerechtigkeit der letzten Jahre wieder in Ordnung bringt. Jetzt haben wir Gott sei Dank bereits beschlossen, zumindest diese Ungerechtigkeit für das Jahr 2001 zu einem Teil zu korrigieren. Es fehlen aber nichtsdestotrotz die Jahre, die davor waren. Hier hätten wir - das heißt, sowohl ich als auch Frau GRin Korosec - eine Auskunft gebraucht. Wir hätten definitiv eine Auskunft gebraucht, ob man a) gedenkt, das wieder zu beheben, und b) wie man es zu beheben gedenkt und mit welchem Betrag. Denn bitte, die Firmen, die betroffen sind, die warten ja auch auf diese Auskunft, sie legen auch Wert darauf, dass sie diese Auskunft erhalten. 

Diese Auskunft haben wir nicht bekommen. Und nicht, bitte Herr Kollege Kopietz, weil ein Beamter des Hauses unserer Würde - der Würde von Frau Korosec oder meiner Würde - nicht entspricht, im Gegenteil, ich bin in diesem Haus seit Jahren und habe Hunderte Gespräche mit Beamten geführt, die hervorragend waren. Aber bei manchen Dingen ist nun einmal auch eine politische Willenskundgebung zu äußern und es ist von politischer Seite zu klären: Jawohl, dazu stehen wir, das wollen wir tun oder das wollen wir nicht tun. Diese Auskunft kann mir, so wie ich sie brauche, ein Beamter des Hauses nicht geben, und es wäre gut und sinnvoll gewesen, wenn ich die Möglichkeit gehabt hätte, mit der Frau Vizebürgermeisterin persönlich zu sprechen, um diese Auskunft zu erhalten. 

Ich denke ganz einfach, dass das vielleicht nicht der Stil ist, wie man Mandatarinnen und Mandatare oder Stadträtinnen und Stadträte von anderen Fraktionen des Hauses behandelt, wenn sie eine Auskunft brauchen, und ich hoffe, dass das auch nicht wieder vorkommt.

Nun zur Zukunft: Wir wissen, dass die Fahrtendienste jetzt 2002 neu ausgeschrieben werden. Das freut mich sehr, denn das betrachte ich als Gelegenheit, dass die Stadt Wien einerseits dort, wo sie diese überhöhten Tarife bezahlt hat, vielleicht etwas sparsamer vorgehen kann, und umgekehrt dort, wo sie Vereine schlecht behandelt hat, also letztendlich unfair entlohnt hat, einen Teil der Ungerechtigkeit wieder gutmachen kann. 

Was ich allerdings schon mit einer gewissen Besorgnis betrachte und wo ich auch gerne eine Auskunft hätte, ist: Wie gedenkt man das dann eigentlich wirklich in Ordnung zu bringen demnächst? Wie, mit welchen Mitteln möchte man es schaffen, größere mächtige Unternehmen dazu zu bringen, dass sie von dem Tarif, den sie jahrelang bereits erhalten haben, abgehen, und wie möchte man die Kleinen, die zum Teil, wie gesagt, in Schwierigkeiten geraten sind, dazu bringen, dass sie jetzt immer noch Interesse haben, für die Stadt Wien zu arbeiten? - Ich fürchte, dass man sich durch diese Vorgangsweise unter Umständen - vor allem dann, wenn man die Rückverrechnungsmöglichkeit nicht, wie gesagt, rückwirkend gestattet - längerfristig doch den größeren Unternehmen sehr wohl ausliefert. Und genau das sollte man nicht tun. Genau das sollte man bitte um jeden Preis verhindern, denn genau das war unter anderem auch der Fehler, den man bei der Haas-Krise dann auslöffeln musste. 

In diesem Sinne würde es mich sehr freuen, wenn diese Auskunft heute oder morgen oder in einem Monat käme oder wenn die Frau Vizebürgermeisterin irgendwann einmal Zeit fände, sich mit uns zusammenzusetzen und uns das zu erklären. Denn ich möchte hoffen, dass die Fahrtendienste sehr wohl im Sinne der Stadt, im Sinne der behinderten Menschen in der Stadt, die das brauchen, die sogar darauf angewiesen sind, aber auch im Sinne der Hunderten von Arbeitsplätzen, die davon abhängen, in Zukunft doch zu aller Zufriedenheit zu regeln sein werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Römer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Die Angelegenheit Fahrtendienste begleitet uns ja schon seit vielen, vielen Jahren und war in Wirklichkeit immer Anlass für Auseinandersetzungen und unerquickliche Debatten. Ich erinnere zurück: Der erste größere Einschnitt war damals, als die kleinen Unternehmer mehr oder weniger ausgeschaltet wurden, sich zum Teil gar nicht mehr beworben haben, und die Firma Haas hier die Monopolstellung erhalten hat. Wir wissen ja, wohin das geführt hat. Es hat in einen Konkurs geführt. 

Wir haben damals, wie es zu dem Konkurs kam, der Notkompetenz natürlich auch zugestimmt, weil es einfach notwendig war und es niemand verantworten wollte, dass diese Fahrten über Nacht nicht mehr durchgeführt werden können und das einen längeren Zeitraum anhält. Das war nicht das Ziel und das wollte an und für sich niemand.

Aber die ganze Sache stellt sich im Nachhinein als wirklich sehr, sehr kompliziert dar, und ich verstehe eigentlich nicht, warum sie so kompliziert ist. Ich gehe davon aus, dass man auf Grund der Personalkosten, der Treibstoffkosten, der Erhaltungskosten und der Abschreibungen der Autos und Geräte doch objektiv berechnen können müsste, wie hoch tatsächlich der Aufwand ist, den die Gemeinde hier zu bezahlen hätte. Das ist aber nicht geschehen, sondern man hat in Einzelverhandlungen verschiedene Kriterien geschaffen, und ich bin froh, dass nächsten Donnerstag im Sozialausschuss die Nachzahlung für die Firma Mertz in Höhe von 1 Million S auf der Tagesordnung steht.

Aber wo führt das Ganze in der Zukunft hin? - Jetzt erwarten wir eine neue Ausschreibung und es wird interessant sein, wie diese Ausschreibung ausgehen wird. Ich glaube, es ist zu befürchten, dass es wieder nicht so sein wird, dass wir jetzt Partner bekommen, denen wir einerseits ein faires Angebot machen, die andererseits auch uns ein faires Angebot machen und auf die wir uns über Jahre verlassen können, sondern bei dieser ganzen Problematik scheint es mir so zu sein, dass die Gemeinde Wien zu versuchen hat, das günstig zu bekommen. 

Ich meine, ich unterstelle da niemandem etwas, aber der eine Unternehmer sagt, wenn es reingeht, schaue ich, dass ich einen großen Profit mache, der andere sagt, wenn es reingeht, dann hoffe ich, dass ich damit durchkomme, um mich, meine Firma und meine Beschäftigten davon ernähren zu können. Das Ganze ist eine undurchsichtige Sache, da uns die Buchhaltungsunterlagen und die Detailunterlagen der Firmen natürlich nicht vorliegen. Daher können wir das in Wirklichkeit gar nicht so genau beurteilen. 

Der Wunsch, den ich hier gerne vorbringen möchte, ist, dass man sich von der Gemeinde Wien aus Gedanken macht, wie viel das überhaupt kosten kann, wie viel das zu kosten hat, sodass man dann, wenn die Angebote vorliegen, auch feststellen kann, dass die angebotenen Preise nicht realitätsfern sind, dass sie den Tatsachen entsprechen. 

Ich erinnere nur zurück: Bei der Firma Haas war einer der Hauptgründe für die Schwierigkeiten - und das hat mir ein bisschen wehgetan -, dass sie sich beworben hat, inzwischen haben sich die gesetzlichen Vorschriften geändert, und das hat sie nicht berücksichtigt. Da hat man gesagt, das ist ein Pech, sie hat jetzt zwar einen Mehraufwand, aber das ist nicht unser Problem. Und auch dadurch ist ein Teil ihres Betriebsabgangs entstanden.

Also ich glaube, es ist schon wichtig, dass man versucht, mit dieser Ausschreibung, die nächstes Jahr vor sich gehen wird, zu erreichen, dass wir ein qualitativ ansprechendes Angebot erhalten, das nach Möglichkeit auch einige Jahre hält, sodass man die Unstimmigkeiten, die Schwierigkeiten der letzten Jahre nicht prolongiert oder für die Zukunft schon voraussehen kann. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Erika Stubenvoll: Der Akt, den wir heute beschließen, betrifft sozusagen den letzten Fahrtendienstunternehmer, der sehr lange gebraucht hat, seine Unterlagen vorzulegen. Deshalb konnte er auch nicht früher die Ausgleichszahlung von 42 Prozent bekommen. Das ist jetzt geschehen, und damit sind eigentlich all jene, die im Dienste der Stadt Wien fahren, auf dem gleichen Level, denn jetzt haben alle diese 42 Prozent bekommen.

Wir diskutieren immer wieder darüber, ob dieses Geld ausreichend ist. Ich möchte es hier noch einmal deutlich machen: Ein Monatspauschale für einen Menschen, der gehen kann, beträgt jetzt nach dieser Erhöhung 5 433 S, für einen Rollstuhlfahrer in einem Spezialfahrzeug 8 963 S. Das sind Summen, wo man denken könnte - ich bin kein Unternehmer -, dass man damit doch das Auslangen finden kann, auch wenn sich die Treibstoffkosten erhöht haben, auch wenn die Fahrerinnen und Fahrer mehr Geld bekommen haben. 

Wir haben speziell auch bei der Firma Mertz immer wieder gebeten, die Bilanz vorzulegen. Das ist nicht geschehen. Wir alle hier im Wiener Gemeinderat können doch nicht verantworten, dass wir einem Unternehmer, der nicht einmal Einsicht in seine Unterlagen gewährt, jetzt Geld so ins Blaue hinein geben. Da würden Sie alle schreien, man würde den Kontrollausschuss einschalten und so weiter. Ich denke, auch wenn dieser Unternehmer Gutes geleistet hat, wenn er sich in den Dienst der Stadt Wien gestellt hat, sind wir verantwortlich, dass mit dem Geld sorgsam umgegangen wird.

Sie haben schon gehört, auch die Firma Mertz wird in Kürze 1 Million S als Nachzahlung für die vorangegangenen Jahre erhalten. Auch ich habe mit Herrn Mertz telefoniert. Dass er kein Gehör gefunden hat, kann ich mir nicht vorstellen. Ich finde es auch durchaus in Ordnung, wenn kompetente Beamte mit dem Vertragspartner verhandeln und mit ihm in Gespräche eintreten. Was soll daran Schlechtes sein? - Wir Politiker wissen oft alles nicht so genau, wie der bearbeitende Beamte. 

Wichtig ist sicher auch, dass wir gefordert haben, dass Wirtschaftsprüfer sich diese Bilanzen anschauen, damit hier wirklich eine ordnungsgemäße Entschädigung erfolgt.

Im Großen und Ganzen hoffe ich, dass wir mit den neuen Unternehmen, mit den größeren und kleineren, gut zusammenarbeiten werden. Ich habe nichts gegen größere Unternehmer, weil sie auch von der Qualität her eine gute Leistung erbringen können. Wenn Sie zum Beispiel jetzt die größeren Firmen wie Gschwindl oder die Lokalbahnen hernehmen, so haben diese neue Fahrzeuge angeschafft und bieten damit den behinderten Menschen eine bessere Qualität und mehr Sicherheit. Sicherheit ist uns allen sehr wichtig in der heutigen Zeit und das sollte man auch besonders in Betracht ziehen.

Ich bin froh, dass sich auch der Fahrtendienst jetzt einmal so weit konsolidiert hat. Ich habe heute noch einmal mit unserer Servicestelle gesprochen, weil ich wusste, dass dieser Akt zur Verhandlung kommt. Die Kundinnen und Kunden sind im Großen und Ganzen zufrieden. Natürlich gibt es immer wieder Beschwerden, etwa über verkehrsbedingte Verspätungen. Das wissen wir alle, wir kommen auch manchmal zu spät, wenn wir irgendwo im Stau stecken. Wichtig für die Kundinnen und Kunden ist, dass sie sich an eine zentrale Stelle, an ein Beschwerdemanagement wenden können. Wir können dann sozusagen von der Behörde von diesen Missständen, die immer wieder auftreten werden, erfahren und diese leichter beheben.

Ich bin sehr froh, dass es eine neue Ausschreibung gibt. Man wird sich sehr genau anschauen, wie dann die Vertragsbedingungen ausschauen, und auch die Unternehmer haben die Pflicht, sich die Vertragsbedingungen genau anzuschauen und nicht blind zu unterschreiben und dann zu sagen: Jessas na, das kann ich jetzt gar nicht erfüllen. Auch jeder Unternehmer hat die Verantwortung, genau zu prüfen, ob er einen Vertrag erfüllen kann. Es ist dann eine Verhandlungsfrage mit dem Partner Stadt Wien, wie der Vertrag letzten Endes ausschauen wird.

Wir haben einmal schon eine Ausschreibung gehabt - weil Sie das auch zitiert haben, dass die Kleinen so quasi nicht zum Zug kommen und die Monopolisten hier das Sagen haben - und der Effekt dieser Ausschreibung war, dass die Leistungen alle teurer geworden sind und dass sich damals gar nicht genügend Unternehmer - wir hätten gerne eine breitere Vielfalt gehabt - beworben haben. 

Ich hoffe also, dass es bei der nächsten Ausschreibung anders sein wird, und vor allem hoffe ich, dass wir die Zufriedenheit der Kundinnen und Kunden, der behinderten Menschen unserer Stadt damit erhöhen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke für das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist ... - Entschuldigen Sie, wie stimmt die ÖVP? (Von der ÖVP hat nur GRin Ingrid Lakatha dafür gestimmt.) Da hat eine Dame aufgezeigt. - Nein? (Berichterstatterin GRin Erika Stubenvoll: Soll der Kreutzer das Geld nicht bekommen?) Also, das ist gegen die Stimmen der ÖVP der Fall. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Nein! Nein! Ich muss besser aufpassen. Entschuldigen Sie!

Dieser Antrag wird mit den Stimmen der GRÜNEN, der Sozialdemokraten, der Freiheitlichen und der ÖVP (Ironische Heiterkeit, Zwischenrufe und Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 (PrZ 196/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Bericht über die erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat!

Es liegt der Bericht über die Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek vor. 

Ich ersuche die Damen und Herren des Gemeinderats, diesem Bericht zuzustimmen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat!

Sie fragen sich vielleicht, warum ich heute hier stehe. Warum reden wir über diesen Bericht? - Ich glaube, dass das Thema ein mehr als wichtiges ist. Es ist uns GRÜNEN, wie Sie alle wissen, seit vielen Jahren ein ganz besonderes Anliegen. Es ist uns deshalb ein besonderes Anliegen, weil wir glauben, dass unsere gemeinsame österreichische Geschichte nicht nur aufgearbeitet werden muss, sondern dass auch alle Schritte getan werden müssen, um Überlebenden und ErbInnen so gut wie möglich ihre geraubten Besitztümer zurückzugeben.

Ich stehe hier aber auch als jemand, dessen Familie im Holocaust verfolgt wurde, sodass mir auch aus meinem familiären Zusammenhang dieses Thema sehr wichtig ist. 

Ich stehe aber auch hier, weil ich aus einer Familie komme, deren Angehörige genauso auch Täter waren, und weil ich als eine in der dritten Generation - 1975 - Geborene glaube, dass es ganz besonders für meine Generation wichtig ist, das Gedenken an diese Zeit aufrechtzuerhalten und dafür zu sorgen, dass alles Menschenmögliche getan wird, um diese Zeit nicht zu vergessen. 

Wir haben einen Bericht vorliegen, der sich mit Gegenständen aus dem Kunst- und Kulturbereich des Historischen Museums und der Stadt- und Landesbibliothek und der Frage auseinander setzt, was mit diesen Gegenständen in der Zeit von 1938 bis 1945 passiert ist, wie sie in den Besitz dieser Institutionen gekommen sind und ob es rechtmäßige Eigentümer gibt. Und weil uns dieses Thema so ein Anliegen ist und weil wir glauben, dass es dieser Stadt so ein besonderes Anliegen sein muss, haben wir diesen Bericht sehr, sehr genau gelesen. 

Sie alle haben heute die Worte des Bürgermeisters gehört. Über die habe ich mich sehr gefreut, weil ich das Gefühl gehabt habe, dass wirklich großes Interesse daran da ist, alles zu tun, was nur möglich ist. Deshalb waren wir, wie wir diesen Bericht gelesen haben, umso erstaunter, dass er leider eben nicht alle Fragen beantwortet. Ich möchte gerne einige unserer Punkte hier aufführen, um Ihnen auseinander zu setzen, warum wir diesen Bericht heute leider - und ich sage wirklich nachdrücklich leider - ablehnen werden.

Offen geblieben bei diesem Bericht ist eine Frage, die einen immer interessieren sollte, wenn man einen Bericht liest, nämlich: Wer hat diesen Bericht geschrieben? Auf welche Grundlage wurde dieser Bericht geschrieben? Welche wissenschaftliche Methodik wurde eingesetzt, um zu den Ergebnissen zu kommen, die in diesem Bericht beschrieben werden? - Ich zweifle nicht an dem Wunsch und dem Willen all derer, die an diesem Bericht mitgeschrieben haben, das Bestmögliche zu tun. Aber warum wird es uns nicht mitgeteilt? Warum müssen diese Fragen offen bleiben? Es wäre doch so einfach, sie zu beantworten. 

Wer sind zum Beispiel die Mitglieder der Restitutionskommission, die in diesem Fall eine wichtige Rolle spielt? - Wir wissen es aus einer Anfrage, die wir letztes Jahr gestellt haben, aber es ist dem Bericht nicht eindeutig zu entnehmen. Wie oft hat diese Restitutionskommission, die hier so wichtige und längerfristig so unglaublich bedeutende Entschlüsse gefasst hat, getagt? Und auf welcher Grundlage genau hat diese Kommission entschieden? - Diese Fragen bleiben offen, wo sie doch ganz sicher beantwortet werden können, weil es doch eine Antwort dafür gibt. Davon bin ich fest überzeugt. 

Und dann gibt es so Kleinigkeiten wie Schlampigkeitsfehler. Auf Seite 5 zum Beispiel steht: Von den 86 erfassten Erwerbungen wurden 769 als unbedenklich und 17 als bedenklich eingestuft. Da ist schlicht und ergreifend ein Schlampigkeitsfehler passiert und ich unterstelle auch niemandem Bösartigkeit. Aber warum muss das passieren? Warum müssen all diese Frage offen bleiben? Und warum wird auch die Frage nach den Kriterien für "Bedenklichkeit" und "Unbedenklichkeit" nicht beantwortet in diesem Bericht?

Ich glaube, dass diese Sache viel zu wichtig ist, viel zu wichtig für diese Stadt, für unsere Zukunft und dafür, dass das, was 1938 bis 1945 passiert ist, niemals wieder passieren darf, als dass diese Fragen offen bleiben dürfen. Es ist wirklich schade, dass das passieren muss. 

Wir haben mehrmals deponiert, dass wir uns wünschen würden, dass dieser Bericht überarbeitet wird, nochmals vorlegt wird, die Fragen beantwortet werden. Wir haben eine Anfrage mit 60 Fragen dazu eingebracht. Und wenn wir diese 60 Fragen beantwortet bekommen hätten in diesen zwei Wochen zwischen dem Kulturausschuss und heute, dann würden wir doch heute so gerne zustimmen. Aber die Möglichkeit ist uns nicht gegeben worden. Die Antworten sind noch immer offen. 

Warum muss es passieren, dass in diesem Bericht ein Absatz enthalten ist, der auf die Zusammenarbeit mit der Kultusgemeinde und der Anlaufstelle des Steering Committee Bezug nimmt, der von diesen fast schon als persönliche Beleidigung wahrgenommen wird? - Das tut weh. Das war sicher nicht beabsichtigt, aber es tut weh, und es muss verändert werden. Es ist uns nicht nachvollziehbar, wieso diese Kleinigkeiten in so einer wichtigen Angelegenheit, wieso diese Fragen nicht beantwortet wurden.

Wir fordern daher die Überarbeitung des Berichts nach den Kriterien, die ich schon genannt habe, und werden dazu auch einen Antrag einbringen:

"Der dem Wiener Gemeinderat vorliegende Bericht über die 'Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek' soll hinsichtlich der offensichtlich festgestellten Inkongruenzen und Auslassungen überarbeitet werden:

1. indem sprachliche und rechnerische Ungenauigkeiten korrigiert werden;

2. indem die konkrete wissenschaftliche Vorgangsweise erläutert wird; 

3. indem die beigezogenen ExpertInnen und MitarbeiterInnen angeführt und deren Qualifikation erläutert werden; 

4. indem die genauen Kriterien der Beurteilung von 'bedenklichen' und 'unbedenklichen' Fällen erläutert werden; 

5. indem die abgelehnten Fälle aufgelistet und begründet werden;

6. indem der Bericht öffentlich gemacht wird."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung diese Antrags. 

Wir glauben, dass das wirklich nicht schwierig ist, diese Dinge und diese Fragen zu beantworten, und es tut uns sehr Leid, hier nicht mitstimmen zu können.

Ein weiterer Punkt, der uns sehr wichtig ist - der kommt als letzter Punkt in unserem Antrag vor -, ist die Frage der Öffentlichmachung. Wir glauben, dass es notwendig ist, über dieses dunkle Kapitel unserer Geschichte zu reden, offensiv darüber zu reden, jungen Menschen klar zu machen, wie es damals dazu kommen konnte und was wir heute dazu beitragen können, damit es nie wieder passiert. 

Daher glauben wir, dass im Zusammenhang mit den Anstrengungen der Stadt Wien in allen Bereichen, ob es nun die Restitution von Kunst- und Kulturgegenständen oder die Liegenschaften betrifft oder auch die Frage von Zwangsarbeit und Gemeindewohnungen, sehr öffentlich gemacht werden muss, was damals passiert ist. Es darf kein Mantel des Schweigens über diese Fragen gehüllt werden und auch dieser Bericht, der uns vorliegt, sollte öffentlich gemacht werden. 

Die Stadt Linz hat das getan in einem 1 900 Seiten umfassenden Werk, das sich mit der Geschichte der Stadt auseinander setzt, und wir glauben, dass die Stadt Wien das auch tun sollte, dass es wichtig wäre, all die Anstrengungen, die sicherlich gesetzt werden, noch viel deutlicher zu argumentieren und zu zeigen, was passiert ist. 

Und weil wir glauben, dass es wichtig ist, die Nachvollziehbarkeit dessen, was passiert, zu gewährleisten, stellen wir einen weiteren Antrag, nämlich die Mitglieder der Restitutionskommission, die diesen Bericht erarbeitet haben, zu erweitern, zu erweitern um zwei Vertreter der betroffenen Gruppen, nämlich der Israelitischen Kultusgemeinde und der Claims Conference - Committe for Jewish Claims on Austria. 

Wir glauben, dass das wichtig ist, hier die Betroffenen mit einzubeziehen und sicherzustellen, dass alle Möglichkeiten ergriffen werden, um sicherzustellen, dass auch die Betroffenen in die Fragen eingebunden werden. 

Daher stellen wir folgenden Beschlussantrag:

"Der Wiener Gemeinderat möge beschließen, dass der Gemeinderatsbeschluss vom 29. April 1999 (155-M07) Punkt III Abs. 1 dahin gehend geändert und ergänzt wird:

Mitglieder der Kommission sind: 

a) ein Vertreter aus dem Aktivstand der Richter als Vorsitzender, 

b) ein Vertreter aus dem Stand der Notare, 

c) ein der Stadt Wien nicht weisungsgebundener Experte auf dem Gebiet der Stadt- und Kunstgeschichte Wiens, 

d) ein der Stadt Wien nicht weisungsgebundener Experte auf dem Gebiet der Zeitgeschichte, 

e) ein Vertreter der Magistratsdirektion - Zivil- und Strafrechtsangelegenheiten, 

f) ein Vertreter der Israelitischen Kultusgemeinde, 

g) ein Vertreter der Claims Conference - Committee for Jewish Claims on Austria 

und Abs. 8 hinzugefügt wird: 

Diese Kommission ist dem GRA für Kultur und Wissenschaft berichtspflichtig." 

Wie gesagt, es tut uns sehr Leid, dass wir heute nicht zustimmen können (GRin Ursula Lettner: Das tut Ihnen jetzt schon ein bisschen sehr oft Leid!), und ich würde mir wünschen, dass im nächsten Jahr der Bericht so gestaltet wird, dass unsere Fragen von vornherein beantwortet werden und wir nicht wieder in diese Situation kommen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr StR Marboe gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Mir tut es auch Leid - trotz Ihrer wirklich ernsten und auch wohl überlegten und sehr ernst zu nehmenden Worte -, dass Sie diesem Geschäftsstück nicht zustimmen werden, und ich werde das auch noch ein bisschen näher begründen. 

Wie Sie wissen, ist der Restitutionsbeschluss seinerzeit im April 1999 einstimmig gefasst worden und gleichzeitig mit der Verpflichtung verbunden worden, in regelmäßigen Abständen über die Tätigkeit der Kommission und die gesamte Abwicklung der Rückgabevorgänge zu berichten. Das ist jetzt geschehen und ich halte den Bericht für ausführlich, für ernsthaft, für sehr informativ, und wir werden ihm mit Sicherheit unsere Zustimmung geben. 

Ich glaube, dass es sozusagen jeder Generation spezifisch zugeordnet wird, wie sie mit der Verstrahlung durch den Super-GAU der Nazizeit umgeht, mit der Verantwortung dafür auch in ihrer Generation umgeht. Und da können wir doch nichts anderes tun, als ernsthaft nachzudenken, wo wir Gesten der Ernsthaftigkeit setzen können, wo wir uns aus innerer Überzeugung selber sagen, wir wollen ohne schlechtes Gewissen in unseren Museen, in unseren Bibliotheken, in unseren Archiven sein können und dort die Bilder anschauen können, die Skulpturen anschauen können, in den Partituren blättern können. Das heißt, wir wollen ohne schlechtes Gewissen in diese Institutionen gehen können. Und das halte ich für eine Verantwortung unserer Generation, die wir auch wahrnehmen und, wie ich meine, bewältigen müssen. 

Ich glaube, dass dieser Bericht den Nachweis erbringt, dass diese Ernsthaftigkeit auch in der konkreten Abwicklung da ist. Denn eines ist klar - und das wurde auch in, wie ich meine, durchaus überzeugenden und eindrucksvollen Reden von hier aus im Zusammenhang mit dem Restitutionsbeschluss immer wieder gesagt -: Was das nicht sein darf, ist natürlich ein Schlussstrich, ist ein gedanklicher Schlussstrich: Wunderbar, jetzt machen wir auch noch die Restitution in Wien und dann ist sozusagen alles erledigt. Genauso wenig wie es auf Bundesebene einen solchen Schlussstrich geben darf, der irgendwie formalisiert: Jetzt haben wir alles erreicht oder durchgesetzt, was es da durchzusetzen gibt. 

Ich sage das mit aller Anerkennung, dass wir auch darauf stolz sein können, dass auf Bundesebene mit dem allgemeinen Entschädigungsfonds, mit dem Versöhnungsfonds, mit dem Nationalfonds auch sehr ernsthafte Gesten gesetzt wurden und wir heute als Österreicher und als Wiener, auch wenn man die Restitutionsbemühungen auf Bundesebene mit einbezieht, durchaus erhobenen Hauptes durch die Welt fahren und sagen können, wir nehmen es wirklich ernst, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir nehmen - und deshalb stimmen wir diesem Bericht zu - auch den Umgang mit der Restitution, den ganz praktischen, konkreten Umgang mit der Restitution in den Abwicklungsstrukturen und in der regelmäßigen Berichterstattung darüber ernst. Der Herr Bürgermeister hat in meinen Augen heute eine sehr fundierte Antwort auf Ihre Anfragen gegeben - ich bin übrigens auch dankbar, dass er zugesagt hat, die Strauß-Meyszner-Sammlung wieder zurückzuerwerben -, und ich habe mich auch gefreut - ich sage das auch ganz offen - über die In-Aussichtstellung - wenn ich das so benennen darf -, dass zu den 44 Millionen, die es jetzt schon dafür gibt, im nächsten Budget, falls hier noch ein Differenzbetrag erforderlich ist, dieser nicht zu Lasten des Kulturbudgets gehen wird, sondern weiterhin aus zusätzlichen Mitteln zur Verfügung gestellt werden soll. 

Ich habe 1998 die Initiative zur Restitution ergriffen, weil in vielen Gesprächen, vor allem mit den Abteilungsleitern, klar geworden ist, dass da tatsächlich eine Notwendigkeit besteht, das ganz konkret in Angriff zu nehmen. Wir haben bald darauf die Strukturen geschaffen, um das bestmöglich und raschest möglich sicherzustellen. Ich möchte wirklich mit Nachdruck dem damaligen Koalitionspartner danken, dass dies politisch so völlig außer Streit gestellt wurde, mit so viel Umsicht und Kompetenz beschlossen wurde. Ich möchte dem Bürgermeister danken, aber auch der Magistratsdirektion, die uns geholfen hat, diese Strukturen zu schaffen, und auch meinen zuständigen Abteilungen, deren Leiter ja hier stehen und denen wir wirklich zu Dank verpflichtet sind. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, liegt mir der Resolutionsantrag der Grünen vor. Ich habe Frau Ringler sehr genau zugehört. Da sind Worte gefallen wie "Schlampigkeitsfehler", "Kleinigkeiten", "Unzulänglichkeiten", und für mich war das in einem gewissen Kontrast zur grundsätzlichen Ernsthaftigkeit ihres Statements hier. Ich würde wirklich anregen - ich weiß nicht, ob das noch möglich ist -, noch einmal kurz darüber nachzudenken, ob ein solches Abstimmungsverhalten bei aller Begründung, die hier gegeben wurde, nicht doch auch missverständlich interpretiert werden könnte. 

Da sage ich ganz offen, dass mir vor allem die Begründung - auch nach dem Statement des Bürgermeisters heute - wirklich sehr fahrlässig und unverantwortlich vorkommt. Wenn es hier heißt, dass dieser Bericht "so oberflächlich ausgeführt ist, sodass er beinahe den Eindruck vermittelt, die Stadt Wien habe kein Interesse an der Aufarbeitung eines der unrühmlichsten Abschnitte ihrer Geschichte sowie an der Rückgabe von unrechtmäßig erworbenen Objekten", dann halte ich das, meine Damen und Herren, wirklich für eine unvertretbare Information, von der wir wissen müssen, dass sie auch über diesen Raum hinausgehen wird. Ich weiß nicht, ob Sie das wirklich wollen, dass solche Sätze kolportiert werden, diskutiert werden, möglicherweise in den Medien abgedruckt werden. 

Ich weiß nicht, ob Sie das intendieren. Wenn nicht, würde ich mir diese Formulierung wirklich noch einmal überlegen, weil man nach dem heutigen Statement des Bürgermeisters und nach den Aussagen aller Parteienvertreter einfach nicht zu diesem Schluss kommen kann in meinen Augen. Ich würde wirklich anregen, dass Sie noch einmal darüber nachdenken, ob es da nicht noch einen Umdenkprozess geben könnte. 

"Anstatt die Vergangenheit", heißt es dann weiter, "offensiv aufzuarbeiten, wird eine derart wichtige Aufgabe auf wenigen Seiten mit so vagen Formulierungen abgetan, dass keinerlei Überprüfbarkeit möglich ist." - Das hat Frau Ringler auch nicht behauptet. Sie hat behauptet, es gibt Unzulänglichkeiten. Ja, warum diskutiert man die denn nicht mit Herrn Düriegl oder mit den zuständigen politischen und beamteten Kulturvertretern ganz konkret? Warum macht man nicht eine Einladung und sagt das und das und das? - Niemand ist perfekt, ich glaube, dass Herr Düriegl und Herr Obermaier die Letzten sind, die sagen, da ist 100�prozentig kein Fehler drinnen. Warum gibt man ihnen nicht die Chance, ganz konkret umzugehen mit solchen Hinweisen, die mit Sicherheit aber eben im Rahmen dessen, was Sie selber gesagt haben, nämlich der Unzulänglichkeiten, ernst genommen werden müssen? - Ich glaube nicht, dass irgendetwas an diesem Bericht eine solche Schlussfolgerung zulässt, meine Damen und Herren. 

Dafür gibt es noch ein paar zusätzliche Argumente, abgesehen von meiner persönlichen Wahrnehmung. Bis heute ist mir wirklich nichts bekannt, was auf eine zögerliche, unvollständige, bewusste Verzögerung der Abwicklung schließen ließe. Mir ist nichts bekannt und ich kenne auch niemanden, der das konkret und mit guten Argumenten behaupten könnte, vor allem wenn man weiß, was das für eine schwierige Arbeit ist, wenn man weiß, dass sich diese Arbeit auf vier Kontinenten abspielt, wenn man weiß, was für Bemühungen unternommen wurden: mit Internet-Informationen, mit Inseraten, die geschaltet wurden. Das heißt, da kann man nicht sagen, die sind gesessen und haben gewartet, sondern die haben diesen politischen Auftrag wirklich initiativ übernommen, angenommen und auch durchgeführt. Und dafür gebührt ihnen eigentlich Dank und nicht eine derart massive Kritik, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP und bei der SPÖ.)

Ich möchte auch bitten, dass man diesen Dank an die Restitutionskommission, die eine sehr überlegte ist, weiterleitet an Präsidenten Mag Walter Hellmich. Natürlich ist der unabhängig, das ist ein unabhängiger Richter. Wir haben uns das schon überlegt. Das ist ein weisungsfreier, unabhängiger Richter, der weisungsfrei und unabhängig seine Funktion als Präsident der Restitutionskommission wahrnimmt, und das auch total in meiner Zeit - ich kann das bestätigen, ich bin sicher, dass das StR Mailath-Pokorny auch bestätigen wird - wahrgenommen hat, mit Rückfragen, mit Hinweisen, wie "nein, da kann ich noch nichts sagen, ich muss noch mit dem oder jenem sprechen", und der daher auch, wie ich meine, zur Zufriedenheit derer, die vorgeschlagen wurden für eine solche Restitution, für eine solche Abwicklung, agiert hat.

Ich möchte bitten, ihm und allen anderen Mitgliedern und Ersatzmitgliedern der Restitutionskommission auch unseren Dank zu übermitteln. Genauso wie an die Restitutionsgruppe im Museum selbst, an Dr Peter Eppel, Mag Dr Michael Wladika, Frau Mag Anita Blaszczyk, Frau Susanne Winkler, Frau Regina Janek, Dior Dr Günter Düriegl und auch der Restitutionsgruppe der Stadtbibliothek Dior Dr Walter Obermaier, Dr Gerhard Renner, Mag Christian Mertens und Frau Mag Maria Wirth. Ich hoffe, ich habe niemand vergessen. Ich sage das ganz bewusst, weil ich natürlich auch weiß, was das innerhalb der normalen Beschäftigungsstrukturen für ein Aufwand ist, der hier geleistet wurde. Darüber hinaus wurden ja auch zusätzliche Experten noch herangezogen, um das alles noch zu beschleunigen.

Ich möchte noch als kleinen Nachweis, dass hier auch tatsächlich ein großes Ausmaß an Anerkennung vorliegt, darauf hinweisen, dass niemand Geringerer als der Vizefinanzminister Eizenstat bei einer internationalen Konferenz über "Looted art during the Nazi period" ausdrücklich dem Historischen Museum der Stadt Wien und der Restitutionsarbeit in Wien Anerkennung, Lob und Zustimmung ausgedrückt hat, meine Damen und Herren.

Dann gibt es zahllose Briefe. Maria Kluge schreibt am 29. Oktober 2000: "Sehr geehrter Herr Hofrat Dr Düriegl! Es gibt immer noch Wunder. Hocherfreut bekamen wir Ihren Brief" vom Soundsovielten. In einem anderen Brief heißt es: "Sehr geehrter Herr Hofrat Dr Düriegl! Wir möchten uns bei Ihnen noch herzlich für die gesamte Abwicklung bedanken und auch bei Herrn Dr Eppel" und so weiter und so fort. "Mit aufrichtigem Dank für die angenehme und erfolgreiche Zusammenarbeit Ihre Bettina Lora Rothschild." - So geht das weiter, meine Damen und Herren! Die können sich doch nicht alle irren, um eine Ablehnung dieses Berichts wirklich zu rechtfertigen.

Ich sage noch einmal, dass man beides sehr ernst nehmen muss. Das, was Frau Ringler zum Allgemeinen gesagt hat, und auch Ihre Kritik im Konkreten. Ich bin sicher, dass niemand auf der Welt der Meinung ist, dieser Bericht könnte nicht verbessert werden oder könnte nicht fehlerfrei gemacht werden. Ich bin auch sicher, dass die Kollegen das mitnehmen werden.

Aber noch einmal: Mir ist nicht zugänglich, warum man hier in einer ganz anderen Dimension, wie ich meine, einen Eindruck erweckt, den wir nicht in diesem Haus und von diesem Haus aus erwecken sollten.

Was mich abschließend freut und was ich aber auch als Appell verstehen will, das weiterhin sehr ernst zu nehmen, ist die, sagen wir einmal, In-Aussicht-Stellung, das ganz deklarierte Vorhaben der Bibliothek, aber auch der Museen und aller dazugehörigen Institutionen, mit dem Wissen und dem Zeitfaktor umzugehen. Ich sage absichtlich nicht fixe Zusage. Wenn es dann ein paar Wochen oder Monate länger dauert, kann man von einem Bruch der Zusage sprechen. Das will ich nicht tun. Aber ich weiß, dass eine große Ernsthaftigkeit da ist, diese gesamte Abwicklung in einem insgesamten Zeitraum von zirka zwei Jahren zu Ende zu bringen, so weit das möglich ist. Ich halte das für einen vertretbaren Zeitraum. Es soll nicht nur so intensiv und gut wie möglich, sondern auch so schnell wie möglich gemacht werden. Ich halte das für einen vertretbaren Zeitraum. Ich hoffe, dass er eingehalten wird, und ich darf in diesem Sinn noch einmal wiederholen, dass wir diesem Aktenstück zustimmen werden. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Ebinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Heute liegt uns der 2. Jahresbericht über den Stand der Restitution zur Kenntnisnahme vor, also ein Bericht darüber, welche Kultur- und Kunstgegenstände aus den Sammlungen des Historischen Museums und der Wiener Stadt- und Landesbibliothek an die rechtmäßigen Eigentümer beziehungsweise ihre Erben zurückgegeben wurden beziehungsweise für welche die Rückgabe in die Wege geleitet wurde.

Der Wiener Gemeinderat hat am 29. April 1999 einstimmig die Rahmenbedingungen für die Restitution von Naziraubkunst einschließlich der Errichtung einer Restitutionskommission beschlossen, welche sich dann im Juni 1999 konstituierte. Eine Aufgabe von einem beachtlichen Ausmaß, wenn man bedenkt, dass allein im Bereich des Historischen Museums 18 000 Erwerbungen zu überprüfen waren. 

Wenn ich dem Bericht folge, ist man dann auf 110 Personen gestoßen, die zu überprüfen waren, wo der unrechtmäßige Erwerb zu überprüfen war. Das ist noch nicht alles abgeschlossen. Ein bisschen verwirrend ist das formuliert, das muss ich schon sagen. 110 Fälle, 69 sind als unbedenkliche Erwerbungen erkannt. Gut. 23 sind in Prüfung. Für die restlichen 18 wurden Berichte vorgelegt, davon ist 1 einvernehmlich zur Kenntnis genommen worden, in 7 Fällen wurde restituiert, in 5 Fällen sind genauere Recherchen notwendig, die sind noch in Prüfung, und 5 Fälle liegen der Kommission noch zur Beratung vor, da wird also auch noch eine Prüfung vorgenommen. Aber das kann man sicher im persönlichen Gespräch nachfragen. Ich bin auch der festen Überzeugung, dass die Kommission ihr Möglichstes getan hat, das mit einer Akribie zu bewerkstelligen.

Natürlich, heutzutage, 56 Jahre nach Kriegsende, ist das schon ein bisschen schwer alles zu recherchieren. Ich bin der Meinung, dass diese Kommission eine ordentliche Arbeit gemacht hat. Um das noch zu unterstreichen: Da gibt es ja auch noch diese Erwerbungen, wo man nicht weiß, auf Grund der Widmung oder auf Grund des Zwangsverkaufs, wer damals der Eigentümer war, sondern die eben über diese Vugesta, über das Dorotheum, über Händler und so gekommen sind. Da hat man sich bemüht und hat 148 Bilder ins Internet gestellt, man hat in Zeitungen inseriert, und das geht so weit, dass man die kleinste Kleinigkeit ins Internet gestellt hat. Wir haben uns damit beschäftigt. Die Theaterzeitung "Modekupfer" wurde ins Internet gestellt, die erstens einmal in einer Auflage von Tausenden Stücken erschienen ist im Biedermeier, zweitens auch jetzt keinen materiellen Wert darstellt - ein paar 100 S -, und da jemand auszuforschen, der das tatsächlich besessen hat, ist meines Erachtens praktisch unmöglich, aber trotzdem - und das muss man anerkennen und das muss man auch so machen - muss man jede Kleinigkeit auflisten, wie das die Kommission getan hat.

Ich habe zuerst gesagt - denn ganz ohne Kritik bleibe ich auch nicht -, es ist halt sehr schwer, 56 Jahre, oder wenn man sagt, im Jahr 1999, also 54 Jahre nach Kriegsende eine Recherche durchzuführen. 

Herr StR Marboe hat gesagt, die haben in der ganzen Welt recherchiert. Früher wäre das ein bisschen leichter gewesen. 

Jetzt haben wir heute in der Früh gehört vom Herrn Bürgermeister, es gab im Jahr 1949 und im Jahr 1954 eine Restitution. Für mich bleibt halt doch der Beigeschmack, wenngleich ich an der jetzigen Vorgangsweise in keinster Weise zweifle, dass man in diesen Jahren - und da sind doch einige Jahre dazwischen, einige Jahrzehnte dazwischen - nicht wirklich ernsthaft recherchiert hat. Und das, was jetzt recherchiert wurde, ist ja noch dazu nicht von einem roten Stadtrat ausgegangen. 

Man ist - und das hat der Herr Bürgermeister heute gesagt - guten Glaubens gewesen. Nach der ersten Untersuchungsanforderung, offenbar seit 1954 - soweit habe ich das verstanden - ist man guten Glaubens gewesen, bis man jetzt realisieren musste, dass noch immer so viel zu Unrecht im Besitz der Gemeinde Wien ist.

Meine Damen und Herren! Es hat sich auch niemand damit beschäftigt. Guten Glaubens. Man hätte das ja auch schon früher kontrollieren können. Ganze Politikergenerationen von SPÖ und auch ÖVP haben immer die Opferrolle Österreichs herausgestrichen und von Restitution und Wiedergutmachung nichts hören wollen. 

Schauen Sie sich bitte die Ministerratsprotokolle der Nachkriegszeit an, denken Sie an den berüchtigten Ausspruch des Innenministers Helmer: Ich bin dafür, die Sache in die Länge zu ziehen. Lesen Sie das Buch über das Krauland-Ministerium: Wer konnte, griff zu. 

Seit 1966 versucht die Familie Rothschild an ihre Kunstgegenstände heranzukommen. Warum hat das 36 Jahre gedauert?

Besonders unglaublich ist - auf Grund der Wortmeldung vom Herrn Bürgermeister ist mir das erst so richtig bewusst geworden, deswegen stimme ich auch StR Marboe nicht zu - dieser Fall mit dem Strauß-Nachlass. Wir haben heute gehört, bei den Restitutionen 1949 und 1954 ist man auf die Sammlung Strauß zurückgekommen. Ja, meine Damen und Herren, Johann Strauß, dieser Name ist mit Wien so untrennbar verbunden, der hat so viel zu unserem Image in der Welt beigetragen, Walzer, Gemütlichkeit, Musikhauptstadt, Bälle, Exportschlager, ein wichtiger Teil unseres eigenen Selbstverständnisses. Und da höre ich, man hat das übersehen, es war zu wenig bedeutsam. Und dann lese ich in dem Akt akribisch, nunmehr akribisch nach Inventarnummern aufgelistet, dass allein von der Sammlung Strauß-Meyszner 1 900 Gegenstände restituiert werden. Und wenn das jetzt lauter Postkarten oder irgendwas wäre, dann würde man schon nichts sagen. Aber es ist die Hausorgel aus dem Besitz Strauß, es ist die Geigenvitrine, es sind andere Dinge aus dem Besitz Strauß, andere persönliche Möbelstücke und so weiter. Und was noch viel bedeutender ist: Es sind große Konvolute von Autografen, handschriftliche Partituren der Operetten "Indigo und die 40 Räuber", "Karneval in Rom", "Ritter Pazman", es sind um die 50 Walzer von Johann Strauß, von Lanner, es sind Musikstücke der Familie Strauß dabei, es sind Briefe aus der Familie Strauß dabei. Es ist ein Riesenkonvolut von unersetzbaren Autografen. Und das ist wenig bedeutsam? Das hat man 50 Jahre lang übersehen? - Das, meine Damen und Herren, ist für mich wirklich ein bisschen Heuchelei. Wenn man nämlich auf der anderen Seite jahrelang immer von Weltoffenheit und Toleranz spricht und solche Dinge, unseren ureigensten Kulturschatz, übersieht, obwohl man in diesem konkreten Fall wahrscheinlich ohne Schwierigkeiten jederzeit die Erben hätte ausfindig machen können. Eigentlich ist das eine Schande für Wien. 

Meine Damen und Herren! Auf Regierungsebene haben wir uns das Gott sei Dank nicht vorzuwerfen. Seit die FPÖ auf Bundesebene in der Regierung ist, sind sensible Themen, wie Restitution von enteignetem jüdischem Vermögen und Zwangsarbeiterfragen, nicht nur vorbehaltlos angegangen - das steht im Regierungsübereinkommen -, sondern auch gelöst worden. 

Im April hat sich Wien dann in der Form eines Restitutionsbeauftragten auf den ziemlich erledigten, also ziemlich fortgeschrittenen Entschädigungszug draufgesetzt. Man hat halt über Nacht einen Posten für den Herrn Stadtschulrat gesucht, dessen Qualifikation ich überhaupt nicht bestreite, er wird sie sicherlich haben und das Amt besser ausführen, als man das vielleicht in der ursprünglichen Intention der Wertigkeit des Amtes vorgesehen hat, aber es schaut halt doch ein bisschen so aus, als ob dieses Amt nur geschaffen wurde, damit man einen Posten für Herrn Scholz findet, und nicht, weil das eben ein wichtiges Anliegen ist. Und enorme Vorleistungen, wie der Herr Bürgermeister heute früh gesagt hat, kann ich auch nicht erblicken. 

Wenn ich abschließend zu dem eigentlichen Bericht zurückkommen darf und auch auf den Antrag der GRÜNEN. Also wir werden diesem Bericht zustimmen. Wir stehen, abseits von meiner generellen Kritik, hinter der Arbeit der Restitutionskommission im Historischen Museum und der Wiener Stadt- und Landesbibliothek. Wir wissen, wie schwer die Aufgabe ist, die die Beamten haben. Wir finden, dass sie sehr gute Arbeit geleistet haben und danken ihnen dafür. Wir hoffen, dass dieses traurige Kapitel in ein, zwei Jahren völlig aufgearbeitet sein wird. 

Wir teilen die Kritik der GRÜNEN, was diesen Bericht betrifft, nicht. Wir glauben, dass diese 60 Fragen in persönlichen Gesprächen aufklärbar sind und nicht Gegenstand einer Ablehnung sein sollten. 

Wir möchten nur bitten, als kleine Kritik am Schluss oder als Anregung, weil das ja so ist, dass man bei uns jedes Wort auf die Goldwaage legt, dass man in der schriftlichen Form vielleicht ein bisserl genauer ist bei der Wortwahl, und zwar was den Unterschied zwischen Besitz und Eigentum betrifft. Sie wissen, Eigentum ist eindeutig mehr. Auch jemand, der etwas stiehlt, ist der Besitzer, aber natürlich nicht der Eigentümer. Und wenn ich dann hier wiederholt lesen muss in dem Bericht, dass den ehemaligen Besitzern und ihren Erben das zurückgegeben wird, dann ist das sicher nicht richtig, das waren die Eigentümer. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich melde mich hier schon in der Debatte zu Wort, weil ich, glaube ich, sehr genau zugehorcht und mitgeschrieben habe und weil ich mir denke, dass die Materie, über die wir hier diskutieren und auch der Restitutionsbericht im Speziellen so wichtig, so sensibel und für das Gesamterscheinungsbild der Stadt Wien so bedeutsam sind, dass wir doch versuchen sollten, ohne Polemik und parteipolitische Positionen, die Sache zu diskutieren, ernsthaft zu diskutieren. Ich glaube, aus den bisherigen Wortmeldungen schließen zu können, dass dies sehr wohl der Fall ist. Ich möchte aber natürlich auch auf Anregungen und Kritik eingehen. 

Ich möchte in aller Kürze festhalten: Meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, vor allem aus der MA 10 und auch aus der MA 9, sind sehr intensiv dabei, die Fragen, die von der grünen Fraktion im Zusammenhang mit dem Bericht gestellt wurden, zu beantworten. Es sind von diesen, glaube ich, über 60 Fragen im Grunde alle schriftlich beantwortet und liegen mir auch vor, mit Ausnahme von den Fragen 31 bis 33 und 44, die sind noch nicht endgültig beantwortet. Deshalb waren wir heute noch nicht in der Lage, diese Fragen zu beantworten. 

Ich habe aber gleichzeitig aus der Wortmeldung der Frau Kollegin Ringler, glaube ich, die wesentlichen, oder so hoffe ich, die wesentlichen Bedenken herausgefiltert und möchte Ihnen hier und jetzt sagen, dass beispielsweise die Frage, wer den Bericht geschrieben hat, selbstverständlich keine ist, wo wir uns hinter irgendwelcher Anonymität verstecken, sondern es ist natürlich ein Bericht einer Institution. Also es ist ein Bericht letztendlich der Stadt Wien, wie es ja der Name schon sagt, letztendlich von der Geschäftsgruppe Kultur im weiteren Herunterbrechen des Abstraktionsniveaus der Stadt- und Landesbibliothek und des Historischen Museums. Da wiederum stehen die Leiter dieser Institutionen dahinter, die Direktoren Dr Günter Düriegl und Dr Walter Obermaier, die sozusagen damit auch ihre Verantwortung übernehmen, und da wiederum - es wurde ja schon darauf hingewiesen - haben den eigentlichen Bericht verfasst oder den Kernbericht verfasst Dr Peter Eppel und Mag Christian Mertens. Ich füge hinzu: Selbstverständlich auch ihnen herzlichen Dank an dieser Stelle für diese umfangreiche Arbeit. 

Es ist überhaupt kein Problem und wir werden es in Zukunft tun, das auch auszuweisen. Wir wollten nur damit auch dokumentieren, dass es sozusagen auch eine institutionelle Verantwortung für die gesamte Geschichte gibt. Es wird für uns sicher auch kein Problem sein, die wissenschaftliche Methode, die da angewendet wurde, nachzuweisen, und es ist auch kein Problem, und wir werden das in der Fragebeantwortung tun, und ich mache es hier auch gleich, die Mitglieder der Restitutionskommission - auch an dieser Stelle herzlichen Dank an diese Mitglieder - zu benennen. Sie sind ja auch im Gemeinderatsbeschluss festgelegt und jeder, der das wissen will, kann sich sozusagen auch nach den Personen erkundigen. Aber es wird mir auch kein Problem sein oder uns allen kein Problem sein, das in Zukunft auch namentlich aufzuführen. 

Die Mitglieder der Restitutionskommission - fürs Protokoll, um es auch hier öffentlich zu machen - sind: Mag Walter Hellmich, Senatspräsident des Oberlandesgerichts, Dr Harald Wimmer, Hofrätin Dr Eva-Maria Höhle, Univ Prof Dr Siegfried Beer, Obersenatsrat Dr Franz Zörner. Aus Zeitersparnis erspare ich Ihnen jetzt die Berufe und die Angabe, woher die alle kommen. Ersatzmitglieder: Dr Eduard Strauss, Dr Martin Lunzer, Ing Walther Brauneis, Univ Prof Dr Dieter-Anton Binder und Mag Elisabeth Miksch. 

Den Schlampigkeitsfehler, wie das die Frau Gemeinderätin selbst bezeichnet hat, bedauern wir sehr. Ich nehme das auf mich, weil ich als Letzter diesen Bericht gelesen habe. Ich entschuldige mich dafür, er wird korrigiert. 

Was nun einen Absatz anbelangt, womit sich die Kultusgemeinde beleidigt fühlen könnte, werden wir dem nachgehen. Mir ist in Gesprächen davon nichts bekannt geworden. Ich habe auch den Herrn Präsidenten selber befragt, der mir dazu nichts gesagt hat. Aber ich nehme das ernst und wir werden dem nachgehen. 

Schließlich die Veröffentlichung oder Öffentlichmachung dieses Berichts. Damit habe ich selbstverständlich kein Problem. Es sind ja Teile bereits im Internet und sofern nicht Datenschutzgründe dagegen sprechen, was jetzt einzelne Berichte anbelangt oder Detailberichte, deren Veröffentlichung nur mit der Zustimmung der Betroffenen möglich sind, ist es für mich überhaupt kein Problem, nach der Beschlussfassung heute, die hoffentlich erfolgen wird, diesen Bericht in einer geeigneten Form auch öffentlich zu machen.

Ich würde mich sehr freuen, und deshalb habe ich mich jetzt im Vorhinein noch zu Wort gemeldet, und ich glaube, das ist keine Frage von Freude, sondern ich hielte es für die Präsentation und für das Nachaußentreten der Stadt Wien insgesamt für gut und richtig, wenn wir alle der Meinung sind, und diese Meinung habe ich ja doch aus den Wortmeldungen des heutigen Vormittags herausfiltern können, dass wir uns alle, die unmittelbar Beteiligten, aber auch der Hohe Gemeinderat, sehr ernst mit dem Thema beschäftigen und dass uns allen sehr viel daran gelegen ist, dies lückenlos und möglichst offensiv auch nach außen hin zu dokumentieren. Wenn wir also dieser Meinung sind, wäre es, glaube ich, gut im Sinne der Sache, wenn es dazu eine einstimmige Beschlussfassung gäbe. Mir sind ganz offen gestanden aus den heutigen Wortmeldungen nicht so massive Gründe bewusst geworden, die gegen eine einstimmige Beschlussfassung sprechen könnten. Ich bitte daher nochmals im Sinne der Sache und auch im Sinne der jetzt von mir dokumentierten Bereitschaft, die Dinge aufzunehmen, auch transparent zu behandeln, das zu überdenken, und ich glaube, es wäre gut, wenn es zu einer solchen Beschlussfassung käme. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr LUDWIG gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Es ist eigentlich aus allen Wortmeldungen hervorgekommen, dass die Frage der Restitution und auch die Behandlung des Berichts der Restitution eine wichtige ist und eine Frage ist, die auch aus dem parteipolitischen Streit herausgehalten werden sollte. 

Fairerweise muss man, Frau GRin Ringler, sagen: Wenn Sie dem Bericht vorwerfen, dass er Fragen nicht beantwortet, muss man in der chronologischen Reihenfolge sagen, dass Sie ja zuerst den Bericht gelesen haben und dann die Fragen gestellt haben. Deshalb dem Bericht vorzuwerfen, dass er die Fragen noch nicht beantwortet hat, ist, wenn man so will, in der chronologischen Reihenfolge nicht ganz gegeben. 

Aber Sie haben zweifellos mit vielen Ihrer Anmerkungen Recht, dass man auch in dieser Richtung recherchieren soll. Ich denke, dass das auch geschehen ist, dass das aber im Bericht nicht so stark zum Ausdruck kommt, wie Sie sich das vorstellen. Ich bin auch so wie meine Vorredner überzeugt, dass jene Verantwortlichen, die diesen Bericht erstellt haben, durchaus auch bereit sind, Anregungen im Vorfeld Folge zu leisten und bei der Erstattung des nächsten Berichts auf diese Wünsche und Vorschläge einzugehen.

Ich denke, Frau GRin Ringler: Wenn Sie sagen, dass man über dieses Thema nicht den Mantel des Schweigens legen sollte, haben Sie völlig Recht. Das liegt aber nicht nur an diesem Bericht, sondern das liegt auch an der Verantwortung von uns allen in den politischen Parteien, auch von uns Mandataren. Ich denke, wir sind auch aufgerufen, darüber nachzudenken, Aktivitäten, Veranstaltungen zu setzen, um auch auf diese historischen Abschnitte der österreichischen Geschichte aufmerksam zu machen. 

Es gibt solche Veranstaltungen. Ich weiß aus dem Bereich der Erwachsenenbildung, dass es erst vor wenigen Tagen eine Veranstaltung gegeben hat, die sich mit der Restitution von geraubtem jüdischem Eigentum in Hietzing beschäftigt hat. Ich halte das für sehr wichtig, dass hier auch kleinteilig, auch in der Region, im Bezirk, an diesen Fragen gearbeitet wird. 

Ich weiß auch, dass in einigen Bezirken, zum Beispiel in Simmering, Veranstaltungen stattgefunden haben, die sich mit der Frage beschäftigt haben: In welchen Gemeindebauten haben jüdische Bewohner ihre Wohnungen verloren und was ist mit diesen Bewohnerinnen und Bewohnern nach 1945 geschehen?

Ich denke, das sind Ansätze, die wichtig sind im Bereich der Erwachsenenbildung, aber auch natürlich im Bereich des Schulunterrichts. Und hier haben Sie zweifellos Recht, dass wir auch unsere Ambitionen verstärken müssen, in dieser Richtung tätig zu werden. 

Wenn Sie fragen, Kollegin Ringler, auf Basis welcher Grundlage die Kommission tätig war, ist das jetzt schon beantwortet worden. Sie wissen es aber ohnehin auf Grund des Gemeinderatsbeschlusses am 29. April 1999, und ich denke, dass man hier die Kommission und die Tätigkeit der Kommission nicht überfrachten sollte. 

Zu einem Punkt, und ich denke, da sind wir auch einer Meinung, möchte ich doch noch kurz Stellung nehmen, nämlich dass man in dieser Frage keinen wirklichen Schlussstrich ziehen soll. Trotz aller Bemühungen der Kommission und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Historischen Museums, des Stadt- und Landesarchivs und der Stadt- und Landesbibliothek wird es unter Umständen immer wieder Fälle geben, die neu auftreten, die auf Grund von Recherchearbeit gefunden werden und denen man nachgehen muss. Ich denke, die Vorstellung, einen absoluten Schlussstrich ziehen zu können, halte ich prinzipiell auch politisch nicht für wünschenswert, wenngleich wir aufgefordert sind, all das, was in unserer Macht steht, zu tun, damit es zu solchen Fällen nicht kommt.

Ich möchte mich jetzt nicht auf konkrete einzelne Fälle einlassen, obwohl das sehr verlockend wäre, wo bereits auch Restituierungen erfolgt sind, aber ein Beispiel, das zeigen soll, wie wichtig es ist, sich laufend mit den Archivbeständen zu beschäftigen, sind jene Recherchen, die das Historische Museum im Zusammenhang mit dem Auffinden der Unterlagen der so genannten Vugesta, also der Verwertungsstelle für jüdisches Umzugsgut der Gestapo, im Staatsarchiv gefunden und aufgearbeitet hat. Hier sind viele Materialien entdeckt worden über Biografien, über Schicksale, die es wert gemacht haben, hier weiter tätig zu sein und nachzuforschen. 

Ebenso ist es wichtig, dass es im Internet beispielsweise eine Möglichkeit gibt, die Tätigkeit der Restitutionskommission auch zu beobachten. Es sind im Internet eine Liste von 148 Objekten des Historischen Museums, die in der NS-Zeit von der so genannten Vugesta erworben worden sind, dargestellt worden, mit sehr ausführlichen Beschreibungen und Abbildungen, auch mit dem Ersuchen, sich zu melden, wenn man selbst Anspruch hat oder ein Erbe aus dem Anspruchsbereich ist, oder auch wen kennt, der unter Umständen in dieser Zeit Kulturgut verloren hat.

Darüber hinaus gibt es ja eine ganze Reihe auch von internationalen Anfragen, die bei der Restitutionskommission und den Beauftragten im Historischen Museum einlangen. Es haben sich mehr als 100 Anfragen nach geraubten Kunstsammlungen bereits eingestellt, die zumeist seitens des Bundesdenkmalamts an das Historische Museum weitergeleitet worden sind. Also auch hier, denke ich, leistet die Stadt Wien eine ganz, ganz wichtige Arbeit. 

Und ein Punkt in dem Bericht erscheint mir deshalb wichtig, weil er heute auch schon Gegenstand in der Fragestunde war, das ist jener Punkt, der sich mit den Tausenden Kunst- und Kulturgegenständen beschäftigt, die geprüft wurden und über die irrtümlicherweise in Ihrer Anfrage steht: "Wie konnte es bei fachgerechter Leitung des Historischen Museums passieren, dass Tausende Kunst- und Kulturgegenstände als Kriegsverluste geführt wurden?" - Also es ist jetzt hinlänglich auch von Ihnen klargestellt worden, dass es sich dabei um einen Irrtum handelt. 

Ich halte es auch für sehr richtig, dass Frau GRin Cordon die menschliche Größe hat, sich für diesen Fehler zu entschuldigen. Aber ich denke, es ist ein Zeichen dafür, das zeigt, wie sensibel diese Materie ist und mit welcher Umsicht und welcher Sensibilität die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Restitutionskommission und im Bereich der Restitutionsbeauftragten bei Einrichtungen der Stadt Wien tätig sind. 

Prinzipiell, denke ich, macht es Sinn, keine politische Kommission einzurichten zu diesem Thema, denn wir alle sind der Meinung, dass die Frage der Restitution aus dem parteipolitischen Streit herausgenommen werden soll. Deshalb halte ich es auch für wichtig, dass Experten in dieser Restitutionskommission vertreten sind. Der Herr Stadtrat hat die Namen dieser Experten ja bereits genannt. Ich möchte vielleicht trotzdem nur noch anfügen, aus welchem Bereich sie kommen. Sie sind nämlich Experten aus dem Richterstand, aus dem Stand der Notare, es sind zum Beispiel, wie Hofrätin Dr Eva-Maria Höhle und Ing Walther Brauneis, Experten von Seiten des Bundesdenkmalamts auf dem Gebiet der Stadt- und Kunstgeschichte Wiens. Es sind aber auch Vertreter der Zeitgeschichte, Univ Prof Dr Siegfried Beer und Univ Prof Dr Dieter-Anton Binder, und ich denke, dass auch die Vertreter der Magistratsdirektion aus dem Bereich Zivil- und Strafrechtsangelegenheiten, Obersenatsrat Dr Franz Zörner und Frau Mag Elisabeth Miksch, hier hervorragende Expertenarbeit leisten.

All das ist auch einzusehen gewesen, aus welchen Mitgliedern die Kommission besteht. Und dass sich diese Kommission auch eine Geschäftsordnung gegeben hat, auch das ist nachzulesen, nämlich im Amtsblatt Nr 39 aus dem Jahr 2000.

Es gibt selbstverständlich auch ein Gesamtinventarverzeichnis des Historischen Museums, das ebenfalls zur Verfügung gestellt werden kann. Ich habe mir das einmal kurz angesehen. Ich denke, es ist nicht geeignet, um es hier in diesen Räumen herumzureichen oder auch im Ausschuss aufzulegen. Es sind nämlich in seiner Beschaffenheit vier Bände im Format DIN A3 und zwei Bände im Format DIN A4. Aber sie sind selbstverständlich auch einzusehen, und es gibt die Möglichkeit, hier nachzusehen.

Weil Sie gefragt haben, welche Qualifikation die externen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben: Auch hier hat sich die Stadt Wien sehr bemüht, gute Expertinnen und Experten zuzuziehen und auch ihre Meinungen zu berücksichtigen.

Frau Mag Anita Blaszczyk zum Beispiel hat an der Universität Wien Theatergeschichte und Kunstgeschichte studiert, hat sich weitergebildet im Bereich der angewandten Kunst und hat auch eine vieljährige Museumspraxis auf dem Gebiet der Inventarisierung und Dokumentation. Ähnliches gilt für Herrn Mag Dr Michael Wladika, der ebenfalls Geschichte, aber auch Jus studiert hat und für die Österreichische Historikerkommission beispielsweise tätig ist. Und das gilt auch für Frau Mag Maria Wirth, die an der Universität Wien Geschichte studiert hat und eine sehr umfassende Archivpraxis aufweisen kann. 

Ich sage das nur deshalb, damit auch nicht zwischen den Zeilen herauszuhören wäre, dass es sich die Stadt Wien leicht macht beim Hinzuziehen von Fachexperten. Ich denke, dass hier aus den verschiedensten Bereichen sehr gute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zugezogen worden sind. Das zeigt sich auch bei der sehr umfassenden Recherchenarbeit. Und das unterscheidet ja die Tätigkeit der Einrichtungen der Stadt Wien, insbesondere des Historischen Museums, von den Einrichtungen des Bundes. Denn der Bund konzentriert sich auf die Feststellung, aus welchen Bereichen die Objekte und aus welchen Sammlungen sie kommen. Wir in der Stadt Wien forschen auch nach dem Schicksal der betroffenen Menschen beziehungsweise deren Erben. Das ist natürlich eine sehr zeitaufwändige Tätigkeit, die auch sehr viel Recherchenarbeit voraussetzt. Diese Recherchenarbeit reicht von Aid-society Holocaust-survivors in Middlesex in Great Britain bis hin zum Dokumentationsarchiv des Bundes jüdischer Verfolgter des Naziregimes, selbstverständlich auch vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands bis hin zum Simon-Wiesenthal-Center in Los Angeles und dem Holocaust-Memorial in Washington. Also ein Zeichen

auch dafür, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter das sehr ernst nehmen. Und das ist sicher auch ein Grund, warum das International Steering-Committee für jüdische NS-Verfolgte in und aus Österreich sowie der Nationalfonds der Republik Österreich für Opfer des Nationalsozialismus dem Historischen Museum trotz guter Zusammenarbeit bei der äußerst schwierigen und Zeit raubenden Suche nach Erben auf insgesamt vier Kontinenten - es wurde bereits erwähnt - nur wenig helfen konnten. 

Gerade diese Recherchenarbeit, dieses intensive Aufsuchen von potenziellen Betroffenen, aber auch deren Erben, sowie Spuren, die zu diesen Erben führen, ist eine Besonderheit, in der sich die Tätigkeit der Stadt Wien auch von jener des Bundes unterscheidet. Diese Tätigkeit ist eine nicht nur österreichweit anerkannte, sondern auch eine international sehr geschätzte. Es gibt zahlreiche sehr positive Anmerkungen von internationalen wissenschaftlichen Einrichtungen, auch von offiziellen Stellen, die das entsprechend würdigen. 

Deshalb möchte ich mich auch dem bereits geleisteten Dank anschließen, den der Herr Stadtrat bereits ausgesprochen hat an die Mitglieder der Restitutionskommission, an die Mitglieder des Historischen Museums, des Archivs und der Bibliothek und in ganz besonderer Weise auch dem Restitutionsbeauftragten des Historischen Museums Dr Peter Eppel, der heute auch bei uns ist und dem ich ganz besonders herzlich danken möchte. (Beifall bei der SPÖ und bei der ÖVP und des GR Mag Christoph Chorherr.)

Abschließend noch die Auseinandersetzung zu den beiden vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträgen, die von den GRÜNEN eingebracht worden sind. Ich habe jetzt versucht, sehr umfassend darzustellen, aus welchen, aus unserer Sicht heraus guten Expertinnen und Experten die Restitutionskommission besteht. Wir sehen deshalb auch keine Notwendigkeit, von der Zusammensetzung dieser Kommission abzugehen. 

Zum anderen sind wir auch der Meinung, dass der Bericht ein sehr guter Bericht ist, dass die Anregungen, die Sie nachträglich getroffen haben, Frau GR Ringler, für die Zusammenstellung des nächsten Berichts, zweifellos eine Rolle spielen können, dass es Anregungen sind, die - so wie viele Anregungen, die jetzt auch noch folgen werden in den nächsten Monaten - zweifellos auch die Tätigkeit des Restitutionsbeauftragten mit beeinflussen werden. Ich bin überzeugt, dass er diese Anregungen auch aufgreifen wird. 

Deshalb werden wir diesen beiden Beschluss- und Resolutionsanträgen nicht näher treten. 

Ich möchte Sie aber trotzdem, Frau GR Ringler, und alle Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN ersuchen, noch einmal darüber nachzudenken, ob es nicht Sinn macht, auch diesem Bericht zuzustimmen, trotz mancher inhaltlicher, ich will gar nicht sagen anderer Meinungen, denn ich bin überzeugt, die Ergebnisse in der Beantwortung dieser 60 Fragen werden sich mit Ihren Vorstellungen decken. Aber ich denke doch, dass dieses Informationsdefizit, das Sie orten, Sie nicht veranlassen sollte, diesen Bericht nicht zu unterstützen. 

Ich denke, es macht Sinn, dass die Stadt Wien gerade in dieser wichtigen sensiblen Frage geschlossen auftritt, damit nicht der Funken eines Eindrucks entsteht, dass es hier parteipolitische Auseinandersetzungen in dieser wichtigen Frage gibt, die nicht nur für uns in Wien, sondern die auch von internationaler Bedeutung ist. Es ist eine Frage, die für die Betroffenen sehr wichtig ist, aber, wie ich meine, auch für das Selbstverständnis der Wiener Bevölkerung. Und deshalb ersuche ich Sie, Größe zu zeigen, den Schritt zu setzen und auch diesen Bericht zu unterstützen. (Beifall bei der SPÖ und des StR Dr Peter Marboe.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Ringler hat sich noch einmal gemeldet. 8 Minuten hat sie noch Redezeit. - Bitte schön.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Ich freue mich ungemein, dass diese Debatte so ernsthaft geführt wird und dass wir seit langer Zeit zum ersten Mal vielleicht wirklich alle das Gefühl haben, dass hier ernsthaft diskutiert wird und wir nicht nur das so oft gehabte Schattenspiel spielen.

Ich habe sehr genau zugehört, auch bei der Wortmeldung des Stadtrats, und festgestellt, dass er wirklich in meiner Einschätzung unsere Anmerkungen und unsere Kritik ernst nimmt. Und offensichtlich ist es möglich, dass diese Anmerkungen und diese Kritik auch tatsächlich umgesetzt werden. So werte ich diese Aussage und gehe also davon aus, dass nicht nur die Anfrage beantwortet wird und die entsprechenden Fehler und Ähnliches korrigiert werden, sondern dass auch die Publikation des Berichts tatsächlich vorgenommen werden wird.

Ich gehe also auch davon aus, dass wir im nächsten Jahr die Probleme des diesjährigen Jahres verhindern werden können. Und weil ich dem Herrn Stadtrat und weil ich ihm in dieser Frage glaube und weil ich glaube, dass er es ernst meint, haben wir nach einer Überlegung beschlossen, diesem Antrag nun auf dieser Basis, dass die Kritik ernst genommen wird, dass sie umgesetzt wird, dass es nicht mehr vorkommt, diesem Bericht zuzustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPÖ und bei der ÖVP.) 

Ich gehe also davon aus, dass unsere Kritikpunkte im nächsten Jahr einfließen werden und dass wir auch in einem der nächsten Ausschüsse - so wünsche ich es mir - noch einmal darüber reden, welche Punkte in Zukunft noch genauer untersucht werden sollen und welche offenen Fragen wir gemeinsam untersuchen sollten. Ich wünsche mir und ich hoffe, dass unsere Anmerkungen auch in dieser Frage dann so ernst genommen werden, wie sie heute ernst genommen worden sind. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Hiermit ziehe ich den Antrag auf Überarbeitung des Berichts zurück. Der andere Antrag bleibt aufrecht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter, Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, hat das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe jetzt dazu nicht mehr sehr viel zu sagen. Ich danke allen, die an der Debatte teilgenommen haben. Ich glaube, es hat gezeigt, dass die Diskussionskultur im Gemeinderat, auch wenn es um so wichtige Themen oder gerade wenn es um so wichtige Themen geht wie dieses, nämlich die Frage der Restitution, eine sehr hohe ist. 

Ich schätze natürlich sehr, dass auch Argumente gehört werden. Ich spreche daher von dieser Stelle einen Dank aus an die grüne Fraktion, weil ich glaube, dass es mehr ist als nur eine parteipolitische Frage der Zustimmung, sondern ich glaube, dass es ein wichtiges Signal nach außen ist - ich sagte es schon vorher -, wenn alle Fraktionen diesen Bericht mittragen. Ich freue mich, dass es im zweiten Jahr dieses Berichts gelingt, im Unterschied zum Vorjahr, das gemeinsame Tragen dieses Berichts zu bewerkstelligen. 

Ich nehme noch einmal die Kritik zum Anlass, um zu sagen: Ich bin gerne bereit, dass wir das im Ausschuss oder auch in einem kleineren Kreis besprechen. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass wir uns dann eventuell auch mit dem Ausschussvorsitzenden noch einmal der weiteren Vorgangsweise in Zukunft, was den Bericht anbelangt, widmen. 

Und, wie gesagt, ich glaube, dass das für die Stadt Wien insgesamt und auch für das Standing und die Argumentation nach außen hin ein sehr wichtiger Schritt ist. Herzlichen Dank!

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge der Frau GRin Ringler, wobei ich anmerke, dass der Antrag 1, betreffend Restitutionsbericht, von der Frau Gemeinderätin zurückgezogen wurde. 

Wir kommen somit zur Abstimmung von Antrag 2, betreffend Neubestellung der Restitutionskommission. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist somit abgelehnt. Nur die GRÜNEN waren dafür.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 16 (PrZ 191/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Schilling-Beiträge in Euro-Beiträge in den Statuten für die Vergabe der Wiener Autorenstipendien. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig so der Fall.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 (PrZ 198/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Europäische Akademie Wien. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Was soll ich nach dieser Debatte dazu sagen? - Außer, jetzt kommen wir zu den wirklich wichtigen Dingen. Ich mache es ganz kurz. 

Wir können diesem vorliegenden Geschäftsstück leider nicht zustimmen, wobei das nicht an den Inhalten der Europäischen Akademie und ihren Aktivitäten liegt, sondern vielmehr an der Frage der Formalitäten. Dieser Antrag, dieser Subventionsantrag ist von einem Landtagsabgeordneten unterschrieben, einem Landtagsabgeordneten einer Partei, die in dieser Stadt eine absolute Mehrheit hat. Das halten wir für mehr als problematisch. Noch dazu, wenn dieser Antrag relativ unvollständig ist. Es wird uns zum Beispiel nicht zur Kenntnis gebracht, wer im Vorstand dieses Vereins sitzt, oder auch, welche Einnahmen dieser Verein hat. 

Daher werden wir diesen Antrag ablehnen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau GRin Ringler hat hier gesagt, dass sie inhaltlich zu diesem Ansuchen nichts einzuwenden hat. 

Ich persönlich möchte nur darauf hinweisen, dass es sich nicht um eine ganz junge Institution handelt, sondern um eine sehr altehrwürdige, wenn man so sagen darf, die diese Aufgabe im Sinne der Stadt Wien seit vielen Jahren und Jahrzehnten erfüllt, und würde daher bitten, die Zustimmung zu erteilen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig gegen die GRÜNEN angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 (PrZ 201/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Literaturhaus - Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur. 

Ich bitte die Berichterstatterin, ebenfalls Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! - Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Es geht jetzt so schnell, dass ich meine Rede gar nicht mehr durchlesen konnte. 

Wir sprechen heute über das Förderansuchen für das 7. Symposium der Internationalen Erich-Fried-Gesellschaft. Interessant einmal, rein technisch interessant: Hier gibt es zwei Förderungen vom Land, beide MA 7 mittlerweile, beide mit 15. Mai datiert, 766 000 S von der MA 7 Literatur und 250 000 S Wissenschaft. Über die Wissenschaft sprechen wir heute, über die Literatur hat sich mein Kollege STEFAN im Juni zu Wort gemeldet. Erstaunlich auch hier, dass der zweite Teil erst jetzt, Monate später, behandelt wird. Ich weiß, der Einlaufstempel der MA 7 sagt jetzt nichts, die sind zusammengelegt werden. Aber das ist auch nur ein Beispiel. 

Wir haben ja andere Beispiele, wo die Akten verlegt waren. Ich erinnere an die Förderung für das Donauinselfest, wo der Antrag einen Monat nach der ersten Veranstaltung eingelangt ist in der MA 7. Ich erinnere an das Institut für den Donauraum, wo der Antrag im August eingelangt ist, der Eingangsstempel war vom Oktober. Ich erinnere an das Stadtfest: Antrag Anfang April, Stadtfest April, eingelangt Monate später. Das alles macht das Arbeiten für die Opposition "richtig angenehm", "richtig leicht". Und deswegen muss man das auch immer wieder sagen.

Das heißt, eigentlich - und ich bin mir schon der rechtlichen Situation bewusst - sehen wir das, die Akten, erst dann, wenn die MA 7 sie positiv bewertet hat. Erstens. Sie hat die alleinige Prüfungskompetenz. 

Zweitens muss das, was hier positiv bewertet wurde, dann vorgelegt werden dem Herrn Stadtrat, der muss das auch noch positiv bewerten. Also durch dieses doppelte Filterverfahren durch. Das mag ja rechtlich so vorgesehen sein, meine Damen und Herren, aber es ist trotzdem für die Opposition im höchsten Maße unbefriedigend. 

Es ist ja noch ein Glück, dass wir wenigstens die Ansuchen sehen, die die SPÖ genehmigen will. Obwohl unsere Mitwirkungsrechte auch hier zum Teil zu einer Farce verkommen, wenn ich zum Beispiel an die Freien Gruppen denke. Hier stimmen wir den Förderungen nicht zu, wie Sie wissen. Aber nicht, weil wir jetzt grundsätzlich gegen Freie Gruppen sind, sondern weil das die einzige Art des Protests ist, die Sie uns überhaupt lassen. Natürlich können wir zustimmen ohne irgendwelche Detailinformationen. Das macht alles ein Beirat. Ja, im Nachhinein, am Ende des Jahres, wenn alles vorbei ist, dann können wir nachprüfen, wo unsere Fördermittel hingekommen sind. 

Meine Damen und Herren! Wir sind dem Bürger verpflichtet. Wir müssen darauf achten, dass Mittel sparsam verwendet werden. Man gibt uns in Wirklichkeit für die Mitwirkung als Opposition hier keine Chance. Klar? Wir können glauben. Aber wir sind nicht in der Kirche, wir sind im Gemeinderat und wir wollen als Opposition die Kontrolle. (Beifall bei der FPÖ.)

Und wir finden, dass auch in einer absolut regierten Stadt ein Höchstmaß an Transparenz durchaus gegeben sein sollte. Meine Damen und Herren, deswegen wollen wir auch die Ansuchen sehen, die im Vorfeld abgelehnt werden. Weil das wird nur doppelt gefiltert und alles andere sieht überhaupt niemand 

Und deswegen haben wir am Montag wieder einen Antrag gestellt, der wie üblich - ich habe mir sagen lassen, das kommt in regelmäßigen Abständen von der Mehrheitsfraktion - abgelehnt worden ist. Wir werden ihn wieder stellen, meine Damen und Herren, denn wir sind da recht hartnäckig. Es wird über all die Jahre immer wieder so etwas geben. Das ist eine demokratiepolitische Sisyphusarbeit. Ich sehe das halt so: Steter Tropfen höhlt den Stein, hoffe ich. Erich Fried sieht das vielleicht ein bissel pessimistischer, wenn er sagt: Zu den Steinen hat einer gesagt, seid menschlich, doch die Steine haben gesagt, wir sind noch nicht hart genug. 

Und damit komme ich zum eigentlichen Thema, zur Subvention für die Erich-Fried-Gesellschaft, und zwar unter dem Titel Wissenschaft. Das macht die Sache leichter. Damit das völlig klar ist: Ich diskutiere nicht über die Qualität irgendwelcher Schriftsteller, sondern es geht hier um die politische Auseinandersetzung. Es geht hier um die Ideologie. Auch nicht nur um Erich Fried selbst, der sicher als Person schon genug Anlass zur politischen Diskussion geben würde, etwa durch seine antiamerikanischen Aussagen zu Vietnam oder durch seine antizionistischen Aussagen bezüglich Israel. Ich habe in einem DDR-Literaturlexikon, Lexikon deutschsprachiger Schriftsteller von den Anfängen bis zur Gegenwart, volkseigener Betrieb, Bibliographisches Institut Leipzig 1972, nachgesehen, und genau diese beiden Werke von Erich Fried werden da für sein antiimperialistisches und sein antizionistisches Engagement gewürdigt. Oder schließlich seine Büchner-Preis-Rede, wo er die terroristischen Aktivitäten der Baader-Meinhof-Bande öffentlich rechtfertigte. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na, na!) 

Meine Damen und Herren! Erich Fried ist also - endlich kommt ein bisschen Widerspruch auf - durchaus ideologisch umstritten, Herr Kollege Stürzenbecher. Schließlich hat er sich ja, wenn Sie im Literaturlexikon nachschauen, zeitlebens selbst als radikalen Linken bezeichnet. (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich weiß noch Ihre Zwischenrufe, Herr Kollege Maresch, vom letzten Mal. Da haben Sie gesagt, das ist alles ein Schmarr'n. Das erinnert mich immer an Hofmannsthal, wenn Sie reden. Nichts gibt so sehr das Gefühl der Unendlichkeit wie die Dummheit. (GR Mag Rüdiger Maresch: Reden Sie über sich selber? - Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Aber Erich Fried ist eines, die Gesellschaft ist ein Zweites. Bitte, meine Damen und Herren, passen Sie ein bisschen auf. Weil sonst müssen wir das jedes Mal immer bei jeder Subvention in aller Breite darlegen, wenn Sie einem nie zuhören. (GR Mag Rüdiger Maresch: Schwachsinn bleibt Schwachsinn!) Darf ich Ihnen was sagen? - Das Grundgesetz der Gewalt ist: Recht ist, was wir tun; was die anderen tun ist Gewalt. So argumentieren Sie. Und das hat Erich Fried gesagt. Also lassen Sie mich einmal reden und behalten Sie Ihre Argumente von der Marxistenreihe für sich. - Ah, jetzt ist sie komplett. Jetzt sind sie alle da. Ja, wunderbar. Nein, da ist zuerst wer anderer gesessen, der gar nicht so gemeint war mit der Marxistenreihe. Wie vom Balkon aus der Muppetsshow. 

Aber bleiben wir ein bisschen ernsthafter. Es ist ja nicht nur ein Spaß das Ganze, wir lehnen das ja ab, und ich möchte das auch ordentlich begründen hier. 

Die Erich-Fried-Gesellschaft ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Schauen Sie auf die leeren Bänke der FPÖ! Das wird Ihnen abgehen!) Das ist nicht notwendig. Ich habe genügend Rückhalt und Ihre Zwischenrufe, die schaffe ich schon allein. 

Nach seinem Tod wurde die Erich-Fried-Gesellschaft gegründet. Wie sein Nachlassverwalter und der RAF-Anwalt, der auch zeitweise Berufsverbot gehabt hat, der Kurt Grönewohl, gesagt hat: Erich Fried war für die Rolle des guten Österreichers wunderbar geeignet, weil er den Bruch in der Geschichte repräsentierte. Also hat man 1989 die Gesellschaft gegründet und im Mai 1990 fand das erste Symposium statt. Und da kam es zu dieser historisch entlarvenden Eröffnungsrede der StRin Pasterk, die im Lichte des Mauerfalls gesagt hat - ich zitiere -: 

"Die politischen Verhältnisse haben sich seither radikal geändert, und nicht wenige von uns werden sich schon die Frage gestellt haben, wie Erich Fried auf die Ereignisse und neuen Konstellationen reagiert hätte, was er zu der praktisch mit dem Fall der Mauer einsetzenden Verfolgung von Künstlern und Intellektuellen gesagt hätte, meine Damen und Herren." 

Das heißt, Sie sprach nicht von der Verfolgung von Regimegegnern in der DDR, sie sprach von der möglichen Verfolgung ehemaliger regimetreuer literarischer DDR-Granden. Das war dann auch Gegenstand eines Misstrauensantrags von ÖVP und FPÖ im Jahre 1990. Das war der Anfang. 

Seither gab es sechs Symposien, seither wird jedes Jahr ein hoch dotierter Erich-Fried-Preis vergeben, seither hat sich eine hochehrwürdige unantastbare Gesellschaft gebildet. Ja, unantastbar. Das hört man ja: Wenn man etwas sagt, wird man gleich beschimpft. Dabei hat Erich Fried selbst gesagt: Gewalt herrscht, wo irgendwer oder irgendetwas zu hoch oder zu heilig ist, um noch kritisiert zu werden. Also lassen Sie mich kritisieren und tun Sie mich nicht immer verleumden und schlecht machen. 

Das war der Anfang. Die damaligen Gäste aus der DDR, aus der regimetreuen DDR, wohlgemerkt - ich zitiere Erich Fried -, sind ohne großes Aufsehen zu Granden in unserem Kulturbetrieb geworden, haben, polemisch gesprochen, in einer Welt voller imperialistischer und kapitalistischer Unterdrückung ein warmes Platzerl gekriegt im Roten Wien. 

Ja und alle sind sie Mitglieder dieser Gesellschaft geworden, und zwar des Präsidiums und des Vorstands. Das ist auch eine Besonderheit. Entsprechend der vom Präsidium ausgegebenen Losung, das Zentrum der Gesellschaft ist das Präsidium, gibt es da einen Vorsitzenden, einen Präsidenten, zwei Vizepräsidenten, 31 Präsiden, also praktisch einen Kopf ohne Körper. Und wenn man etwas über die vielen Präsiden der Gesellschaft wissen will, dann schaut man eben am besten in diesem Literaturlexikon der DDR nach. 

Gleich im Jahre 1990 beispielsweise ist dem DDR-Schriftsteller Christoph Hein der Preis zuerkannt worden. Das ist jemand, der 1960 in die DDR zurückgegangen ist. Übrigens, der Alfred Hrdlicka, unser Salonstalinist, wie man so sagt - wobei ich nichts über sein künstlerisches Werk sage, man muss das schon auseinander halten; künstlerisch finde ich ihn einen ausgezeichneten Bildhauer, aber politisch hat er eigentümliche Ansichten; der gehört da dazu quasi -, der hat diesen Preis kreiert. 1993 Christa Wolf, Jurorin, auch ehemalige DDR-Nationalpreisträgerin. Das sind nur Schlaglichter. 1995 hat Elke Erb den Preis erhalten; sie siedelte 1949 in die DDR zurück. Ist mit einem gewissen Adolf Endler verheiratet gewesen, der wegen Staatsgefährdung aus der BRD 1955 in die DDR gegangen ist. Das ist alles in diesem DDR-Lexikon drinnen, bitte, bevor Sie sagen, ich erfinde da irgendetwas. 

1998 war Volker Braun Juror und, wie das Leipziger Literaturlexikon sagt, einer der profiliertesten Lyriker der DDR. War übrigens - nur als Seitenbemerkung - vor seinem Studium Tiefbauarbeiter im Kombinat Schwarze Pumpe. Und, wie das Lexikon sagt, ein Chronist und aktivierender Wegbereiter seiner am Aufbau des Sozialismus beteiligten Generation. 

Weiters im Präsidium natürlich der Herr Stephan Hermlin, Nationalpreisträger und Vorstandsmitglied des PEN-Zentrums DDR, Stalinist. Erteilte Oppositionellen Schreibverbot, unterwies Intellektuelle ideologisch. 

Und der Nächste, Heiner Müller. Das Lexikon sagt: Er bevorzugte bei seinen Stücken eine Form, die an die Agitprop-Tradition anknüpft. Sie wissen, Agitation, Propaganda, revolutionäre Politkunst, Kunst als Waffe. Oder, wie das Lexikon der DDR sagt, lebendiger Wechsel von Bericht und eigentlichem Spiel. Heiner Müller, der auch bei der Perestroika Gorbatschows gemeint hat: Was jetzt in der Sowjetunion versucht wird, ist eine ungeheure Korrektur, die Renaissance einer Hoffnung, die mit den Namen Lenin und Trotzki verbunden war und von Stalin auf Eis gelegt wurde. Außerdem war er Präsident der Ostberliner Akademie der Künste. 

Und das bringt mich zu einem westlichen Präsidiumsmitglied, dem Walter Jens, Präsident der Westberliner Akademie der Künste, der die beiden vereinigt hat ohne jede Prüfung, en bloc, was dazu geführt hat, dass viele ehemalig Verfolgte aus der DDR aus dieser Westberliner Akademie ausgetreten sind. Die Sarah Kirsch hat beispielsweise im Zuge dieser Maßnahme gesagt: Die Akademie wird zur Schlupfbude für ehemalige KP-Staatsdichter und Stasi-Informanten. 

Natürlich, meine Damen und Herren, wäre nur mit diesen ehemaligen DDR-Größen die Gesellschaft und dieses riesige Präsidium noch nicht aufzufüllen gewesen. Deswegen hat man natürlich auch Leute aufnehmen müssen, die klarerweise einigermaßen den hohen ideologischen Anforderungen entsprechen mussten, wie zum Beispiel der erwähnte Walter Jens und seine Frau und der Kurt Grönewohl, der ja der Vorsitzende ist und der Vorsitzende des Kuratoriums und alles Mögliche. Der Robert Schindl, die Elfriede Jelinek, Doran Radinovici, Klaus Wagenbach und so weiter. Natürlich auch, um das Argument gleich vorwegzunehmen, Leute, die ich persönlich für unpolitisch halte, wie die Friederike Mairöcker oder den Ernst Jandl. 

Aber dennoch sieht man, glaube ich, aus dem Hergeleiteten, dass es sich bei dieser unantastbaren Gesellschaft - Erich Fried hat gesagt: "Man kann alles antasten.", und das tue ich - um eine durch und durch politische Vereinigung handelt. "Ein Klub des toten Dichters", hat Henryk Broda gesagt, "wo Dichterfürsten aus einem Staat, den es nicht mehr gibt" - den es Gott sei Dank nicht mehr gibt - "Hof halten, unterstützt von Schwestern und Brüdern im Geiste." Ein bisschen Ostberlin in Wien. 

Wenn ich dann in den Statuten der Gesellschaft lese, die Gesellschaft hat es sich zum Anliegen gemacht, deutschsprachige Literatur zu fördern, dann, meine Damen und Herren, wird mir angst und bange ob dieser Einvernahme. Wir jedenfalls werden diese Gesellschaft nicht fördern! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Elisabeth Vitouch gemeldet. - Bitte.

GRin Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Es steht mir nicht zu, Herrn Mag Ebinger politisch zu korrigieren, aber eine Tatsachenberichtigung.

Jenes Zitat von der menschlichen Dummheit, die einem so sehr das Gefühl der Unendlichkeit gibt, stammt zwar von einem Dichter, der mit H beginnt, aber nicht von Hugo von Hofmannsthal, sondern von Öden von Horvath. Ich denke, das ist eine wesentliche Frage, gerade bei einem Punkt, der sich mit Literatur befasst. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Das ist mir jetzt sehr peinlich. Sie haben natürlich Recht. In meiner Nervosität habe ich das Falsche gesagt. Das tut mir Leid. Es ist richtig, Öden von Horvath. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Zuallererst eine technische Anmerkung, weil Kollege Ebinger auf das Protokollwesen der MA 7, des Kulturamts, eingegangen ist. Ich möchte nur der Ordnung halber festhalten, dass die MA 7, das Kulturamt, sehr gewissenhaft das Protokoll vornimmt und dass es durch die Hereinnahme der MA 18, der Abteilung Wissenschaft, zu einer Erweiterung des Protokolls gekommen ist, damit hier nicht der Eindruck entsteht, es wäre auf Grund der Einlaufzahlen, die Sie genannt haben, und des Datums irgendetwas nicht korrekt passiert. Also die Kolleginnen und Kollegen von der MA 7 haben völlig korrekt gehandelt!

Zum Inhaltlichen: Wir führen diese Diskussion zur Erich-Fried-Gesellschaft schon in regelmäßigen Abständen und ich möchte auch an dieser Stelle und dieses Mal wieder darauf hinweisen, dass der Antragsteller für das Erich-Fried-Symposium nicht die Erich-Fried-Gesellschaft ist, sondern die Dokumentationsstelle für neuere österreichische Literatur im Literaturhaus, eine Einrichtung, die sich international großer Anerkennung erfreut, die im Jahre 1965 bereits gegründet wurde und sich mit der Vermittlung und Verbreitung der österreichischen Literatur des 20. Jahrhunderts beschäftigt. 

Diese international anerkannte Forschungseinrichtung hat sich zum Ziel gesetzt, zum einen eine Bibliothek und Datensammlung der neueren österreichischen Literatur aufzubauen und zum anderen diese Datensammlung auch einer möglichst großen Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Das geschieht auch mit Hilfe von Veranstaltungen, zum Beispiel dem Erich-Fried-Symposium, das heuer zum siebenten Mal stattfindet und das auch mit, wenngleich auch geringerer, finanzieller Unterstützung von Seiten des Bundes durchgeführt wird. Der zu vergebende Erich-Fried-Preis beispielsweise wird am kommenden Sonntag von einem Mitglied der Bundesregierung vergeben und nicht von einem Mitglied der Stadtregierung. Ich sage das nur deshalb, damit nicht der Eindruck entsteht, es geht um eine Ambition, die nur von Sozialdemokraten getragen wird. 

Erich Fried und das, was auch unter seinem Namen geschieht, auch unter seinem Schaffen, hat auch Bezugspunkte in die Gegenwart, ist sehr breit, wenn man so will, in künstlerischen, aber auch politischen Kreisen anerkannt und akzeptiert.

Das Erich-Fried-Symposium hat sich vorgenommen, in auch methodisch sehr unterschiedlichen Formen zu arbeiten. Ich glaube, Herr Mag Ebinger, Sie haben das gesehen, das Programm ist sehr breit gestreut. Es gibt eine Reihe von Vorträgen, aber auch Arbeitsgruppen, die sich zum Ziel gesetzt haben, zum Beispiel Schulklassen einzubeziehen. Vor allem Freitag und Samstag sind gezielt Schülerinnen und Schüler eingeladen, um sich an den Diskussionen zu beteiligen und an Themen mitzuwirken, die auch aus literaturhistorischer Sicht interessant sind.

Zum anderen hat sich das Erich-Fried-Symposium von Beginn an immer vorgenommen, auch ein Transmissionsriemen zwischen der Literaturwissenschaft auf der einen Seite, auch den Literaturschaffenden, und der Öffentlichkeit, den Medien auf der anderen Seite zu sein und Themen zu diskutieren, die nicht nur im Werk von Erich Fried zu finden sind, sondern die, wenn man so will, auch weiterentwickelt werden, wenn man so will, was Erich Fried zu heutigen Themen sagen würde. So gestaltet sich das auch beim siebenten, beim heurigen Erich-Fried-Symposium.

Erich Fried hat ein sehr breites Schaffen vorzuweisen. Er ist nicht nur ein sehr anerkannter Lyriker, der sich zu wichtigen, auch tagespolitischen Themen geäußert hat, die heute noch aktuell sind. Ich denke beispielsweise nur an den Nahostkonflikt oder auch die Frage, inwieweit man mit kriegerischen Auseinandersetzungen politische Spannungen lösen kann. Erich Fried hat sich damals gezielt zum Vietnamkrieg geäußert. Diese Frage beschäftigt uns aber auch heute, wenn wir beispielsweise die Situation in Afghanistan und die Bekämpfung des internationalen Terrors und die damit verbundene Diskussion beobachten, die in den Medien geführt wird. 

Erich Fried war aber auch ein wichtiger und bedeutender Übersetzer. Er hat eine Reihe von Übertragungen von bedeutenden Englisch sprechenden Autoren vorgenommen, von Shakespeare, von T. S. Elliot, Dillon Thomas und vielen anderen mehr. Das musste Erich Fried auch deshalb können, weil er vor den Nazis geflüchtet ist und sich in seiner neuen Heimat Großbritannien eine neue Existenz als Übersetzer aufgebaut hat. 

Erich Fried hat sich auch mit der Situation in Europa beschäftigt, mit dem Kalten Krieg, mit der Auseinandersetzung unterschiedlicher politischer Blöcke in Europa. Auch das ist ein Thema, das nach wie vor sehr aktuell ist, wenn man bedenkt, dass wir gerade jetzt die Mauern und die Blöcke in manchen Köpfen überwinden müssen, wenn es beispielsweise um die Erweiterung der Europäischen Union geht. 

Das heißt abschließend, wir beschließen heute nicht eine Subvention für Erich Fried und wir beschließen auch nicht eine Unterstützung für einzelne Vorstandsmitglieder der Erich-Fried-Gesellschaft, schon gar nicht für jene, die schon verstorben sind, sondern wir beschließen heute eine Subvention und eine Unterstützung, die ein international anerkanntes Symposium ermöglicht, ein Symposium, an dem auch sehr viele Emigranten teilnehmen. Wenn ich mir das Programm ansehe, Kollege Ebinger, sehe ich, dass auch sehr viele jüdische Österreicherinnen und Österreicher aufscheinen, die als Übersetzer, als Literaten, als Schriftstellerinnen und Schriftsteller tätig waren und die in dieser Zeit verfolgt wurden. Nur ein kurzer Ausschnitt: Jeremy Adler aus London, Stefan Moses aus Jerusalem, Arno Lustig aus Frankfurt, Gilda Lustig aus Paris oder beispielsweise Lenka Reinorova aus Prag. Das wissen vielleicht die wenigsten, sie war beispielsweise noch Mitarbeiterin von Egon Erwin Kisch in Mexiko. Also solche historische Persönlichkeiten sind beim Erich-Fried-Symposium vertreten.

Ich denke, dass das aus mehreren Gründen interessant ist. Zum einen sind das Menschen, die zum Teil in einem Alter sind, die nicht mehr oft nach Wien und nach Österreich kommen können, und das ist eine gute Gelegenheit, historische Brücken zu bauen. Es ist aber auch eine gute Möglichkeit, generationsübergreifend zu arbeiten. Das ist auch ein Anspruch, den das Erich-Fried-Symposium hat, Generationen zusammenzuführen, die auf Grund der Emigration diese Gespräche nicht führen konnten.

Darum geht es beim vorliegenden Akt, wie gesagt, nicht um die finanzielle Unterstützung von noch lebenden oder schon verstorbenen Vorstandsmitgliedern der Erich-Fried-Gesellschaft, sondern um die Unterstützung eines international anerkannten literarischen Symposiums. Wir werden zu dieser Subvention offenen Herzens Ja sagen. Ich persönlich freue mich schon mit großem Interesse auf die Eröffnung des Erich-Fried-Symposiums, das morgen, am Donnerstag im Literaturhaus stattfindet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig (GR Dr Helmut GÜNTHER: Nein! - GRin Inge Zankl: Nur ist fast niemand von den Freiheitlichen anwesend! Man interessiert sich nicht dafür!), Entschuldigung, mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 25 (PrZ 203/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Prater Veranstaltungs G.m.b.H. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Nurten Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn ich schon nicht wirklich mehr daran glaube, freue ich mich eigentlich jedes Jahr, wenn ich höre, dass der Wurstelprater jetzt ein Wiener Flair und ein neues Gesicht bekommt. Schließlich hat uns Altbürgermeister Dr Zilk schon 1994 ein neues Gesicht für den Prater versprochen, aber gut Ding braucht eben Weile. 

Der Prater soll wieder einmal neu gestaltet und vor allem kulturell aufgewertet werden. Wie man in vielen Büchern lesen kann, war das einmal eine Kulturstätte. Allerdings ist das viele Jahre her, 100 Jahre, und es ging so in etwa noch bis Mitte der Zwanzigerjahre, dann war eigentlich die Kultur im Prater nicht mehr vertreten. Ich möchte allerdings ganz klein hinzufügen, dass damals die Unternehmer immer wieder mit ihren Kulturunternehmungen im Prater Pleite gegangen sind. Sie erhielten allerdings auch keine Kultursubventionen, das muss ich dezidiert bemerken. Kultursubventionen erhielten sie nicht, aber sie sorgten wirklich für Kultur, sogar für Hochkultur. 

Ich möchte nur daran erinnern, dass Karl Wilhelm Drescher und Carl Michael Ziehrer zum Beispiel dort ihre Konzerte selbst dirigierten. Es gab Opern, Operetten und Theaterpremieren. Max Reinhard inszenierte im ehemaligen "Zirkus Busch" auf der Venediger Au. Girardi und Paula Wessely traten im "Variete Leicht" auf. Man suchte damals immer wieder nach Neuem und war bemüht, jede Saison Attraktionen zu bringen, die mal auf kulturellem Gebiet, mal auf sportlichem Gebiet ihren Schwerpunkt hatten. Es gab Variete und es gab wirklich ganz tolle Attraktionen, wie die Hochschaubahn, die von der Hauptallee bis vor zur Ausstellungsstraße reichte. Diese ist - nur zur Information - 1944 abgebrannt. 

Aber schon 1895 sagte der damalige Bgm Grübl zu Gabor Steiner: "Was wollen Sie denn mit Venedig? Machen Sie doch Alt-Wien wieder! Das mögen die Wiener immer gerne." - Das gilt für Wien im Großen und Ganzen heute noch, weil Mozart und Rokoko vertreten wir am Stephansplatz, nicht immer in der stilvollsten Ausfertigung, aber die Wiener und die Touristen mögen das zugegebenermaßen gerne. Ich möchte auch daran erinnern, dass zu Zeiten, wie der Prater noch eine Kulturstätte war, auch die Praterstraße eine Pracht- und Theaterstraße war, aber so viel nur am Rande. 

Genug der Nostalgie, kommen wir wieder in die Gegenwart. Es wurde wieder einmal ein Konzept zur Neugestaltung und Verbesserung des Praters vorgestellt. Es ist dick und hat viel gekostet. Ich habe jetzt einen wunderschönen Ballon vor meinem Fenster und glaube immer, es geht die Sonne auf. Der Herr Schwarz ist sehr mutig oder sehr naiv - das weiß ich noch nicht - und hat sich jetzt als Praterunternehmer betätigt. Ich möchte nur sagen, ich wünsche ihm wirklich allen Erfolg. Es ist ein schöner Ansatz, aber eine Schwalbe macht noch keinen Sommer. 

Vor ein paar Tagen klagten allerdings im Radio einige Praterunternehmer wieder einmal darüber, dass das Geschäft sehr schlecht war. Sie klagen jedes Jahr, aber es bewegt sich nichts oder kaum etwas. Ich meine, es kommen neue Attraktionen - das ist mir schon klar -, aber Herr Obmann Kern meinte zum Beispiel wirklich einmal sehr offen, warum man drei, vier, fünf, ich weiß nicht wie viele, Supermänner, Turboräder oder sonst was hinstellen muss. Es ist halt eine sehr begrenzte Auffassung von Wiener Flair und von Neuem, was in einer Vergnügungsstätte möglich wäre. 

Da ist es leider mit ein paar so genannten Kulturveranstaltungen, die als Werbung für ein besseres Geschäft herhalten sollen und vom Wiener Kulturamt subventioniert werden, nicht wirklich getan, mal ganz abgesehen davon, dass das immer wieder eine Werbeveranstaltung für die SPÖ ist, dass man den Geburtstag des Herrn Bürgermeisters dort feiert. Zugegeben, der Herr Bürgermeister ist eine Attraktion im Prater, und dann kommen die Leute, das ist mir schon klar, aber 700 000 S für ein Konzept, das kein Konzept ist, davon kann manche Freie Gruppe nur träumen, denn sie muss ein detailliertes inhaltliches Konzept vorlegen, und das vermisse ich hier. Es ist nur eine Kalkulation angegeben, aber in keiner Weise, welche Veranstaltungen wirklich mit diesem Geld bezahlt werden sollen. 

Die Kulturveranstaltungen im Prater - das habe ich schon zu meinen Kolleginnen und Kollegen gesagt - kommen mir vor, wie ein paar Marzipanröschen auf einer sitzen gebliebenen Torte. Beißen Sie anständig hinein und es liegt Ihnen binnen kurzem im Magen. Es tut mir Leid, ich liebe den Prater, ich wohne dort, ich muss immer dort durch, wenn ich spazieren gehen will und ich kenne ihn seit Jahren, aber er ist trotzdem eine Asphaltg'stätte und ich muss Ihnen sagen, unter Wiener Flair verstehe ich wirklich etwas anderes. Es steht auch im Bericht, die Attraktionen sind austauschbar über die ganze Welt hinweg. Wo hier das Wiener Flair ist, weiß ich nicht. Ein Wurstelprater ist es außerdem schon sehr lange nicht mehr, auch wenn Herr Obmann Kern sagt: "Aber wieso, wir haben doch einen Wurstel da hinten?" - Das ist ein nettes Kasperltheater, aber der Wurstel war eine andere Figur, eine böse noch dazu. 

Es steht auch darin, dass die Verweildauer der Praterbesucher sehr kurz ist. Sie beträgt zwei Stunden. Es ist die kürzeste Verweildauer, die Menschen, die eine Vergnügungsstätte besuchen, rundum in Europa in einer Vergnügungsstätte bleiben. Ich muss leider dazusagen, der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds hat bis jetzt keine Gemeinsamkeit unter den Unternehmen herstellen können. Es ist auch sehr schwer. Wer ein bisschen hineinriecht, weiß, wie schwer das ist. 

Wenn Sie glauben, nur ich sehe das so, ist das wirklich ein Irrtum. Wie gesagt, es steht im Bericht von Herrn Sallaberger und Herrn Schwarz. Übrigens fand ich sehr amüsant, dass Frau VBgmin Laska im "profil" erklärt hat: "Das wirklich Großartige an diesem Prater ist, dass man durchgehen kann, ohne einen Schilling zu bezahlen." - Ich weiß allerdings nicht, wie man den Praterunternehmen so etwas als großartig erklärt. Der Prater ist ein Spielplatz für Illusionen und ein Kampfplatz der Unternehmer. 

Ich gehe fast täglich an der Ausstellungsstraße entlang und sehe diese ganze Front. Ich muss sagen, ich ärgere mich ungeheuer. Schauen Sie sich einmal den Eingang in den Prater an! Schauen Sie sich den "Stillen Zecher" an, der in einem scheußlichen Gelb - es soll Schönbrunner Gelb sein - dort steht! Man hat ihm sein Lokal auf einem Praterplatzgrundstück wirklich vergammeln lassen. Der wunderschöne Gastgarten wird nicht genutzt, aber dafür darf man einen Bratwurstturm auf den öffentlichen Platz stellen. 

Damit ich es nicht vergesse, er hat dort das Eingangsgestell gesponsert. Ich muss sagen, etwas Traurigeres als dieses Eingangstor zu einem Vergnügungspark habe ich eigentlich nirgendwo gesehen. Frau Architektin Auböck hat mir einmal gestanden, irgendwann hatte der Besitzer des "Stillen Zechers" keine Lust mehr, das zu bezahlen und hat damit aufgehört. Somit stehen also ein paar Stangen da und oben dieses Blech. Das ist wirklich sehr hübsch. Es hat aber niemanden gestört, dass das nicht fertig ist, man hat es so stehen lassen. Weder die Unternehmer noch den Wirtschaftsförderungsfonds oder irgendjemanden hat das halbfertige Gestell gestört. Ein weiteres Gestell ist ein verwahrloster komischer Ballon, der dort steht und nicht wirklich attraktiv ist, noch dazu Blumentröge, die eine Peinlichkeit sind, ohne jegliche Fantasie, ohne jeglichen Geschmack. Das kann bitte schön nicht Wiener Flair sein.

Wenn Sie glauben, ich habe keinen Sinn mehr für den Wurstelprater, so irren Sie sich. Ich habe mit meinem Sohn und später mit meinem Enkelkind sämtliche Phasen der Kindheit im Prater immer wieder durchgemacht. Was ich Grottenbahn gefahren bin, ist wirklich erwähnenswert! (GR Kurth-Bodo Blind: Das interessiert doch niemanden!) Am letzten Sonntag, beim Rundgang, entdeckte ich allerdings, dass zum Beispiel wieder etwas fehlt. Es war das "Tiroler Radl" in einem Ensemble der ältesten Bahnen für die Kleinsten. Aber nicht, dass da etwas Neues hinkommt, weil der Praterpachtgrund ja so billig ist. Es stehen fünf Autos dort und das Schild "Hier ist Privatgrund!" Das war der Ersatz für ein Praterunternehmen. (GR Kurth-Bodo Blind: Wissen Sie noch irgendetwas?)

Im Anschluss an das neue Casino ist auch nur eine G'stätten. Zum Bollwerk der Philatelie an der Ausstellungsstraße hat schon Alexander Schaaf, bevor er gestorben ist, zu mir gesagt: "Wenn der je eine Briefmarke verkauft hat, heiß' ich Veitl!" 

Von der Gastronomie will ich gar nicht reden, dazwischen die Spielhallen, Las Vegas für Arme oder nicht einmal das. Ich könnte mir Klein-Las Vegas sehr attraktiv vorstellen, aber bitte!

Nun aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt es einen erfreulichen Ausblick. Ich habe dieser Tage gehört, dass die Messe M & C die Verwaltung und Gestaltung des Praters, des Volkspraters, des Wurstelpraters, übernommen hat. Ich meine, vielleicht schafft diese Firma das, was jahrzehntelang, glaube ich, niemand geschafft hat. Es wäre zu wünschen. Ich hoffe nur, dass diese Umgestaltung nicht in den Parkplätzen stecken bleibt, was bis jetzt eigentlich das ist, was am dezidiertesten angesprochen ist. Aber geben wir der Messeverwaltung Zeit, vielleicht schafft sie es, ein kreatives Konzept für den Volksprater zu erstellen, bevor es zu spät ist, denn, sehr geehrte Damen und Herren, in der nächsten Zeit wird er eingekreist. 

Im 3. Bezirk entsteht ein Familyentertainmentcenter, im 21. Bezirk, auf den Messegründen, soll noch Soundtopia - und wenn nicht Soundtopia, dann halt etwas anderes - entstehen. Vielleicht schafft das einen Aufbruch, das wäre wünschenswert, denn ich glaube, die Wiener lieben ihren Prater, nur sollte er liebevoller und attraktiver gestaltet sein! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich hätte Ihnen wahnsinnig gern ein Prospekt vom Tivoli gezeigt, es läuft einem das Wasser im Mund zusammen, aber wie gesagt, im Prater braucht es einiges. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und des GR Dr Johannes Hahn.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Karlheinz Hora. - Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Liebe Kollegin, im Tivoli - wie Sie selber sicher wissen - zahlt man Eintritt, und wie unsere Frau Vizebürgermeisterin mitgeteilt hat, kann man in den Prater gehen, ohne dass man etwas bezahlt. Man kann durchgehen und sich das anschauen. 

Aber lassen Sie mich ein bisschen anders beginnen: "Schön ist so ein Ringelspiel." Wenn man durch den Prater geht - und im Jahr gehen etwa zweieinhalb bis dreieinhalb Millionen Menschen in den Wiener Wurstelprater-, da sieht man eine Zahl, die nicht nur für die Touristen, die nach Wien kommen, eine gewaltige Zahl ist, sondern in dieser Zahl sind auch jene Wiener und Wienerinnen enthalten, die einmal, zweimal und sicher für uns Leopoldstädter viel zu wenig in den Prater gehen.

Daher ist es ganz besonders wichtig, dass die 60 Praterunternehmer, die es gibt, im Jahr etwa 50 bis 70 Millionen S investieren, um jährlich neue Attraktionen, neue Blickpunkte, neue Spiele zu bringen, auch auf einer anderen Schiene etwas tun. Die andere Schiene ist ganz einfach - wie man heute sagt -, Highlights zu setzen, so wie etwa, wenn Sie wollen, den "Praterrummel". Das ist ganz wichtig. Das sind Veranstaltungen, wo die Bevölkerung hingehen kann, sich amüsieren kann, zuschauen kann. Oder auch der "Blumenkorso". Ich glaube, wer dort war und sich das angeschaut hat, hat schon gesehen, dass es sich dabei um Veranstaltungen handelt, die ganz wichtig sind. 

Aber die Praterunternehmer tragen natürlich selbst einen wesentlichen Teil dazu bei und wir wollen ihnen nur die Gelegenheit geben, diese Attraktionen, die auch heuer schon stattgefunden haben, dementsprechend zu finanzieren. 

Ich habe heute von dieser Stelle schon gehört, dass bei den Touristen der Prater in Wien an 4. Stelle steht. Auch ich würde mich freuen, wenn dieses Ranking weiter nach vorne geht und die Attraktion des Praters bei den Touristen weiter nach vorne geht, um noch mehr Besucher im Prater zu haben. 

Der Prater hat eine Tradition, die 1873 mit dem "Panoptikum" begonnen hat. Man hat im Jahr 2001, vor kurzem, eine ähnliche Attraktion wie damals das Panoptikum eröffnet, nur heute moderner und technischer, das "Kaleidoskop". 

Sie sehen also, die Spanne, die heute im Prater vorhanden ist, reicht von der Gastwirtschaft über moderne neue Gestaltung, auch im künstlerischen Bereich. 

Erlauben Sie mir eine Bemerkung: Auch für die Künstler wird durch den Prater sehr viel unternommen, dass sie dort Angebote - auch diese Angebote sind teilweise sogar pädagogisch begleitet - und Darstellungen ihrer Kunst, ihrer Kultur haben. Ich glaube, das ist für Wien ein ganz wichtiger Beitrag! (Beifall bei der SPÖ.)

Wie modern die heutige Pratergesellschaft ist, zeigt auch die Tatsache, dass Sie ganz leicht im Internet nachlesen können, wie viele Veranstaltungen jedes Jahr im Prater an Höhepunktwochenenden stattfinden. Ich habe heute schon den "Praterrummel" zitiert, aber es gibt eine ganze Reihe von Veranstaltungen, die dort stattfinden und gerade von der Bevölkerung immer gerne angenommen werden. Diese Veranstaltungen sind wirklich für die österreichische Bevölkerung, insbesondere für die Wiener, ganz wichtig, damit man hier auch dokumentiert, dass die Wiener hingehen.

Wir werden sicher eine neue Chance haben, was den Prater betrifft, den Wurstelprater, mit der Gestaltungsmöglichkeit, mit der Zukunft. Denken Sie bitte, was es dort in Zukunft geben wird. Es wird eine "Messe neu" geben. Es wird dort auch für den öffentlichen Verkehr ein wesentlicher Beitrag in dieser Stadt dank unserer Stadträte passieren, die Eröffnung der Verlängerung der U 2 im Jahre 2007. Bis dahin besteht die Möglichkeit, Wesentliches dort zu erreichen. Wie Sie alle wissen, wo die U�Bahn hingelegt wurde, ist auch rundherum Infrastruktur, entsprechende Geschäftstätigkeit entstanden. Das wird natürlich auch wieder eine Sicherung für die Zukunft des Wurstelpraters sein, damit dieser weiter besteht.

Ich kann Sie alle nur einladen, diesem heutigen Antrag der Berichterstatterin wohlwollend zuzustimmen und hoffe, dass ich Sie, wenn der Prater im Frühjahr wieder eröffnet wird, alle dort begrüßen darf! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Es gibt auch keinen Abänderungsantrag.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 26 (PrZ 203/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Jahressubvention an den Verein Freie Bühne Wieden. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Marianne Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegendem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Freie Bühne Wieden beschäftigt dieses Haus schon länger, nicht zuletzt deshalb, weil es hier massive Ansichtsunterschiede zwischen der Stadt und den Betreibern der Bühne gegeben hat. 

Ich darf Sie kurz erinnern: Es war so, dass es vereinbart war, dass die Freie Bühne Wieden mit 1.1.2001 von Frau Rikki May übernommen wird und damit die Frage der Leitungsfunktion im Sinne einer Vereinbarung mit der Stadt gelöst wird. Zu dieser Lösung kam es nicht. In der Zwischenzeit hat Herr Dr Sziszkowitz das Theater weitergeführt.

Wir halten es für sehr problematisch, in einer Situation wie dieser, der Freien Bühne Wieden die Subvention zu erteilen, weil es schlussendlich - wir werden diesen Fall heute noch einmal diskutieren - tatsächlich eine Art und Weise ist, wenn man so will, jemanden dafür zu belohnen, dass er sich an eine ganz klare Vereinbarung nicht hält.

Wir sind daher der Meinung, dass die 800 000 S, die für die Theatertätigkeit im Jahr 2001, im laufenden Jahr, zugestanden werden sollen, sozusagen auf der Basis von gebrochenen Vereinbarungen basieren und halten das für eine sehr problematische Vorgehensweise, noch dazu wo ich gestern erfahren musste, dass unter anderem dem "Cosmos Frauenraum", der uns GRÜNEN ein sehr wichtiges Anliegen ist - der Herr Stadtrat hat in seiner Kulturbudgetrede auch gesagt, die Frauen und die Förderung der Frauen sind ihm ein wichtiges Anliegen -, kein Geld für das Jahr 2001 zugestanden wird, das ihm helfen würde, dieses Jahr zu überleben. (GR Ernst Woller: Das stimmt nicht!) 

Wenn es nicht stimmt, umso besser! Dann klären Sie mich auf, dann freue ich mich! (GR Ernst Woller: Das stimmt nicht mehr!) Ich habe von Frau Klein gestern ein E-Mail bekommen, wo sie gesagt hat, dass die notwendige Entschuldung, die sie zusätzlich zur Subvention bräuchten, um das Jahr 2001 zu überleben, abgelehnt wurde. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber sie haben heuer ein zusätzliches Geld bekommen!) - Das mag sein, aber offensichtlich hat der "Cosmos Frauenraum" trotzdem ein Geldproblem. Ich halte es für sehr wichtig und relevant, sich dem zu stellen. Sagen Sie jetzt nicht, warum, na und, und überhaupt! Wir glauben, dass es wichtig wäre, den "Cosmos Frauenraum" eindeutig zu unterstützen. 

Wir werden im Übrigen die Subvention für die Freie Bühne Wieden, bis es zu einer sinnvollen Klärung kommt, die meines Wissens noch aussteht, weil die Leitung ausgeschrieben wurde, ablehnen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath�Pokorny: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Aussage, dass der "Cosmos Frauenraum" heuer keine Finanzierung bekommen hat, stimmt schlicht und einfach nicht! Wir haben mit dem "Cosmos Frauenraum" noch vor dem Sommer eine zusätzliche Finanzierung ausgemacht. Wir haben zusätzlich 1 Million S gewährt, wir haben immerhin um 33 Prozent - um ein Drittel - erhöht. Damit ist die Kulturabteilung der Stadt Wien im Unterschied zu den Bundespartnern der einzige Partner gewesen, der nicht nur vertragstreu war, sondern das zusätzlich noch um ein Drittel erhöht hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist auch da das letzte Wort noch nicht gesprochen. Wir werden uns in den nächsten Tagen zusammensetzen und die weitere Vorgangsweise besprechen. Zu sagen, gerade der "Cosmos Frauenraum" bekommt heuer kein Geld, ist schlicht und einfach falsch! Das ist falsch! 

Dazu kommt noch die Frage, wer eigentlich sonst zuständig ist. Auf meine Frage bei der Leiterin des "Cosmos Frauenraums", warum man beispielsweise nicht beim Herrn Frauenminister oder Männerminister - oder was immer er jetzt ist - Haupt demonstriert, oder auch im Kunstkanzleramt, bekomme ich die Antwort: "Die reden nicht mit uns." - Das ist wahrscheinlich auch ein eindeutiger Hinweis darauf, was die sozialdemokratische Fraktion gestern meiner Meinung nach richtigerweise in einem Antrag gefordert hat, der im Übrigen dann in nicht untypischer Weise keine Zustimmung der Opposition auf dieser Seite des Saals bekommen hat. Ich wollte nur diesen Hinweis geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Hahn. Ich erteile es ihm.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Frau Ringler, wie Sie vielleicht wissen, ist die Situation um die Freie Bühne Wieden eine recht komplexe. Es würde den Rahmen, unser Zeitverständnis und unser Zeitbudget sprengen, würden wir hier sozusagen die ganze Genesis aufrollen. Wenn das notwendig ist, können wir das in einem Privatissimum machen. 

Wo ich schon aufklären oder sozusagen hinführen möchte, ist, dass es auch im künstlerischen Bereich und im Theaterbereich etwas Ähnliches wie Marktmechanismen gibt. Es wäre wohl auch für ein Theater etwas Blödes, wenn es über ein Jahr oder länger zugesperrt ist und man es dann vielleicht wieder hochfahren müsste. Deswegen muss ich als Wiedner und Wiedner Mandatar und auch einer, der im Kulturbereich tätig war, sagen, wir waren heilfroh, dass in dieser vertrackten Situation um die Nichtfortführung mit Rikki May oder doch Rikki May sich Gerald Sziszkowitz bereit erklärt hat, einzuspringen, im Grunde genommen die Saison 2001 aus seiner privaten Schatulle sozusagen vorzufinanzieren und auf diese Art und Weise einen Theaterbetrieb aufrechtzuerhalten. 

Ich bin sehr froh und dankbar, dass es gelingt, heute mit dieser Subvention auch das Jahr 2001 sozusagen von Seiten der Stadt zu honorieren und sicherzustellen, dass dieser Theaterbetrieb fortgeführt wird. Es ist in diesem Jahr, glaube ich, doch einiges auf die Beine gestellt worden. Es hat drei Premieren, Matineen, Gastspiele et cetera gegeben. Ich darf Sie sehr herzlich einladen, am 28. November ist die nächste Premiere, mit einem, glaube ich, doch sehr beziehungsvollen Titel, wenn man weiß, dass Gerald Sziszkowitz 20 Jahre lang Schauspielchef des ORF war. Das Stück heißt, von ihm geschrieben: "Schimanski oder man kann das ganze Fernsehen umbringen, aber doch nicht seinen Chef." Ich lade Sie sehr herzlich ein, sich das anzuschauen. Ich glaube, es wird sehr lustig und sehr interessant. 

Ich darf mich nochmals für die Unterstützung der Freien Bühne Wieden bedanken und hoffe, dass sie sozusagen in eine erfolgreiche Zukunft geführt werden kann. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Inge Zankl. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die unendliche Geschichte der Freien Bühne Wieden: Ich kann Frau Ringler sagen, auch Frau Klein hat sich einmal um die Freie Bühne Wieden beworben. Das ist schon viele Jahre her. Mir ist auch in Erinnerung, dass sich zum Beispiel der Verein der Freunde des Wienerliedes unter Prof Mallat um die Freie Bühne Wieden beworben, sie aber letztlich nicht bekommen hat. Das weiß ich als Meidlingerin, weil die jetzt eine Heimat bei uns in der Längenfeldgasse gefunden haben. Frau Topsy Küppers ist jahrelang in Pension gegangen und wir haben immer das Gefühl gehabt, sie will das Theater an den Meistbietenden verkaufen. Voriges Jahr - es ist ziemlich genau ein Jahr her - haben wir dann gedacht, dass es endlich zu einer Lösung kommt. Aber die Tinte auf dem Akt war noch nicht trocken, sahen wir uns schon wieder vor einer anderen Situation. 

Ich muss schon sagen, wir haben damals im Ausschuss gesagt, wir können das nicht beurteilen, wer jetzt rechtmäßig in diesem Verein ist, wer der Direktor ist, wie das gemacht wird. Leider hat es StR Marboe damals nicht geschafft, in seiner Amtszeit eine rechtlich wasserdichte Entscheidung mit diesem Verein herbeizuführen. Ich sehe schon ein, dass es wichtig ist, dass jetzt weitergespielt wird, aber man kann nicht einfach vom Ausschuss, wo wir für die Steuergelder verantwortlich sind, verlangen, dass wir eine Subvention für irgendjemanden bewilligen, der uns noch kein Konzept vorgelegt hat, kein Programm, wie er spielen wird. Es ist einfach liegen geblieben, denke ich. 

Aber jetzt ist es so, dass es Aktivitäten gegeben hat. Ich habe mich davon überzeugt, dass das letzte Stück, "Die Thaya", wunderbare Kritiken gehabt hat. Es war ein Gastspiel von Rudolf Melichar aus dem Burgtheater und ich denke, jetzt kann man zumindest für dieses eine Jahr feststellen, die rechtlichen Dinge sind geklärt und Herr Dr Sziszkowitz bekommt für dieses eine Jahr die Subvention. 

Ich kann Ihnen berichten, dass jetzt der Posten ausgeschrieben wurde. StR Mailath-Pokorny ist es gelungen, mit dem Verein eine Einigung herbeizuführen. Der Verein ist jetzt bereit, den Posten auszuschreiben. Die Ausschreibung hat am 10. November geendet und eine unabhängige Jury wird hoffentlich einen Vorschlag machen, der schlüssig ist, sodass dieser Standort weiter bestehen kann, weil es unbestritten ist, dass auf diesem Standort weiterhin Theater gemacht wird.

Zu dem zweiten Teil dieser Subvention, der jetzt unter dem Titel "1 Million S" gebracht wird: Das ist eine Investitionsablöse und es wird auch nicht so freihändig ausgezahlt, sondern es ist geprüft worden oder noch in Prüfung, wie man diese Investitionen bewerten kann. Ich denke, wenn wir einen neuen Direktor oder vielleicht eine neue Direktorin haben und der oder die hat ein passendes Konzept, dann können wir uns sicher entschließen, 2002 wieder eine Förderung für dieses Theater auszusprechen. Deswegen ist jetzt hoffentlich die unendliche Geschichte der Freien Bühne über die freie Bühne gegangen und wir haben endlich klare Verhältnisse geschaffen! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Tschirf gemeldet. (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, Dr Hahn!) Dr Hahn. - Da habe ich den falschen Namen gehört. Entschuldigung!

Bitte, Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Kein Problem! - Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich wollte nur sozusagen historisch klarstellen, es war Ihre Fraktion, die nicht den nahtlosen Übergang von Rikki May auf Gerald Sziszkowitz zugelassen hat. 

Ich darf auch daran erinnern, das Problem konnte unter der Ära Marboe nicht mehr gelöst werden, weil es Ihre Fraktion war, die die Periode verkürzt hat und dadurch das nicht mehr fortgesetzt werden konnte. 

Jetzt ist es mit mehrmonatiger Verspätung gelöst worden, aber besser so als gar nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 (PrZ 536/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das EU-Umwelt-Projekt "RUMBA - Richtlinien für umweltfreundliche Baustellenabwicklung". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Lettner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. - Bitte, Herr Klubobmann.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es ist mir deswegen ein großes Anliegen, dass dieses Projekt hier zur Sprache kommt, weil ich es für extrem wichtig halte und das Gefühl habe, dass bei der Textierung die Chancen nicht im entsprechenden Ausmaß zum Vorschein kommen, um nicht zu sagen, das Licht unter den Scheffel gestellt wird. 

Es geht um nicht mehr und nicht weniger, wenn das umgesetzt wird, als dass es möglich ist, in relativ kurzer Zeit einen beträchtlichen Anteil des Lkw-Verkehrs, der in Wien fährt, auf die Schiene zu bringen, und nicht nur ein bisschen etwas. Lassen Sie mich das jetzt exemplarisch ausführen, weil wir - ich mache jetzt keine oppositionelle Straßenbaudebatte - immer über den Lkw-Verkehr diskutieren und dass es in fünf Jahren, sieben Jahren oder zehn Jahren vielleicht eine Umfahrungsstraße gibt. 

Tagtäglich fahren durch das Wohngebiet Tausende Lkw, von denen man bisher angenommen hat, sie müssen fahren, weil wenn man ein Haus baut, muss sowohl der Aushub weg- als auch das Material hinkommen. Ich sage Ihnen einmal die Zahlen, wie viel Prozent der Lkw-Verkehr in Wien ausmacht, der nur für den lokalen Bauverkehr ist, also - noch einmal - Aushubmaterial weg, Material hin. Es ist ein Viertel des gesamten Straßengüterverkehrs und mengenmäßigen die Hälfte. Die Hälfte, mengenmäßig von dem, was in Wien Lkw-mäßig unterwegs ist, betrifft Baumaßnahmen. (GR Harry Kopietz: Unterstützen Sie den Lkw-Verkehr?) 

Noch einmal, damit man es sinnlich bekommt. Ich habe schon bei der Generaldebatte gesagt, einen einzigen Stellplatz auszuheben, ein einziger Stellplatz, kostet - unter Anführungszeichen - "eine Umweltbelastung von zwölf Lkw-Fuhren". Also können wir uns vorstellen, wenn wir eine größere Baustelle haben, wo auch ein Keller und ich weiß nicht was gebaut wird, was da an Lkw-Fahrten notwendig ist, wenn man sagt, das muss sein. 

Es gibt jetzt einige wenige Pilotprojekte in Wien, die gezeigt haben, dass mit marginalen Mehrkosten - schon auch der einen oder anderen Schwierigkeit - es möglich ist, das auf die Schiene zu bringen. Wie soll denn das gehen? - Ich kann mir vorstellen - das sagen viele -, dass man Fernverkehr auf die Schiene bringt, aber doch nicht den Nahverkehr. Das Konzept ist Folgendes: Es gibt überall in Wien - viel mehr als wir im Bewusstsein haben - Schienen. Dazu bedarf es auch keines großen Bahnhofs. Dazu bedarf es der Möglichkeit, dass ein Zug 24 Stunden beziehungsweise überhaupt nur 12 Stunden über Nacht steht und geschaut werden muss, wo in der Nähe eine Baustelle ist, eine Lkw-Möglichkeit, die es oft in einigen 100 Metern oder einigen wenigen Kilometern Entfernung gibt. Dort steht jetzt ein großer Zug. Das, was normalerweise passiert, ist, dass der Aushub irgendwo quer durch Wien geführt wird, dann auf die Tangente fährt und auf irgendeine Deponie im Norden, Süden, Osten oder Westen Wiens gelegt wird. So fährt man oft nur einige wenige 100 Meter mit einem Container zu einem Zug, ladet diesen Container ab und der gesamte Lkw-Verkehr ist dann auf der Schiene. Es gab einige wenige Projekte, die, meine Damen und Herren, 90 Prozent des Lkw-Verkehrs erfolgreich auf die Schiene gebracht haben. 

Jetzt soll dieses EU-Projekt richtigerweise sagen, welche technischen Infrastrukturen ... (GR Mag Harald STEFAN: Haben Sie sich auch die Logistik überlegt?) Ich habe mir einiges überlegt und auch dieses Konzept hat sich einiges überlegt. (GR Günter Kenesei: Das war ein qualifizierter Zwischenruf!) 

Der Punkt ist, dass wir so rasch wie möglich - das ist der Kern meiner Rede, als Aufforderung an StR Faymann insbesondere - Konsequenzen ziehen könnten. Ich sage, Konsequenz eins: Ab sofort bei allen Bauträgerwettbewerben - sofern das noch nicht der Fall ist -, ernsthaft eine Prüfung einzureichen, ein Nebeneinander, der gesamte Baustellenverkehr über den Lkw - wie es noch immer der Regelfall ist - oder über die Bahn. Worin liegt das Problem? 

Ich sage Ihnen jetzt ein Stadtentwicklungsgebiet, das besonders prädestiniert wäre. Ich hoffe, es wird durchgesetzt. Das ist die KDAG-Geschichte, worüber wir schon öfters gesprochen haben. Dort ist ein Bahnanschluss nicht irgendwo in der Nähe, sondern mitten am Grundstück. Es wäre dort also - ich sage es zugespitzt - ohne eine einzige Lkw-Fuhre möglich. Das sind - ich habe nur eine Schätzung - über die Jahre 10 000 Fahrten in diesem Gebiet. Das ist ein Wahnsinn! Dort würde alles mit dem Zug weggeführt werden können, wenn - jetzt wird es spannend - jemand das vorschreibt. Bisher war niemand dafür wirklich zuständig. Darum die Frage: Kann man hier nicht kurzfristig Richtlinien erlassen? 

Ich habe oft das Gefühl - darum ist es mir so ein Anliegen, hier zu sprechen -, dass über gewisse Dinge unglaublich lange kontrovers diskutiert wird, und bei ganz billigen Punkte - fußballermäßig ausgedrückt - steht man alleine beim Elfer, der Tormann ist hinausgelaufen, man müsste nur hineinschießen, aber das passiert irgendwie nicht, weil es nicht auffällt. Ich verstehe nicht, meine Damen und Herren, warum ein Konzept, das technisch und wirtschaftlich möglich ist und auf einen Schlag ein Drittel des Lkw-Verkehrs entfernen könnte, nicht umgesetzt wird. Keine Straße kann das versprechen, dass das irgendwo unter "ferner liefen" abgehandelt wird, wo das jetzt zwar - ich finde das toll und notwendig, das ist alles ein EU-Projekt - geprüft wird - ich stimme auch mit Begeisterung zu -, aber ob man nicht rasch daraus Konsequenzen zieht. 

Das geht auch bei Baulücken. Schauen wir uns das dort an, wo es ein bisschen versucht wurde - ich finde viel zu wenig -, beim mengenmäßigen Riesenprojekt Lainzer Tunnel, wo es möglich gewesen wäre, sehr viel mehr über die Bahn abzuwickeln. Da stellen sich gelegentlich auch Finanzierungsfragen. Da geht es um Promille der Baukosten, die mehr sind, wo aber die Frage ist, ob die Stadt den Mut hat zu sagen, aus Umweltgründen, aus Gründen des Lärmschutzes hat das stattzufinden. 

Das wäre der Punkt, den wir in der Folge gerne diskutieren würden. Ich kündige das hiermit an, dass wir nicht warten, bis dieses sinnvolle, kluge, gescheite und gut vorbereitete EU-Projekt durchgeführt ist, sondern rasch sagen, wie das über die Wohnbauförderung ist. Könnten wir jetzt nicht in eine Richtlinie hineinschreiben, dass das jedes Mal vorzulegen ist und wenn die Kostenüberschreitung nur eine marginale ist, dass das dann durchgeführt zu werden hat?

Wie passiert es jetzt bei vielen? - Viele legen uns etwas vor und sagen: "Schaut her, wir haben eine Ausschreibung gemacht. Über den Lkw kostet es so viel, über die Bahn kostet es mehr." - Ja, es kostet mehr, wenn man nur die Entsorgung und die Zulieferung nennt. Aber bei den Gesamtkosten sind das sehr wenig Mehrkosten. Darum passiert es derzeit kaum. Dann gibt es Schwierigkeiten, wie die Verladeflächen genormt sind, ob man genügend Container hat. 

Ich schildere es als Gerücht, weil ich es nicht als Beleg habe, aber ich schildere das Gerücht: Es gibt Ernsthafte, die meinen, es war wirklich so. Bei diesem einen Projekt waren plötzlich alle Container weg. Es gab keine Container mehr in Wien zu mieten. Warum? - Weil es natürlich Interessen gibt. Da stellen wir uns wirklich vor, Richtung - sage ich jetzt - Frächter, auf einmal fällt wirklich einer der größten Anteile vom Frachtverkehr in Wien weg. Dann gibt es welche, die in dem Bereich weniger Geschäft machen. Ich gebe es nur als Gerücht wieder. Bei diesem einen Projekt waren auf einmal innerhalb weniger Tage alle relevanten mietbaren Container - das muss man nur anmieten, dass das geht - nicht mehr verfügbar und das Projekt musste fast abgebrochen werden. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Es würde mich freuen, wenn - wenn nicht heute, dann zu einem anderen Zeitpunkt - Herr StR Faymann die Möglichkeit hätte zu sagen, welchen Nutzen ziehen wir kurzfristig daraus, wir Stadt, wir insbesondere Wohnbau, aber ich gehe auch über den Wohnbau hinaus, große Bürobauten, die ein Beträchtliches an Zufahrten, ein Beträchtliches an Aushub haben. Klammer auf - ich habe jetzt auch keinen Vorschlag aus dem Ärmel, wie man das obligat machen sollte, aber ich meine, es gibt ein öffentliches Interesse, es gibt eine nachgewiesene Machbarkeit, es gibt die Möglichkeit, Know-how in Wien zu entwickeln und weiterzutreiben. Da muss ich sagen, hatten einmal die Berliner die Nase vorn. Beim Bau des Potsdamer Platzes - dabei ging es schon um einige Kubikmeter - wurde das penibelst umgesetzt. Dort ist die gesamte Zulieferung und die Ablieferung zum Potsdamer Platz per Schiff oder per Bahn und nur kurzfristig per Nahverkehr erfolgt. Stellen wir uns das vor! Es geht also! 

Das ist eine sofortige Entlastung und eine enorme Entlastung, die den öffentlichen Haushalten gar nichts kostet. Darum war mir das so wichtig und ist mir das so wichtig, Sie darauf aufmerksam zu machen. Wenn man das nur grob überfliegt, steht es in der Dramatik dieser Geschichte nicht drinnen. Gehen wir das an - Aufforderung an den Wohnbaustadtrat, der hier ist, aber auch an andere Stadträte, wie die Umweltstadträtin -, für alle Bauvorhaben derartige Entlastungen zu schaffen! So billig gibt es eine Entlastung vom Lkw-Verkehr ganz selten! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Das EU-Umwelt-Projekt "RUMBA - Richtlinien für umweltfreundliche Baustellenabwicklung" ist wirklich ein großartiges Projekt und es ist mehr als nur die Reduktion des Lkw-Schwerverkehrs. Es ist auch eine Reduktion der Verkehrsbehinderung, der Staubelastung, eine bessere Vorsortierung der Baurestmasse, eine höhere Recyclebarkeit und eine Reduktion der Entsorgungsfahrten. 

Die Stadt Wien, Herr Mag Chorherr, hat schon den Mut, Neues zu beginnen. Das zeigt sich darin, dass wir zu diesem Projekt Ja sagen. Wie wir unseren StR Faymann und den Bauausschuss kennen, weiß ich, dass wir alle unsere Schlüsse für diese Stadt daraus ziehen werden, aber ich denke auch, dass wir dieses Projekt jetzt einmal starten sollten. Das soll jetzt bis 2004 gehen. Wir werden sicher darauf reagieren, ich bin überzeugt, im Sinne der Umwelt und vor allen Dingen auch im Sinne der Menschen, weil wir alle wissen, wenn es der Umwelt gut geht, wenn die Umwelt in Ordnung ist, dann geht es natürlich auch den Menschen gut. 

Aber eines möchte ich in diesem Zusammenhang noch bemerken: Ich bin glücklich, in einem Land zu leben, das der Europäischen Union angehört, weil da sieht man, wenn sich die Länder zusammenschließen, was alles möglich ist. An die Adresse all jener, die Zweifler sind und immer sagen, wir zahlen nur in die EU hinein: Man sieht an solch positiven Projekten, dass wir auch eine Menge von der EU zurückbekommen. Ich denke, nur ein Ass im Ärmel, das womöglich ein faules Ass oder kein wirksames Ass ist, ist zu wenig. 

Ich denke, wir müssen uns alle miteinander anstrengen und ich bitte daher um Ihre Zustimmung zu diesem wirklich großartigen Projekt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 4 (PrZ 203/01-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Zuführung von Barmitteln an den Wiener Integrationsfonds im Wege einer Nachdotation. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Nurten Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Voraus möchte ich schicken, dass wir heuer das dritte Jahr in Serie zu unserem Bedauern dem Budget an den Wiener Integrationsfonds nicht zustimmen werden können. Wir hoffen, dass vielleicht die Entwicklungen in den nächsten Jahren es uns einmal wieder möglich machen werden, dem Fonds unsere Zustimmung zu erteilen, das heißt, besser gesagt, dem Budget an den Fonds unsere Zustimmung zu erteilen. Auf die Gründe möchte ich nicht im Detail eingehen. Das deswegen, weil ich denke, die Angelegenheit des Wiener Integrationsfonds ist in diesem Hause in den vergangenen Jahren sehr oft und sehr ausführlich diskutiert worden. Ich habe von dieser Stelle aus die Gründe sehr oft detailliert erläutert und so, glaube ich, hätte ich auch heute wenig Neues der Debatte hinzuzufügen.

Faktum ist, dass wir letztes Jahr - ebenso vorletztes Jahr - das Budget ablehnten, und zwar aus einem einfachen Grund: Nicht, weil wir etwa mit der Einrichtung des Integrationsfonds an sich nicht einverstanden wären. Wer die Position und den Einsatz der GRÜNEN kennt - gerade auf dem Gebiet der Integrationspolitik -, braucht das auch nicht von hier aus bestätigt zu bekommen, um es zu glauben. Auch nicht, weil wir mit der Leistung des Fonds, mit den Leistungen, die die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Fonds tagtäglich in der Stadt und für die Stadt erbringen, nicht einverstanden wären oder hier etwas zu kritisieren hätten. Selbstverständlich wird es in einem Betrieb, wo - bitte mich zu korrigieren, aber ich schätze einmal - 70 bis 80 Menschen, vielleicht sogar noch mehr in der Zwischenzeit, arbeiten, in einem derart großen Betrieb, einmal dieses und vielleicht einmal jenes zu kritisieren geben. Kritik ist immer denkbar, Kritik ist immer möglich, aber nichtsdestotrotz, die Leistung, die sie hier unter größtem Einsatz erbringen, ist beachtlich und dafür gehört auch ein Dankeschön gesagt, was ich von dieser Stelle aus auch jedes Jahr sage und das kommt von Herzen. 

Das Problem beim Wiener Integrationsfonds ist lediglich die Zusammensetzung jenes Gremiums, das die wesentlichen Entscheidungen über diesen Fonds trifft, und jenes Gremiums, das auch in der Folge wesentliche Entscheidungen im Zusammenhang mit diesem Budget zu treffen haben wird. Diese Kritik ist nicht neu. Die gibt es - wie gesagt - bereits seit Jahren. Die hat damit etwas zu tun, dass ganz einfach die Wiener SPÖ dieses Kuratorium unverändert dominiert und sogar wesentliche Entscheidungen, sehr sensible Entscheidungen in den vergangenen Jahren oft mit einer einzigen Stimme Überhang getroffen hat, obwohl man auch gewusst hat, dass es vielleicht wesentlich sinnvoller gewesen wäre, den anderen Weg einzuschlagen und das Gespräch und die Zusammenarbeit mit den Oppositionsparteien, manchmal auch mit dem Regierungspartner - weil in jenen Jahren war die Wiener ÖVP auch in der Regierung -, zu suchen und vielleicht zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen. 

Der Konflikt ist irgendwann einmal in diesem Kuratorium eskaliert. Er führte bekanntlich dazu, dass die GRÜNEN und das Liberale Forum - das damals hier im Hause vertreten war - das Kuratorium verlassen haben. Seitdem gibt es unsererseits keine Zustimmung mehr zu diesem Kuratorium und in der Folge auch keine Zustimmung mehr zu diesem Budget.

Ich möchte zu bedenken geben, dass wir jedes Jahr - so auch heuer - das Angebot gerichtet haben, über eine sinnvolle Kuratoriumsreform zu diskutieren und vielleicht gemeinsam anzudenken, wie man im Fonds sozusagen ein Relanche startet, mit dem eine Zusammenarbeit zwischen allen Kräften hier im Hause im Rahmen des Fonds möglich und denkbar ist. Doch in den letzten drei Jahren hat es diese Gespräche nicht in erfolgreicher Weise gegeben, da hat sich nichts in diesem Kuratorium verändert, da hat sich auch nichts bewegt. 

Gerade die jüngste Kuratoriumssitzung, denke ich, kann auch als Beweis dafür genommen werden, dass sich bis auf weiteres nichts bewegt hat und auch nichts bewegen wird, denn gerade in der letzten Sitzung ist meines Wissens - weil da sitze ich nicht drinnen, aber die Informationen habe ich dankenswerterweise vom Kollegen Ulm bekommen - der Antrag der NGOs, dass die NGO-VertreterInnen im Kuratorium von derzeit drei auf sieben erhöht werden, erneut allein mit den Stimmen der SPÖ abgewiesen worden.

In diesem Sinne sehen wir uns auch heuer, wie gesagt, fast möchte ich sagen, genötigt, diesem Budget nicht die Zustimmung zu erteilen. Wir hoffen allerdings, dass sich die Dinge weiterbewegen. Man darf ja immer hoffen. Wir sind offen für jedes Gespräch. Wir möchte geradezu einladen, die Gespräche zu führen und vielleicht eine Kuratoriumszusammensetzung zu erreichen, in der sozusagen die Feudalstrukturen der Vergangenheit nicht fortgeschrieben werden. Für heuer vorerst leider Nein! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn GR Dr Ulm. Ich bitte ihn zum Rednerpult und erteile ihm das Wort.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich darf dort anschließen, wo meine Vorrednerin aufgehört hat und darf gleich vorwegnehmen, auch wenn es uns nicht leicht gefallen ist, werden wir dieses Jahr noch die Dotation des Wiener Integrationsfonds mittragen. Ich sage allerdings sehr bewusst an dieser Stelle und heute, ich könnte mir vorstellen, dass es das letzte Mal gewesen ist, wenn die SPÖ ihre Integrationspolitik in der Art und Weise fortsetzt, wie wir sie in der letzten Zeit erleben mussten.

Es ist nicht so, dass der Wiener Integrationsfonds in der gleichen Art und Weise Integrationspolitik machen würde, wie unmittelbar die SPÖ, obwohl er stark parteipolitisiert ist. Unabhängig davon erbringt er immer noch eine wertvolle Leistung für MigrantInnen in diesem Lande und wir wollten zu diesem Zeitpunkt noch nicht gegen 85 Millionen S für Integrationsarbeit stimmen. Wie sich das in den nächsten Jahren entwickeln wird, wird von der Integrationspolitik der SPÖ und davon abhängen, wie sich der Wiener Integrationsfonds verhält. Wir verlangen jedenfalls, dass der Wiener Integrationsfonds wieder zu seiner ursprünglichen Aufgabe zurückkehrt, Sprachrohr der Migranten zu sein, nicht Sprachrohr der SPÖ, für die Anliegen der Migranten in dieser Stadt einzutreten und sich bei ganz elementaren Fragen - wie die Wohnungspolitik, wie die herzlose Integrationspolitik bei den Notfallswohnungen - nicht zu verschweigen. Da würde ich mir erwarten, dass für diejenigen, die wirklich der Hilfe bedürfen, auch die Stimme erhoben wird. Ich würde mir erwarten, dass der Integrationsfonds weniger polemisch agiert, als das die SPÖ macht, dass man die Leistungen, die im Integrationsbereich passieren, nicht nur deshalb, weil sie von der Bundesregierung kommen oder auf Bundesebene passieren, kritisiert und dass man die Leistungen in diesem Bereich einfach anerkennt und Österreich nicht schlechthin schlecht macht! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich würde mir erwarten, dass man beim Integrationsvertrag die Zusammenarbeit mit den Vorschlägen auf Bundesebene sucht. Ich glaube, es ist etwas, was inhaltlich dem Weg entspricht, den der Integrationsfonds in den letzten Jahren beschritten hat. Ich denke mir, dass das auch finanziell etwas bringen wird, wenn nunmehr 50 Prozent der Deutschkurse vom Bund finanziert werden. Dann wird der Integrationsfonds Gelegenheit haben, mit dem Geld, das ihm überbleibt, andere sinnvolle Maßnahmen zu setzen.

Ich fordere dringend auf, es sich zu überlegen, die Außenstellen des Integrationsfonds von sieben auf die Hälfte, nämlich auf drei bis vier, zu reduzieren. Dort wird die tatsächliche Integrationsarbeit gemacht. Dieses Angebot sollte sicherlich nicht verringert werden.

Ich appelliere an den Fonds, die richtigen Schwerpunkte zu setzen, auch inhaltlicher Art! Verlaufen Sie sich doch bitte nicht in Placeboforderungen und in rein symbolische Forderungen, wie die nach einem Antidiskriminierungsgesetz oder nach Rassismusforschung! 

Frau Kollegin Vassilakou hat bereits gestern, bei der Budgetdebatte, davon gesprochen, dass man unter Rassismus eigentlich etwas ganz anderes verstehen muss. Rassismus ist gar nicht die Benachteiligung und die Verfolgung einer bestimmten Gruppe auf Grund ihrer Rasse. Da gibt es wissenschaftliche Zirkel, wo das ganz anders interpretiert wird. Ich weiß nicht wie, vielleicht wird dann zum Beispiel der Konservativismus mit Rassismus gleichgesetzt. Ich weiß es nicht. Wie auch immer diese Debatten in diesen Zirkeln sein wollen, politisch ist daraus nichts zu gewinnen, weil ich muss mir immer der Verantwortung bewusst sein, wenn ich ein Wort verwende, wie dieses bei 90 oder 99 Prozent der Bevölkerung ankommt. 

Ich appelliere daher an den Fonds und an die SPÖ: Seien Sie sorgsam mit Ihrer Wortwahl! (Beifall bei der ÖVP.) 

Als allerletzten Punkt sage ich Ihnen, dass Maßstab für unsere Zustimmung in den nächsten Jahren sein wird, wie es Ihnen gelingen wird, die Integrationsorganisationen in die Integrationsarbeit des Integrationsfonds zu integrieren. Wenn es nicht möglich ist, dass sich die NGOs bei Ihnen wirklich aufgehoben fühlen, dann wird es auch für uns sehr schwierig sein, wiederum dieser Dotation zuzustimmen. Da hilft es gar nichts, wenn der Geschäftsführer die NGOs in Aussendungen in Schutz nimmt, wenn es gegen die Bundesregierung geht und man der Bundesregierung vorwirft, dass dort die NGOs ausgedünnt werden sollen. Und dann haben wir eine Kuratoriumssitzung - es wurde bereits am 17.10. dieses Jahres angesprochen -, wo die SPÖ geschlossen dagegen gestimmt hat, dass die Integrationsorganisationen entsprechend im Kuratorium vertreten sind. 

Sehr geehrte Damen und Herren, so stellen wir uns unseren Maßstab vor, an dem wir im nächsten Jahr entscheiden werden, ob es diese Dotation für den Wiener Integrationsfonds wieder geben wird oder nicht. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Schöfnagel hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Der Wiener Integrationsfonds erhält jährlich große Geldmittel. Zusätzlich werden dann immer noch Extraprojekte beschlossen, die der Integrationsfonds durchführt und er erhält für diese zusätzlichen Projekte noch zusätzliches Geld. Das heißt also, es ist uns bekannt, oder es ist der Wille da, dass für Integrationsarbeit auch große Geldmittel zur Verfügung stehen. Trotzdem - da möchte ich meinen ehemaligen Kollegen Smoliner zitieren, der das im vergangenen Jahr gesagt hat - bewegt sich die Integrationspolitik der Wiener Stadtregierung keinen Millimeter weiter! 

Genau das ist es, was die Stadtregierung und damit StRin Brauner, aber auch der Wiener Integrationsfonds zu verantworten haben, denn der Integrationsfonds wurde gegründet, als die Problematik der Zuwanderung ausuferte. Als man sie nicht mehr übersehen konnte, hat man endlich eingegriffen und hat versucht, etwas zu reparieren, was offensichtlich nicht gelungen ist zu reparieren, denn diese Notfallsmaßnahmen, die dann gesetzt wurden, haben eigentlich keine richtige Integration bewirkt. Ansätze, die vorhanden waren - wie zum Beispiel Sprachkurse -, wurden nach unserer Ansicht nach nicht richtig umgesetzt und hatten auch nicht die entsprechende Wirkung. Die ursprüngliche Aufgabe des Fonds, in Konfliktfällen zu vermitteln, wurde nur sehr gering durchgeführt. Das Ausmaß war nach meiner Ansicht nach viel zu wenig, aber auch beschäftigte sich der Integrationsfonds vor allem damit, dass er den Zuwanderern Hilfestellungen gibt, ohne sich schwerpunktmäßig um die Probleme des Zusammenlebens und damit um die Probleme, die die hiesige Bevölkerung hat, zu kümmern. 

Es kann doch nicht sein, dass mit öffentlichen Geldern vor allem schwerpunktmäßig die fremde Tradition unterstützt wird, ständig Kulturveranstaltungen unterstützt und finanziert werden (GR Godwin Schuster: Schauen Sie sich das genau an! Dann würden Sie das nicht behaupten! Es ist ja schade darum!), anstatt bei den Zuwanderern und Migranten für die Lebensweise, die hier Tradition hat, einzutreten und Verständnis für unsere Kultur aufzubauen. (GR Günter Kenesei: Was ist das für eine?) Das ist nach meiner Ansicht nach viel zu wenig geschehen. Diese Maßnahmen haben mit Integration nichts zu tun. Es bringt auch nichts für ein besseres Miteinander, wenn man Subventionen in diesen Bereichen vergibt und nur diese Vereine unterstützt, dass sie ihre eigene Tradition und Kultur bewahren können. 

Aber es wurde jetzt ein anderer Weg seitens der Bundesregierung beschritten. Der Integrationsvertrag ist beschlossen. Sie lassen natürlich an diesem Integrationsvertrag überhaupt kein gutes Haar. Ich kann das verstehen, Sie haben eine andere Ansicht und wir haben es auch gestern, von Ihnen, von der Sozialdemokratie und von den GRÜNEN, gehört, wie schrecklich es ist, wenn man mit dem Integrationsvertrag die betroffenen Menschen per Gesetz auffordert, die Sprache des Landes zu lernen, in dem sie auf Dauer leben wollen. (GR Godwin Schuster: Wo ist denn der Integrationsvertrag beschlossen worden?) Die Vorteile, welche die Menschen in unserem Wohlfahrtsstaat haben (GR Godwin Schuster: Ersetzt die Bundesregierung jetzt schon das Parlament?), werden hier seitens der Stadträtin als selbstverständlich hingestellt. (GR Godwin Schuster: Frau Schöfnagel, wo ist denn der Integrationsvertrag beschlossen worden?) 

Ich sehe das nicht als selbstverständliches Recht der Menschen, dass sie hier leben können. (GR Godwin Schuster: Wo ist der Integrationsvertrag beschlossen worden?) Ich sehe es etwas anders, denn die Migranten, Zuwanderer und deren Familienangehörige und auch die Wirtschaftsflüchtlinge kommen zu uns, weil sie meist im eigenen Heimatland keine vernünftige Verdienstmöglichkeit haben, nicht die gleichen Chancen für die Ausbildung ihrer Kinder oder auch kein ausreichendes Sozialsystem haben. Das alles kann Österreich bieten. Ich finde, es ist legitim, dass die Politik die Vorgaben für die Zuwanderung nach Maßgabe der Möglichkeiten und Bedingungen für diese Zuwanderung festlegt, denn die Möglichkeiten müssen gegeben sein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir müssen Arbeit und Wohnung für die Menschen haben und wir müssen ein erträgliches Maß vorgeben, damit das Miteinander auch möglich wird. Es ist daher nach meiner Ansicht nach selbstverständlich, dass die Politik die Rahmenbedingungen für eine gut funktionierende Gesellschaft vorgibt, denn es gibt auch bei vielen anderen Bereichen Vorgaben, die die Politik geben muss, ob es einem passt oder nicht passt! (GRin Josefa Tomsik: Genau das hat der Integrationsfonds in Wien gemacht!) 

Denken Sie zum Beispiel an die Schulausbildung. Jeder von uns muss zur Schulausbildung gehen. Natürlich wird das vom Gesetz vorgegeben. (GRin Josefa Tomsik: Sie wissen ja gar nicht, wovon Sie sprechen!) Die Schulbildung ist für den Einzelnen vielleicht nicht so angenehm, aber es ist per Gesetz geregelt, dass man sie macht. Zum Beispiel greift der Staat also auch hier ein. 

Es ist beim Steuerzahlen selbstverständlich für jeden von uns, dass der Staat die Gesetze vorgibt, weil es für das Gemeinwohl einfach notwendig ist, dass wir Steuern zahlen, sonst könnten wir hier nicht so leben. 

Auch hier im Gemeinderat ist es so, dass wir eine Geschäftsordnung haben und sich jeder von uns an diese Geschäftsordnung halten muss, ob es ihm passt oder nicht. Wir könnten sonst wild durcheinander reden, es könnten alle 100 auf einmal reden. Dann würde dieses Haus nicht funktionieren. Also auch da müssen wir uns - ob es uns gefällt oder nicht - an Richtlinien halten. (GR Godwin Schuster: Nur da sprechen wir mit allen Parteien, ob das so funktionieren soll oder nicht!) 

Wir wollen ja auch sprechen! (GR Godwin Schuster: Sie haben mit den betroffenen Ausländern noch nie gesprochen!) Ich komme darauf noch zurück, Herr Kollege Schuster! Ich werde dann noch antworten, weil genau das der Integrationsfonds nicht tut, mit uns in der Regierung zu sprechen!

Aber es soll endgültig ein Gesetz beschlossen werden (GR Godwin Schuster: Sie verordnen!), der Vertrag ist vorhanden und man kann es nachlesen (GR Godwin Schuster: Wer hat den beschlossen? Das gibt's ja nicht!), weil es für unser Zusammenleben und weil es für die Integration in diesem Lande einfach notwendig ist, Rahmenbedingungen vorzugeben! (GR Godwin Schuster: Das verdanken wir dieser wahnsinnigen Bundesregierung!) 

Danke! Das sind schöne Aussagen, die Ihre Nachbarin heute als ganz positiv empfunden hat, wenn man solche Ausdrücke findet! (GR Godwin Schuster: Das ist so! Fürs Protokoll: Das ist ein Wahnsinn, was da passiert, wenn Sie es nicht wissen!) Nein, wir sind anders! Ihnen bleibt es unbehalten, dass Sie so denken! Wir denken so und das deponiere ich hier! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Das unterscheidet uns!) 

Wir sind der Meinung, die harmonische Gestaltung des Zusammenlebens zwischen Zuwanderern und der heimischen Bevölkerung als zentrales Anliegen ist ganz wesentlich und es sollte Ihnen eigentlich nicht fremd sein, denn beim Integrationsvertrag steht die Integration der Menschen im Mittelpunkt. Sie sollen zur Teilnahme am wirtschaftlichen und sozialen Leben in Österreich befähigt werden. In diese Richtung hätte der Wiener Integrationsfonds schon längst arbeiten müssen! (GR Godwin Schuster: Es gibt gar keinen Beschluss, wenn Sie es nicht wissen!) 

Ich meine, Sie haben sich mit der Unterstützung von Migranten verzettelt! Sie haben Hinterhoffeste gestaltet und den Wienern erklärt, dass sie Verständnis für die Problematik haben sollen. Sie haben es versäumt, rechtzeitig wirksame Integrationsmaßnahmen zu setzen! Denn die Sprachkurse ohne externe Kontrolle, insofern sie überhaupt funktionierten, waren nicht das richtige Mittel. Die Betreuung der Ausländer ohne Einführung in unsere Kultur und Lebensweise bringt nicht viel. (GR Godwin Schuster: Welche? Wo denn? Wo ist die definiert?) Die Einbindung der ausländischen Mitbürger in die politische Diskussion ohne eine fundierte Grundlage über unsere Situation und Gegebenheit kann einfach nur in solchen Debakeln enden, wie wir es gehört haben, wie es im Integrationsfonds im vergangenen Jahr war und wie es offensichtlich heuer wieder war, dass man einfach nicht auf die Bedürfnisse der Menschen eingeht.

Der Integrationsvertrag fordert, dass neu zuziehende Arbeitsmigranten und Familienangehörige, arbeitslose Drittstaatenangehörige und Nichtaufenthaltsverfestigte im Sinne des Fremdengesetzes, die eine Verfestigung des Aufenthalts anstreben, Deutsch und Staatsbürgerkunde lernen. Was ist daran so falsch, frage ich Sie? - In unserer Demokratie ist es zulässig, dass der Gesetzgeber die Bedingungen für einen dauerhaften Aufenthalt von Migranten bestimmt. Schlussendlich dienen diese Vorgaben auch der Rechtssicherheit für alle interessierten Zuwanderer. Wenn sie sich darauf einstellen können, womit sie zu rechnen haben, können sie immer noch überlegen, was sie in Österreich erwartet oder nicht, denn wer hier dauerhaft leben und arbeiten möchte, hat nur Vorteile, wenn er die Landessprache beherrscht und die wichtigsten Grundlagen des Staates kennt. Wer hier dauerhaft leben will, ist gut beraten, sich auch mit der Kultur des Landes, wo er leben möchte, näher zu beschäftigen, damit er entscheiden kann, ob er mit dieser Kultur leben will oder nicht. Wer hier dauerhaft leben will und arbeiten möchte, muss sich den Integrationsforderungen stellen, damit er am Arbeitsmarkt im täglichen Umgang nicht den Kürzeren zieht. Jetzt frage ich Sie wirklich: Was ist daran so falsch, dass man verlangt, dass sie die Sprache lernen? - Denn nur so ist es möglich, dass wirklich eine Integration stattfindet! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir wissen alle, dass bei vielen in Wien lebenden Ausländern der Wille zum ständigen Hier bleiben vorhanden ist. Das heißt, die Integrationsbemühungen münden sehr oft in den Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft. Wir sehen die Integrationsbemühungen und auch den Integrationsvertrag als Vorbereitung für diesen Staatsbürgerschaftserwerb. Hier gilt auch die freie Entscheidung. Jeder, der sich freiwillig für einen dauerhaften Aufenthalt in Österreich und damit auch für eine Integration entscheidet, gewinnt nicht nur die Sprachkenntnisse und besseres Wissen über sein neues Heimatland, sondern kann auch an allen Errungenschaften des Sozialstaates teilnehmen. Die Krankenversorgung - das hat Kollege Ulm schon öfters gesagt -, die Arbeitslosenversicherung, die Teilnahme am Pensionssystem, der Zugang zu unserem Bildungswesen, der funktionierende Arbeitsmarkt (GR Godwin Schuster: Dafür zahlt er ja jetzt schon!) und vor allem das Leben in einer Demokratie mit großer persönlicher Sicherheit sind nur einige Beispiele für die Vorteile der Zuwanderer. (GR Godwin Schuster: Er nimmt ja weniger Geld aus dem Topf, als er einzahlt! Das ist so!) 

Ich bin trotzdem der Meinung, wenn er das wechselt, sucht er sich den besseren Teil aus. Die meisten Menschen kommen zu uns, weil es in ihrem eigenen Heimatland diese Errungenschaften nicht gibt. (GR Godwin Schuster: Aber er leistet etwas dafür!) Wenn er herkommen will, weiß er in Zukunft, was ihn erwartet, dass er Deutsch lernen soll, um am Arbeitsmarkt und überall bestehen zu können. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich bin auch der Meinung, es bleibt jedem einzelnen neuen Migranten und Zuwanderer überlassen, ob er sich diesen Aufgaben stellen möchte oder nicht. Es hat jedes Land seine eigenen Vorgaben und Gesetze. Wir sind in Österreich damit sehr großzügig und tolerant. Diese Gesetze, die jetzt beschlossen werden, sind nur ein ganz kleiner Bruchteil, der notwendig ist, um Integration vorzuführen. (GR Godwin Schuster: Da kommt ja noch einiges auf uns zu!) 

Ich bin auch der Meinung, dass jedes Gesetz nur so viel wert ist, wie die Kontrolle, die Sie beim Integrationsvertrag so bekritteln. Natürlich muss jeder Vertrag auch kontrolliert werden, sonst hätte er ja keinen Sinn. Bei Nichterfüllung der Vorgaben müssen natürlich die Zuwanderer damit rechnen, dass das Aufenthaltsrecht ausläuft, dass der Bundesbetrag für die Sprachkurse gesenkt wird und dass er keinen Niederlassungsnachweis erhält. Aber wir sind sicher, dass durch die Vorgaben des Integrationsvertrags, den Zuwanderern die sprachliche und soziokulturelle Integration erleichtern, viel mehr Menschen als bisher die Sprache erlernen und dadurch endlich eine spürbare Integrationsbereitschaft merkbar wird. 

Der WIF hat es trotz horrender Geldmittel in all den letzten Jahren nicht geschafft, für die Bevölkerung eine merkliche Verbesserung bei der Integration zu erreichen. Seine momentane Haltung, gegen den Integrationsvertrag zu opponieren und auch die Gespräche im Innenministerium zu boykottieren, ist nicht der richtige Weg! Es zeigt, Herr Seitner, dass Sie offensichtlich mehr daran interessiert sind, gegen die momentane Regierung aufzutreten, als wirklich die Deutschkurse anzunehmen und mitzuhelfen, dass diese auch umgesetzt werden! (GR Kurt Wagner: Da sind aber die kirchlichen Organisationen auch dagegen! Zum Beispiel die Caritas!) Die Begründung, man möchte am Integrationsvertrag nicht mitarbeiten, weil er nur aus Pflichten und keinen Rechten besteht, ist fadenscheinig! (GR Godwin Schuster: Haben Sie schon einmal versucht, jetzt in Wien mit einem Ministerium Gespräche zu führen?)

Es ist kein Recht, dass Menschen in einem sozial ausgewogenen Wohlstandsstaat auf Dauer leben dürfen. Ich bin der Meinung, es ist ein Recht, wenn die Menschen durch gewisse Vorgaben und Erfüllung dieser Vorgaben in unserem sicheren Wohlstandsstaat auf Dauer leben dürfen! (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, Menschlichkeit ist nicht teilbar!) 

Aus diesen Gründen sind wir auch der Meinung, dass die Geldmittel - und das sind nicht wenig - beim Wiener Integrationsfonds schlecht eingesetzt sind. Sie sollten eigentlich viel besser dafür dienen, dass der Integrationsvertrag umgesetzt wird. (GR Kurt Wagner: Na, erfreulich!) Deshalb lehnen wir diese Bardotation von 85 Millionen S und auch die 747 000 S für das nach meiner Meinung unausgegorene Projekt "Politische Partizipation von MigrantInnen in Wien" ab. (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Keine Hilfe, sondern Zwangsbeglückung!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. 20 Minuten maximal. - Bitte.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn Kollege Ulm gesagt hat, dass der Wiener Integrationsfonds das Sprachrohr der Migranten sein soll, so sage ich, er ist es! Aber er wäre es nicht, wenn er dieses schädliche Integrationsdiktat nicht kritisieren würde. Dann wäre er kein Sprachrohr der Migranten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Immer wieder haben Sie kritisiert, dass der Geschäftsführer Seitner sich öffentlich zu Wort meldet. Auch im Kuratorium wurde das kritisiert. Ich glaube, Sie haben auch deshalb gegen das Budget gestimmt, soweit ich mich erinnern kann. Jedenfalls haben Sie es immer kritisiert. Wenn er sich zu Wort meldet, wo sonst als bei diesem Integrationsdiktat? Ist es nicht die selbstverständliche Pflicht des Geschäftsführers, dass er das kritisiert, weil das kein Integrationsvertrag ist, sondern ein Integrationsdiktat oder ein Desintegrationsvertrag oder ein Vertrag zu Lasten Dritter? - Weil bei einem Vertrag - das muss man schon sagen - schließen jedenfalls zwei gleichberechtigte Partner eine Übereinstimmung. Aber hier gibt es keine Übereinstimmung, alle Migranten lehnen diesen - unter Anführungszeichen - "Vertrag" ab.

Bei der Integrationskonferenz, lieber Kollege Ulm, wo Sie zehn Minuten anwesend waren und dann fluchtartig den Saal verlassen haben, hätten Sie noch viel mehr Meinungen zu diesem Integrationsdiktat von den Migranten und Migrantenorganisationen hören können! Aber Sie wollten es sich nicht anhören! Sicher ist, es war jede einzelne Stellungnahme der Migrantinnen und Migranten ablehnend. Sie wollten sich dem entziehen, indem Sie einfach fluchtartig den Saal verlassen haben! Eine solche Vorgangsweise ist eigentlich abzulehnen! (Beifall bei der SPÖ.)

Eines muss man sagen: Schwarzer ist nicht gleich Schwarzer und ÖVPler nicht gleich ÖVPler. Der Kollege Karl, der nicht mehr in den Gemeinderat gewählt wurde, aber nach wie vor Vizepräsident des Wiener Integrationsfonds ist, hat dort den Integrationsvertrag sogar verteidigt. Ich teile zwar absolut nicht seine Meinung, aber er hat Mut bewiesen. Er ist bis zum Schluss dort geblieben und hat wirklich mutig einen meiner Ansicht nach grundfalschen Standpunkt verteidigt. Immerhin Respekt dem Andersdenkenden, aber kein Respekt in dem Fall dem Kollegen Ulm, der aus dem Saal gelaufen ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Weiters muss ich Sie ersuchen lieber Kollege, dass Sie über die Außenstellenreform, die diskutiert wird, nicht Unwahrheiten verbreiten. Es geht überhaupt nicht darum, dass hier weniger Betreuung in den Außenstellen oder Bezirken geschaffen werden soll, sondern ganz im Gegenteil, es soll eine Reform der Außenstellen dazu führen, dass für die Bezirke und für die Zielgruppen eine noch bessere und noch effizientere Arbeit geleistet wird. Genau das ist es, was der Integrationsfonds anstrebt und genau das ist es, was wir, glaube ich, unterstützen sollten. Deshalb bitte keine Unwahrheiten über eine Reform der Außenstellen! So viel einmal dazu.

Dann zur Kollegin Schöfnagel: Liebe Kollegin Schöfnagel, ich muss Sie zuerst darüber aufklären, dass der Integrationsvertrag noch nicht beschlossen ist. Er ist von der Bundesregierung beschlossen, aber in einer parlamentarischen Demokratie wird durch einen Beschluss der Bundesregierung noch kein Gesetz in Kraft gesetzt. Ich hoffe, dass die Parlamentarier im Nationalrat und Bundesrat dem nicht zustimmen werden. Das ist einmal ein erster Wunsch und deshalb ist schon Ihre Argumentation, der Integrationsfonds sei dazu da, um den Integrationsvertrag umzusetzen, der rechtlich gar nicht existiert, rechtlich ein Nullum ist, eine absolut hanebüchene Argumentation, die ich wirklich nur zurückweisen kann! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der "Integrationsvertrag" - unter Anführungszeichen -, der ein Integrationsdiktat ist, versucht mit Zwang, die deutsche Sprache zu verbreiten! Das ist der Unterschied. Wir in Wien haben es in Zusammenarbeit mit dem Integrationsfonds außerordentlich erfolgreich - international und in ganz Europa bewundert - geschafft, mit den bisherigen vier Sprachoffensiven den Weg vorzuzeigen, wie wirklich Sprache vermittelt werden kann, freiwillig mit Engagement, zielgruppenorientiert, besonders auf Frauen mit Kinderbetreuung hin, sodass erfolgreicher Spracherwerb wirklich möglich ist. Bei Zwang im Zusammenhang mit Spracherwerb sollte sich jeder vielleicht noch an die Schule erinnern, wo manche, die das gut gelernt haben, es nicht auf Grund von Zwang gemacht haben und diejenigen, die es schlecht gelernt haben, es nur unter Zwang gemacht haben. International ist es auch erwiesen, dass zwanghaftes Sprachelernen nicht möglich ist, nicht ordentlich möglich ist, weil ein Spracherwerb eine Offenheit für eine andere Sprache, für eine andere Kultur bedeutet, ein Eingehenwollen in andere Geisteswelten. Das kann man nur freiwillig und nicht mit Zwang! Schon deshalb müssen wir den Integrationsvertrag mit seinem Zwang zum Sprachelernen ablehnen und werden unseren Wiener Weg, so weit es irgendwie möglich ist, fortsetzen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Kollegin Vassilakou muss ich sagen, ich bin natürlich enttäuscht, dass die GRÜNEN dem heutigen Antrag mit einer Argumentation, die schwer nachvollziehbar ist, nicht zustimmen. Wenn man sich grundsätzlich mit der Arbeit des Integrationsfonds einverstanden erklärt, wenn man seine Leistung beachtlich findet, dann ist es wirklich bedenklich, wenn man auf Grund irgendeines Details nicht zustimmt. 

Das, was du über das Kuratorium gesagt hast, stimmt einfach nicht. Mit Ausnahme einer Entscheidung der ÖVP beim Budget - wenn ich mich richtig erinnere - und mit Ausnahme einer Geschäftsführerentscheidung sind nach meiner Erinnerung alle Entscheidungen im Kuratorium des Integrationsfonds einstimmig gefällt worden. (GR Dr Wolfgang Ulm: Das ist traurig!) Es ist fast alles einstimmig gefällt worden, das Meiste ist jedenfalls einstimmig gefällt worden. Das kann man im Protokoll nachlesen. Vor allem die Inhalte sind einstimmig beschlossen worden. Darauf sind wir stolz, dass an den Inhalten des Integrationsfonds im Kuratorium überhaupt keine Kritik gekommen ist, auch nicht von den Vertretern der Integrationskonferenz! Darauf sind wir wirklich stolz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Deshalb halte ich es einfach für falsch, wenn die GRÜNEN dem jetzt nicht zustimmen. 

Die ÖVP stimmt dem zu. Das ist, für sich gesehen, erfreulich! Umgekehrt hoffe ich nicht, dass es ein Ablenkungsmanöver dahingehend ist, dass man den wirklich schlechten schädlichen Integrationsvertrag, wie er von der Bundesregierung vorbereitet wurde, unterstützt. (GR Dr Matthias Tschirf: Sollen wir nicht zustimmen?) - Sie können sich gerne davon distanzieren! (GR Dr Matthias Tschirf: Das wäre vernünftiger!) Das würde mich außerordentlich freuen! Aber wenn man den unterstützt, dann hat man leider ein sehr schlechtes Zeichen in der Integrationspolitik gesetzt, das auch dadurch nicht aufgehoben wird, dass man - was für sich erfreulich ist - hier dem heutigen Beschluss zustimmt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Jedenfalls bin ich sehr froh darüber, dass trotz der Sparsituation der Antrag auf die Zuführung von Barmittel in der Höhe von 85,1 Millionen S - das sind übrigens 6,18 Millionen EUR - an den Wiener Integrationsfonds im Wege einer Nachdotation zur Finanzierung der weiteren Geschäftstätigkeit heute gestellt wurde und - wie ich hoffe und zuversichtlich bin - auch beschlossen wird. 

Wir haben den Integrationsfonds 1992 gegründet. Damals wurden 30 Millionen S dotiert. In den Folgejahren wurden bis einschließlich 2001 532 Millionen S durch die Stadt Wien zur Verfügung gestellt. Heuer sind es 85,1 Millionen S, voriges Jahr waren es 90 Millionen S. Die 4,9 Millionen S Differenz erklären sich dadurch, dass dauergeförderte Jugendprojekte zur MA 13 gewandert sind. De facto ist es gleich geblieben. Ich glaube, darüber sind wir sehr froh. Es ist ein gut angelegtes Geld. Im Gegensatz zur Meinung von Frau Schöfnagel glaube ich, es ist ein gut angelegtes Geld. 

Aus dem Akt geht hervor, dass auch der Magistrat einschätzt, dass für ein gedeihliches Zusammenleben zwischen einheimischer und zugewanderter Bevölkerung der Wiener Integrationsfonds eine wertvolle Einrichtung ist, die aus dem Leben dieser Stadt nicht mehr wegzudenken ist. 

Deshalb danke ich Geschäftsführer Seitner und allen seinen Mitarbeitern ganz herzlich für ihre ausgezeichnete Arbeit im Interesse der Menschen dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Menschen verdienen unsere Zustimmung und verdienen unsere Unterstützung. Noch einmal meine große Enttäuschung an die GRÜNEN, die auf Grund eines Details, aus Gründen, die politisch falsch und nicht nachvollziehbar sind, hier nicht mitgehen. Das ist wirklich unverständlich und muss noch einmal in aller Deutlichkeit kritisiert werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun möchte ich über die Schwerpunkte des Integrationsfonds 2002 ganz kurz nur einige Schlagworte sagen, damit es nicht zu lange wird. Man wird sich mit dem Antidiskriminierungsgesetz beschäftigen, mit Mediation, mit Wohnen, man wird die WIF-Projekte "Frauen - Mädchen" fortsetzen, "Interface" wird weiter wichtig sein, Bildung, Schulberatung für MigrantInnen, Bildung und Spracherwerb wird nach wie vor ein ganz wichtiger Punkt sein, auch die vorschulischen Vorlaufgruppen für Schuleinsteiger, die keinen Kindergarten besucht haben, sind sehr wichtig, antirassistische Bildungsarbeit in der Erwachsenenbildung und vieles mehr. Das alles macht der Integrationsfonds. 

Darüber hinaus ist eine Sprachoffensive fünf geplant. Die Schwerpunkte bleiben besonders Frauen und unbegleitete minderjährige Jugendliche. Ich glaube nach wie vor, dass, lieber Herr Klubobmann Görg, wenn Sie das der Bundes-ÖVP ausrichten, diese Sprachoffensive, zu der Sie sich hier auch viereinhalb Jahre bekannt haben, ein Vorbild für wirkliche Integrationspolitik, auch des Bundes, sein könnte. Wenn Sie das der Bundes-ÖVP ausrichten, wäre das eine gute Tat! (Beifall bei der SPÖ.)

Immer die Argumentation mit der Schulpflicht: Ich meine, dass man 6- bis 15�jährige Kinder durch die Schulpflicht dazu veranlasst, dass sie in die Schule gehen, ist nicht vergleichbar damit, dass man erwachsene Menschen, die hier wohnen, durch Zwang und nicht durch vernünftige Maßnahmen dazu bringen will, dass sie Deutsch lernen. 

Falsch ist es auch - weil es immer wieder gesagt wird, aber das nur nebenbei erwähnt -, wenn man sich auf das holländische Modell beruft. Das holländische Modell ist ein sehr tolerantes, liberales Modell der Integration und genau das Gegenteil von dem, was die Bundesregierung plant. Die Holländer verdienen eigentlich eine Entschuldigung von unseren Personen, die dieses Integrationsmodell verfolgen, weil sie wirklich ein gutes Modell haben und das Modell unserer Bundesregierung ein schlechtes Modell ist! (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das ist aber nur Ihre persönliche Meinung!)

Nicht unerwähnt lassen möchte ich die Stadtteilarbeit des Integrationsfonds, die Außenstellenarbeiten, die im täglichen Leben für ausländische MitbürgerInnen, aber auch für die einheimischen, sehr wichtig sind. Die Zusammenarbeit von Bezirksvorstehern, Regionalforen, Polizei, Vereinen und vielen anderen mit dem Integrationsfonds, die Hilfestellung, Beratung und Information für die Bezirke und deren Mandatare, die Öffentlichkeitsarbeit des Integrationsfonds und natürlich auch die Grundlagenarbeit seien erwähnt. Ich glaube, dass es wichtig ist, dass der Integrationsfonds auch darlegt, dass Integrationsarbeit alle Lebensbereiche durchzieht, dass Wohnen, Bildung und alles zusammenhängen. In dem Zusammenhang kann ich noch einmal darauf verweisen, dass der Integrationsfonds die Wohnbeihilfe lange gefordert hat und dass wir sie auch umgesetzt haben. 

Falsch ist auch, dass - weil das argumentiert worden ist - der Integrationsfonds oder deren Repräsentanten immer einer Meinung mit der SPÖ sein würden. Ich meine, dass man nicht immer der gegenteiligen Meinung jener Partei sein muss, die die absolute Mehrheit der Bevölkerung in dieser Stadt repräsentiert, muss auch nicht sein. Ich glaube, es ist nicht notwendig, dass man sagt, der Integrationsfonds muss immer die gegenteilige Meinung der Mehrheit der Bevölkerung haben. Das wollen Sie doch nicht verlangen! Aber dass die Repräsentanten des Integrationsfonds immer die Meinung der SPÖ vertreten, stimmt genauso wenig! Es hat genug Forderungen gegeben, die nicht gleich lautend waren. Das ist grundsätzlich legitim und auch in Ordnung. Wenn Sie in einen Computer, falls Sie ein Suchprogramm haben, "SPÖ und Integrationsfonds" eintippen, werden Sie einige Punkte finden. Aber im Großen und Ganzen halte ich es natürlich für richtig, dass die Bevölkerung dieser Stadt ihre Mandatare, eine Stadtregierung, mit ganz klarer Mehrheit wählt und der Integrationsfonds, der diese Regierung unterstützt, in der Integrationsarbeit in den Grundlinien auf gleicher Linie ist. Das, glaube ich, ist eine sehr gute Sache! 

Wir werden weiterhin den Dialog in dieser Stadt hochhalten. Es wird immer wichtiger, den Dialog der Kulturen zu führen. Wir leben in einer multikulturellen und multireligiösen Gesellschaft. Dass das möglichst friedlich, kreativ und sinnvoll geschieht und dass wir ein gutes Miteinander in dieser Stadt haben, dafür leistet der Integrationsfonds einen wesentlichen Beitrag. Dafür noch einmal danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort bereits verzichtet. 

Ich darf fragen: Wer für das Geschäftsstück in der vorliegenden Form ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrstimmigkeit, ohne Freiheitliche und Grüne so angenommen.

Die Postnummer 5 (PrZ 204/01-GIF) betrifft die Zuführung von Barmitteln an den Wiener Integrationsfonds im Wege einer Erhöhung der Bardotation 2001. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich darf zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist auch mehrstimmig, aber diesmal ohne Freiheitliche. 

Als Nächstes kommt die Postnummer 41 (PrZ 240/01-GGU) zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Institutionen und Vereine. 

Ich ersuche Frau GRin Bayr, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Frau Gemeinderätin hat um Zustimmung ersucht. 

Ich habe eine Wortmeldung. - Herr GR Blind, ich darf Sie darauf aufmerksam haben, Sie haben noch 15 Minuten zur Verfügung. Wenn Sie die vollen 20 Minuten ausschöpfen, ist das dann um 19 Uhr etliches. Ich unterbreche brutal um 16 Uhr.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Selbstverständlich, da gibt es gar nichts! 

Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In dem vorliegenden Aktenstück gibt es das Ansuchen um drei Subventionen: Wiener Naturwacht, Naturfreunde Wien und Club Umweltspürnasen. 

Bei der Wiener Naturwacht haben wir keine Probleme. Da geht es darum, dass ehrenamtlich beeidete Naturwacheorgane für den Schutz und für die Pflege der Natur sorgen wollen. Also nichts Besseres als ehrenamtliche Naturschützer. Dass die ein bisschen Geld für Sachaufwendungen brauchen, ist klar. Daher ist diese Dotation gut. 

Dann gibt es die Naturfreunde Wien - ein sicher nicht der Freiheitlichen Partei zuzurechender Verein. Er hat aber wirklich sehr gute Intentionen, gemeinnützige, eigenständige Kultur- und Freizeitorganisation mit der Aufgabe, den Menschen Naturerlebnisse und eine sinnvolle Freizeitgestaltung zu vermitteln und vor allem - das ist sehr wichtig - im Besonderen Kinder und Jugendliche für das Erlebnis der Natur und deren Schutz zu gewinnen. Auch da sind wir sehr dafür. Der Vorsitzende dieser Organisation ist, glaube ich, Nationalratspräsident Fischer. Sie sehen, wir schauen dabei nicht auf die Farbe des Vereins, sondern darauf, wofür er es verwendet, und zwar für Abwasser- und Wasseraufbereitungsanlagen auf Schutzhäusern in irgendwelchen Bergen. Das soll uns recht sein. Ein Sachaufwand von 190 000 S ist durchaus etwas, was man begehren kann, weil da wirklich der Zweck grandios ist. Warum sollte sich daran die Stadt Wien nicht beteiligen? 

Beim Club Umweltspürnasen schaut es ein bisschen anders aus. Ich habe jetzt vom Herrn Kollegen Stürzenbecher gehört, angeblich sollen dauergeförderte Jugendprojekte der MA 13 zugeordnet werden. Wenn das so ist, wäre das etwas Wunderbares für die MA 13, weil da geht es auch darum, dass Jugendlichen Verständnis für die Natur vermittelt werden soll, also dass diesen Jugendlichen die Natur nahe gebracht werden soll. Das könnten wahrscheinlich die Naturfreunde mit ihrem Konzept auch machen. 

Wenn man sich diesen Club Umweltspürnasen anschaut, lebt dieser prinzipiell - nicht ausschließlich, aber fast ausschließlich - von Subventionen. Was erstaunlich ist und was uns nicht so sehr gefällt, auch wenn wir nur einen Teil davon zahlen sollen, ist, dass die Honorare für die freien Mitarbeiter 339 000 S betragen und die beiden Geschäftsführer, die zwei Teilzeitangestellte sind - das wurde ein bisschen unglücklich formuliert -, 471 000 S netto und die Lohnnebenkosten bekommen. Das ist nicht sehr günstig oder sehr geschickt formuliert worden. Bei den Lohnnebenkosten werden die Kranken- und die Sozialversicherungskosten, aber auch die Lohnsteuer genannt. Die Lohnsteuer gehört nicht zu den Lohnnebenkosten, die an und für sich der Dienstgeber trägt. Die Lohnsteuer sollte schon der Dienstnehmer selber bezahlen. 

Nehmen wir die Nettolohnkosten und die Lohnnebenkosten zusammen, so beträgt der eine Posten 471 000 S und der andere 410 000 S. Bei einer Bruttosumme von 471 000 S kann es natürlich keine Lohnnebenkosten von 410 000 S geben. Da wird mir jeder Lohnkundige Recht geben. Wie immer man es aufteilt, es hat dieser Verein dann noch ein Papier nachgeschickt, wo seine Lohnkosten mit zirka 42 000 bis 43 000 S brutto angegeben werden. Man muss natürlich die Teilzeitbeschäftigten auf die Normalarbeitszeit hochrechnen. Nach meiner Berechnung kommen die Angestellten dort, wenn man die Lohnkosten auf die Normalarbeitszeit hochrechnet, auf zirka 40 000 bis 50 000 S. Da sage ich schon, im Gegensatz zu diesen anderen zwei Vereinen, wo der eine Verein mit ehrenamtlichen Mitarbeitern arbeitet - das muss ich ihm hoch anrechnen - und der andere nur eine gewisse Dotation seiner Sachaufwendungen verlangt, verlangt dieser Verein praktisch - ein paar Einnahmen hat er schon - alles über Subventionen. Wenn man Aufwendungen von 1,6 Millionen S und dazu Lohnkosten von 1,2 Millionen S hat, dann sieht man, dass eigentlich der größte Teil Lohnkosten sind. 

Ich sehe bei diesem Verein eigentlich überhaupt keine Idealisten. Ich war lange Zeit in einer Jugendbetreuung tätig und bin mit Jugendlichen wandern gegangen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Turnerbund?) - Nein, nicht Turnerbund. - Selbstverständlich war es so, wie ich mit Jugendlichen wandern gegangen bin und ihnen die Natur näher gebracht habe, dass ich mir meine Anreisekosten, meine Übernachtungskosten und meine Verpflegung selbst bezahlt habe. Das heißt, ein bisschen Idealismus sollte bei der Arbeit mit Jugendlichen schon dabei sein. Wenn dieser Club fallweise auf Mitarbeiter zurückgreifen muss, ist es kein Problem, dass man ihm auch diese Kosten ersetzen sollte, aber dass prinzipiell von der Betreuung über das Büro bis zu den Angestellten alles über Subventionen laufen soll, gefällt uns nicht. 

Wir werden daher diesem Aktenstück nicht zustimmen und verlangen eine getrennte Abstimmung.

Weil ich bei Lohnkosten bin, möchte ich vielleicht - Sie haben gesagt, wir sind so liberal - dieses Mal in der Sitzung den Kollegen Driemer etwas fragen. Ich habe ein altes Problem mit der Gewerkschaft Bau/Holz. Ich beschuldige einmal die Gewerkschaft Bau/Holz gar nicht. 

Ich glaube alles, was die Gewerkschaft Bau/Holz schreibt. Da hat es nämlich den Wolf Martin, einen stadtbekannten oder österreichweit bekannten Künstler gegeben, der die Gewerkschaft Bau/Holz verrissen und sie mit bösen Worten wie Korruption, Missbrauch, Sumpf und sonst irgendetwas bedacht hat, was Künstler alles tun dürfen. Er hat es getan. Ich will mich dieser Meinung nicht anschließen. 

Die Vorwürfe, die vor kurzem von der FPÖ gegen die Gewerkschaft Bau/Holz erhoben wurden, reduzieren sich schlicht auf Mitarbeiterprämien für besondere Leistungen, wie es in vielen Unternehmungen gang und gäbe ist. Dazu muss ich für die Unternehmer - ich bin selbst einer - sagen, so gang und gäbe ist es nicht. Wir zahlen Mitarbeiterprämien, aber wenn ich meinen Mitarbeitern Prämien auszahle, muss ich es mit der laufenden Lohn- und Gehaltsverrechnung verrechnen. (GR Johann Driemer: Das ist so geschehen!) Ich glaube es ja fast! Ich glaube es ja fast! (StRin Karin Landauer: So wie die Spürnasen!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Blind, meine Liberalität hat Grenzen! Herr Blind, nicht böse sein, aber wenn man sich ausmacht, zu einem Geschäftsstück breit zu sprechen, dann hat jeder Klub bis jetzt den Weg zu mir gefunden und hat gesagt, dass er möchte. 

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Es ist nicht so breit! Es dauert noch zwei Minuten. 

In diesem Artikel verteidigt Frau Kramser die Position des ÖGB tadellos. Ich habe versucht, Frau Kramser zu erreichen. Sie ist inzwischen ausgeschieden (GR Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie eine Spürnase?), ich glaube, wegen Mutterschutz. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Sie ist schon wieder da.

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Jetzt habe ich ihrer Pressestelle, dem Herrn Fischil, am 17.10.2000 einen Brief geschrieben. (GR Harry Kopietz: Ist das die Umweltspürnase?) - Ich bin die Lohnspionage, weil wir gerade über die Gehälter gesprochen haben. - Ich habe gesagt, bitte seien Sie so lieb, ich möchte ganz gerne eine Erklärung haben. Ich gebe Ihnen nachher die Kopie von dem Brief. Herr Fischil hat mir gesagt, er wird mir die Antwort schreiben, aber ich warte noch auf diese Antwort! (GR Harry Kopietz: Kann man das vielleicht im Privatissimum machen?) 

Jetzt komme ich zurück zu diesen Umweltspürnasen: Die Umweltspürnasen sagen, das Gehalt beläuft sich auf 42 000 bis 43 000 S. Meine Berechnungen sind 40 000 S für den einen und 50 000 S für den anderen. Da muss ich eines sagen: Was ist jetzt die Wahrheit? - Vielleicht gibt es zwei Wahrheiten! (GR Johann Driemer: Nein, es gibt nur eine!) 

Weil wir bei der Lohnverrechnung waren: Bei den Umweltspürnasen lässt sich für mich aus dem Akt herauslesen, dass der eine 40 000 S und der andere 50 000 S bekommt und dann habe ich halt als Vergleich genommen, dass der ÖGB seine Steuersachen total richtig versteuert. Der Herr Westenthaler sieht hingegen - das wissen wir ganz genau - eine Lohnsteuer- und Abgabenhinterziehung. Ich muss sagen, wenn ich ein Jahr auf die Erklärung von Bau/Holz warte, dann bekomme ich entweder endlich den Brief von Bau/Holz, wo Bau/Holz auf meine Fragen sagt, wie es wirklich ist, oder es muss dieser Vorwurf vom Herrn Westenthaler irgendeinen Grund haben, sodass man mir nicht zurückschreibt. 

Ich würde Sie bitten, seien Sie so lieb, veranlassen Sie vielleicht Ihre Pressestelle, auf einen Brief von einem Abgeordneten innerhalb einer Jahresfrist zu antworten! 

Wir kommen jetzt wieder zu unserem Akt: Wie gesagt, die beiden Ersten sind wirklich sach- und fachgerechte Begründungen, beim dritten Verein ist es ein Verein, der glaubt, er kann auf Steuerzahlergelder ... (GR Harry Kopietz in Richtung FPÖ-Gemeinderäte: Habt ihr den nicht im Griff? Sagt einmal!) - Mein Gott! Wir sind ja nicht bei Ihnen! Wir haben Redefreiheit im Klub! (GR Harry Kopietz: Auf Grund der Gestik sind nicht alle glücklich damit!) Ich bin genau beim Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Blind, bitte kommen Sie zum Akt.

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ich bin jetzt beim Akt. Auf Zwischenrufe muss ich reagieren, speziell beim Herrn Kopietz. Ich kann ihm ja nicht einen Zwischenruf unbeantwortet lassen. Er glaubt sonst, ich negiere ihn. Das geht nicht!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Blind, ich möchte vor 16 Uhr wenigstens noch diese Abstimmung fertig bringen!

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Also, das ist garantiert! Die Abstimmung läuft. Wir haben ja gar keine Sorgen! (GR Godwin Schuster: Herr Kollege Blind, seit wann ist denn der Herr Westenthaler eine Spürnase?) 

Der Westenthaler ist die Spürnase - bitte auf eine direkte Frage. 10.10.2000, ÖGB-Steuerskandal: "Der FPÖ-Klubchef Westenthaler behauptet allen Ernstes, Lohnsteuer- und Abgabenhinterziehung sei bei der Gewerkschaft Usus gewesen. Das platzt wie eine Seifenblase!", so der ÖGB. (GR Godwin Schuster: Und wo hat er das gespürt?) Das hat er gespürt! Das ist ja das Aufspüren! (GR Günter Kenesei: Herr Blind, wie ist das mit Ihrer Nase?) 

Herr Kollege, das ist eben das Aufspüren von Fakten, aber ich unterhalte mich mit Kommunisten nicht! Lassen Sie mich in Ruhe! (GR Günter Kenesei: Ich war nie dabei!) Sie nicht, aber der Margulies-Vater hat mir hier im Gemeinderat etwas gesagt, das ich Ihnen dann privat sage und das mich tief erschüttert hat. (GR Günter Kenesei: Ist es eine Partei der Bankräuber?) - Bankräuber? Ich weiß nicht, Sie haben heute Fantasien! 

Wir bleiben jetzt beim Akt, ich habe es dem Herrn Vorsitzenden versprochen: Die ersten zwei Punkte werden angenommen, den dritten empfehle ich zur Ablehnung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es ist immer wieder wunderschön, wenn Dinge zum Problem gemacht werden, die noch nie Probleme waren. Nach diesem etwas abenteuerlichen Ausflug des Kollegen Blind in den Gauß'schen Zahlenraum mag ich zum Poststück und zu den Umweltspürnasen nur sagen, dass die Mittel für Organisation, für Projektentwicklung und auch für Projektbetreuung ausgegeben werden und dass es nicht rasend verwunderlich ist, wenn es darum geht, dass sich jemand mit Jugendlichen auseinander setzt und ihnen, die durchaus sehr naturfern aufwachsen, das beibringt, ihnen jemand die Natur vermittelt, dass relativ viele Gehälter anfallen. Weil wir in Wien glücklicherweise nicht die Situation haben, etwa Mieten für irgendwelche Grünräume, in die wir gehen müssen, zu zahlen, ist der Gehaltsanteil relativ groß. Es verwundert mich nicht wirklich. 

Ich kann Sie beruhigen, von 40 000 S ist keine Rede. Der eine Gehalt bewegt sich bei 21 158 S, der andere Gehalt bei 27 098 S. Das ist in Zeiten, wo wir die höchste Steuerbelastung von je haben, nicht wirklich ein riesengroßer Verdienst! (GR Kurth-Bodo Blind: Die Zeit!) Die beiden Geschäftsführerinnen werden damit nicht besonders reich werden. Die Umweltspürnasen beteiligen sich bei sehr viel. 

Ich möchte noch hinzufügen, dass die Gehälter ans Bundesschema angepasst und vom Bundesschema aliquot auf die Teilzeit hinuntergerechnet worden sind. Auf Grund dessen, dass wir hier im Gemeinderat in Budgets nicht irgendwelche Rechnungsposten oder Budgetposten beschließen, sondern politische Projekte und politische Inhalte, wie wir zu diesen Themen stehen, ersuche ich Sie um Zustimmung zum Umweltspürnasen-Akt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. Ich darf, wie bereits beantragt - das war mir bereits bekannt, Herr Blind, aber ich danke für die Wortmeldung -, um getrennte Abstimmung ersuchen. 

Wiener Naturwacht und Naturfreunde Wien: Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so zur Kenntnis genommen. 

Club Umweltspürnasen: Wer ist dafür? - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne Freiheitliche, so angenommen.

Es gelangt nun nicht die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Ich unterbreche die Tagesordnung und darf zur Erledigung der dringlichen Anfrage (PrZ 338/MDGF/01) kommen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRe Dr Tschirf und Dr Salcher eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtete dringliche Anfrage, betreffend "Ausschreibungen der Theaterleiterposten des Theaters in der Josefstadt und des Rabenhoftheaters" vom Befragten mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Ich habe mich weiters mit den beiden Antragstellern verständigt, dass sie nicht die gesamte dringliche Anfrage zur Verlesung bringen, sondern nur den Teil, der die Fragen betrifft. Ich darf nun Herrn GR Klucsarits bitten, die Verlesung nur des Fragenkomplexes vorzunehmen. - Bitte.

Schriftführer GR Rudolf Klucsarits: 

"1. Stimmt es, dass Sie bereits Stunden vor der entscheidenden Sitzung der Jury den nunmehr designierten Leiter des Theaters in der Josefstadt, Hans Gratzer, von seiner Bestellung informiert haben, wie dies Gratzer selbst in einem 'profil'-Interview bestätigte?

2. Wann haben Sie erstmals Bgm Häupl davon in Kenntnis gesetzt, dass Hans Gratzer der neue Leiter des Theaters in der Josefstadt wird?

3. Sie haben im Vorfeld der Ausschreibung mehrfach den Wunsch geäußert, dass eine Frau Leiterin der Josefstadt werden solle. Mit welchen weiblichen Bewerbern haben Sie konkret gesprochen?

4. In Ihrem Auftrag wurde für die Ausschreibung der Position des Leiters des Theaters in der Josefstadt ein Dreiervorschlag der Jury verlangt. Letztlich wurde ein einziger Kandidat vorgeschlagen. Wieso akzeptierten Sie den Bruch der von Ihnen selbst aufgestellten Regel?

5. 21 Bewerber haben sich auf Grund des Anforderungsprofils in der Ausschreibung um die Position beworben. Warum wurden trotzdem von vornherein 2 Persönlichkeiten, die sich nicht einmal beworben haben, in die nähere Auswahl genommen?

6. Mehrfach haben Sie öffentlich Regressklagen gegen das derzeitige Josefstadt-Management angekündigt, was von Dior Lohner übrigens als Unverschämtheit bezeichnet wurde. Was haben Sie diesbezüglich veranlasst und wie sieht die weitere Vorgangsweise aus?

7. Haben Sie dem seitens der Stadt Wien in die Jury zur Besetzung des Leiters des Rabenhoftheaters entsendeten Beamten die Weisung gegeben, Karl Welunschek seine Stimme zu geben?

8. Stimmt es, dass, wie in den Medien berichtet, die Leiterfunktion des Rabenhoftheaters von sozialistischer Seite, insbesondere von SPÖ-Kultursprecher Woller, dem langjährigen SP-Mitglied Karl Welunschek - Zitat 'Standard' vom 9.11.2001 - zugesagt wurde?

9. Halten Sie insgesamt die Art der Abwicklung, wie sie vom SPÖ-Kultursprecher Woller unter Umgehung der zuständigen Kulturabteilung gewählt wurde, für vertretbar und richtungsweisend?

10. Was hat Sie bewogen, die notwendigen Mittel für die Entschuldung des Rabenhoftheaters aus den Kulturförderungsbeträgen zu beantragen, anstatt auf dem Weg einer Zusatzdotierung seitens des Finanzressorts?

11. Wie können Sie es vertreten, dass - übrigens auch in Bezug auf das Budget 2002 - diese Vorgangsweise entgegen Ihrer öffentlichen Darstellung zu einer Verringerung der für innovative Projekte zur Verfügung stehenden Mittel führt?"

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. - Herr GR Dr Salcher, Sie sind der Begründer.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Worum geht es hier heute? - Es geht um einen Besetzungsskandal ersten Ranges. Es geht um die Tatsache oder um die Frage, die wir heute abklären wollen, ob es stimmt, dass Herr StR Mailath-Pokorny am Montag, jenem Tag, an dem die ja von ihm selbst im Wesentlichen zusammengesetzte Jury das erste Mal zusammengetroffen ist, bevor die Mitglieder sich überhaupt einmal gesehen und miteinander gesprochen haben, Stunden davor er bereits Hans Gratzer angerufen hat und ihm gesagt hat, du bist es.

Ich möchte den anderen Kollegen, die nicht im Kulturbereich tätig sind, das mit einem Beispiel sagen, was da sozusagen die politische Substanz dahinter ist. Stellen Sie sich vor, der Planungsstadtrat der Stadt Wien - und ich meine jetzt nicht den jetzigen, sondern einen fiktiven - macht einen internationalen Architektenwettbewerb für ein Milliardenprojekt, und ich sage mit Absicht Milliardenprojekt, denn die Josefstadt ist ja im Vergleich zu allen Kulturbudgets nicht irgendein Theater, und bevor die Jury dieses Architektenwettbewerbs sich auch nur das erste Mal trifft und zusammensetzt, ruft er einen Architekten persönlich an und sagt ihm, du bist es. Die Jury dieses Architektenwettbewerbs einigt sich dann auf jemanden anderen, trotzdem erhält der Kandidat, den der Planungsstadtrat angerufen hat, diesen Auftrag und er sagt dies auch noch in einem autorisierten Interview in einem Monatsblatt.

Wenn das der Fall wäre, was jetzt noch eine Fiktion ist, dann würden wir hier natürlich keine dringliche Anfrage stellen, sondern einen Misstrauensantrag. Warum tun wir das heute hier nicht? - Ich sage das deshalb, weil uns einige Journalisten auch diesbezüglich gefragt haben, und wir sagen es aus zwei Gründen: Dieser fiktive Stadtrat hätte das ja wahrscheinlich deshalb getan, weil er einen persönlichen Nutzen im Sinne der Korruption aus einer derartigen Direktvergabe gezogen hätte und wir unterstellen hier Herrn StR Mailath-Pokorny in keinster Weise, dass er daraus persönlichen Nutzen gezogen hat, ganz im Gegenteil, das desaströse Medienecho, das es gegeben hat, spricht in dem Fall eher für ihn und wir unterstellen auch keinerlei bösen Willen, wir unterstellen ihm nur schlicht und einfach eine extreme Ungeschicklichkeit und einen, sage ich einmal, ungeklärten Umgang mit der Wahrheit. Ich sage nur gleich dazu, die meisten Spitzenpolitiker stürzen ja nicht über Korruption oder über bösen Willen, sondern über Ungeschicklichkeit. 

Was ist nun Ihre ... Ja, ich wollte dazu sagen, der Beleg dafür, damit alle wissen, worüber wir reden, es gibt ein Interview von Hans Gratzer im "profil" vom 5.11.2001, worin er sagt: "Es ist da die große innere Ruhe, nichts mehr beweisen zu müssen. Mein Komplex hat sich in dem Moment gelöst, als mich am Montag morgens" - das war der Montagmorgen vor der Jurysitzung - "Kulturstadtrat Mailath-Pokorny angerufen hat" - und jetzt wörtliches Zitat -: "Morak und ich haben uns im Beisein von Zeugen geeinigt, Sie sind es." 

Der Herr Stadtrat rechtfertigt sich in einem Interview, auch im "profil", vom 12.11.2001, in dem er wieder - wörtliches Zitat - sagt: "Die Behauptungen von Hans Gratzer sind falsch. Das habe ich in einem Telefonat mit Hermann Beil klargestellt. Ich habe mit Gratzer wie mit anderen im Vorfeld bloß abgeklärt, ob sie im Falle des Falles rasch zur Verfügung stünden."

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Hans Gratzer war einer von 21 Bewerbern, und zwar einer von denen, die sich offiziell beworben haben. Warum haben Sie am Vormittag, bevor die Jurysitzung tagt, angerufen, um ihn zu fragen, ob er es mit seiner schriftlichen Bewerbung ernst meint? Haben Sie auch alle anderen 20 Kandidaten angerufen und sie gefragt, ob sie es mit der Bewerbung ernst meinen, haben Sie insbesondere mit den weiblichen Kandidaten vorher persönlich gesprochen, denn Sie haben ja einmal angekündigt, wie schön es wäre, wenn es eine weibliche Direktorin der Josefstadt gäbe? Und als man Sie erwischt hat, dann haben Sie Hans Gratzer öffentlich der falschen Aussage bezichtigt.

Es ist ganz klar, worum es geht, einer sagt in diesem Fall die Unwahrheit und das ist jetzt eine Frage der Glaubwürdigkeit. Nun, ich bin nicht Inspektor Columbo, wobei die einzige Parallelität mit Columbo ist, dass auch bei Columbo am Anfang eigentlich schon immer klar ist, wer der Täter ist. 

Warum sollte Hans Gratzer die Unwahrheit sagen? Um Ihnen persönlich zu schaden? - Das glaube ich nicht. Um Ihnen das Leben schwer zu machen? - Nein, ich sage es Ihnen ehrlich, der hat schlicht und einfach das gesagt, wie es war.

Nun, Sie haben in der Budgetdebatte von der längst notwendigen Belebung und sanften Erneuerung der Wiener Theaterlandschaft gesprochen. Wie schaut denn diese sanfte Erneuerung jetzt tatsächlich aus?

Publikumsliebling Hackl, tief verletzt: "Nie wieder Josefstadt."

Publikumsliebling Lohner: "Nie wieder Josefstadt unter der neuen Direktion."

Der international geachtete Hermann Beil ist schwer desavouiert.

Die von Ihnen selbst eingesetzte internationale Jury ist desavouiert. 

Hans Gratzer trägt erstens den Mangel der zweiten Wahl und zweitens wird er von Ihnen öffentlich der falschen Aussage bezichtigt. Totale Aufregung und Unsicherheit und Widerstand in der Wiener Theaterszene. Das sind böse Vorwürfe der Opposition, könnte man sagen, die das Thema hier nimmt, um einfach den armen Stadtrat hier unter Ziehung zu bringen. Ich bringe Ihnen aber noch zwei, nur zwei Medienzitate, Sie werden heute noch mehr hören. Wie sieht das die Öffentlichkeit? - Ich sage nur "Standard" und "Presse", um das breite Spektrum aufzuzeigen. 

"Standard" vom 31.10.: "Sein" - damit ist Ihr - "unerschütterlicher Wille, die Besetzung aller relevanten Leitungsstellen auf Basis fachkommissarischer Würfelübungen vorzunehmen, hat die erste Katastrophe gezeitigt." 

Zweites Zitat, aus der "Presse", Überschrift: Neue Peinlichkeit. Zitat: "Kulturstadtrat Mailath-Pokorny mit seiner weltfremden Ausschreibung und Findungskommission, die partout nur Beil als Direktor empfehlen sollte, obwohl es 21 Bewerber gab." 

Sie haben am Montag Peter Marboe vorgeworfen, er vergieße Krokodilstränen, weil er sich Sorge macht über das Erbe, das er hier in der Wiener Theaterlandschaft hinterlassen hat und er sei es in Wirklichkeit, der die Künstler und die Journalisten aufwiegle. Sehr geehrter Herr Stadtrat, was haben Sie eigentlich für ein Bild von den Künstlern und den Journalisten? Die selben Journalisten, die Sie immer begeistert zitieren, wenn Sie die blau-schwarze Bundesregierung kritisieren, besonders im Kulturbereich, die sind auf einmal von Peter Marboe ganz leicht zu gängeln, zu beeinflussen und zu manipulieren, und zwar vom "Falter" über den "Standard" bis zur "Presse", vom "profil" über das "Format" bis zum "News", von Wien über Frankfurt bis nach Hamburg. Die selben Künstler, denen Sie Asyl vor der schwarz-blauen Bundesregierung in Wien geben wollten, die Sie immer als Beweis für sich zitieren, die lassen sich hier manipulieren und missbrauchen vom Peter Marboe, der ständig in Wien herumschleicht und sie aufhetzt? 

Sehr geehrter Herr Stadtrat, das kann ja nur die kleinstmögliche Minderheit glauben - Copyright, Herr Vorsitzender Hundstorfer -, das können ja nicht einmal Sie selbst glauben, dass das so ist. (Beifall bei der ÖVP.) Das sehen nämlich alle so, das sehen die Medien so, das sehen die Künstler so, ja das sieht sogar Ihr eigener Parteiobmann, wo ich gerade mit großer Überraschung feststelle, dass er nicht da ist. Das sieht sogar Ihr eigener Parteiobmann. 

Und ich meine, jeder, der die sprichwörtliche Langmut und die engelsgleiche Geduld des Michael Häupl kennt, der weiß, was schon notwendig ist, damit der einen seiner eigenen Stadträte öffentlich rüffelt. Übrigens, er hat einen seiner eigenen Stadträte ein zweites Mal öffentlich gerüffelt. Und wenn Sie Peter Marboe hier Krokodilstränen vorwerfen, dann muss ich Ihnen sagen, wenn Sie sich Ihr eigenes mediales Echo anschauen und das Chaos, das Sie im Rabenhof, in der Josefstadt und in der Wiener Theaterlandschaft hinterlassen, dann sollten Sie lieber selber echte eigene Tränen vergießen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Rabenhof: Fakt ist, die SPÖ, oder der Kultursprecher Woller, hat Herrn Welunschek den Rabenhof vor der Wahl versprochen und ich sage Ihnen ehrlich, hätten Sie - was Sie ja tun könnten nach Ihrer absoluten Mehrheit - nach der Wahl gesagt, versprochen ist gehalten, Welunschek war ja auch der einzige Künstler im Wahlkampf, der sich öffentlich gegen die Wiederwahl von Peter Marboe ausgesprochen hat, wir geben ihm jetzt das, was wir versprochen haben, und wenn Sie noch so ehrlich gewesen wären, ihm das Geld zu geben, das man nämlich braucht, um den Rabenhof wirklich führen zu können, was wir alle wissen, was mehr als 8 Millionen S ist, dann hätten wir gesagt, das ist die typische Arroganz der SPÖ mit der absoluten Mehrheit und dann wäre aber das Thema vorbei gewesen. Das wäre das Erwartete gewesen. 

Aber nicht einmal dazu haben Sie die Kraft gehabt. Was haben Sie gemacht? - Sie haben eine scheinbare Ausschreibung gemacht und dann hat es noch gutgläubige Bewerber gegeben, die das ernst gemeint haben und sich tatsächlich beworben haben. Und mein Kollege Woller hat ja bezüglich dieser Ankündigung von Ihnen über öffentliche Ausschreibungen gesagt, das ist eine der revolutionärsten Taten, die StR Mailath-Pokorny innerhalb von zwei Monaten gesetzt hat und dazu kann man ihm nur gratulieren. 

Nun, ich kenne Ernst Woller ja schon lange und ich weiß, welche positiven Gefühle das Wort Revolution bei ihm auslöst, aber ich muss dazusagen, nicht jede Revolution und auch nicht jede Kulturrevolution, wie uns die chinesische Kulturrevolution gelehrt hat, zeitigt auch immer etwas Positives. Nun Herr Mailath-Pokorny, das wissen wir auch beide, ist nicht Mao und daher brauchen wir uns alle nicht zu fürchten, aber wenn er dieses revolutionäre Tempo, das er hier in den ersten zwei Monaten in der Wiener Theaterlandschaft an den Tag gelegt hat, beibehält, na dann sei uns Gott vor, dann werden wir aufpassen müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ich muss sagen, ich habe ja Probleme, es so treffend zu formulieren, wie die Journalisten es getan haben. Ich möchte Ihnen daher zum Abschluss des Themas Rabenhof nur einen Ausschnitt aus dem "Standard" bringen. 

Unter dem Titel "Die Realsatire rund um den Rabenhof" und "Warum Welunschek und nicht ein anderer Bewerber", das hätte ich auch gefragt, wäre ich dort. Mailath sagte, ihn hätte das Konzept überzeugt. Wie dieses denn aussieht? Welunschek trocken: Ich bin für mich Konzept genug. Da wurde Mailath blass und rief: Moment, es gäbe sehr wohl eines: Volkstheater, Lesungen und Kabarett, übrigens das selbe Kabarett, wo wir vorher gesagt haben, wenn es wer anderer gemacht hätte, wäre es schlecht gewesen und peinlich und rätselvoll. Und er sagt noch, ich stehe zu dieser kulturpolitischen Entscheidung (Die Jury hatte sich verweigert.), dann stand er auf und verließ mit den Worten: Ich muss jetzt eine Ausstellung eröffnen, die Pressekonferenz. 

Bei einem Kabarett würde man sagen, das war ein gelungener Auftritt, in der Politik muss man sagen, das war ein misslungener Abgang. (Beifall bei der ÖVP.) Und da haben sich ja drei gefunden. Ludwig der XIV - der Staat bin ich. Karl Welunschek - das Konzept bin ich, Mailath-Pokorny - die Jury bin ich. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) Ich habe Ihnen in der Öffentlichkeit den Vorwurf des Management by Chaos gemacht, ich ziehe den hiermit mit Ausdruck des Bedauerns zurück, weil ich will diesen Tausenden Managern, die in diesem Land täglich ihre Arbeit hervorragend leisten, nicht nahe treten. 

Denn das, was Sie hier in der Josefstadt und im Rabenhof geleistet haben, das hat nichts mit Management, nicht einmal mit Management by Chaos zu tun, das ist Chaos pur. Das war nicht Trial and Error, wie wir es gestern in der Planung gehabt haben, das war Error und Error und Error konsequent durchgetrieben. Sie haben alles falsch gemacht bei dieser Sache, How to destroy Theatre, Anleitung zum Theaterunglück. 

Und nachdem Sie das Ziel bei Ihrer Besetzungspolitik endgültig aus den Augen verloren haben, verdoppelten Sie die Anstrengung. Nachdem in der Wiener Theaterlandschaft der Nebel immer dichter geworden ist, haben Sie nicht irgendwie die Nebelscheinwerfer der persönlichen Erleuchtung eingeschaltet oder das Tempo ein bisschen reduziert, nein, Sie sind noch einmal aufs Gas gestiegen. Wir stellen hier heute keinen Misstrauensantrag, weil wir Ihnen ja die Chance der Wahrheit geben wollen. Weh dem, der lügt, habe ich heute gesagt, wie irrtümlicherweise übertragen wurde, und wir wissen alle, das Zitat stammt von Grillparzer und nicht von Shakespeare, aber es steht im Raum, weil es geht um Wahrheit. 

Ja, ich sage es Ihnen ehrlich, Frau Kollegin Winkelbauer, ich putze mich an niemandem ab, ich stehe zu Fehlern, die in meinem Namen ausgesendet wurden, das ist auch eine Stilfrage. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber wenn wir schon beim Thema Stil- und Haltungsfragen sind, ich habe nur eine Bitte. Ich meine, Sie können dem nachkommen oder nicht, Herr Stadtrat, ich hoffe, ich nehme Ihnen jetzt nicht die Hälfte Ihrer eigenen Rede weg, weil worum geht es heute Das ist ja kein Misstrauensantrag, es ist für Sie die Chance, vor Ihrer eigenen Fraktion, da kriegt man immer die strengsten Haltungsnoten, aber auch ein bisschen vor den anderen Fraktionen zu zeigen, wie Sie mit diesem Thema und wie ernst Sie mit diesem Instrumentarium der dringlichen Anfrage umgehen. 

Sagen Sie nur bitte eines nicht, sagen Sie nicht, Morak war schuld und die blau-schwarze Bundesregierung war schuld, die schwarz-blaue Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es waren Sie, der uns hier allen gesagt hat, Sie müssen ... (Auf einen Zwischenruf von GRin Renate Winklbauer.) Frau Kollegin Winklbauer, brechen Sie nicht die Absprache im SPÖ Klub, dass Sie versuchen sollen, dieses Thema möglichst cool durchzubringen, obgleich ich verstehe, dass Sie es schwer haben. 

Es waren Sie, Herr Stadtrat, der uns hier im Gemeinderat erklärt hat, es sei gesetzlich notwendig, alle Leitungsfunktionen öffentlich auszuschreiben, statt dass Sie zuvor den Bundesverfassungsdienst gefragt haben, der in einem Gutachten erklärt hat, dass das falsch ist. Es waren Sie, der ausgeschrieben hat, ohne sich mit seinem 50�Prozent Partner, nämlich dem Bund, auseinander zu setzen oder abzusprechen. Es waren Sie, der erst einmal versucht hat, seinen Favoriten Beil mit allen Mitteln durchzubringen, um ihn dann am Schluss allein zu lassen. Es waren Sie, der Hans Gratzer angerufen hat und ihm gesagt hat, er sei es und es waren Sie, der, wie er das dann öffentlich gemacht hat, erklärt hat, er sage nicht die Wahrheit und ihn der unrichtigen Aussage geziehen hat. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat, zeigen Sie Haltung, nutzen Sie die Chance und sagen Sie endlich die Wahrheit. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, Herr Dr Mailath-Pokorny, gemeldet. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nun ja, Herr GR Salcher, ich habe Ihnen gestern schon gesagt, das ist natürlich ein bisschen ein Pech mit den Bildern, den Metaphern, die man verwendet, wo ist er, da hinten. Zuerst die virtuellen Aussendungen, die früher draußen sind, als dass man sie eigentlich wirklich begründen kann, dann die Bilder, gestern haben Sie vom Sean Connery der Kulturpolitik gesprochen und den Peter Marboe gemeint. Heute hat es eine Kombination von beiden. Eine frühe Aussendung, ein schlechtes Bild, ein falsches Zitat. 

Ich meine, dass Sie das korrigiert haben, nachdem ich Peter Marboe darauf hingewiesen habe, ehrt Sie, aber wenn man schon so groß die Weltliteratur bemüht, "Weh dem, der lügt", sagt William Shakespeare, weh dem, der die Unwahrheit sagt und sich dabei erwischen lässt, also, dann sind Sie erwischt worden dabei, wie Sie falsch zitieren und der William Shakespeare ist es mit Sicherheit nicht, sondern der Franz Grillparzer. Nun ja, also man soll schon, wenn man so große Zitate in den Mund nimmt, richtig zitieren und sich dann nicht auch noch extra darauf hinweisen lassen müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frage gibt mir willkommene Gelegenheit, auch vor dem Wiener Gemeinderat einige Dinge zurechtzurücken, die in den letzten Tagen und Wochen verzerrt dargestellt wurden und mit denen massiv versucht wurde, politisches Kleingeld zu wechseln. 

In dem einen halben Jahr, seit ich Kulturstadtrat bin, ist es gelungen, eine ganze Reihe von Problemen zu lösen, die davor seit Monaten, wenn nicht sogar seit einem Jahr, unerledigt geblieben sind. Erst Zug um Zug hat sich mir in den Wochen nach meiner Amtsübernahme die lange Liste von ungelösten und liegen gebliebenen Problemen in der Wiener Kulturlandschaft eröffnet, die von der personellen und organisatorischen Situation des Theaters in der Josefstadt, über die personelle und wirtschaftliche Situation des Theaters im Rabenhof, über die unklaren Rechtsverhältnisse im Verein Freie Bühne Wieden bis zu ungelösten Finanzierungsproblemen von ganz wichtigen Projekten, wie dem Kindertheater und dem Kindermuseum, gereicht haben. (GR DDr Bernhard Görg: Wenn Sie das alles gewusst hätten, hätten Sie das Amt angenommen?) Josefstadt, Rabenhof, Freie Bühne Wieden, Kindertheater, Kindermuseum, eine ganze Menge von Projekten, wo jetzt gesagt wird, da konnten wir ja nichts mehr tun, es waren ja bereits Neuwahlen ausgeschrieben. Da frage ich schlicht und einfach, wenn Sie nichts mehr tun konnten, haben Sie dann trotzdem den Gehalt bezogen, haben Sie ihn vielleicht zurückgegeben? - Glaube ich nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Hätten Sie das getan?) 

Für all das gab es keine Lösungsansätze. Ja, teilweise wurde sogar behauptet, man müsse dafür auch keine Lösungen finden. Ein halbes Jahr später sind wichtige Weichenstellungen einer inhaltlichen und personellen Neugestaltung der Wiener Theaterlandschaft getroffen worden. Mit Hans Gratzer wurde ein erfahrener und Neuerungen gegenüber aufgeschlossener Theaterfachmann als Leiter des Theaters in der Josefstadt nominiert. Er ist jemand, der das Wiener Theaterleben in den letzten 20 Jahren maßgeblich mitgestaltet und mitgeprägt hat, der das Theater in der Josefstadt unter den gegebenen schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen in eine gute Zukunft führen wird. Mit Thomas Birkmeier konnte für das Theater der Jugend, einer ganz großen, wichtigen und ausreichend hoch subventionierten Bühne ein junger und engagierter Theatermann gewonnen werden, der das Haus mit einem interessanten Konzept weiter öffnen will.

Das Duo Lechner-Welunschek steht für ein junges, urbanes, trashiges Volkstheater, das im Rabenhof seinen Platz finden wird. Gemeinsam mit dem bereits bestellten Duo Berg-Kosky als neue Schauspielhausleiter hat sich damit innerhalb von nur wenigen Monaten eine grundlegende Erneuerung der Theaterszene ergeben. Nicht unerwähnt möchte ich lassen, dass die Theatertournee in den Außenbezirken unmittelbar auch gefährdet war und nunmehr runderneuert unter der Leitung von Emmi Werner, Johanna Tomek und den Leiterinnen der Drachengasse, Eva Langheiter und Johanna Franz, weiter bestehen wird. Darüber hinaus ist es auf Ebene der kaufmännischen Leitungen gelungen, mit Marianne Aly im Theater der Jugend, Susanne Moser im Schauspielhaus und Ulrike Lintschinger für das Tanzquartier, Frauen in wichtige Leitungsfunktionen zu berufen. 

Für all diese Funktionen war es mir wichtig, den Prinzipien von Offenheit und Erneuerung zu folgen. 

Für all diese Funktionen ist dies am Ende auch gelungen. Für die überwiegende Mehrzahl dieser Funktionen war der Weg dorthin auch problemlos. In zwei Fällen war es das nicht, im Fall der Josefstadt und im Fall des Rabenhofs. Und das hängt zum einen damit zusammen, dass die beiden Probleme vor meiner Amtszeit am längsten ungelöst waren und die Entscheidungsstrukturen dort durch die vorangegangene Kulturpolitik sogar noch verkompliziert wurden, so als ob sie nicht ohnedies kompliziert genug gewesen wären. 

Seit September 2000 war bekannt, dass Helmut Lohner im September 2002 die Leitung der Josefstadt abgibt. Im Jänner heurigen Jahres antwortete der damalige Kulturstadtrat auf eine Frage der Presse, ob er die Josefstadtführung vor der Wahl entscheiden wolle: "Nein, das hat Zeit." - Das eineinhalb Jahre, bevor Helmut Lohner geht.

Im Juli 2000 wird ein Sanierungskonzept beschlossen, in dem es unter anderem heißt, dass in den nächsten Wochen - Juli 2000 - die Umstrukturierung in eine Stiftung stattfinden soll. Knapp ein Jahr später war davon weit und breit nichts zu sehen. Vielmehr gab es zwischen dem Bund und der Finanzverwaltung der Stadt Wien eine Vereinbarung. In dieser Vereinbarung, die die Unterschrift des Kulturstadtrats und des Kunststaatssekretärs trug, wurde besiegelt, dass beide, nämlich der Bund und die Finanzverwaltung der Stadt Wien, von allen weiteren außerordentlichen Aufwendungen für die Josefstadt entbunden sind. Das heißt nicht mehr und nicht weniger, als dass alle weiteren Aufwendungen für die Josefstadt aus dem operativen Kulturbudget zu tragen wären. Die Wiener Kulturschaffenden würden, wenn das tatsächlich so wäre, sich schön bedanken. 

Die Entscheidung über den Rabenhof wiederum wurde damals einfach an die Josefstadt Gesellschaft rückdelegiert, die damals von sich aus mit Karl Welunschek einen Vertrag abgeschlossen hat. Soweit, meine Damen und Herren, zu den Vorgeschichten. 

Wenn all das so leicht gegangen wäre, wie Sie heute tun, dann stellt sich die einfache Frage, wieso die diesbezüglichen Entscheidungen fast ein ganzes Jahr, nämlich bis zum 27. April 2001, nicht getroffen wurden. Im Sinn der Öffnung und der Erneuerung, aber auch um die geradezu unlösbar erscheinenden Probleme auf eine neue lösbare Basis zu stellen, erschien es mir daher angebracht, über den Weg der Ausschreibungen gewissermaßen noch einmal bei Null zu beginnen. Im Fall der Josefstadt, wo es drei Entscheidungsberechtigte, nämlich Bund und Land als Subventionsgeber und fünf Gesellschafter als formal Entscheidungsberechtigte gibt, kam es dann zu Schwierigkeiten, und das erst dann, als sich zwei Entscheidungsträger plötzlich nicht mehr an das Ausschreibungsverfahren gebunden fühlen wollten, dem sie zuerst zugestimmt hatten.

Ein zweites Problem war, dass sich die Jury, der man alles andere als Parteinahme vorwerfen kann, nur zu einer einzigen Empfehlung durchgerungen hat und diese empfohlene Persönlichkeit kurze Zeit später nicht mehr zur Verfügung stand. Umso wichtiger war es, sich rasch auf eine weitere Persönlichkeit, nämlich Hans Gratzer, einigen zu können. Im Fall des Rabenhofs hat die Jury eine offene Empfehlung abgegeben - so wie das auch in einigen Fällen vorher der Fall war -, mit vier interessanten Konzepten, von denen zwei schlicht und einfach nicht finanzierbar waren. Ich habe mich dann aus inhaltlichen, nicht nur aus qualitativen Gründen, für das vorliegende Angebot von Welunschek und Lechner entschieden. 

Nein, meine Damen und Herren, darin kann ich keine Intransparenz erkennen. 

Nein, darin kann ich auch keine Absprachen erkennen. 

Nein, darin kann ich auch kein Chaos erkennen. 

Und nein, darin kann ich schon gar keine Parteipolitik erkennen, weil auch für diesen Vorwurf sind Sie bislang jeden, aber auch schon jeden Beweis, schuldig geblieben. 

Wer dies dennoch tut, muss die Welt ganz offensichtlich nur aus dieser parteipolitischen Brille betrachten. Was verständlich ist, wenn man sieht, wie in der Bundesregierung Personalentscheidungen getroffen werden. Ihre Empörung hätte ich mir über so manche Personalentscheidung auf dieser Ebene gewünscht.

Ja, es wäre besser gewesen, für die Entscheidung in der Josefstadt klarere Entscheidungsstrukturen vorzufinden, allein dafür fehlte die Zeit. 

Ja, ich bin für ein offenes und transparentes Verfahren unter vorgegebenen Regeln. 

Ja, ich bin an dessen Ende für klare politische Entscheidungen, die auch öffentlich zu vertreten sind.

Aber Aufrufe, die Josefstadt zu retten, wären wohl viel früher angebracht gewesen, nämlich, wie die Josefstadt vor etwa eineinhalb Jahren am Rande der Illiquidität war, sich dadurch Fragen der ökonomischen Gestion und Fragen der personellen Besetzung überhaupt erst ergeben haben. 

Und auch hier, meine sehr verehrten Damen und Herren, bleibt unbeantwortet, wie man von Seiten der damaligen Kulturpolitik überhaupt so lange zusehen konnte, dass sich das Problem so dramatisch verschärft hat. Offensichtlich war hier einmal mehr die Meinung vorherrschend, keine Entscheidungen zu fällen, sei besser, als schwierige Entscheidungen zu treffen.

Meine Damen und Herren! Packen wir die Probleme bei der Wurzel an, wo sie entstehen. Wenn es ein nachhaltiges Problem der Wiener Kulturpolitik gibt, so sind es die seit eineinhalb Jahren erfolgten und nicht mehr zurück genommenen massiven und breitflächigen Kürzungen der Bundesregierung im Kulturbereich. Wien ist davon massiv betroffen. Eine sehr überschlagsmäßige und für den Bund eher beschönigende Rechnung ergibt, dass allein für den Bereich Darstellende Kunst in Wien ein Minus von über 50 Millionen S zu verzeichnen ist. 

50 Millionen S, die an allen Ecken und Enden abgehen. 

50 Millionen S, zu denen ich von Seiten der Opposition, die sich so sehr um die Wiener Kultur Sorgen macht, kein einziges Wort gehört habe. 50 Millionen S, über die sich die Wiener Kunst- und Kulturschaffenden mehr freuen würden, als über die Krokodilstränen, die jetzt vergossen werden.

Für die Rücknahme dieser Kürzungen einzutreten, das wäre fürwahr eine noble und segensreiche Tat und ich lade Sie, obwohl Sie dem gestrigen Antrag nicht zugestimmt haben, trotzdem noch einmal ein, gemeinsam mit mir für die Aufhebung der Kürzungen einzutreten.

Volkstheater, Rabenhof, Josefstadt, alle Wiener Mittelbühnen, der Kosmos Frauenraum, um nur einige zu nennen, wären einige Sorgen los, gäbe es diese Kürzungen nicht.

Und wer immer jetzt unterwegs ist, um die Wiener Kulturpolitik schlecht zu machen, ist aufgerufen, zumindest bei den eigenen Parteifreunden zu intervenieren, um die Schäden, die durch diese Kürzungen entstanden sind, wieder gutzumachen.

Die Wiener Stadtregierung hat darauf die einzig richtige Antwort gegeben. Mit dem gestern verabschiedeten Budget wurde auch das höchste Kulturbudget, das die Stadt jemals hatte, beschlossen. Die Steigerung der absoluten Zahlen von über 7 Prozent und des operativen Kulturbudgets von knapp 4 Prozent ist die richtige Antwort auf die durchschnittliche 12�prozentige Kürzung des Bundeskunstbudgets und alle weiteren Rückzüge der Bundesregierung im Wiener Kulturbereich, wie etwa beim Künstlerhaus.

Nicht, wer mit wem, wann telefoniert hat, sehr geehrter Herr Görg, nicht, wer mit wem wann telefoniert hat, sondern wie die Kürzungen im Bundesbereich ausschauen, das ist wohl die wichtigere Frage für die Wiener Kulturpolitik.

Ich werde jedenfalls weiterhin für eine vernünftige personelle Erneuerung, für das größtmögliche Ausmaß an Offenheit und auch für eine ausreichende Dotation in der Wiener Kultur Sorge tragen und beantworte nun die an mich gerichteten Fragen wie folgt:

Zu Frage 1: Die Bestellung des künstlerischen Leiters ist Angelegenheit der zuständigen Organe der Josefstadt GesmbH.

Zu Frage 2: Zeitgerecht.

Zu Frage 3: Im Interesse der Bewerberinnen und Bewerber kann und will ich darüber keine Auskunft geben. Im Übrigen verweise ich auf die Antwort zu Frage 1.

Zu Frage 4: Es lag am Juryvorsitzenden, diese Regel zu definieren und für ihre Einhaltung oder Nichteinhaltung zu sorgen.

Zu Frage 5: Weil dies für die Jury und ihre Vorsitzenden so zulässig war.

Zu Frage 6: Eine Überprüfung wurde veranlasst.

Zu Frage 7: Nein.

Zu Frage 8: Soweit die Frage meinen Vollzugsbereich betrifft und ich sie daher beantworten kann: Nein.

Zu Frage 9: Die Entscheidung, dass die Verhandlungen über die Zukunft des Rabenhofs zwischen den Bewerbern und dem Theater in der Josefstadt zu führen wären, wurde von meinem Amtsvorgänger getroffen.

Zu Frage 10: Weil ein dringender und unmittelbarer Handlungsbedarf gegeben war und ein weiteres Zuwarten für die betreffenden Kulturschaffenden nicht zumutbar gewesen wäre.

Zu Frage 11: Ich habe dies nicht zu vertreten, weil diese Vorgangsweise eben nicht zu den von Ihnen dargestellten Folgen führt.

Zusammenfassend zu Ihrer Anfrage: Viel Lärm um Nichts, kann man da nur sagen, und das ist nun wirklich von William Shakespeare. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke dem Herrn Stadtrat. - Wir kommen nun zur Debatte. Ich mache darauf aufmerksam, dass die Redezeit der Debattenredner 20 Minuten beträgt.

Als erste Rednerin ist Frau GRin Ringler zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich war ziemlich beeindruckt von dieser Fragebeantwortung. Ich habe mir eigentlich vorgenommen gehabt, ich werde sie mitschreiben, aber es ist mir einfach nicht gelungen. Das hast du so schnell gesagt, unglaublich. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das steht dann im Protokoll!) Ja, Gott sei Dank, kann ich es nachlesen.

Was mich daran beeindruckt hat, war nicht nur die Schnelligkeit, sondern auch die Art und Weise, wie hier über einen, so meine ich, doch ganz gravierenden Konflikt, man will schon fast sagen, darüber geflogen wurde.

Viel Lärm um Nichts ist sicher nicht die Sicht der Dinge der Opposition oder auch der Menschen, die in dieser Stadt etwas mit Kulturpolitik zu tun haben. Und man kann jetzt zu schärferen oder weniger scharfen Ausdrücken greifen, ob man es jetzt Management by Chaos nennt oder Possenspiel, ich bin auch immer wieder an die Tschauner’sche Volksbühne erinnert. 

Es ist etwas vorgefallen, worüber wir reden müssen und mit dem wir uns auseinander setzen müssen. Und zwar deshalb, weil wir nicht nur lernen sollten aus dem, was in den letzten Wochen passiert ist, sondern weil die Menschen in dieser Stadt einen Anspruch darauf haben, dass es so nicht weitergeht. Vielleicht doch noch einmal kurz zur Chronologie der Dinge. (GR Mag Thomas Reindl: Haben wir ohnedies gerade gehabt!)

Die Josefstadt wurde ausgeschrieben, indem ein Inserat in einer Zeitung veröffentlicht wurde, auf das sich dann Bewerber und Bewerberinnen gemeldet haben, und was mich sehr verwundert hat, erst nachdem die Bewerbungen eingetroffen sind, wurde die Jury zusammengestellt. Ich will nun wirklich keinen Zweifel an der Untadeligkeit dieser Jury aufkommen lassen, aber grundsätzlich gesehen ist das eine seltsame Vorgangsweise. Wenn ich ein transparentes und nachvollziehbares Verfahren will, dann muss ich den Bewerbern garantieren können, dass sie wissen, worauf sie sich einlassen und das war hier nicht der Fall.

Und wenn Sie mit den Leuten reden, die nicht Direktoren der Josefstadt geworden sind, davon gibt es eine ganze Menge, dann werden Sie erfahren, dass diese nicht nur nicht gewusst haben, worauf sie sich einlassen, sondern sie wissen bis zum heutigen Tag offiziell nicht, dass sie nicht Direktoren geworden sind. (GR Mag Thomas Reindl: Lesen sie nicht die Zeitungen?) Wenn ich jetzt die Zwischenrufe höre, sie lesen nicht die Zeitungen, dann sage ich Ihnen, ich würde es schlichtweg für ein Gebot der Höflichkeit halten, dass man diesen Menschen zumindest einen Ablehnungsbrief schreibt. (GR Gerhard Pfeiffer: Das macht man bei jedem Job so!) 

Wie mein Kollege aus der ÖVP meint, das mache man bei jedem Job so. Und auch in diesem Fall scheint mir das eine sinnvolle Vorgehensweise, vor allem dann, wenn alles so drunter und drüber zu gehen scheint.

Wie war es nun im Fall des Rabenhofs? - Sehr ähnlich. Nicht nur - und die Wurzel des Problems liegt tatsächlich nicht so sehr in der Amtszeit von Mailath-Pokorny, sondern vielmehr in der des Peter Marboe - kam es auch hier zu einer etwas seltsamen Vorgehensweise: Es wurde nämlich mitten im Hochsommer, im August, ich persönlich war auf einer schönen kroatischen Insel, Sie vielleicht woanders, ein Inserat geschalten. In diesem schönen Hochsommer wurden Leute aufgefordert, sich für den Rabenhof zu bewerben. Die haben sich beworben und dann, nachdem die Bewerbungen eingelangt waren, wurde die Jury zusammengestellt. 

Auch hier will ich keinen Zweifel an der Untadeligkeit der Jury aufkommen lassen, aber eigentlich macht man das schon vorher. 

Und dann? - Ja, dann hat die Jury nicht das getan, was man von ihr wollte und eigentlich ist das auch seltsam, wenn man bedenkt, dass man üblicherweise einer Jury mitteilt, was sie zu tun hat, weil eine Jury ist ja kein im luftleeren Raum herumfliegendes Gremium, das sich so findet beim Kaffee trinken, sondern eine Jury hat einen Auftrag. Und vielleicht war in diesem Fall der Auftrag nicht klar genug formuliert, vielleicht haben die einfach nicht genau gewusst, was sie tun sollen und vielleicht war das auch gar nicht absichtlich, wahrscheinlich sogar, aber es hat zu dem geführt, mit dem wir uns jetzt konfrontieren müssen. Die Jury hat in dem einen Fall einen Bewerber ausgesucht, der sich gar nicht beworben hatte, und im anderen Fall hat sie statt eines Dreiervorschlags einen Vierervorschlag gemacht. Und das hat bei vielen Menschen in dieser Stadt einen ziemlich schalen Nachgeschmack hinterlassen. 

Die Kollegen von der ÖVP haben aus den Pressestimmen der letzten Wochen ausführlichst zitiert und ich werde Ihnen das ersparen, aber das Ganze hat schon eine sehr seltsame Optik. 

Wenn ich gesagt habe, ich war erinnert an ein wienerisches Possenspiel, dann sicher auch deshalb, weil in dieser Stadt Bestellungen von Direktoren natürlich von höchster Wichtigkeit sind. Sie wissen, wir beschließen im Gemeinderat fast jedes Mal 500 Millionen S Subventionen, bei denen niemand auch nur ein Wort sagt, in diesem Fall geht es um viel weniger, aber es ist umso wichtiger. 

Und nichtsdestotrotz, auch wenn es um weniger Geld geht, dann sind das wohl hochsymbolische Akte, die hier gesetzt werden. Denn ich erinnere mich ganz gut, vor nicht allzu langer Zeit, bin ich in einem gemütlichen Vorstadtlokal gesessen und am Tisch nebenan eine Gruppe von älteren Damen und Herren, die sich wirklich und wahrhaftig eine ganze geschlagene Stunde lang darüber unterhalten haben - das war noch vor den Ausschreibungen -, wie schrecklich es wäre, wenn Peymann nach Wien zurückkommen würde. Ich habe das ziemlich amüsiert verfolgt, das gebe ich zu, aber vielleicht zeigt diese Anekdote, wie wichtig, wie symbolisch wichtig, nun einmal diese Entscheidungen sind. (GR Mag Thomas Reindl: Die ÖVP hätte schon diese Entscheidung treffen müssen!)

Und es steht mir in diesem Zusammenhang nicht zu, und ich glaube, dass es auch nicht sinnvoll ist, hier in diesem Zusammenhang jetzt über die künstlerischen Für und Wider der einzelnen Bewerber zu sprechen, dafür gibt es ja eine Jury, wenn sie das tut, aber die Vorgangsweise müssen wir kritisieren. Und ich glaube, dass uns allen bewusst ist, dass hier wirklich einiges schief gelaufen ist. Aber weil die GRÜNEN eine vorwärts gewandte Partei sind ... (GR Mag Thomas Reindl: Da schau her!) Nicht schlecht, oder? Weil wir eine vorwärts gewandte Partei sind, interessiert es uns auch sehr, wie es eigentlich weitergeht, weil bei all der Fragerei sollten wir ja eines nicht vergessen: Es stehen noch einige andere Ausschreibungen und Besetzungen an. 

Unter anderem die Vereinigten Bühnen Wien und wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe, dann wird Rudi Klausnitzer Mitte nächsten Jahres seine Funktion zurücklegen und die Vereinigten Bühnen Wien brauchen einen neuen Direktor oder eine neue Direktorin. (GR Mag Thomas Reindl: Na ja, das wissen Sie schon genau!) Das ist ein knappes halbes Jahr, um eine neue Person zu finden, zu einem Zeitpunkt, wo die Musicals ja auch nicht gerade in einer besonders einfachen Situation sind. 

Des Weiteren ist natürlich zu bedenken, dass bei den Vereinigten Bühnen Wien es ja schon vor einigen Monaten nicht so ganz einfach war, sicherzustellen, dass der Kulturstadtrat, der ja immerhin jährlich 207 Millionen S für das Theater an der Wien ausgibt, auch tatsächlich mitreden kann, wer denn nun dieser Direktor wird. Also, ich erinnere mich, dass das damals auch etwas seltsam war, auch für uns. Und ich nehme an, dass es für dich noch seltsamer war, plötzlich davon informiert zu werden, dass eine Nichtkündigungsklausel in Anspruch genommen wurde, was eine Defakto-Verlängerung zur Folge hatte. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was ist da seltsam?) Ich denke, dass es schon seltsam ist, wenn in diesem Falle, wo du angekündigt hattest, es werde alles ausgeschrieben werden, hier so hinter deinem Rücken diese Entscheidung getroffen wird. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wieso?) Worauf ich hinaus will, ist, dass sich das ja wohl hoffentlich nicht weitertragen wird, denn die Vereinigten Bühnen Wien brauchen definitiv jemanden, ob einen Mann oder eine Frau, die möglichst, denke ich, konsensuell als Direktor oder Direktorin gefunden wurde.

Und dann steht ja noch zum Beispiel das Volkstheater an, das ist zwar erst 2004, aber immerhin 2004. Wir haben in den Diskussionen der letzten Wochen immer wieder auch von Leuten gehört, die gesagt haben, also eigentlich ist es wahnsinnig schwierig, ein Theater zu übernehmen, in dem man ein halbes Jahr später einen Spielplan fertig haben muss. Sie wissen alle, das sind große Kolosse, um nicht die Metapher des Tankers in Anspruch nehmen zu müssen, die haben längerfristige Spielpläne, da muss man sehr gut und genau vorplanen und sollte möglichst mehr als ein halbes Jahr Zeit haben, um sich mit der ganzen Sache bekannt zu machen.

Und dann ein Punkt, der mir sehr wichtig ist, das Historische Museum, die Museen der Stadt Wien. Die haben wir ausgegliedert. Und in diesem Gesetz steht drinnen, dass der Direktionsposten mit 2003 neu zu besetzen ist. Das Historische Museum befindet sich nach meinem Erachten derzeit an einem wichtigen Punkt der Neuorientierung, wo es wichtig ist, klare Zielsetzungen zu definieren, die dieses Museum wirklich im 21. Jahrhundert leiten können, wo es darum geht zu sagen, was wollen wir von einem Stadtmuseum eigentlich, was soll das können. Wir haben jetzt die Chance, diese Definition vorzunehmen. Und wir haben auch eine Enquete beschlossen, wo wir das diskutieren werden. Und ich hoffe, ich hoffe sehr, dass diese Enquete auch stattfinden wird, bevor dieser Posten ausgeschrieben wird, und zwar deshalb, weil eigentlich eine Ausschreibung überhaupt nur dann zu machen ist, wenn man weiß, was mit der Institution, für die man die Posten ausschreibt, passieren soll. 

Wir hoffen also sehr stark, dass diese Enquete vorher passieren wird und wir von den GRÜNEN werden alles dafür tun, damit es dazu kommt.

Und dann bleibt noch das Kindertheater. Ja, auch kein ganz einfaches Pflaster. Ich habe mit Freude vernommen, dass es jetzt Geld dafür gibt, aber man muss natürlich auch die Posten ausschreiben und besetzen, und alles in allem kann ich nur sagen, da kommen einige Brocken auf uns zu und wir sollten besser gut gewappnet sein, damit das Possenspiel oder Chaos, Management by Chaos, nicht wieder vorkommt und deshalb haben wir auch im letzten Gemeinderat einen Antrag eingebracht, uns sehr intensiv damit auseinander zu setzen, welche Verfahrensformen nun die richtigen sind, um so einen Posten zu besetzen. 

Wir haben dazu einen Antrag eingebracht auf Einsetzung einer Enquete und ich halte es für eine wirklich wichtige Auseinandersetzung, die wir führen sollten. Wie schreibe ich etwas aus! Ich behaupte ja nicht, dass das einfach ist. Das ist keine einfache Angelegenheit. Deshalb sollten wir besser wissen, wie wir es tun. Deshalb sollten wir uns was dazu überlegen. Deshalb sollten wir wissen, was auf uns zukommt und gut gewappnet sein und das möglichst um einige Monate und Jahre früher, bevor es zu spät ist. Ich glaube also und ich wünsche mir sehr, dass das, was wir in den letzten Wochen erlebt haben, auch an Verunsicherung der Leute, die in dieser Stadt im Theaterbereich tätig sind und auch an den Unhöflichkeiten, die gegenüber den BewerberInnen geschehen sind, zum Beispiel ihnen nicht mitzuteilen, dass sie abgelehnt worden sind oder dass ihre Bewerbung angekommen ist oder dass sie irgendwie in die engere Wahl kommen oder Ähnliches, dass diese Dinge nicht wieder vorkommen und dass die Kritik der Opposition in diesem Zusammenhang so ernst genommen wird, dass wir uns im Rahmen einer Enquete wirklich den Kopf darüber zerbrechen, wie wir dieses Problem in Zukunft besser lösen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Das ist ja angenehm, wenn der Herr Stadtrat vor einem sitzt, da kann man ihn anschauen, das ist angenehmer, als wenn man ihn im Rücken spürt. Ich möchte ein bisschen zurückgehen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ja, das muss ich sagen. Das ist angenehmer, wenn man jemandem in die Augen schauen kann. (GR Mag Christoph Chorherr: Ist schon in Ordnung!) 

Ich gehe zurück. Genau vor einem Jahr, eigentlich war das auch zurzeit der Budgetdebatte, haben wir uns schon des Themas Probleme in der Josefstadt angenommen. Ich habe damals Herrn StR Marboe kritisiert, er war damals amtsführender Stadtrat, das war meine Aufgabe als Opposition, und habe damals schon darauf hingewiesen, dass er eigentlich, was die Entschuldung der Josefstadt anbelangt, die Sache erst angegangen ist, als diese Misere gar nicht mehr zu verbergen war. 

Und auch damals habe ich schon die Frage des neuen, des zukünftigen Direktors angeschnitten und habe damals schon darauf hingewiesen, dass es gut wäre, den Ensemblegedanken der Josefstadt weiterzuführen oder wieder einzuführen. Ich habe damals schon Persönlichkeiten genannt, die im Ensemble vertreten waren, weil wir eben der Meinung waren und auch noch sind, dass die Josefstadt ein Stammpublikum hat und dieses Stammpublikum liebt das Theater so wie es ist. 

Die Josefstadt ist so eine Art Grundversorgungsanstalt, so nennt das der Hans Heider in der Presse vom 6.11., die, was die Theater anbelangt, die eine gewisse Größe haben, diese Grundversorgung eigentlich schafft. Uns kam das eben sehr nahe liegend vor, dass man daran denkt, jemanden zu nehmen, der aus dem Ensemble kommt. Nun, es kam eben ganz anders, es folgte das heute schon zitierte und sattsam bekannte Schlamassel. 

Wie ist das gekommen? - Es fand eine Ausschreibung statt. So weit, so gut. Aber es hat sich jetzt herausgestellt - und das hat meine Vorrednerin auch schon gesagt -, die Ausschreibung allein war zu wenig. Man braucht klare Parameter dazu, wofür das jeweilige Theater stehen soll, und das hat man versäumt. Diese Positionierung eines Theaters und jedes Theater hat ein anderes Publikum und jedes Theater hat auch eine gewisse Aufgabe, jedes Theater erfüllt auch die Erwartungen eines gewissen Publikums, diese Positionierung sollte und muss definiert werden, bevor man darangeht, einen neuen Intendanten zu finden. Das heißt, die Grenzen dieses Prinzips der Ausschreibung wurden hier aufgezeigt. Es kam, wie wir alle wissen, zu einer drei zu zwei Abstimmung in der Jury und auch was die Jury anbelangt, muss man überlegen, ob diese Jury das richtige Instrumentarium ist, denn die Schwächen der Jury wurden hier auch aufgezeigt (GR Mag Thomas Reindl: Immer bei der Wahrheit bleiben!), weil man genau gespürt hat, wer wen hineingesetzt hat. Auch das sollte man überlegen, wenn wir jetzt darangehen, zukünftige Kriterien für die zukünftigen Intendantenfindungen zu erarbeiten. Aber das ist interessant, denn ich habe jetzt gar keine Lust, da auf den Stadtrat loszugehen, ich möchte diese Situation, auch wie meine Vorrednerin, nützen, um darauf hinzuweisen, dass hier eben Schwächen aufgebrochen sind und der Sinn so einer Diskussion ist auch, dass man nachdenkt, dass so etwas nicht mehr vorkommt. 

Eine Person, die sich gar nicht beworben hat, die hier eigentlich nur das Privileg hatte, mit dem Herrn Stadtrat Gespräche zu führen, wurde erst einmal genannt. Und dass das natürlich zu Aufruhr führen musste, das ist ja ganz klar, denn es musste hier der Eindruck entstehen, Herr Stadtrat, dass hier parteipolitisch vorgegangen wurde. 

Ich möchte jetzt erklären, warum. Es wurde Beil genannt. Wir alle wissen, Beil ist der lange Weggefährte Peymanns und Peymann und Beil stehen für eine ganz bestimmte Art, Theater zu leiten. Das mag für das eine oder andere Theater sehr gut sein, sehr interessant sein. Die Frage aber, ob das gerade für die Josefstadt richtig ist, musste man sich hier stellen und da sind so Worte, die dann immer wieder vorkommen, zum Beispiel das Brechen von Traditionen. Ich habe das so oft gehört hier in diesem Haus. Das Brechen imperialer Achsen wurde immer gesagt, damals noch von Ihrer Vorgängerin aus Ihrer eigenen Fraktion, von Frau Dr Pasterk. 

Was wollte Beil, als er gefragt wurde, wie er die Josefstadt führen will? - Er hat gesagt, er möchte völlig neue Schauspieler finden. Das musste Unmut erzeugen in einem Theater, wo der Ensemblegedanke sehr wichtig ist. Er hat gesagt, er möchte einen vollkommen neuen, einen absoluten Neubeginn machen. 

Das musste natürlich dazu führen, dass diejenigen, die seit vielen Jahren dort gemeinsam arbeiten, verstört sind. Und er wollte ausschließlich Zeitgenossen spielen und auch das war natürlich ein Grund, warum sich auch das Publikum sehr beschwert hat. 

Das heißt, dieser Ansatz, das Brechen der Tradition, war unserer Meinung nach nicht richtig und deswegen musste der Verdacht, dass da vielleicht die Ideologie eine Rolle gespielt haben könnte, auftauchen, Herr Stadtrat. 

Natürlich, es kam dann anders. Beil hat abgesagt, es heißt, weil das Budget zu gering war, die wahren Gründe kenne ich nicht. Und es wurde ein weiterer Kandidat gefunden, und dass der natürlich auch nicht sofort mit offenen Armen im Ensemble aufgenommen wurde, muss man auch verstehen, denn die Art und Weise, wie er vorher Theater gemacht hat, da hat er ganz andere Schwerpunkte gehabt, wir wissen das alle, er hat ja vorher das Schrille, Vulgäre, Gewalt, Sex - in Ordnung -, wir haben uns nie beklagt, wie er das im Schauspielhaus gemacht hat, Sie können nachlesen, es gibt keine einzige Aussendung gegen Gratzer. 

Nur, wenn man ihn jetzt dort hinsetzen will, ist es doch ganz klar, dass das Ensemble jetzt einmal aufhorcht. Warum gerade in dem Traditionstheater, in einem so genannten bürgerlichen Traditionstheater, dieser Mann? - Und jetzt kommt eine Sache, die mir beim Kollegen Salcher aufgefallen ist. Er hat sich beklagt, dass ich in meinen Presseaussendungen darauf eingegangen bin. Es ist mir nicht darum gegangen zu sagen, der Mann ist gut oder schlecht, ich habe nur einfach darüber gesprochen, welche Aufgaben ein Theater hat. Er hat gesagt, die Unterreiner fährt wie ein Nudelwalker hinein. 

Das Bild war eigentlich sehr lustig, das ist mir so vorgekommen, ich stehe drüben in der MA 7 hinter der Tür und wenn der Stadtrat reinkommt, bekommt er eine mit dem Nudelwalker drüber. Also, so war das natürlich nicht gemeint, sondern ich habe diese Kritik geübt. Nein, ich habe die Kritik geübt, weil ich mich ernsthaft damit auseinander gesetzt habe und es ist schon wichtig, in welcher Art ein Theater geführt wird. Es geht jetzt nicht um gut und schlecht, sondern es ist die spezielle Aufgabe eines Theaters. 

Aber, und das finde ich schon interessant, es gibt jetzt einige Aussagen, die aufhorchen lassen, die uns Freiheitliche aufhorchen lassen. Und zwar sagt er, er wolle ein Theater machen, das alle lieben und wolle das Theater pflegen und diese Form weiterdenken - ich spreche jetzt von Gratzer -, er sagt, er möchte, dass die Leute glücklich aus dem Theater gehen. 

Für mich ist das ein neuer Ansatz, ich habe das eigentlich vorher von ihm noch nie gehört. Ich habe das auch natürlich von Beil noch nie gehört oder von Peymann. Oder er sagt, er möchte Österreicher spielen. Er hat Hermann Bahr genannt, Werfel, Wildgans, Hochwälder und hat mehrmals gesagt: "Es geht mir nicht um die Brechung." Das muss ich ehrlich sagen, das ist sehr interessant. Er sagt zum Beispiel auch: "Es geht mir darum, den Gestus, den Klang, die Haltung, die Österreichische Sprachkultur von Nestroy bis Bernhard zu pflegen, aber ich möchte niemanden ausschließen, schon gar nicht eine Frau Jelinek." Auch hier kann man nicht aufschreien, denn es geht weiter: "Nur der Zeitpunkt muss stimmen" - ich habe das sehr interessant gefunden -, "nicht unbedingt für mich", sagt er, "sondern für das Publikum." 

Das war für mich neu, denn ich kenne sehr viele so genannte Kulturschaffende, die ausschließlich von ihrem Anspruch heraus an die Sache herangehen. Mich erinnert das übrigens an Ihre Rede, Frau Themel, vorgestern, wo Sie sich als die große Mäzenin, die große Gönnerin, diejenige, die wie eine Fürstin ihr persönliches Geld hergibt, so haben Sie sich hingestellt, oder die Aufgabe eines Kulturpolitikers dargestellt, dass der das Geld zu vergeben hat. Wir haben hier einen anderen Ansatz, wir haben den Ansatz, dass die Bedürfnisse des Publikums sehr wichtig sind und das ist der Parameter für uns. Wir urteilen danach, ob die Bedürfnisse des Publikums befriedigt werden. 

Die Aufgabe des kaufmännischen Direktors allerdings wird sehr wichtig sein. Es gibt einen Bericht des Kontrollamts, und zwar was das Geschäftsjahr 1998 anbelangt. Sie werden ihn sicher kennen, Herr Stadtrat. 

Ich möchte im Detail jetzt nicht darauf eingehen, aber wenn man sich das anschaut, dann sieht man ganz genau, dass das wirtschaftliche Talent Gratzers außerordentlich beschränkt ist. Wie gesagt, die Rolle des kaufmännischen Direktors wird sehr wichtig sein. Aber - ich komme noch einmal zurück - die Anerkennung der Wünsche des Publikums von Seiten Gratzers ist für uns Freiheitliche ein Grund, dem doch sehr offen gegenüberzustehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch ganz kurz zum Rabenhof. Hier ist das doch ein bisschen brutaler gelaufen. Es ist auch ganz interessant, was Karl Welunschek sagt. Auf die Frage nach seinem Konzept sagt er - das hat auch schon Kollege Salcher erwähnt -: Ich bin mir Konzept genug. Man kann das schnoddrig, frech und rotzig nennen. 

Dazu passt natürlich auch der Herdieckerhoff hinein. Dass ihm das imponiert, ist ganz klar. Herdieckerhoff liebt eben Störenfriede. Ich möchte nicht noch einmal darauf eingehen - das wird mein Kollege machen -, wie Herdieckerhoff in den letzten Jahren in Wien aufgefallen ist. 

Welunschek sagt auch noch: Ich bin kein Intendant, ich spiele einen Intendanten.

Interessant war auch, dass Herr Mag Stöphl in den Medien zitiert wurde. Er sagt, man wird eine Notbremse ziehen müssen, falls es zu einer abermaligen Verschuldung kommt. Also ich würde meinen, da läuten bei uns wohl alle Alarmglocken, und wir meinen, dass da wohl einiges schief gegangen ist.

Ich möchte noch einmal zurückkommen zu unserer Priorität. Wir sind eben dafür, dass Steuergelder so ausgegeben werden sollen, dass die Menschen, die diese Gelder hergeben, auch das bekommen, was sie sich erwarten. 

Ich komme zurück: Die Intendantenbestellung, Herr Stadtrat, war diesmal missglückt. Wenn Sie in Zukunft nicht anders vorgehen werden - und ich hoffe, Sie haben das schon vor -, dann ist Ihr Ruf als Rückschrittler - ich habe das schon vorgestern gesagt - festgeschrieben. Es gibt nämlich nur zwei Möglichkeiten: Entweder es war dieses Mal ungeschickt oder es war eben diese beinharte totalitäre Kulturpolitik, die Sie machen wollen. Wir werden das in Zukunft messen können. Aber um den Makel des rückschrittlichen Ideologen, der das Kulturressort nur missbraucht, um den Machtanspruch der Sozialdemokraten zu stärken, loszuwerden, müssen in Zukunft makellose Bestellungen stattfinden.

Wir haben auch eine Enquete gefordert, Sie können sich erinnern. Sehr schade, dass sie nicht stattfindet. Ich glaube, es wäre ganz interessant, in einer Enquete zu hören, was die Oppositionsparteien zu dieser Problematik denken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Woller zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn die ÖVP heute diese dringliche Anfrage stellt, dann ist das in zweifacher Hinsicht bemerkenswert.

Zum Ersten zeigt diese Dringliche Anfrage, dass es offensichtlich in dieser Stadt keine wirklich gravierenden kommunalpolitischen Probleme gibt. Wenn die ÖVP im ersten Jahr ihrer Oppositionszeit bei der ersten wichtigen Debatte im Gemeinderat das so wichtige parlamentarische und politische Instrument der Dringlichen Anfrage dazu verwendet, einen Stadtrat zu fragen, mit wem er eigentlich wann spricht, oder zu fragen, warum eine unabhängige Jury einen Einzelvorschlag, einen Dreiervorschlag oder einen Vierervorschlag macht - alles hochkarätige Theaterexperten, die natürlich darauf Wert legen, dass sie unabhängig arbeiten können -, dann ist das wirklich ein bemerkenswertes Kompliment für die gesamte Stadtregierung. Ich möchte mich daher am Anfang bei der ÖVP wirklich sehr, sehr herzlich für dieses Kompliment bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweitens zeigt diese Dringliche Anfrage der ÖVP, dass StR Peter Marboe offensichtlich wirklich sehr beleidigt ist, dass er es offensichtlich nicht wahrhaben will, dass er nicht mehr Kulturstadtrat ist und dass er es offensichtlich auch nicht verkraften kann, dass der neue Kulturstadtrat in einem halben Jahr all die Probleme löst, die er zwei Jahre hinterlassen hat. Das ist bemerkenswert und auch deshalb danken wir für diese Dringliche Anfrage. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun denn, wenn das Seelenwohl des Peter Marboe der ÖVP Wien eine Dringliche Anfrage wert ist, dann sage ich für uns Sozialdemokraten: Uns ist das Seelenwohl des Peter Marboe auch so wichtig, dass wir gerne mit ihm so oft Sie wollen diese Fragen diskutieren, obwohl wir das in den letzten Wochen ohnedies immer wieder getan haben. Uns ist das sehr wichtig. Wir werden mit Ihnen sicher gerne weiter diskutieren.

Diese Dringliche Anfrage müsste eigentlich anders lauten. Ich hätte da auch ein paar wichtige Fragen zu dieser Dringlichen Anfrage, nämlich die:

Erstens. Warum hat Peter Marboe zwei Jahre lang keine Strukturreform des Theaters in der Josefstadt durchgeführt, obwohl er seit zwei Jahren wusste, dass das notwendig ist und obwohl er mehr als ein Jahr lang angekündigt hat, dass er es in Kürze durchführen wird?

Zweite Frage: Warum hat Peter Marboe nun in öffentlichen Aussendungen beklagt, dass Karlheinz Hackl nicht Direktor der Josefstadt wird, obwohl er seit mehr als einem Jahr weiß, dass die Gesellschafterversammlung ihn wollte? Er hätte ein Jahr Zeit gehabt, Karlheinz Hackl zu bestellen. Er hat es nicht getan; offensichtlich deshalb, weil er nicht entscheiden wollte.

Dritte Frage: Warum hat Peter Marboe mehr als ein Jahr lang zur Frage Rabenhof keine politische Entscheidung getroffen, sondern diese Entscheidung auf die Josefstadt und auf den 3. Bezirk abgeschoben?

Vierte Frage: Warum hat Peter Marboe ein Theater mutwillig finanziell auf Null gestellt und gesagt, Theater ist ohne Geld möglich! Das ist überhaupt die fahrlässigste Aussage, die Kulturstadtrat Marboe in seiner Zeit getroffen hat, und das ist die Hauptursache, warum es überhaupt zu dieser Entwicklung gekommen ist.

Fünfte Frage: Wieso hat Peter Marboe das letzte Jahr seiner Amtszeit kein Interesse am "kosmos frauenraum" gehabt, obwohl längst bekannt war, dass dieser durch die Kürzungen des Bundes, durch den Vertragsbruch der Bundesregierung allergrößte Existenzprobleme hat?

Sechste Frage: Wieso hat Peter Marboe keine Gelegenheit ausgelassen, vom Kinderkreativzentrum zu sprechen, ohne sich jemals einen Gedanken über die Finanzierung des Kindermuseums zu machen?

Siebente Frage: Wieso hat Peter Marboe noch wenige Wochen vor der Wahl eine Pressekonferenz am Riesenrad durchgeführt, in der er angekündigt hat, das Kindertheaterhaus ist gelaufen? Er hat aber weder für die Errichtung noch für die Führung noch für die Finanzierung auch nur eine notwendige politische Maßnahme gesetzt.

Nun, die Redezeit ist beschränkt. Ich muss jetzt schließen mit diesen interessanten Fragen dieser unterdringlichen Anfrage zur oberdringlichen Anfrage. Diese Dringliche Anfrage ist wirklich nützlich. Sie zeigt nämlich sehr deutlich, dass Peter Marboe eine Vielzahl von offenen Problemen hinterlassen hat und dass sein Nachfolger diese innerhalb von einem halben Jahr sehr rasch und erfolgreich gelöst hat. Und das sollte eigentlich der Kern dieser Anfragebeantwortung sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Andreas Mailath-Pokorny hat diese Probleme nicht nur gelöst, sondern er hat auch zwei Akzente gesetzt.

Das Erste ist, dass er sich prinzipiell zu einer Aufwertung von Frauen in Leitungsfunktionen bekennt. Und er hat sich dazu nicht nur verbal bekannt, sondern hat in diesen ersten Monaten auch schon gezeigt, dass das möglich ist, dass es hervorragende Künstlerinnen und weibliche Kulturschaffende gibt, die für Leitungsfunktionen qualifiziert sind. Das wird ein Kernpunkt unserer nächsten Politik sein und bleiben.

Er hat sich zweitens zu einer allgemeinen Ausschreibung von Leitungsfunktionen bekannt. Die ersten zwei waren schwierig, weil eben die Voraussetzungen, die Peter Marboe hinterlassen hat, so schwierig waren. In der Zukunft wird das sicher durchaus problemloser sein. 

Wenn von unabhängigen Jurys gesprochen wird und wenn man weiß, dass hochkarätige Theaterexperten aus dem In- und Ausland diesen Jurys angehört haben, dann war ich es bisher gewohnt, dass die FPÖ die als "Freunderl" oder als "Freunderl von Freunderln" bezeichnet. Aber ich war es bisher nicht gewohnt, dass die ÖVP und Peter Marboe diesen Mauscheleien unterstellen. Diese Aussage müssen wir im Interesse der Experten aufs Schärfste zurückweisen, sonst wird niemand mehr bereit sein, in eine Jury hineinzugehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Angesichts des schlechten Gewissens sollte Peter Marboe heute eigentlich schweigen, statt Tag und Nacht durch Wien zu laufen - wir wissen das ja; fleißig ist er ja, das war er immer -, um Unruhe zu stiften und Unwahrheiten zu verbreiten und sich dann auch noch hinzustellen und zu fragen: Was ist da für eine Unruhe? Was ist da für eine Sorge über die Theaterszene?, wenn er vorher alles dazu beiträgt, um Unruhe zu schaffen. Ich glaube, es wäre angesichts Ihrer Situation und Ihres schlechten Gewissens angebracht, nicht die erfolgreiche Politik des neuen Kulturstadtrats schlecht zu machen, sondern die Fehler gutzumachen, die Ihre Parteikollegen in der Bundesregierung angestellt haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Seit gestern Abend wissen wir nun, dass die ÖVP nicht nur nicht selbst mit ihren Kollegen in der Bundesregierung spricht, dass diese Kürzungen zurückgenommen werden, sondern wir wissen seit gestern Abend auch, dass die ÖVP und auch Peter Marboe prinzipiell dagegen sind, dass irgendjemand, nämlich konkret Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny, mit der Bundesregierung über die Zurücknahme der Kürzungen und Streichungen spricht. Und das ist nun tatsächlich eine ganz wichtige Lehre, die wir aus der gestrigen Abstimmung des Wiener Budgets ziehen können. 

Von der FPÖ wissen wir seit Jahren, dass sie für radikale Kürzungen des Kulturbudgets ist, neu ist, dass nun auch die ÖVP und Peter Marboe mit ihrem Stimmverhalten gestern Abend gezeigt haben, dass sie sich primär als Erfüllungsgehilfen der österreichischen Bundesregierung sehen und nicht als Interessenvertreter der Wiener Kunst- und Kulturschaffenden. Und das ist ganz wichtig an dieser Debatte. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die konkreten Fragen hat ja der Stadtrat beantwortet, ich bringe nur zu einigen wenigen Fragen einige Anmerkungen. Es gab von mir nie persönliche Zusagen, keiner Person gegenüber, es gab sehr wohl von mir als Gemeinderat des 3. Bezirks immer ein konsequentes und letztlich auch erfolgreiches Einsetzen dafür, dass das Rabenhoftheater erhalten bleibt. Das haben wir geschafft, darüber bin ich sehr froh. 

Es war das politische Engagement um den Rabenhof, es war das politische Engagement, dass der Rabenhof Theater bleibt und dass dort zeitgenössisches und aufregendes Theater gespielt wird und nicht altes Kabarett. Das war mein Engagement, dazu stehe ich, und da gibt es nichts zurückzunehmen. 

Es gab auch keine Umgehung der Kulturabteilung und der Kulturpolitik, wie das in einer Frage steht, sondern das Problem war: Es gab bis 27. April keine Kulturpolitik, daher konnte man in Wirklichkeit auch nichts umgehen. Es gab ein kulturpolitisches Vakuum, das StR Marboe produziert hat, und in diesem kulturpolitischem Vakuum haben dann das Theater in der Josefstadt und der 3. Bezirk entschieden. Sich jetzt aufzuregen, dass nicht er entschieden hat, obwohl er vorher nichts getan hat, ist nun wirklich sehr, sehr billig. 

Es haben beim Rabenhof letztlich die Künstlerinnen und Künstler durch ihre Arbeit entschieden, die höchst erfolgreich war. Das haben wir jetzt schon mehrmals hier ausgeführt, ich möchte nur anmerken, dass wir sehr froh und glücklich sind, dass ein Künstler des Rabenhof-Ensembles mit dem Nestroypreis als bester Nachwuchsschauspieler und Nachwuchsregisseur ausgezeichnet worden ist. Das bestätigt nur, wie richtig diese Entscheidung war. Und wir wollen auch, dass genau diese Art von Theater im Rabenhof fortgesetzt werden kann und dafür hat auch Andreas Mailath-Pokorny diese kulturpolitische Entscheidung getroffen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Als Letztes möchte ich auch noch klarstellen, dass es bei der Jury zur Bestellung der künstlerischen Leitung des Rabenhofs ernst zu nehmende Gespräche mit allen in die engere Wahl gekommenen Bewerbern gegeben hat. Das haben die Bewerber bei der Pressekonferenz auch selbst bestätigt, das haben sie auch der Jury gegenüber bestätigt und sie haben es auch gegenüber dem Stadtrat bestätigt, der, nachdem die Jury keine Entscheidung getroffen hat, sondern vier gleichwertige Konzepte vorgestellt hat, mit jedem einzelnen der vier Bewerber ein ausführliches Gespräch geführt hat. Danach hat er das gemacht, was man auch von ihm erwartet: Er hat nach diesen Gesprächen in absehbarer Zeit eine kulturpolitische Entscheidung getroffen, und wir glauben und wissen, dass das auch eine gute kulturpolitische Entscheidung war. 

Mit all Ihren Fragen und Dringlichen Anfragen wird es Ihnen nicht gelingen, von der Nichtpolitik des Peter Marboe abzulenken, es wird Ihnen nicht gelingen, die Erfolge des Andreas Mailath-Pokorny schlecht zu machen, Sie werden vielmehr in den nächsten Wochen und Monaten erklären müssen, insbesondere den Künstlern und Kulturschaffenden in dieser Stadt, warum Sie gestern Abend nicht gegen die Kürzungen und Streichungen der Kulturförderungen der Bundesregierung gestimmt haben, und Sie werden im nächsten Jahr auch erklären müssen, warum Sie gegen die doch bemerkenswerten Steigerungen im Wiener Kulturbudget gestimmt haben. Das sind die Fragen, die Sie beantworten müssen, wir haben unsere Antworten gegeben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr StR Marboe zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Zunächst nur eine kurze Berichtigung zu dem, was bisher gesagt wurde, denn ich glaube, viel mehr muss man dazu nicht sagen. 

Dior Lohner hat seinen Vertrag nicht ausgedient, sondern er ist vorzeitig vom Vertrag zurückgetreten, und zwar gleich um drei Jahre. Jeder, der nicht hellseherische Fähigkeiten hat, kann nicht wissen, dass der vielleicht in nächster Zeit zurücktritt und dass man daher einen neuen Direktor bestellen muss. 

Zweitens. Ich finde es wirklich erstaunlich - und ich sage das hier mit aller Anerkennung -, eine Leistung der Frau Finanzstadträtin Ederer und des Herrn Bürgermeisters - und es war in erster Linie deren Leistung -, nämlich 30 Millionen zusätzlich für den Rabenhof aufzubringen im vorigen Sommer, herunterzumachen und heute hier zu sagen, man müsse das aus dem Kulturbudget nehmen. (GR Ernst Woller: Das wurde im Budget umgewidmet!) Ich finde das unglaublich, und ich möchte einmal mehr dem Koalitionspartner von damals danken, dass wir die Josefstadt vor dem Konkurs gerettet haben. Darum ging es nämlich damals, um nichts anderes, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Kein Groschen kommt aus dem Kulturbudget und das gesamte Baubudget ist erhalten. Also viel besser kann man es, glaube ich, nicht machen, und ich hoffe wirklich, lieber Herr Kulturstadtrat, ich hoffe in deinem Interesse, ich hoffe wirklich in deinem Interesse, dass du es nicht ernst meinst, wenn du diese paar mühsam konstruierten Probleme für unüberwindlich oder auch nur für schwierig hältst. Ich weiß, wovon ich spreche, wenn ich an die ersten sieben Monate 1996/1997 zurückdenke. 

Nach sieben Monaten, meine Damen und Herren, will man keine Ausreden mehr hören, wer was wann vor einem Jahr getan hat oder nicht, man will Taten sehen, und darum geht es auch heute. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bin auch gerne bereit, mich jederzeit einem - wie nennt man das? - Wahrheitsgerät zu unterziehen, wem es schwerer fällt, nicht Kulturstadtrat zu sein: dem Herrn Woller oder mir. Ich bin sehr zufrieden mit der Art ... (GR Mag Christoph Chorherr: Das führen Sie einmal im Rabenhof auf! Öffentlich! - Lebhafte Heiterkeit. - GR Mag Christoph Chorherr: Da reservieren wir Karten!) Ja, aber Sie müssen noch so einen Dingsdetektor vorher finden. Ich bin sehr zufrieden damit, wie wir diese Zeit genutzt haben.

Und noch eines: Alles, was Sie, lieber Herr Woller, heute gesagt haben, hat fast wortgleich - und ich staune, Sie müssen das Protokoll gelesen haben - die FPÖ gegen Minister Edlinger gesagt, aber nur ein paar Monate lang: Der kann sich nicht trennen von seinem Ministerjob. Der will immer noch lieber Minister sein. Sie können es weiterspielen. Es ist undemokratisch. Man will nicht zur Kenntnis nehmen, dass Demokratie heißt, einmal zu regieren, einmal in der Opposition zu sein, und dass man alles ernst nehmen muss und dass man nicht den anderen mit solchen eigentlich schon wirklich unglaublichen Unterstellungen denunzieren soll. Minister Edlinger hat mir das Vorbild gegeben, wie man mit so etwas umgeht: indem man einfach sachlich bleibt. 

Wir nehmen die Kommunalpolitik und die Kulturpolitik ernst genug und wir sehen darin ein sehr gravierendes politisches Thema auch für eine solche Anfrage, meine Damen und Herren. Jetzt kann man damit verschieden umgehen: Man kann beleidigt reagieren, man kann aggressiv reagieren, polemisch, zynisch, man kann auch einsichtig sein, man kann mit der Sorge, die immer hinter einer dringlichen Anfrage steht - und wir haben uns das nicht leicht gemacht -, umgehen, man kann es auch verdrängen, wie das teilweise in der Beantwortung heute erfolgt ist, und sagen, es ist gar kein Problem, es ist alles nur konstruiert. Ich überlasse es irgendwem, der das einmal objektiv beurteilen wird, wie er das interpretieren will; auch die heutige Debatte.

Ich kann nur sagen: Lieber Herr Kulturstadtrat, nimm es nicht persönlich, aber nimm es ernst. Nimm wirklich ernst, was hier gesagt wurde, und nimm ernst, warum diese dringliche Anfrage heute stattfindet. Denn formal ist sie von uns eingebracht, das stimmt schon, aber inhaltlich, meine Damen und Herren, ist sie längst von der öffentlichen Meinung eingebracht und vom Umschwung dieser Meinung seit dem 27. April dieses Jahres. 

Mir bleiben im Wesentlichen, wie Sie gleich sehen werden, nur ein paar verbindliche Worte zu sprechen oder ein paar verbindende, denn es geht um zwei Dinge: um die Integrität des Ausschreibungsverfahrens und darum, einer Reparteipolitisierung des Wiener Kulturlebens einen Riegel vorzuschieben. 

Und weil Sie heute den "kosmos frauenraum" erwähnt haben: Es war die Frau Klein vom "kosmos frauenraum", die bei der Eröffnung des Tanzhauses ein großes Transparent aufgehängt hat: Muss man jetzt wieder SP-Parteimitglied sein, um zu einer Subvention zu kommen? - Fünf Jahre haben wir so ein Transparent nicht in Wien gesehen und wir wollen es nie wieder sehen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

"Kein Zweifel, die Kulturpolitik blickt auf ein Trümmerfeld zurück." - Das würden Sie mir sicher übel nehmen, wenn ich das sagte. Aber nein, das "profil" hat das geschrieben. 

"Die Wiener SP ist noch kein Jahr Alleinregentin in der Bundeshauptstadt und schon gibt es den ersten kulturellen Sündenfall." - Das ist nicht von mir, sondern von der "Wiener Zeitung". 

"Alles kommt so, wie es kommen musste, ganz im Gegensatz zu Wahlversprechen und oft geäußerten Maximen sozialdemokratischer Politik", kommentiert der heutige "Falter". "Karren im Dreck" titelt der heutige "Falter". 

"Der Wiener Kulturstadtrat hat nicht nur in der Causa Rabenhof auf eine aktive Theaterpolitik verzichtet", kommentiert Juliane Alton. 

Die "Süddeutsche" spricht von "Possenspiel um den Direktionsposten". 

Die "Frankfurter Rundschau" titelt "Neues aus Krähwinkel" - na gratuliere, fünf Jahre haben wir so einen Titel nicht gehabt in den internationalen Zeitungen - und spricht von einer "Politik, die sich ihrer gestalterischen Verantwortung lieber entzieht als strukturschaffend eingreift. Das markanteste der jüngeren Beispiele: das gerade zu Ende gegangene Besetzungschaos um die Neubestellung des Intendanten des Wiener Theaters in der Josefstadt ab Anfang 2003. Hauptakteur in dieser unrühmlichen Causa, die in den letzten Wochen in österreichischen Medien mit viel Spott und Häme übergossen wurde, ist Andreas Mailath-Pokorny, neuer Kulturstadtrat aus der Riege der seit den letzten Wahlen alleinregierenden SPÖ."

"Der Standard": "Die falsche, weil innovations- und reformfeindliche ebenso visions- wie konzeptlose sozialdemokratische Kulturpolitik". Kommentar Armin Anders, 13. November. 

Und weil es heute geheißen hat, es gab nie eine Zusage beim Rabenhof. Warum haben Sie dem allen nicht entgegnet, als ich hier sagte, "..., obwohl die SP die Leitung der Mittelbühne bereits Welunschek, dem langjährigen SP-Mitglied, versprochen hatte". - Zitat Ende. 

Meine Damen und Herren! Kann da noch jemand überrascht sein, wenn es heute eine dringliche Anfrage zu diesem Thema gibt? - Ich weiß auch, ehrlich gesagt nicht, wie die innere Haltung des neuen Kulturstadtrats zu den Ausschreibungen wirklich ist. Er zitiert immer ein Bundesgesetz, auf das er sich beruft. Dort steht etwas ganz anderes. Das sind Wirtschaftsunternehmen, bei denen der Bund eine mehrheitliche Beteiligung hat. Aber sei's drum. Auch Theater sind Unternehmen, man kann, wenn man will, das einmal so interpretieren. Nur: Dort geht es um die Rücknahme des politischen Einflusses, um das Zurückdrängen des politischen Einflusses, dort geht es darum, meine Damen und Herren, dass der Politiker nicht den neuen Generaldirektor schon vor der Jurysitzung anruft und sagt: Sie sind es. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn es stimmt - und es ist ja immer noch möglich, dass Hans Gratzer das wiederholt -, wenn es stimmt, dann ist das schon skandalös, dass man als Politiker am Montag Vormittag jemanden anruft und sagt: Sie sind es. Denn du hast richtig gesagt, das hätte nur die Josefstadt, wenn überhaupt, nach der Jurysitzung machen dürfen. Wenn es stimmt, dass es vor der Jurysitzung war, wo du nicht wissen konntest, ob der Gratzer herauskommt oder vielleicht der Paulus Manker oder vielleicht die Mercedes Echerer, die sich beworben hatten, dann ist das schlimm. Du wolltest ja unbedingt eine Frau, was ja herrlich ist, wenn man das ankündigt. Ja, warum ist die nicht zumindest zu einem Hearing eingeladen worden? Warum ist die Erstgereihte beim Theater der Jugend nicht drangekommen als Frau? - Das muss man sich dann schon fragen, wenn man gleichzeitig liest: Ich will eine Frau für diese Posten und für die künstlerischen Leitungen. Du hast heute x�Frauen aufgezählt für die kommerziellen Leitungen. Als Buchhalterinnen sind Frauen gut genug? - Nein, meine Damen und Herren, wir wollen künstlerische Leiterinnen in dieser Stadt haben. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Dieses Zickzack ist augenscheinlich: Fangen wir an mit "News", 22. Februar, der SPÖ-Kultursprecher im "News": "Ich halte nichts von einer Ausschreibung für ein Haus von der Bedeutung der Josefstadt." - Na gut.

"Format", 11. Juni - ich nehme an, der neue Kulturstadtrat hat dieses Interview des SPÖ-Kultursprechers gelesen -: Mailath-Pokorny: "Ich werde jedenfalls keine Findungskommission einsetzen, ich werde keine Ausschreibung veranlassen, dazu ist es zu spät." Dann war offensichtlich ein Gesinnungswandel. 27. Juni: "Ab sofort wird alles ausgeschrieben." Und was sagt der wendefähige SP-Kultursprecher? "Ausschreibung garantiert möglichst große Transparenz." 24. August 2001. 

Und dann kommt die Passage von beiden "vom Gemauschel am Stammtisch, das nicht mehr Geltung haben soll für die Josefstadt". In der Koalitionszeit ist kein künstlerischer Leiter der Josefstadt bestellt worden, also muss sich das Gemauschel offensichtlich auf die Zeit davor beziehen. Ich würde dir empfehlen, da einmal mit denen zu reden, die vorher die Verantwortung für die Kulturpolitik getragen haben und denen du diesen immerhin schwer wiegenden Vorwurf machst, dass es jetzt kein Gemauschel mehr geben soll, wie das eben früher am Stammtisch der Fall war.

Meine Damen und Herren! Es ist auch vollkommen legitim, Vergleiche zu ziehen, weil Sie immer sagen, man soll keine Vergleiche ziehen. Na bitte, das Schauspielhaus ist auch ausgeschrieben worden. Wir haben ja mit einer neuen Ausschreibungskultur nicht nur begonnen, sondern wir haben sie auch beibehalten. Da darfst du dich nicht wundern, wenn sich für das Tanzhaus 50 Leute bewerben, für das Theater der Jugend 63, für das Schauspielhaus 77, für die Josefstadt 21 und für den Rabenhof 13. Das sagt ja alles. Bei keiner unserer Ausschreibung war nachher eine Entzweiung, waren wütende Distanzierungen, niemand hat gedroht, in einem Theater nicht mehr zu spielen, sondern es gab auch von den Unterlegenen anerkennende Briefe, meine Damen und Herren. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich habe das gar nicht angezweifelt!) 

Zum Rabenhof ist schon so viel gesagt worden, dass es müßig ist, davon noch einmal zu reden. Aber nachdem Sie ja der Meinung sind, das Ganze hat nicht sehr viel Sinn, man soll das gar nicht so breitwalzen und so weiter: Nehmen Sie doch ernst, wenn zum Rabenhof der "Falter" von "unsauberem Spiel" spricht! Wir haben es nicht gesagt, keiner von uns. Ich würde das auch nicht sagen, wenn ich es nicht belegen könnte. Niemand von uns hat gesagt, beim Rabenhof ist unsauber gespielt worden, der Kommentator des "Falters" wirft Ihnen das vor, meine Damen und Herren. "Gleichzeitig hat er, Mailath, Welunschek gegenüber ein schlechtes Gewissen, weshalb die Nachsubvention jetzt auch durchgezogen wurde." 

Warum solltest du ein schlechtes Gewissen haben, wenn dieser Vorwurf nicht stimmte? - Dann entgegnet dem doch, sagt, das stimmt nicht, macht eine Entgegnung! Ein solcher Vorwurf ist entgegnungsreif. Qui tacet consentire videtur, meine Damen und Herren. Und das ist in der Kulturpolitik nicht angebracht bei solchen ernsten Vorwürfen.

"Fatal, wenn dieses Beispiel bei den Wiener Theatern Schule machen würde. Wozu ausschreiben, wenn der Sieger von vornherein feststeht." - Das sage nicht ich, das sagt "Die Presse". 

"Wenn Mailath etwas wirklich bravourös gelang, dann dies: Zwietracht in der Szene zu schüren." - Das sagen nicht wir, das sagt "Der Standard" vom 10. November. 

Der Kommentar von Tartarotti im "Kurier": "Wer bei dem seltsamen Spiel um das Theater in der Josefstadt gewonnen hat, ist nicht klar. Dafür gibt es einen eindeutigen Verlierer: den Wiener Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny."

Und "profil" setzt nach: "In Wahrheit", das sagt Mailath-Pokorny - und das ist jetzt wieder etwas, was wir ernst nehmen sollten - unwidersprochen im Interview, "gab es in diesem Bestellungsverfahren nur einen Fehler: dass die Jury statt drei Bewerbern nur einen Kandidaten vorschlug und dieser Kandidat schließlich abgesagt hat." 

Ich nehme an, das ist ein autorisiertes Interview, jedenfalls wurde es mir so bestätigt. Alleine diese unwidersprochene Aussage in einem autorisierten Interview, meine Damen und Herren, würde die dringliche Anfrage schon rechtfertigen, denn der politische Auftrag an die Jury hat gelautet, einen Dreiervorschlag zu erstellen. In dem Dreiervorschlag hätte die Echerer sein können, hätte der Gratzer sein können. Der Gratzer stünde heute nicht als zweite Wahl da, als Notnagel, wie es in den Zeitungen heißt, die Echerer würde nicht sagen, mit ihr hätte kein Mensch gesprochen, sie ist nie kontaktiert worden. Das Ganze hätte ein ganz anderes Gesicht gehabt. 

Wenn die Jury sich einem Mandat widersetzt, wenn sie jemanden nominiert, der sich nicht einmal beworben hat, und noch dazu nur eine einzige Person, dann darf man das politisch einfach nicht zur Kenntnis nehmen, denn dann kommt genau das Schlamassel heraus, das jetzt herausgekommen ist, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich weiß nicht, wer es damals gesehen hat, nämlich Helmut Lohner in der ZiB 1 im Kulturbeitrag. Auf die Frage zur Josefstadt und zur neuen Wiener Kulturpolitik angesprochen, hat er mit seinen - was er sehr gut kann, wenn es ihm ernst ist - traurigen Augen nur schulterzuckend gemeint: "Wer zahlt, hat Recht." 

Meine Damen und Herren! Auch diesen Satz haben wir fünf Jahre nicht gehört in Wien. Wir haben fünf Jahre von niemandem gehört in der Subventionspolitik: Wer zahlt, hat Recht. Und ich wünschte mir wirklich, dass wir es die nächsten 100 Jahre nicht wieder hören müssen in Wien, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Fritz Muliar spricht öffentlich von einer Schändung des Andenkens Max Reinhardts. Das muss einem doch ernst durch alle Glieder fahren, wenn der Fritz Muliar so etwas öffentlich bei einer Ehrung im Rathaus sagt. Da kann man doch nicht sagen: Der Marboe kann es nicht überwinden, dass er nicht mehr Kulturstadtrat ist. Wir haben so viele Probleme mit dem Kindertheater. - Das kann man doch nicht ernsthaft sagen, wenn man solche Aussagen öffentlich hört, meine Damen und Herren.

Ich möchte von hier aus und hoffentlich parteiüberschreitend an Helmut Lohner und Karl-Heinz Hackl, die beide als Fazit dieses ganzen Schlamassels gesagt haben, sie wollen in der Josefstadt nicht mehr spielen -da kann man herumreden, was man will, sie haben es gesagt -, appellieren, trotz allem der Josefstadt treu zu bleiben, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte dem Fritz Muliar und dem Otto Schenk und der Elfi Ott und allen Künstlerinnen und Künstlern der Josefstadt von hier aus versichern, dass wir auch künftighin in der Josefstadt dem Genius Max Reinhardt begegnen wollen.

Meine Damen und Herren! Den Freien Gruppen und den jungen Künstlerinnen und Künstlern in Wien möchte ich sagen, dass wir uns auch weiterhin für Fairness und für Chancengleichheit in Wien einsetzen werden.

Hans Gratzer möchte ich zurufen, dass uns bewusst ist, welch großen Beitrag er zum Ruf Wiens als Theaterstadt geleistet hat, und dass er die ganzen Kommentare, die die Folge dieses politischen Versagens sind - er sei ein Notnagel, er sei ein Kompromisskandidat, er sei zweite Wahl -, nicht ernst nehmen soll.

Und weil er da oben sitzt (Der Redner blickt in Richtung Zuschauergalerie.), will ich auch dem Paulus Manker etwas sagen, der einer von 21 Bewerbern war. Ich möchte ihm stellvertretend für diese 21 Bewerber, die jetzt enttäuscht sind, und stellvertretend für alle, die in dieser Stadt mit solcher Konsequenz Theater machen und uns glückliche, nachdenkliche, spannende Stunden schenken, sagen, dass wir alles tun werden, damit es weiterhin bei einer transparenten und bei einer erfolgreichen Ausschreibungskultur in Wien bleiben wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Uns geht es, was immer Sie da hineininterpretieren, um die Sache. Deshalb meine ich schon, dass wir eine dringliche Anfrage ernst nehmen sollten. Keiner von uns möchte gerne zwei Stunden seines Lebens verschustern für irgendein Geplänkel, in dem man sich etwas an die Ohren wirft, damit der böse ist, und dann ist wieder der böse, und dann ist das schlechter Stil, dann ist das unfair und dann ist das gemein. 

Ich habe Ihnen, meine Damen und Herren, nur einen geringen Teil der Kommentare in der österreichischen und der internationalen Presse vorgelesen. Herr Kulturstadtrat, vor einem Jahr noch war in allen internationalen Zeitungen vom Theaterwunder in Wien und davon, dass Wien die attraktivste Theaterstadt im deutschsprachigen Raum ist, zu lesen. Heute gibt es Häme, Spott, ironische Kommentare, Überschriften wie Krähwinkel und so weiter. Helfen Sie doch wirklich mit, dass das möglichst schnell nicht mehr zu lesen ist, sondern dass man von Wien wieder mit Achtung und Respekt spricht, wenn es um die Kultur geht, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht nämlich nicht um persönliches Gewinnen oder Verlieren, es geht nicht darum, ob Mailath verliert und ein anderer gewinnt. Darum geht es eigentlich überhaupt nicht, sondern es geht darum, dass die bisherige - und wie ja dokumentiert ist, spürbare - Enttäuschung über die sozialdemokratische Kulturpolitik der ersten sieben Monate von Ihnen ernst genommen wird - es ist ja noch Zeit -, einfach ernst genommen wird und nicht durch Verdrängung delegiert und einfach drübergegangen wird. Es geht, meine Damen und Herren, wenn wir es ernst meinen, um die Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt, es geht um das Publikum, es geht um die Theaterszene und es geht - nicht nur heute, sondern wie ich hoffe, wird das nur ein Markstein auf diesem Weg sein - um eine faire perspektivische Kultur- und Theaterpolitik in Wien. - Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag STEFAN zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Aus Anlass des Rabenhoftheaters habe ich mir überlegt, ich könnte mich auch einmal für ein wesentliches Amt bewerben in einer Kulturinstitution, beispielsweise dem Rabenhof, und wollte Ihnen schon fast meine neue Plakatserie "Rabenhof von hinten" mitbringen, mit Sprüchen wie: "Andreas ist immer steif" oder so etwas Ähnliches. Ich habe es mir verbeten. Ich könnte sicherlich auch andere Möglichkeiten finden, die Gefühle anderer Menschen zu verletzen. Blasphemie liegt mir nicht so besonders, aber ich könnte zum Beispiel über sozialistische Säulenheilige herziehen, sie vielleicht als Kinderschänder darstellen oder irgend so etwas Ungustiöses, jedenfalls provokanter. Das würde mir schon gelingen, das können Sie mir glauben. 

Also eigentlich scheine ich doch geeignet zu sein, zum Beispiel Programmmacher des Rabenhoftheaters zu werden. Mittlerweile habe ich gehört, der Posten ist schon vergeben. Es gibt wirklich eine Idealbesetzung. Herr Jochen Herdieckerhoff ist es geworden. Da muss ich natürlich meinen Hut ziehen.

Ich stelle noch eines fest: Das ist offenbar nicht das einzige Kriterium, denn sonst hätte man an mich doch noch jetzt im Nachhinein herantreten können. Die ablehnenden Blicke hier zeigen mir, das wäre nicht genug gewesen. Herr GR Woller lacht. Er würde mich offenbar nicht akzeptieren. Es fehlen mir andere Kriterien, und welche das sind, das habe ich herauszufiltern versucht. Es dürften noch zwei wesentliche Kriterien sein - die Ausbildung vielleicht auch, eine abgeschlossene Buchbinderlehre wäre vielleicht gut gewesen, ich will aber nicht Direktor werden, sondern ich will nur Programmmacher werden -: Vielleicht ist es doch wirklich der persönliche Kontakt oder das persönliche Verhältnis zu wesentlichen Personen der Sozialistischen Partei einerseits und andererseits natürlich eine einschlägige politische Einstellung. 

Ich bin also nicht geeignet. Ich nehme es zur Kenntnis. Zum Glück gibt es andere optimale Besetzungen. Dabei hätte ich so gerne dazu beigetragen, das Theater der Geschmacklosigkeit im Rabenhoftheater zu installieren. Vielleicht macht es jetzt jemand anderer und noch viel besser.

Bei meiner Rede am 25. Oktober dieses Jahres, habe ich offenbar einen Tausend-Gulden-Schuss gelandet. Denn ich habe vorausgesagt, dass Herr Karl Welunschek nach einem Auswahlverfahren, das natürlich, seinesgleichen suchend, transparent sein würde und demokratisch und so weiter, jedenfalls dass Karl Welunschek letztlich auch wieder bestellt wird. Und siehe da, es ist so gekommen. Ich habe das wirklich gut vorausgesehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war nicht schwer!) Das war nicht schwer, das stimmt, das ist allerdings richtig. Offenbar ist es ganz gut angekommen bei Ihnen, dass ich das ernst gemeint habe.

Schön, dass wir jetzt das Rabenhoftheater als Anschauungsbeispiel dafür haben, wie Besetzungen in Theatern nicht stattfinden sollen. Wir können das als Anschauungsbeispiel hernehmen, wenn wir die Enquete über die Besetzung von Direktoren- und Intendantenposten machen: So jedenfalls nicht! Das geht in die falsche Richtung.

Natürlich geht zurzeit bei der absoluten Mehrheit der SPÖ alles durch, keine Frage, darüber brauchen wir nicht zu diskutieren. Auf Dauer wird es sich nicht durchsetzen. Man hat schon gemerkt, die Medien spielen da nicht mehr ganz mit, die Bevölkerung auch nicht ganz, die Kulturszene wird bei aller - größtenteils erkauften - Freundschaft auf Dauer auch einmal massiven Widerstand einbringen. Und vielleicht kommt auch einmal der Gedanke auf, dass das oftmals mit vollen Händen ausgegebene Geld vom Steuerzahler kommt und dass diesem und dem Publikum gegenüber auch eine Verantwortung besteht. 

Nach höheren Subventionsmitteln zu schreien, wie wir das heute wiederholt gehört haben, das ist noch lange keine Kulturpolitik, und Budgeterhöhungen sind kein Wert an sich, auch wenn das immer so dargestellt wird. Irgendwelche Prozente und schon meint man, das ist Kulturpolitik und da ist was Tolles passiert. Traurig ist nur, dass wir Freiheitliche die Einzigen sind, die darauf hinweisen. (Beifall bei der FPÖ.)

Eine Schonfrist braucht der Herr Stadtrat zweifellos nicht. Wir wünschen ihm, dass er aus seinen Fehlern lernt und künftig Einflüsterern nicht mehr so traut wie bisher. Damit würden Sie sich, Herr Stadtrat, und auch der Kulturstadt Wien einen großen Dienst erweisen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau GRin Winklbauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich auf das eingehe, was ich mir zu sagen vorgenommen habe, möchte ich ein paar wirklich eklatante Dinge hier erwähnen, die von Herrn Dr Marboe gekommen sind, vor allem auf den Fauxpas möchte ich eingehen, den er mit seiner Aussage begangen hat, dass ein kaufmännischer Leiter ja doch nur ein Buchhalter ist und dass so ein Posten deswegen für Frauen gut ist. 

In dieser Diktion müssten Sie den Herrn Landesmann von Salzburg als Buchhalter bezeichnen, ebenso Herrn Rainer Moritz. Ich weiß nicht, ob Sie das auch täten. Mir zeigt es nur, dass Ihr Frauenbild ein wirklich sehr bedauerliches und bedenkliches ist, und das habe ich in den vergangenen Jahren nicht zum ersten Mal gemerkt. Und da kritisiert dann eine solche Person einen Stadtrat, der die Frauenfrage wirklich sehr ernst nimmt. (Beifall bei der SPÖ.)

Das Theaterwunder. Ich darf nur darauf hinweisen, dass damit immer das Burgtheater gemeint war, aber wenn es einem in den Kram passt, dann kann man es auch ein bisschen umdrehen. 

Die dritte Sache: das Schauspielhaus und dass Sie so hervorragend entschieden haben. Sie haben monatelang gezaudert und wir haben Sie in vielen Koalitionssitzungen darauf hingewiesen, dass Sie eine Entscheidung treffen sollen, doch Sie haben immer gesagt: Nein, das kann ich noch nicht! Jetzt nicht! 

Herr Stadtrat, ich kann mich sehr gut an diese vielen Gespräche erinnern und ich könnte noch vieles andere richtig stellen, aber das waren mir die wichtigsten Dinge. 

Auch die Tatsache, dass Sie geglaubt haben, dass Helmut Lohner sowieso einen gültigen Vertrag bis 2006 hat oder über ein Angebot verfügt, ist so nicht ganz richtig. Im März 1999 ist das zwar über die Medien gegangen, aber schon damals hat Lohner gesagt, dass das an Bedingungen geknüpft ist, und im März 2000 hat Lohner seinen Rücktritt vor Vertragsende im Jahr 2002 nicht mehr ausgeschlossen. Also bereits im März hätten Sie merken müssen, dass Gefahr in Verzug ist. Das hat sich dann auch mit weiteren Aussagen im September fortgesetzt. 

Also bitte, Herr Stadtrat, vielleicht haben Sie nicht wahrgenommen, was da in den Meldungen und in der APA gelaufen ist. Vielleicht haben Sie einen selektiven Blick nur für die Meldungen, die Ihnen genehm sind, aber man sollte die anderen halt auch erwähnen.

Es ist sonderbar, das muss man wirklich sagen, dass der große Zauderer - ich hoffe, Frau GRin Unterreiner verzeiht mir, dass ich ihren Ausdruck von gestern vom großen Zauderer Marboe aufgreife -, dem Dringlichkeit in den viereinhalb Jahren, in denen er Stadtrat war, nicht so ein großes Anliegen war, jetzt Dringlichkeit einfordert. Er hat viereinhalb Jahre die Probleme vor sich hergeschoben, er hat eine gute Öffentlichkeitsarbeit für sich gemacht, aber er hat nicht sehr viel weitergebracht. Durch das Liegenlassen aber werden Probleme - und das sieht man ja jetzt - nicht gelöst, sondern bestenfalls größer. Und jetzt - das werfe ich Ihnen schon vor - geht der von kulturpolitischer Arbeit und kulturpolitischen Entscheidungen befreite nicht amtsführende Stadtrat durch die Szene und erzeugt ein Rumoren, das seine Gemeinderatskollegen zu einer Dringlichen veranlasst. 

Wenn er nicht so unfair wäre und versuchte, für seine jahrelangen Versäumnisse den erst seit einem halben Jahr im Amt befindlichen jungen und aktiven StR Mailath-Pokorny verantwortlich zu machen, könnte einem der Altstadtrat Marboe ja eigentlich Leid tun. Mir drängt sich als Metapher für seine krampfhaften Bemühungen, in der Szene oder auf der Bühne der aktiven Politik zu bleiben, eigentlich nur "Das Bildnis des Dorian Gray" auf, dem sein Sonnyboy- und Strahlemann-Image verblasst und der schließlich im Spiegel einer dringlichen Anfrage sein wirklich alt und grau gewordenes Abbild erkennen muss. Er hätte sich das ersparen können. Schade um seine Selbstdemontage. 

Das Hinausschieben, die Entscheidungsunfähigkeit, die er uns als Entpolitisierung verkaufen wollte - manche haben ihm das auch einige Zeit lang geglaubt -, möchte ich jetzt an dem Beispiel Josefstadt noch genauer erläutern. Es gäbe genug andere Beispiele, aber ich beschränke mich darauf.

Die Causa Josefstadt ist nicht erst in den letzten Wochen und Monaten vor der Gemeinderatswahl akut geworden. Ich kann mich - das habe ich schon erwähnt - an viele Koalitionsgespräche erinnern, in denen unter anderem der Kultursprecher meiner Fraktion, GR Woller, immer wieder darauf gedrängt hat, dass Entscheidungen getroffen werden sollen. Er hat auch immer wieder - das haben wir gemeinsam getan - konstruktive Lösungsansätze angeboten, die alle ignoriert wurden. Stattdessen hat er alle Zeitpunkte versäumt, an denen Handlungsbedarf bestanden hatte. Das hätte ja das strahlende Bild des "Dorian" Marboe trüben können.

Einige dieser versäumten Meilensteine: Begonnen hat es beim Kauf der Josefstadt durch die private GmbH um 25 Millionen im April 1998, reichte über die 1998 beginnenden Nachfolgegerüchte für die Nachfolge des kaufmännischen Direktors, wo sich Marboe nicht einmischen wollte, und ging weiter mit der Diskussion über die Nachfolge von Helmut Lohner ab März 1999, die ich schon erwähnt habe. Dann folgte die Diskussion über die bauliche Sanierung. Vielleicht erinnern Sie sich daran, das war Ende 1999. 120 Millionen waren notwendig, 60 von der Stadt, 60 vom Bund. Vom Bund hat man nichts mehr gehört. Ob Marboe mit seinem Parteifreund geredet hat, weiß ich nicht, aber beim späteren Gesamtsanierungskonzept, über das im Juli 2000 diskutiert wurde, hat der Bund dann die Baumittel auf Betriebsmittel umgeschichtet, und zwar 30 Millionen. Also es waren schon wesentlich weniger. Da habe ich auch nichts davon gehört, dass er damals schon aufgeschrieen und gesagt hätte, das geht ja nicht, das müssen zusätzliche Mittel sein, so wie es für die Stadt selbstverständlich war. 

Und dann die wirklichen Hämmer, wenn man so sagen kann: Im Februar 2000 war klar, dass 64,8 Millionen Schuldenlast bestehen. Öffentlich ist das damals zum ersten Mal gesagt worden, und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem der Bund angekündigt hat, dass er um 15 Prozent kürzen wird. Auch damals erfolgte kein Aufschrei von StR Marboe. 

Die damalige Sofortmaßnahme - das muss man sich auch wieder ins Gedächtnis holen - der vorausblickenden Josefstadtführung war, den Rabenhof zu schließen. Das war es nämlich. Damals ist dieser Gedanke gekommen, den Rabenhof zu schließen, und das zu einem Zeitpunkt, da Bgm Michael Häupl immer wieder gesagt hat: In Wien wird kein Theater geschlossen. Da hätte Marboe auch aktiv werden müssen. 

Aber was ist ihm da eingefallen? - Offensichtlich hat er da in seinen Spiegel, in sein Bild hineingeschaut und aus diesem Spiegel den jugendlichen Helden Bronner hervorgezaubert, der den Zaubertrick besitzt, dass er subventionsfrei ein Theater bespielen kann. Allerdings wurde damals schon gesagt, dass die Administration bei der Josefstadt bleiben soll. Als ob die Administration kein Geld kosten würde! Also so ganz ernst damit, subventionsfreies Theater zu machen, war es auch dem Herrn Bronner nicht. 

Aus diesem Trick Marboes - und ich bezeichne das als Trick, denn mit dieser Vorgabe, ein subventionsfreies Theater machen zu können, wollte er umgehen, dass er irgendetwas im Kulturausschuss beschließen lassen muss - ist leider eine platzende Seifenblase geworden, denn Bronner sagte im Juni 2000 ab. Vielleicht hat er früher als Marboe erkannt, dass man ohne Geld kein Theater machen kann. 

Aber genau das verlangt StR Marboe dann unverdrossen weiter. Und als zur Rettung des Rabenhofs dann letztlich der 3. Bezirk - und zwar einstimmig, auch die ÖVP war dafür - Geld zur Verfügung stellt, damit das Haus, das ja alle gewollt haben, vor dem Zusperren gerettet wird, ist Marboe nicht froh darüber, sondern geht wieder als Rumor durch die Szene, um Neid gegen Welunschek zu schüren, dem Günstling der SPÖ, dem da was versprochen wurde, und alle anderen haben keine Chance gehabt. Er hat damals versucht, sehr viel Stimmung zu machen. Es haben ihm nicht alle geglaubt. Bei den Medien ist es halt manchmal hineingegangen. 

Aber zurück zum Sanierungskonzept der Josefstadt. Die wundersame Schuldenvermehrung möchte ich schon noch erwähnen, denn im Februar 2000 waren es 65 Millionen, die bekannt wurden, bis zum Juli 2000 waren es 95 Millionen, und als dann die Unternehmensberatungsfirma tätig wurde, musste man feststellen, dass das sogar auf 160 Millionen anwächst, wenn man die richtige Bewertung des Objekts Josefstadt dazunimmt. Und spätestens jetzt, spätestens im Juli 2000 wäre ein sofortiger Handlungsbedarf gegeben gewesen. Aber was tut "Dorian" Marboe? - Vermutlich per Seitenblick überprüfen, ob sein strahlendes Image noch sichtbar ist, ansonsten akzeptieren, dass der Bund nichts tut - siehe Umschichtung Baukostenzuschuss -, die Nachfolgefrage Lohner nicht klären, obwohl die schon angekündigt war. Er zieht es vor, keine Fragen über die Verursacher dieses plötzlichen Desasters zu stellen, ein bisschen Welunschek mies zu machen, nicht auf die wiederholten Aufforderungen unserer Fraktion einzugehen, Taten zu setzen, nicht darüber zu reden - alle haben darüber geredet außer ihm, das ist ja sozusagen sehr breit durch die Szene gegangen -, wer Lohner nachfolgen soll, nicht darüber zu reden und auch nicht zu entscheiden und auch nicht zu forcieren, wie die neue Eigentümerstruktur der Josefstadt aussehen soll, also wie die Überführung der GmbH in eine Stiftung vollzogen werden soll. Das wurde ebenfalls fast ein Jahr verschlampt. 

Im Jänner 2001 wurde die neue Struktur angekündigt, aber ich glaube, das war letztlich lediglich ein Wahlzuckerl von ihm und auch eine Methode, das Nachfolgeproblem sehr bequem hinauszuschieben. Nach der Umwandlung der GmbH, so hieß es, werde diese ihre Eigentümerrechte wahrnehmen und Lohners Nachfolge bestimmen, und zwar mit Ausschreibung unter Eingeladenen oder einer Findungskommission. 

Also das, was er jetzt kritisiert, das hätte er genauso machen können, aber er putzte sich damals ab, schob es hinaus auf die Zeit nach der Umwandlung der GmbH. Alles das, damit sein strahlendes Bild keinen Kratzer bekommt. Und dann wirft derselbe Stadtrat dem neuen StR Mailath-Pokorny vor, Ausschreibungen seien eine Farce. Ich kann nur sagen: Wir weisen das striktest zurück! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich könnte jetzt noch lange fortsetzen, tue es jedoch nicht. 

Das alles hat "Dorian" Marboe durch seine Angst vor Entscheidungen verursacht. StR Mailath-Pokorny ist es in unvergleichlich kurzer Zeit gelungen, den durch Untätigkeit verursachten Schaden zumindest zu minimieren und zukunftsorientierte Lösungen mit Gefühl und Augenmaß zu treffen. 

Seien Sie kein schlechter Verlierer, Herr Marboe, und versuchen Sie nicht, Tatsachen durch dringliche Anfragen zu verkehren! Ich ersuche Sie wirklich: Geben Sie Ihren Kreuzzug gegen Ihren Nachfolger in der Kulturszene auf! Diese Vorgangsweise ist äußerst unfair und spiegelt sich letzten Endes - das glaube ich ganz sicher - auf Sie zurück und lässt Ihr Sonnyboy-Image sehr schnell alt und grau werden. 

Allen Unkenrufen in der Kulturszene, die Sie sehr viel selbst verursacht haben, zum Trotz: Wir, die Mitglieder der Sozialdemokratischen Fraktion, werden im Kultur- und Wissenschaftsbereich jedenfalls den richtigen und richtungsweisenden Weg des neuen jungen Stadtrats voll unterstützen, weil er dynamisch die Zukunft gestaltet und nicht als Zauderer in die Geschichte eingehen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Marboe zum Wort gemeldet. Ich mache ihn darauf aufmerksam, dass er 3 Minuten Redezeit hat. 

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Die werde ich nicht brauchen. 

Erstens. Was haben Sie gegen Buchhalter? - Buchhalter ist ein herrlicher Beruf. Ich weiß von Wirtschaftskollegen, dass das eine der zentralsten Funktionen in einem Kunstbetrieb ist. Ich habe das mit großen Respekt gesagt. Damit das klar ist: mit großem Respekt. Und Landesmann ist ein besonders schlechtes Beispiel, weil er sowohl in Salzburg als auch in Wien die Musik als eigener Intendant betreut hat. Ich darf das zur Information weitergeben. 

Zweitens. Nicht ich gehe zur Szene, sondern die Szene kommt zu mir. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Drittens. Wenn Sie den Unterschied nicht wissen zwischen einer geladenen Ausschreibung, und jetzt lesen Sie das auch noch vor, Sie rührende Person, jetzt lesen Sie auch noch vor, ich hätte gesagt ... (Zwischenbemerkung des amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Nein, entschuldige, Naivität darf einen rühren. Sie haben vorgelesen (Zwischenruf der GRin Renate Winklbauer.) - ich habe nur drei Minuten -: eine geladene Ausschreibung oder Findungskommission. Hier war eine öffentliche Ausschreibung. Also genau das, was ich gesagt habe, ist nicht geschehen. - Das als tatsächliche Berichtigung. 

Das Wort "Farce" steht in vielen Zeitungen und ist nicht von mir. 

Ich führe keinen Kreuzzug gegen den Kulturstadtrat. Ich wünsche ihm alles Gute und ich meine das viel ernster, als Sie vielleicht wissen. Und ich glaube auch, dass er mit der Zeit verstehen wird, dass wir die Auseinandersetzung ernst meinen. 

Aber eines lasse ich mir sicher nicht verbieten: Ich lasse mir auch künftighin in meiner politischen Funktion als Opposition in dieser Stadt nicht das Wort verbieten, wenn es dazu kommt, die Interessen der Künste, der Künstler und Künstlerinnen in dieser Stadt zu vertreten, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Kollege Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ein kurzes Sittenbild dieses Gemeinderats:

Erstens. Der Landesparteivorsitzende der SPÖ nimmt an einer Dringlichen nicht teil. Verstehe ich, weil er als Bürgermeister dieser Bundeshauptstadt Wien mit den Leistungen des StR Marboe mehr als zufrieden gewesen ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Zweitens. Die SPÖ setzt sich ausschließlich mit StR Marboe auseinander. Sie stellt ihm sogar Fragen in dieser Stunde. (GR Harry Kopietz, zur ÖVP gewendet: Applaudiert!) Ich weiß, der Kollege Kopietz möchte zum Kulturpolitiker werden. Man weiß aber auch seinen Horizont.

Drittens. Auch die SPÖ hat erkannt, dass die Kulturpolitik in dieser Stadt am 27. April offensichtlich geendet hat. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Was wurde berichtigt? - GR Harry Kopietz: Der Tschirf ist nicht einmal ein Kabarettist!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny am Wort. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich hatte gehofft, dass die Polemik so nach zwei Rednerrunden ein bissel heraußen ist. Ich melde mich jetzt ziemlich zum Schluss noch einmal zu Wort, weil ich einerseits sagen wollte: Selbstverständlich nehmen wir und nehme ich es ernst, wenn es eine dringliche Anfrage gibt.

Selbstverständlich habe ich die Kritiken, die hier rauf und runter vorgelesen wurden, auch ernst genommen, habe sie auch gelesen, und selbstverständlich ist mir bewusst, dass im Fall der Besetzung des Theaters in der Josefstadt, weil es eine große Kulturinstitution ist, so manches nicht so gut gelaufen ist, um das einmal so zu sagen.

Ich habe im Zuge meiner Berufstätigkeit sehr viele Besetzungen entweder mitgestaltet oder habe unmittelbar daran teilgenommen, und das waren große Kulturinstitutionen: Salzburger Festspiele, Bundestheater und so weiter. In keinem dieser Fälle, und das waren alles sehr unterschiedliche Verfahren, hat es keine öffentliche Diskussion gegeben. In keinem dieser Fälle ist nicht über Briefe, über Telefonate, über direkte Gespräche, über indirekte Gespräche heftig in den österreichischen Medien und auch in den ausländischen Medien debattiert worden. 

Ich habe in der kurzen Zeit, in dem halben Jahr, in dem ich Stadtrat bin, und ich habe in meiner ersten Rede darauf hingewiesen, einige personelle Weichenstellungen vorgenommen: Josefstadt, gemeinsam mit anderen, damit wir das nicht vergessen, Rabenhof, Theater der Jugend - künstlerische Leitung, kaufmännische Leitung beim Theater der Jugend, kaufmännische Leitung im Schauspielhaus. Das waren alles Ausschreibungen, und das Theater der Jugend zum Beispiel ist keine kleine Institution, und mit einer einzigen Ausnahme sind die sehr gut und problemlos gelaufen.

Jetzt wurde heute Abend und auch im Vorfeld argumentiert, der Rabenhof sei eine parteipolitische Besetzung. Ich stelle noch einmal die Frage, die ich im persönlichen Gespräch schon gestellt habe, auch öffentlich gestellt habe, man möge mir bitte das einmal nachweisen, und zwar nicht, was in der Zeitung gestanden ist, was man den Journalisten vorher gesagt hat, dass es so ist, und dann steht es in der Zeitung und dann zitiert man das so, ich sage es ja nicht so, aber dann steht es so drinnen. Ich würde gerne auch nur einen kleinen Nachweis, oder ein Indiz würde ja schon reichen, dafür haben, dass der Rabenhof parteipolitisch besetzt wurde. Ich habe dort - und das ist nachvollziehbar durch Protokolle, das ist nachvollziehbar durch Gespräche mit allen Jurymitgliedern - eine Juryempfehlung bekommen, eine offene Juryempfehlung, so wie das auch ursprünglich im Fall der künstlerischen Leitung des Rabenhofs war. Ich habe mich mit den Personen und den Konzepten lange auseinander gesetzt und ich habe dann entschieden. Zu dieser Entscheidung stehe ich auch. Ich habe keine Ahnung, es interessiert mich auch nicht, welcher Partei und ob einer Partei der Herr Welunschek oder sonst irgendein künstlerischer Leiter oder überhaupt ein Künstler in dieser Stadt angehört.

Diese Nachweisführung ist nicht gelungen. Ich weiß auch, warum: Sie kann auch gar nicht gelingen. - Ich würde Ihnen empfehlen, Herr GR Salcher: Vielleicht horchen Sie ein bissel zu, weil sonst zitieren Sie wieder falsch, und das ist dann nur peinlich.

Rabenhof - Josefstadt. Hängt auch mit dem Rabenhof zusammen. Noch einmal: Es wurde auch keine Antwort auf die Fragen gegeben, die nämlich die entscheidenderen Fragen sind. Es liegt ein ungeheurer Problemberg vor. Helmut Lohner sagte im Herbst letzten Jahres, dass er nicht mehr antritt. Das ist nicht eine Geschichte der letzten Tage, das ist nicht eine Geschichte der letzten Wochen und Monate, das war lange bekannt. Und ich habe mich oft, als diese zugegebenermaßen nicht leichte Entscheidung und das nicht leichte Verfahren stattgefunden hat, gefragt: Warum ist das eigentlich nicht entschieden worden? - Es lag ein Beschluss vor, es hätte nur eines einfachen Ja des zuständigen Kulturstadtrats bedurft - er ist lange, lange nicht gekommen, er ist gar nicht gekommen. Und ich habe mich gefragt: Warum ist das eigentlich so? Warum ist auch nicht das angegangen worden, was im Sommer vergangenen Jahres akkordiert war, als diese furchtbare ökonomische Situation der Josefstadt eingetreten ist, wo im Übrigen nicht der Stadtrat von Wien, sondern der Bund dann die Initiative ergriffen hat, um da überhaupt einen Sanierungsplan in die Wege zu leiten. Wo dann plötzlich gesagt wird, es soll eine Stiftung entstehen, in wenigen Wochen - und es ist nichts passiert. Und ich habe mich dann immer gefragt: Warum ist da eigentlich nichts passiert? Warum ist da ein Jahr lang weder personell noch organisatorisch noch sonst was passiert? (StR Dr Peter Marboe: Weil deine Sektion dagegen war!) Meine Sektion war dagegen: Meine Sektion hat damals sehr intensiv an einem Sanierungskonzept mitgearbeitet. Tatsache ist, und ich verstehe das mittlerweile, es ist ja nichts Böses, es ist ja auch nichts Schlimmes, ich verstehe es, weil es ziemlich schwierig war, weil es ziemlich schwierig ist, weil es dort drei unterschiedliche Entscheidungsträger gibt, etwas, was es in ganz Österreich sonst bei keiner Kulturinstitution gibt.

Ich sage nicht, es ist glänzend gelaufen. Ich sage nicht, da ist alles wunderbar abgelaufen, aber ich sage zumindest:

Erstens. Ich habe es angegriffen, habe es nicht liegen lassen, weil dann stünde die Josefstadt vielleicht heute überhaupt ohne Direktor da. Ich habe versucht, ein transparentes, ein nachvollziehbares Verfahren zu machen. Ich habe versucht, was notwendig ist, mit allen Beteiligten eine gemeinsame Lösung zu finden. Und noch einmal: Da ist der Bund, da ist die Stadt, da sind fünf Gesellschafter mit drinnen. 

Und es ist im Grunde auch gelungen. Und wenn jetzt gesagt wird, mein Gott, da hätte man ja die Jury zurückholen müssen, man hätte sagen müssen: Bitte macht das und macht einen Dreiervorschlag. Dort sitzen tatsächlich unabhängige Leute, dort sitzt als Vorsitzender der Jury der Direktor der Josefstadt, und die legen einen einzigen Vorschlag vor. 

Nachher dann herzugehen und zu sagen, na, das ist es nicht, eigentlich sollen sie jetzt einen Dreiervorschlag machen, weil mit dem Vorschlag bin ich nicht wirklich einverstanden, wäre wohl auch nicht wirklich im Sinne des Erfinders gewesen.

Was ich eigentlich nur sagen will: In der überwiegenden Mehrzahl der Vorhaben, die wir in Angriff genommen haben, der Besetzungen, ist in ganz wenigen Monaten, in sechs Monaten, davon waren zwei Monate Sommer, etwas geschehen, was vorher nicht geschehen ist, nämlich es sind Entscheidungen getroffen worden, es wurden personelle Besetzungen vorgenommen. 

Und das möchte ich auch sagen, weil das ist das eigentlich Entscheidende: Ich bin davon überzeugt, dass diese Besetzungen, die Persönlichkeiten, die diese Theater jetzt leiten und leiten werden, das Bild der Theaterstadt Wien nachhaltig positiv beeinflussen werden. Es ist der erste Schritt einer grundlegenden personellen, in weiterer Folge organisatorischen und letztendlich auch kaufmännischen Neugestaltung des Wiener Theaterlebens. Und um dieses werden Sie sich nicht herumschwindeln können, auch wenn es jetzt sehr billig und sehr angenehm ist, Zitate aus Zeitungen zu nennen. 

Ich hätte aber auch ganz gern Ihre persönliche Meinung dazu gehört. Ich hätte ganz gern auch die Beantwortung der Fragen gehört, wie es überhaupt dazu kommen konnte, dass das alles so schwierig ist.

Aber ich nehme das gerne auf, was da gesagt wurde, und ich möchte die Diskussion nicht von neuem beginnen. Ich hoffe sehr, das stimmt, was gesagt wurde, dass man interessiert ist. Wir haben uns ja im Laufe des heutigen Tages einmal sehr gut auf eine Vorgangsweise einigen können, nämlich als es um den Restitutionsbericht ging. Ich nehme gerne auf, was hier gesagt wurde, und hoffe, dass es ernst gemeint wird, dass es dann nicht um persönliche Polemiken, sondern um das Wiener Theaterleben geht. Ich werde das auch sehr aufmerksam beobachten.

Ich würde mir im Übrigen wünschen, dass auch persönliche Untergriffe und Belehrungen, also es wird jemand noch lernen und das sind eh nur Buchhalterinnen und so weiter, unterbleiben. Also das sollte man eigentlich sein lassen. Es ist meiner Meinung nach nur Ausdruck einer ein bissel persönlichen Schwäche. Aber die wollen wir einmal nachsehen. 

Ich lade alle herzlich ein, das tatsächlich zu tun, was sie hier vorgeben, nämlich, wenn es ihnen ums Wiener Theaterleben geht, da auch gemeinsam zu diskutieren, das gemeinsam auch auszutragen, aber dann letztendlich zum Wohle des Wiener kulturellen Lebens tätig zu sein und es nicht vorsätzlich schlecht zu machen. - Herzlichen Dank. (Starker anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. - Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7402 im 21. Bezirk, KatG Leopoldau und Kagran. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. - Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht hier um die Brachmühle, sozusagen einen Platz Wiens, der wahrlich zu den schönsten ganz Wiens gehört. Wirklich. Es ist wirklich ein ganz entrischer Platz. Ich habe mich schon lange gewundert, warum da nichts passiert. 

Und jetzt passiert etwas, und zwar gibt es eine Flächenwidmung und es geht wieder einmal um Hochhäuser, gleich um zwei Stück. Es steht hier: zwischen 80 und 100 Metern. Ursprünglich hätte es nur eines werden sollen. Die Fama sagt, eines hätte es werden sollen mit 180 Metern. Das war dann nicht so und jetzt gibt es zwei, eines zu 80 und eines zu 100 Metern. Eine wahrhaft wichtige Erkenntnis. 

Woraus werden diese Hochhäuser bestehen? - Natürlich, wie immer, aus Büroflächen, als wenn wir noch nicht genug hätten in Wien. 

Dazu gibt es vom Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung, dessen Vorsitzender ja Herr Univ Prof Hollein ist, folgende Stellungnahme: "Der Fachmann für Standardfragen, Herr Dipl Ing Peter Höger, zweifelt trotz der Zentralität und günstigen Verkehrsanbindung" - nämlich U�Bahn-Station, die wird ja bald gebaut werden – "die Größe der vorgeschlagenen Verkaufsflächen an, da bereits derzeit ein großer Verkaufsflächenüberschuss im 21. und 22. Bezirk ist." 

Dieses Bürowohnhaus mit relativ wenigen Wohneinheiten wird natürlich auch einige Verkaufsflächen haben. Jetzt muss man sich einmal anschauen: Was gibt es dort? - Da gibt es zunächst einmal die Garagen vom Rennbahnweg, dann gibt es ein paar nette Wohnhäuser in der Großfeldsiedlung, dann gibt es eine ganz bekannte und gute Schule dort, nämlich die in der Wassermanngasse - kein Zynismus, das meine ich ganz ernst -, und dann wird es eine U�Bahn geben. Und nicht zu vergessen: Es gibt keine Nahversorgung oder nur mehr in Rudimenten in Form eines großen Supermarkts vom Merkur und der wird ein bissel ein Problem bekommen. Und nun stellen Sie sich vor: Sie haben ein Hochhaus dort, mit vielen Büroflächen, und dann ist Ladenschluss. Dann wird es eine tote Stadt dort geben.

Und genau aus diesen Gründen, weil wir glauben, dass die Widmungen vielleicht nicht so schlecht sind, aber was herauskommt, uns etwas stört, werden wir dagegen stimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Und wenn ich noch so schnell rede, ganz werde ich den Kollegen nicht mehr einholen, das ist beim besten Willen nicht möglich. Wiewohl wir überhaupt schon an der 40�Stunden-Woche kratzen, meine Damen und Herren, falls Sie mitgerechnet haben. Also wir sind jetzt zirka 40 Stunden am dritten Tag hier unterwegs. Also ich werde mich schon bemühen, mich kurz zu halten. 

Zu den Hochhäusern sage ich nichts, weil ich eh vermutet habe, dass die GRÜNEN dazu reden werden, wiewohl die Brachmühle auch wieder quasi ein sehr gutes Exempel dafür wäre, wieso wir das Hochhauskonzept vom StR Schicker, soweit wir uns damit jetzt beschäftigt haben, ablehnen, weil es genau solche Einzelhochhäuser, einen 80�Meter- und einen 100�Meter-Zahnstocher, wenn Sie mir das erlauben, dort zulässt. 

Ich möchte mich aber eher mit den Geschäftsflächen im Gebiet der Brachmühle beschäftigen. Ich meine, es ist ja ein Dauerbrenner auch immer wieder hier im Haus: Wo und in welchem Ausmaß dürfen Einzelhandelsflächen in dieser Stadt entstehen? - Der Grundsatz der Stadtplanung heute ist durchaus vernünftigerweise, zumindest in der Theorie, dass es überall dort geschehen soll, wo so genannte Verdichtungen, seien es Wohnnutzungen, Büros oder auch im Einzelhandel, möglich sind, nämlich es überall dort, wo es einen sehr intensiven öffentlichen Verkehr in Zukunft geben wird, zuzulassen. 

Bei der Immobilienentwicklung schaut es ein bissel anders aus. Ich komme ja von diesem Gebiet. Dort sagt man, der Developer braucht eine kritische Größe, um eine eigene Destination für seinen Einzelhandelsstandort zu schaffen und um attraktiv für den Konsumenten zu sein. 

Kritische Masse ist aber ein geradezu doppelzüngiger Begriff, denn er ist nämlich äußerst kritisch zu betrachten. In vielen Fällen ist nämlich diese kritische Masse zu groß und dann zieht sie von anderen Standorten zu viel Kaufkraft ab. Und mehr als kritisch wird es dann für diese anderen Standorte, wenn sie 10 bis 20 Prozent der dortigen Kaufkraft abzieht; dann laufen nämlich diese Gefahr, überhaupt abzusterben. 

Das Gebiet Brachmühle, meine Damen und Herren, ist ein nicht gerade kleiner Fleck mit ungefähr 27 Hektar, ein durchaus, wie wir auch glauben, wichtiges Stadtentwicklungsgebiet im 21. Bezirk. Es gibt dort natürlich in Zukunft eine attraktive U�Bahn-Station. 

Wenn Sie sich das städtebauliche Leitgutachten aus dem Jahr 2000 anschauen und das daraus resultierende Projekt, dann sehen Sie, wenn Sie den Text genau durchlesen, dass die Gutachter in diesem 2000er-Gutachten zu etwas anderen Schlüssen kommen, in Bezug auf den Einzelhandelsstandort, als etwa die Wirtschaftskammer Wien es tut. Die Kammer etwa meint, dass es nur eine einfache U�Bahn-Station ist und keine hochrangige Umsteigerelation, die eine derartig große und eben kritische Masse an Geschäftsflächen erlauben würde. Dafür wäre es ein sehr starker individueller Verkehrsknoten. Mit der B 8, mit der B 229 und dem Ausbau in Zukunft der Seyringer Straße wäre dort noch mehr individuelles Verkehrsaufkommen zu befürchten. Und letzten Endes wird vor allem die Park-and-ride-Garage, die zugegebenermaßen auch wichtig ist, an den Samstagen für zusätzlichen Verkehr sorgen. 

Wenn Sie so wollen, ist es also eine Expertendiskussion darüber, ob man dort eine derartig große Agglomeration von Einzelhandelsflächen zulässt oder nicht.

Kurz zum Flächenausmaß. Worüber reden wir denn überhaupt bei der Brachmühle? - Völlig klärbar ist so was im Voraus ja nicht, auch wenn EKZ-Flächen festgelegt werden, weil dann meistens rundherum sehr viel an kleineren Flächen, an Einzelhandelsflächen, an zusätzlichen Bauplätzen entsteht. Aber wir reden von ungefähr 40 000, knapp darunter, Quadratmetern EKZ-Flächen. Das sind, meine Damen und Herren, fast zwei Drittel des Donauzentrums, also beileibe keine kleine Agglomeration mehr. Zwei Drittel des Donauzentrums, das ist schon recht ordentlich. 

Im Leitprojekt ist aber bereits die Rede von weiteren Flächen, die in Zukunft erschlossen werden könnten, sollten, müssten, bis zu weiteren 49 000 Quadratmetern plus den potenziellen, meist dann für den Einzelhandel zu verwendenden Erdgeschossflächen in den Bürohäusern und auch in anderen Wohnbauten, weil die eben für andere Dinge schwer verwendbar sind, plus noch einmal 4 000 Quadratmeter, plus als Nächstes dazu-kommend, meine Damen und Herren, das Areal der Firma Holzmann, direkt angrenzend, weitere 38 000 Quadratmeter hochwertige Immobilien-Developmentfläche, die, wenn das Gebiet dort erst einmal in Erschließung ist, ohne jeden Zweifel sehr viele Investoren und Developer anziehen wird. 

Die Schlussfolgerung: Das oberste Limit an den ausgewiesenen EKZ-Flächen von rund 40 000 Quadratmetern wird dort mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch voll ausgenützt werden und, wie wir alle realistischerweise wissen, wahrscheinlich sogar überschritten. Denken Sie nur an den letzten Kontrollamtsbericht zu diesem Thema. Die EKZ-Flächen sind quasi ein schwarzes Loch, sie dehnen sich ja immer ohne äußeres Zutun von selbst aus. 

Das heißt also, wir haben einen eklatanten Verkaufsflächenüberschuss im Bereich der Brachmühle zu erwarten und das, obwohl die Kammer durchaus feststellt, dass kein Mangel an Branchen oder Verkehrsflächen in diesem Bereich besteht, ganz im Gegenteil. Wenn man bekannte Projekte mit dem zukünftigen Kaufkraftpotenzial gegenüberstellt, dann ist ein Flächenüberschuss von 83 000 Quadratmetern zu erwarten, also weit mehr als das Donauzentrum an Fläche hat, die dort zu viel produziert werden.

Auch nicht ganz unerwähnt sollte man lassen, dass mit dem Donauzentrum an derselben U�Bahn-Achse ohnehin das größte innerstädtische Einkaufszentrum Wiens liegt. 

Kaufkraftabflüsse, kurz betrachtet: Die Kaufkraftstromanalyse 1998, Stadt Wien und Kammer, ergibt, dass der 22. und der 21. Bezirk sehr stark gebundene Einzelhandelskaufkraft haben. Das bedeutet weiter, wenn wir das vordenken, dass der Abzug von Kaufkraft vor allem aus anderen Bezirken, etwa aus dem 2. Bezirk, kommen wird und dass es zu einer Umverteilung, meine Damen und Herren, im Bezirk kommen wird. Das heißt, die Ladenzeile Julius-Ficker-Straße ist in Gefahr, das Rennbahnzentrum ist in Gefahr, der Kagraner Platz als Einzelhandelsstandort ist in Gefahr und letzten Endes in weiterer Zukunft möglicherweise auch das Großfeldzentrum. Oder diese gehen den einzig möglichen Weg, um ihr Überleben zu sichern, rüsten ihrerseits an Flächen auf, um attraktiver zu werden. 

Es kann also sehr leicht - das ist die letztendliche Schlussfolgerung - zu einer eklatanten Ver-schlechterung der Nahversorgungssituation in diesem Bereich kommen.

Ich sage einmal voraus, etwas prophetisch, auch das muss manchmal erlaubt werden, dass wir dort ein riesiges neues Einkaufsparadies, oder wie auch immer wir es nennen wollen, oder Einkaufshölle, je nach der Betrachtungsweise, schaffen, und das eben aus den erklärten Gründen völlig unnötig, weil die Kaufkraftrelationen in diesem Bezirk mehr als okay sind. 

Es wäre interessant, was Kollege Strobl da eigentlich dazu zu sagen hat, zu diesem möglichen Killen der Einzelhändler und der kleinen Kaufleute im Gebiet. 

Wir sind sehr wohl daran auch interessiert, dass die notwendige Versorgung der Bevölkerung vor Ort, vor allem an neuen U�Bahn-Stationen, gesichert ist. Wir wollen auch Nahversorgungszentren an hochwertigen Verkehrsrelationen, aber wir lehnen deutlich und mit aller Entschiedenheit ein derart großes Zentrum, wie es dort geplant ist, ab. 

Deshalb werden wir, die ÖVP, diesem Akt nicht unsere Zustimmung geben können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reiter gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dieses Plangebiet ist, wie schon gesagt, Teil der Entwicklungsachse Kagran - Großfeldsiedlung, und die U 1-Verlängerung wird sicher städtebauliche Impulse bringen, vor allem bei der U�Bahn-Station Adaklaaer Straße. Ich bin überzeugt, dass es zur Umstrukturierung kommen wird, und es muss ein Konsens gefunden werden, das ist keine Frage, zwischen der bestehenden Zentrumsstruktur und den Verkehrssystemen. 

Es wurde schon angeführt, dass im Jahr 2000 die MA 21C ein Gutachterverfahren durchgeführt hat, das zu diesem Leitprojekt Brachmühle geführt hat. Frau Architektin Gasparin hat es gewonnen. Und dieses Gutachterverfahren, dieses Leitprojekt ist sozusagen Grundlage jetzt für den Widmungsplan. Dieser Widmungsplan hat einen durchaus akzeptablen Nutzungsmix, was Büro und Gewerbe betrifft, aber auch eine Park-and-ride-Anlage, Einkaufs-möglichkeiten, Flächen für Erholung und Freizeit.

Vor allem diese zwei Hochhäuser, die hier angeführt wurden, sind ein markantes Zeichen, sind ein Sichtpunkt und sind auch mit dem neuen Hochhauskonzept wirklich kompatibel. Das wurde hier angezweifelt, weil sie ja an den Sichtachsen sind, bei Ein- und Ausfahrten der Straßen sind und weil sie vor allem neben einem hochrangigen öffentlichen Verkehrsmittel sind, und die U 1 ist ein hochrangiges öffentliches Verkehrsmittel. 

Und eines muss ich schon sagen, weil hier Hochhäuser kritisiert werden: Also wir verdanken es wirklich dem jetzigen amtsf StR Dipl Ing Schicker, dass wir ein richtungsweisenden Hochhauskonzept haben, das ganz konkrete Ausschlusszonen und Eignungszonen hat. In diesem Zusammenhang möchte ich ihm noch einmal im Namen meiner Fraktion für dieses wirklich akzeptable Konzept danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein weiterer Punkt ist die Infrastruktur. Wir haben schon einige Male von dieser Stelle aus von Widmungsgewinnen gesprochen, vom Planwertausgleich. Das wurde ebenfalls schon oft erwähnt. Und auch hier ist wieder einmal ein Zeichen gesetzt worden, wie damals zum Beispiel beim Wienerberger, dass hier Investoren bereit sind zu investieren - das ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt -, nämlich in die technische Infrastruktur. Die meisten werden vielleicht die Örtlichkeit nicht so kennen, aber diese Straßenspange Seyringer- - Wagramer Straße entlang der Landesgrenze ist eine ganz wichtige Spange, und hier werden die Investoren, die Entwicklungsgesellschafter, also Salzmann und SEG, je 30 Millionen S in die technische Infrastruktur dazugeben. Da gibt es schriftliche Zusagen. Und ich meine, das kann nur im Sinne dieses modernes Hochhauskonzepts sein, dass diese Planungsgewinne dann auch positiv für die Stadt lukriert werden. Das ist ein weiterer wirklich wesentlicher und positiver Punkt für diese Stadt. 

Und zum Dritten noch, um nicht zu lang zu werden, möchte ich eingehen auf das Gutachten des Fachbeirats, weil hier kritisch angemerkt wurde, dass es zu einer vermehrten EKZ-Ausweisung kommen könnte und dass das Gebiet das nicht verträgt. 

Na ja, es stimmt schon, dass hier Vorsicht am Platz ist, Kollege Neuhuber, und Sie haben sich da als Prophet sozusagen entwickelt. Ich kann nur eines sagen: Es hat in diesem Zusammenhang ja auch im Vorfeld - und ich habe es zuerst schon gesagt - ein Gutachterverfahren Brachmühle gegeben, wo diese Zentren- und Verkehrsuntersuchung gemacht wurde und zu dieser EKZ-Ausweisung geführt hat. Aber nichtsdestotrotz wird eine 10�prozentige Reduktion der EKZ-Ausweisung vorgenommen. Wenn Sie das genau gelesen hätten, was in diesem Gutachten steht, dann würden Sie es auch gewusst haben.

Und zu den Hochhäusern. Auch hier gibt es Flexibilität der Baukörper. Die beiden Hochhäuser, wenn sie realisiert sind, sind flexibel anzusehen - an die Adresse der GRÜNEN -, das westliche Hochhaus durch das Setzen von Baufluchtlinien. Das ist im Akt ganz genau zu sehen. Es gibt größere Gestaltungsspielräume. Die bebaubare, ausnutzbare Bruttogeschossfläche wird auf 29 000 Quadratmeter je Hochhaus reduziert. Also so ist es ja nicht.

Im Querschnitt dieser Überlegungen und in der Zusammenschau der wirklich informativen Aktunterlagen sei bemerkt - das darf ich nicht vergessen -: Im Bezirk ist es ja so gewesen, dass die ÖVP zugestimmt hat. Das ist ja eine ganz nette neue Konstellation. Im Bezirk haben nur die GRÜNEN gegen dieses Plandokument gestimmt. 

Und seien Sie sicher: Meine Fraktion wird der Postnummer 31 die Zustimmung geben. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr GR Aichinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mein Vorredner hat gemeint, das Hochhauskonzept ist fertig, obwohl wir gestern vom Stadtrat gehört haben, die Oppositionsparteien werden noch eingeladen zu einer Besprechung beziehungsweise zu einer genaueren Planung. 

Zweitens. Noch einmal zu den Brachgründen und zu der Flächenwidmung. Meine Damen und Herren! Man muss sich schon vorstellen, was mit der Nahversorgung passiert, wenn dort, in diesem Raum, noch einmal mindestens 40 000 Quadratmeter Fläche entstehen, und es werden wahrscheinlich mehr werden. Und wir wissen genau, wie nahe eigentlich das Donauzentrum ist und wie viel Klein- und Mittelbetriebe hier wirklich ihre Existenz verlieren. Denn wir haben im Wiener Raum, meine Damen und Herren, bereits 1,5 Quadratmeter Verkaufsfläche pro Einwohner. Das sind eben ganz einfach weit über 2 Millionen Quadratmeter. Und im internationalen, im europäischen Durchschnitt ist die Verkaufsfläche pro Einwohner 1 Quadratmeter. Das heißt, wir haben im Wiener Raum und um Wien herum um 50 Prozent mehr Verkaufsfläche, als im europäischen Durchschnitt. Ich glaube, man müsste hier einmal klar bekennen, ob man weiterhin so vorgehen kann mit den Verkaufsflächenexplosionen, um die Nahversorgung zu sichern.

Ich würde meinen, das sollte man noch einmal überdenken. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich möchte nur eine kleine Anmerkung noch hinzufügen. Was mich erstaunt, ist der rasche Wandel in der Meinung der ÖVP. Ich erinnere daran, dass der Wettbewerb unter StR Görg vollzogen wurde. - Danke schön.

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP mit Mehrheit beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 34 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7413 im 15. Bezirk, KatG Rudolfsheim und Fünfhaus. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 35 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7299 im 4. Bezirk, KatG Wieden. 

Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte auch hier die Damen und Herren um ein Zeichen mit der Hand. - Gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Es kommt nun die Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 6814 im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. 

Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7355 im 22. Bezirk, KatG Aspern.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich werde es ganz kurz machen. Wir werden dem Akt zustimmen. 

Es ist aber so: Wir finden den Jugendspielplatz, der dort irgendwie gemacht worden ist, sehr, sehr toll. Er ist sehr, sehr groß. Er hat nur einen einzigen Nachteil: Er befindet sich unter einer 110�kV-Hochspannungsleitung. Das ist normalerweise nicht der Ort, wo man Kinder- oder Jugendspielplätze bauen sollte. Es wäre viel klüger gewesen, man hätte das Kabel zu früheren Zeiten in die Erde verlegt.

Der zweite Kritikpunkt von uns heißt: Es gibt an der Ecke Wulzendorfstraße und Biberhaufenweg eine Widmung, die auch Nahversorgung zulassen würde. Im Moment ist davon die Rede, dass dort eine Tankstelle hinkommt. Wer die Gegend kennt, weiß, dass man dort eigentlich nur mit dem Auto Einkaufen fahren kann, sonst muss man sehr, sehr lange und sehr weit zu Fuß gehen. Wir hätten es begrüßt, wenn dort ein Einkaufszentrum oder eine kleine Nahversorgung entstanden wäre. Das kann man noch nachbessern. 

Trotz alledem stimmen wir dem zu. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich kann es kurz machen, weil ja die Zustimmung sowieso allgemein ist.

Die Widmungsfläche, die für die Tankstelle vorgesehen war, hat unter anderem auch den Vorteil, dass es Vorteile für die Sportplätze bringt. Wir glauben daher, dass es Sinn macht, das mit der vorgeschlagenen Widmung anzunehmen.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen der Fall. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Übereinkommen zwischen der Stadt Wien und den ÖBB zur Durchführung des Wettbewerbs Westbahnhof.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist Herr GR Mag Kowarik gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit diesem Aktenstück, ein Vertrag zwischen der Stadt Wien und den ÖBB, wird ein neues Kapitel in der unendlichen Geschichte des Westbahnhofs beziehungsweise der Nutzung des Westbahngeländes aufgeschlagen. Und zwar ist es eine Geschichte eigentlich des Planungschaos in Wien. Es ist eine Geschichte, die aufzeigt, wie Rudolfsheim-Fünfhaus tatsächlich das Stiefkind der Wiener Stadtplanung ist. Es ist aber auch eine Geschichte von sozialdemokratischen Verwirrspielen, falschen Versprechungen und auch von Überheblichkeit.

Meine Damen und Herren! Für den 15. Bezirk fehlt eine Gesamtplanung. Ich habe es selbst erlebt, dass innerhalb der letzten zehn Jahre Projekte vorgelegt worden sind, verworfen worden sind, kurzfristig wieder neu aus der Lade herausgezogen worden sind, wieder verworfen und dann teilweise als Fehlplanung verwirklicht worden sind.

Da kann ich Ihnen einige Dinge nennen. Ich denke an die Überbauung der Remise Rudolfsheim. Das war das Erste, was ich gesehen habe, als ich hier als Gemeinderat begonnen habe vor zehn Jahren.

Es wurden Hochhäuser geplant im Bereich des 15. Bezirks, die wieder verworfen wurden. Ich denke an den Neubaugürtel, Ecke Felberstraße, an die Ecke Wientallinie. Die Überbauung des Gürtels für Garagen wurde vorgeschlagen. Die Winkelmannstraße ist mehrfach umgeplant worden. Beim Technischen Museum wurden die verschiedensten Planungen gemacht, aber es wurde leider vergessen, auch dafür zu sorgen, dass dort Parkplätze gemacht werden. Jetzt ist es so weit, dass man eine Unterführung der Mariahilfer Straße, einen Fußgängerdurchgang plant. Völlig unverständlich. 

Ich denke an den Kardinal-Rauscher-Platz, an die Wasserwelt. Das wurde so hochgelobt. Aber von vornherein hätte man wissen müssen, dass, wo Wasser ist, auch Kinder spielen wollen. Seit zehn Jahren oder seitdem das verwirklicht ist, ich glaube seit fünf Jahren, gibt es ständig Ärger. Hunderte Kinder spielen im Wasser, was ich ihnen sehr gut nachfühlen kann im Hochsommer, und die Bewohner sind verärgert. Man hat leider vergessen, Kinderspielplätze dort einzurichten.

Ich denke an die Mariahilfer Straße, wo versprochen wurde, die Mariahilfer Straße auszubauen. Ich war selbst dabei, wie Herr Bgm Häupl den Geschäftsleuten versprochen hat, die Mariahilfer Straße in ihrer Gesamtheit auszubauen. 

Und hier, bei der Mariahilfer Straße, sieht man genau, wie die Stadt Wien, wie die sozialistische Stadtverwaltung, den 15. Bezirk eigentlich wirklich einschätzt. Denn im Zuge des Stadtentwicklungsplans - ich glaube, es war 1994 - wurde die Mariahilfer Straße von einer Straße erster Ordnung zu einer Straße zweiter Ordnung zurückgestuft. Vielleicht kann man sagen, es ist den tatsächlichen Gegebenheiten entsprechend. Aber für eine Planung, die einen Bezirk eher aufbauen soll, wo man dann die wichtigste Straße zurückstuft, ist das eher traurig.

Ich will jetzt nicht über den Schwendermarkt sprechen, wo zwar jetzt endlich gebaut wird, wo aber eigentlich nur die Sozialdemokraten wirklich wissen, was dort geschieht, und sonst eigentlich niemand.

Ich möchte auch nicht allzu viel über die Garagenprojekte sprechen. Am Reithofferplatz ist es "gelungen", einen Park zu vernichten, indem man verabsäumt hat, rechtzeitig entsprechende Einbauten zu machen, dass also der Park über der Garage erhalten bleibt.

Denselben Fehler macht man jetzt bei der Stadthallengarage, wo man eigentlich brutal eine Planung verwirklicht, die von allen abgelehnt worden ist und wo man feststellen muss, dass es verabsäumt wurde, mit einem zweiten Garagenbauer Kontakt aufzunehmen. 

Und da kommen wir jetzt zum Westbahnhof, denn hier, im Zuge der "weitsichtigen" Planung der Stadthallengarage, hat man sich vor allem auch über die Autobusse Gedanken gemacht, über die Autobusse, die besonders die Bevölkerung dort verärgern. Man hat nur leider Gottes bei dieser Stadthallengarage für die Autobusse keinerlei Möglichkeit geschaffen, dass sie parken können. Vielmehr hat man gesagt: Wir stellen einfach die Autobusse, solange eben die Veranstaltungen in der Stadthalle stattfinden, am Gelände des Westbahnhofs ab. Sicher eine interessante Geschichte, denn dort sind einige Flächen frei, die nicht genützt werden. Nur, das große Pech ist: Wenn jetzt diese Flächen anders genützt werden und diese Flächen bebaut werden, haben wir dasselbe Problem wie früher, dass nämlich die Autobusse wieder rund um die Stadthalle stehen und die Bevölkerung verärgern. Also fast könnte man sagen: Planung wie in Schilda. 

Nun, ich will es Ihnen ersparen, allzu viel das Westbahngelände zu beschreiben. Es sind immerhin 30 Hektar innerstädtischen Baugebiets. Und die Geschichte dieser Bebauung des Westbahngeländes ist ja eng verbunden mit der Geschichte des Wiener Zentralbahnhofs. 

Und ich darf vielleicht auch noch ganz kurz ausholen. Das Westbahngelände war immer gut für Planungen. Ich denke nur daran, dass schon BV Mistinger im Jahre 1963 - der war nicht von uns, er war von der SPÖ - eine sehr umfangreiche Planung gemacht hat. Er hat zum Beispiel auch eine Kirche vorgesehen am Westbahngelände. Also doch immerhin eine umfangreiche Planung. 

Im Jahre 1973 hat Dr Pawkowicz auch begonnen, hier Ideen sozusagen anzumelden. Seine Idee war unter anderem, im bebauten Gebiet, das damals und auch jetzt noch Bahngelände ist, den 52er durchzuleiten, um die Verkehrsanbindung noch mehr zu verbessern. 

1988 hat Architekt Potyka umfangreiche Vorschläge gemacht, wie eine Bebauung sein kann. 

Und 1993, wo es also ganz besonders aktuell wurde mit dem Zentralbahnhof, den wir übrigens von vornherein abgelehnt haben, weil wir gesagt haben, dass er nicht zu verwirklichen ist, was sich jetzt ja augenscheinlich bewahrheitet, hat man begonnen, massive Planungen für diese Nutzung des Westbahngeländes anzugehen. 

Und da kann ich Ihnen etwas vorlesen, was wirklich interessant ist. Im März 1993: "Überbauung der Westbahn. Ein neues Viertel entsteht. Die Überbauung des Westbahngeländes ist in greifbare Nähe gerückt. Seit meinem Antritt als Bezirksvorsteher vertrete ich den Gedanken, das Gelände der Westbahn zu nützen. Jetzt werden bereits konkrete Überlegungen angestellt und Verhandlungen mit der Bundesbahn geführt" und so weiter und so fort. Und am Schluss heißt es: "Ich selbst bin optimistisch, was unsere Zukunft im Bezirk anbelangt. Ich bin davon überzeugt, dass in absehbarer Zeit unser Bezirk nicht nur durch das Projekt Westbahnüberbauung, sondern durch alle anderen Großprojekte, die wir bis 1996 zuwege bringen, sich verändern und lebenswerter wird." - Das war 1993. 

Im Herbst 1993 lesen wir allerdings - ich muss dazusagen, dass auch von der Sozialdemokratischen Partei, auch von der Stadt Wien entsprechende Projekte vorgestellt worden sind, auch von der ÖVP, die das damals an einem Wagon am Westbahngelände gemacht hat, um ein bissel einen Gag zu machen -: Neue Wahrzeichen für Wien werden vorgestellt, eine Überbauung der Gleisanlagen mit einer Mischung aus Wohn- und Büroflächen, aus Geschäften, Cafés, Grünanlagen et cetera et cetera. 

Auch wir haben ein konkretes Projekt vorgestellt, wo im Detail genau angeführt war, wann Schienen umgebaut werden sollen, was das kostet, wie man das machen könnte und so weiter. 

Im Herbst allerdings sagt StR Swoboda, der einerseits das zu planen begonnen hat: "Ich warne vor Illusionen." Dann schreibt er weiter: "Es werden hier Energien talentierter Menschen verschwendet bei dieser Planung."

Allerdings, im Jahre 1994 gibt es dann einen Streit zwischen StR Swoboda und unserem StR Prinz bezüglich der Kosten dieser Überbauung. Wir hatten damals ein Projekt vorgeschlagen, das keine Überplattung vorsieht, sondern das von Grund auf eine Bebauung vorsieht. Und da lesen wir plötzlich, dass StR Swoboda sagt, im Mai 1994: "Eine Überplattung des Wiener Westbahnhofgeländes zur Wohnraumbeschaffung sei langfristig und in Etappen möglich. Er selbst habe nie eine Überbauung des Westbahnhofs prinzipiell abgelehnt." 

Und dann kommt es noch interessanter und es hat uns natürlich im 15. Bezirk wieder mit Hoffnung erfüllt. Im Jahr 1995, auf der Basis der Ergebnisse der Expertenkommission, in der zweiten Jahreshälfte 1994, wurden erste Schritte in Richtung machbarer Visionen gesetzt und so weiter. 

Die Grundidee: Der neue Stadtteil wird als eine Art Hügel oder Pyramide mit bewachsenen Terrassen vor den Wohnungen angelegt. Der Stadthügel soll darüber hinaus als Energieselbstversorger fungieren und so weiter und so fort. Die Züge, die aus dem Westen kommen, werden unter dem neuen Stadtteil durchfahren und beim sonnigen, hellen Glasüberbau, dem Sonnenkraftwerk, stehen bleiben. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Und so weiter und so fort. Ein erster Schritt auf dem Weg zu jener nachhaltigen Stadt, in der auch die nächste Generation leben kann. Das war StR Swoboda, der das hier gesagt hat. 

Er hat damals auch einen sehr prominenten Architekten, den Architekten Levine aus, glaube ich, Kentucky beauftragt, der das hier auch im Modell dargestellt hat. 

Im Jahre 1996 ... Ja, da gibt es noch ganz was Wichtiges. Im Jahr 1995 haben wir uns von den Freiheitlichen gewundert, dass nichts weitergeht und dass wir eigentlich ein paar Initiativen setzen sollen. Wir haben beschlossen, nachdem die Stadt nicht baut, sondern uns nur mit diversen Plänen versorgt und wieder entsorgt, dass wir eine Grundsteinlegung machen. Wir haben damals vor dem Westbahnhof eine Grundsteinlegung gemacht, so wie es sich gehört, mit ordentlich gekleideten Honoratioren und so weiter und entsprechenden Arbeitern, und haben einen Grundstein mit einer Urkunde eingemauert. Dieser Grundstein wartet heute noch auf seine Bestimmung. 

1996, es geht ja weiter, gibt es was Interessantes. Da gibt es ein Protokoll einer Bürobesprechung in der Bezirksvertretung Wien 15, wo unter anderem auch StR Mayr oder VBgm a.D. Mayr anwesend war. Er schlägt da eine Verwertungs-GesmbH vor. Er schlägt vor eine gemeinsame Plattform mit den ÖBB und interessanterweise auch wieder einen Architektenwettbewerb. Ich nehme an, Herr Kollege Zimmermann, Sie werden da ganz nostalgisch werden, weil Sie waren ja damals auch dabei. (GR Paul Zimmermann: Sie werden es noch hören!) Na, sehr gut. Das ist interessant. 

Was ist dann nachher geschehen? - Dann ist hier zwischen den ÖBB und der Porr eine Vereinbarung abgeschlossen worden: Realisierung des Europaviertels Wohnen Wien-West. Das war am 3. Mai 1996. Und was ist dann wieder gemacht worden? - Hier wurde eine Machbarkeitsstudie angesprochen und ein darauf aufbauender Masterplan. 

Wir waren ja nicht untätig und haben auch einen Arbeitskreis Westbahnhof einberufen, wo unter anderem verschiedene Architekten und so weiter anwesend waren, auch VBgm Mayr, der sich damals auch schon Gedanken gemacht hat, wie man das Ganze finanzieren kann. Es ist also da anscheinend verhandelt worden, aber geschehen ist leider nichts. 

Ich habe mir erlaubt, im Jahre 1998 eine Anfrage zu stellen, und zwar: "Welche konkreten Maßnahmen wurden von der Gemeinde Wien unternommen, um das derzeit zum Großteil brachliegende Westbahngelände für innerstädtische Stadterweiterung zu nützen?" Die Antwort lautete damals: "In mehreren Gesprächen zwischen Vertretern der Stadt Wien und den Österreichischen Bundesbahnen, auch teilweise des 15. Bezirks, wurde festgestellt, dass es sinnvoll erscheint, einen Masterplan zu entwickeln", der sinnvolle Teilschritte enthalten hätte zur Verbauung und so weiter. In Wirklichkeit ist nichts passiert. 

Dasselbe war 1999, wo ich wiederum eine Anfrage gemacht habe. Es wird wieder geantwortet: Es werden Gespräche und Überlegungen mit den ÖBB angestellt und so weiter und so fort. 

Wir kommen ins Jahr 2000, wo wiederum neue, unglaubliche, tolle Vorschläge gemacht werden für das Gebiet rund um den Westbahnhof. Westbahnhof neu soll den Bezirk Fünfhaus aufwerten. Und da steht auch wiederum: "Im Frühjahr 1999 wurde nach Aufbereitung grundsätzlicher Rahmenbedingungen seitens der eingesetzten Arbeitsgruppe das Architektenteam Prof Holzbauer und Prof Peichl beauftragt, in einer städtebaulichen Studie" und so weiter und so fort. 

Wenn man hier den Westbahnhof betrachtet, muss man sagen: Das ist eigentlich der "Who is who" der österreichischen Architekten. Es gibt nämlich - das habe ich vergessen - im Jahre 1996 auch ein wunderschönes Gutachten von Falkner und Guttmann, die ebenfalls einen Masterplan hier vorschlagen und so weiter und so fort. 

Und das Schicksal ist ja der Sozialdemokratischen Partei hold gewesen, denn im Jahr 2000 ist Frau Minister Forstinger ins Amt gekommen, und jetzt hat man endlich gewusst, wer schuld war, dass der Westbahnhof nicht gebaut wurde. Denn - und das war das Interessante - hier steht: "Chaos um Bahnhofsoffensive endlich beenden." Und hier steht weiter unter anderem: "Es kann nicht sein, dass für fertig geplante Wiener Projekte“ - jetzt waren sie auf einmal fertig geplant - "die zugesagten Mittel für die Modernisierung der Wiener Bahnhöfe" und so weiter "nicht zur Verfügung gestellt werden." 

Nun, wir sind im Jahre 2001. Im August sagt dann der neue Bahnchef Vorm Walde zum Westbahnhof, wie er gefragt wird, was dann mit dem Westbahnhof und dem Südbahnhof geschieht: "Hier werden erst Architektenwettbewerbe vorbereitet." 

Jetzt muss ich natürlich schon sagen, dass es eigentlich eine Verhöhnung des normalen Bürgers ist. Da werden also Planungen gemacht, da werden Architekten bezahlt, da werden konkrete Projekte gemacht, da wird angekündigt, da wird damit beworben, und alles Mögliche wird erzählt, wie der 15. Bezirk hier aufblühen wird und was hier alles geschieht. Und in Wahrheit ist nichts geschehen! 

Wir stehen jetzt vor der Tatsache, dass wir hier neuerlich - oder zum ersten Mal, ich weiß es nicht - von der Stadt Wien einen Wettbewerb Westbahnhof ausschreiben, wo in gemeinsamen Gesprächen - das ist aus dem Aktenstück - zwischen ÖBB und Stadt Wien ein gesamtheitlicher städtebaulicher Wettbewerb angestrebt wird, dessen Ausgangspunkt die kurzfristige Umsetzung einer ersten Bauphase - und so weiter - ist. In einem längerfristigen Leitbild soll das gesamte Bahnhofsareal behandelt werden. 

Wir werden diesem Aktenstück zustimmen. Aber ich appelliere an den Planungsstadtrat, hier nicht wiederum irgendwelche Planungen vorzunehmen und dann letztendlich nicht zu verwirklichen. Der 15. Bezirk braucht unbedingt Impulse. Das Gebiet um den Westbahnhof ist wichtig für die Erneuerung des 15. Bezirks und es kann für den 15. Bezirk nicht heißen, dass man wieder bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag Planungen verspricht und letztendlich nicht verwirklicht. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr GR Zimmermann zum Wort gemeldet. (GR Paul Zimmermann: Nach diesen Ausführungen verzichte ich!) Aha. Ich danke für den Verzicht! (Beifall bei der SPÖ, bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.)

Es ist aber noch jemand auf der Liste, und zwar Herr GR Ellensohn. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Je mehr Applaus, desto kürzer die Rede; je mehr Buhrufe, desto länger. - Nein. Ich brauche nur zwei, drei Minuten. 

Wir werden dem Geschäftsstück zustimmen und hoffen, dass wir in der Folge, wenn dann die Planungen abgeschlossen sind, immer noch zustimmen können. Öfter waren wir zwar dafür, dass etwas geplant wird, waren dann aber am Schluss nicht einverstanden. Ich hoffe, dass es in dem Fall anders ist. 

Ich würde bitten, dass wir, sage ich einmal, ausnahmsweise auch in Wien die Wettbewerbsordnung der Architekten einhalten. Der Bund hat versprochen - und von mir hört man nicht oft ein positives Wort über die Bundesregierung -, das in Zukunft zu tun. In Wien ist es hin und wieder anders passiert, sage ich einmal. Negatives Beispiel: die Volksschule in der Katharinengasse im 10. Bezirk. Oder, ganz neu, steht jetzt in den Zeitungen: die Volksoper. 

Also ich hoffe, es gibt erstens einmal eine öffentliche Diskussion über dieses Projekt, über dieses Megaprojekt für den 15. Bezirk. Es gibt schon sehr, sehr viele Vorschläge. Ich war Bezirksrat im 15. Bezirk, ich kenne natürlich einige davon. 

Ich hoffe, es gibt eine genaue Ausschreibung mit klaren Zielvorgaben, damit nicht dasselbe passiert wie bei Schönbrunn. Da hat es trotz internationaler Ausschreibung nur 17 Bewerbungen gegeben, praktisch unter Ausschluss der internationalen Architekten und Architektinnen. Ich hoffe, es gibt eine Ausschreibung, bei der sich viele, viele renommierte Architekten und Architektinnen bewerben werden. 

Und ich hoffe, dass wir dann beim Märzpark - ich komme schon zum Schluss. Beim Märzpark, sage ich. Entschuldigung, den wollte ich nämlich auch noch erwähnen, aber ich lasse jetzt die Versäumnisse und die Fehler der Sozialdemokratie im 15. Bezirk beiseite. Der Herr Kowarik hat schon einen Haufen aufgezählt; einiges davon würde ich sogar unterschreiben. 

Ich hoffe, dass wir beim Westbahnhof zu einer Planung kommen und zu einem Abschluss kommen vor allem, weil die Planung, die Vorplanung läuft ja schon sehr lange, damit auch die GRÜNEN dann dem fertigen Projekt beim Westbahnhof zustimmen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir haben noch eine weitere Wortmeldung bekommen, und zwar von Herrn GR Dr Madejski. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! - Zwei Minuten. 

Ich würde nur auf Grund der Bürobesprechung, die mein Vorvorredner, Herr Mag Kowarik, gebracht hat, den Herrn Stadtrat, aber vor allem den Einzigen, der bei diesem damaligen Gespräch dabei war, das ja einstimmig verabschiedet worden ist, das ist Herr Zimmermann, fragen, ob er noch zu diesem Projekt steht, das damals beschlossen worden ist. Vielleicht kann er herauskommen und das sagen. 

Und zwar geht es mir hier darum. Dieses Projekt soll Folgendes umfassen: Es geht um die Überplattung des Westbahnhofs. Vielleicht können Sie das dann sagen, ob Sie noch zu dem stehen. Sie sind ja der einzige authentische Hör- und Augenzeuge von dem damaligen Gespräch, bei dem ja sehr massiv wirklich wichtige Leute dabei waren. Es ging um die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Schaffung von ordentlichen, zeitgerechten, attraktiven Wohnungen über dem Gelände, um die Unterstützung wirtschaftlicher Interessen, Verteilerzentrum West, und um die Auflassung der Barrierewirkung des Westbahnhofs und Absiedlung der Gleise. 

Ich würde es sehr gerne wissen von Ihnen, da Sie ja wirklich authentisch dabei waren. Wir können es ja nur zitieren, Herr Kollege. Würden Sie jetzt herauskommen und uns sagen, ob Sie noch zu diesem Projekt stehen? (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr Kollege Zimmermann wird dazu jetzt Stellung nehmen. Er hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es ist jetzt einiges gesagt worden. Es ist bewundernswert. Ich muss dem Plenum auch sagen, dass Herr Mag Kowarik ein Apotheker ist, was für die Genauigkeit seiner Arbeit ganz wesentlich ist, denn es geht ja dabei um Leben und Tod. Wahrscheinlich brauchen Sie das hier als Ausgleich, weil so viel Unwahrheiten habe ich von Ihnen noch nie gehört, wie Sie da jetzt gesagt haben. (Beifall bei der SPÖ.) Es ist sensationell.

Sie haben zum Beispiel einiges völlig vergessen. Das ist Ihr Problem. Sie gehen her und stellen Ihr Konzept Westbahnhof vor, sagen überhaupt nicht dazu, mit 20 Milliarden S in zehn Jahren machen wir das. Das steht bei Ihnen im Bezirksentwicklungsplan drinnen. Ihre Fraktion hat alle anderen Vorschläge abgelehnt. Kollege Ellensohn war damals noch gar nicht dabei. 

Und jetzt bitte schön nach der Chronologie. Es gab damals auf Vorschlag der Sozialdemokratie und des damaligen StR Swoboda, eine internationale Jury. Der Baudirektor von Hamburg war der Vorsitzende. Es ging damals um die Frage, inwieweit der Westbahnhof in dieser Art erhalten bleibt oder ob der Zentralbahnhof Wien kommt. Das konnte damals die Bundesbahn noch nicht sagen. Und deswegen war damals die Überlegung, ob eine Platte oder keine Platte kommt. Das war ja eine wesentliche Frage. Weil nämlich auch die Größe des Areals zu berücksichtigen ist und vor allem die zirka 27 Gleisanlagen, die es dort zu überplatten gibt. Und dann kamen die Kosten. StR Swoboda hat gesagt, man soll eher vorsichtig sein, denn die Platte kommt, von verschiedenen Architekten bewertet, auf etwa 25 000 S bis 35 000 S pro Quadratmeter. Und es war daher nicht zumutbar, drauf noch ein Haus zu stellen, wo Leute wohnen: Das war technisch zwar möglich, aber finanziell nicht machbar. Das ist eines der Dinge, die man dazusagen muss. 

Zum Nächsten. Sie haben auch dankenswerterweise die Remise erwähnt, ich weiß nicht, warum Sie mir Hölzln werfen, aber ich danke Ihnen recht schön. Was Sie nicht dazugesagt haben, ist, Sie wollten nämlich in Ihrem Projekt die Remise absiedeln. Das hätten Sie dazusagen müssen. 

Ich habe damals die Damen und Herren der Verkehrsbetriebe gefragt, kein Mensch dort hat gewusst, dass Sie das wollen. Wir wollten überbauen. Sie wollten es wegreißen, wollten die Remise wegnehmen. Das haben Sie gesagt. Kollege Kowarik, lesen Sie Ihre eigenen Konzepte, aber ich komme schon dazu! (Zwischenruf des GR Mag Helmut Kowarik.) Nicht nervös werden! (Zwischenruf des GR Dr Herbert Madejski.) Kollege Madejski, ganz ruhig, ganz locker bleiben. Ich komme schon hin. Keine Frage. 

Aber Sie sollten Ihre eigenen Konzepte lesen, dann würden Sie draufkommen, wie Recht ich habe. Das ist Ihr Problem und Sie kommen nur nicht drauf. 

Sie haben das den Menschen dort nicht gesagt. Und das ist eines der grundlegenden Dinge, zumindest den Betroffenen mitzuteilen, was man vorhat. 

Zum Nächsten. Warum war es beim Westbahnhof so schwierig? - Deswegen, weil die ÖBB dort langfristige Verträge mit Speditionen und auch mit anderen Firmen hat. Es kommt noch etwas dazu. Ich habe damals als Bezirksvorsteher-Stellvertreter einen Brief an StR Swoboda geschrieben, dass wir einer Flächenwidmung dort nicht zustimmen. Und zwar ging es um eine Betonmischanlage, die dort hinkommen sollte. Wir wollten das vehement nicht, dass diese Anlage errichtet wird, weil das Westbahnhofgelände ja verbaut werden sollte. Deswegen wollten wir das nicht haben. Und dann bitte ... (GR Johann Römer: Und was haben Sie dann gemacht? Was?) Ja, Moment, ich sage es Ihnen, bleiben Sie locker. 

Dann bitte war es so, dass die Stadt Wien mit einer Klage bedroht wurde, wenn wir dem nicht zustimmen. Das Gelände ist nämlich Privatgrund der ÖBB. Weil wir das verhindern wollten, hat uns die ÖBB mit einer Klage gedroht! Deshalb mussten wir seinerzeit dem zustimmen, trotzdem wir es nicht wollten. Das dazu, damit Sie es wissen.

Dann kam es in Folge zu weiteren Planungen und Überlegungen. Ihr Projekt, das Sie vorgestellt haben, nämlich von einem Ihnen kompetenten Mann, den Herrn Dipl Ing Pöttinger, haben Sie bei Ihnen hinausgeschmissen, weil er kooperativ und gut war. Den gibt es jetzt bei Ihnen nicht mehr, den haben Sie als Ihren eigenen Klubobmann abgesägt und hinausgeschmissen. Er ist bei Ihnen nicht mehr Bezirksrat, weil er kooperativ und gut mitgearbeitet hat. Und genau das ist das Problem! Ihr Projekt, das von Ihnen vorgestellt wurde, war das siebente Projekt, das habe ich Ihnen damals auch gesagt. Ihre Fraktion war damals einer der vehementesten Verfechter der Überplattung! 

In Folge sind dann auch Sie draufgekommen und haben Nein gesagt, das machen wir nicht, weil anderes günstiger ist. Man muss am gewachsenen Grund bauen, damit es für die Menschen auch leistbar ist. Das war jetzt die Frage. Und wir haben immer wieder die Bevölkerung, auch BV Huber hat immer wieder die Bezirksvertretung über Gespräche mit der ÖBB informiert. Es ist überhaupt nicht an der Stadtverwaltung gelegen, sondern an der ÖBB selbst. Bis vor kurzem wusste man nicht, ob es einen Zentralbahnhof geben wird, der Westbahnhof verkleinert oder Endbahnhof bleibt.

Noch etwas ist dazugekommen. Noch eine Frage war offen, nämlich der Post, die es ebenfalls dort gibt und die bei der Bebauung eine wesentliche Rolle spielt. Die Entscheidung der Absiedlung ist daher nicht unwesentlich.

Es gäbe noch viele andere Dinge zu beantworten, die Sie gesagt haben, aber in der späten Stunde - und wie wir gerade gehört haben, mehr als 40 Stunden sind wir schon da - will ich nicht mehr darauf eingehen. Aber vielleicht habe ich noch ein anderes Mal die Möglichkeit. 

Aber, Kollege Kowarik, ich würde schon meinen, wenn Sie schon darüber reden, dann bleiben Sie bitte schon ein bisschen bei der Wahrheit! Das würde das Ganze enorm erleichtern! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau StRin Landauer gemeldet. (GR Johann Hatzl: Sie auch noch?

StRin Karin Landauer: Sie werden es nicht für möglich halten, Herr Präsident. 

Herr Kollege Zimmermann ... (GR Harry Kopietz: Ich war es!) Verzeihung, Herr Kopietz, ich höre wahrscheinlich schon schlecht. Sie haben gesagt, wir sollen bei der Wahrheit bleiben. Ich glaube, Sie sollten bei der Wahrheit bleiben! 

Herr Dipl Ing Manfred Pöttinger ist weder von uns hinausgeschmissen worden noch sonst welche Unsinnigkeiten, sondern Herr Dipl Ing Manfred Pöttinger ist nach Salzburg gegangen und hat daher anständiger Weise das Bezirksratsmandat nicht angenommen und hat auch nicht mehr kandidiert. (Beifall bei der FPÖ. - GR Paul Zimmermann: Aber Sie haben ihn ja hinausgeschmissen!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich erlaube mir zuerst einmal noch auf die Frage bezüglich der Wettbewerbsordnung der Architekten einzugehen, denn eine Sache muss uns auch bewusst 

sein, dass nämlich nicht alle Teile der Wettbewerbsordnung der Architekten der EU-Konformität entsprechen und daher kann man bei diesen Punkten, wo sie problematisch ist, nämlich bei der automatischen quasi Überbindung der Baubetreuung und so weiter, diese Zusage nicht geben. Aber ich kann gleichzeitig hier auch ankündigen, dass diese Problembereiche in nächster Zeit, in dem nächsten halben Jahr, in gemeinsamen Gesprächen zwischen der Stadt Wien und der Architektenkammer auch insofern geregelt werden, dass man hier einen EU-konformen Weg findet, denn auch das entspricht den Notwendigkeiten.

Zu den Fragen 15. Bezirk möchte ich gerne eine Anmerkung zum Kollegen Kowarik machen: Das Technische Museum liegt im 14. Bezirk! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Sonst erlaube ich mir darauf hinzuweisen, dass diese Beschlussvorlage über einen Wettbewerb ein wesentlicher Punkt in einer langen Geschichte ist, weil wir ja ohnedies wissen, dass die Stadt Wien leider hier nicht alleine zu entscheiden hat, was dort geschieht, sondern wir haben einen Partner, in diesen Fragen einen schwierigen Partner, nämlich die ÖBB, 

immer mit uns mit. Daher bin ich auch sehr froh, dass heute mit dieser Beschlussfassung insofern auch ein Schlussstein in den langen Verhandlungen mit der 

�ÖBB gelegt wird. 

Aber noch viel wichtiger ist, dass dieser Schlussstein ein Beginnstein, ein Grundstein für eine Entwicklung in einem wichtigen Teil Wiens ist, der nicht nur für den 15. Bezirk Bedeutung hat, sondern für den gesamten Westen Wiens, wenn nicht auch für Gesamt-Wien.

In diesem Sinne hoffe ich, dass zugestimmt wird, auch insofern wie es hier in den Redebeiträgen auch angekündigt wurde. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall. Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 19.05 Uhr.)
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